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MOTTO 

»Wahrlich,  es  ist  in  der  Geschichte  unter  dem  Namen  der 
Freiheit  viel  Großes  geschehen,  aber  auch  viel  gesündigt  worden . . , 
Allein  das  Unheil,  welches  das  Wort  in  der  Theorie  angerichtet 
hat,  ist  vielleicht  nicht  geringer.  Unter  dem  Namen  der  Freiheit 
hat  das  menschliche  Denken  auch  die  wunderlichsten  Sprünge 
nicht  gescheut:  kein  Widerspruch  war  zu  grell,  keine  Willkür  des 
Behauptens  zu  schroff,  als  daß  sie  nicht  in  diesem  Interesse 
erlaubt  erschienen  wären.  Wie  in  der  politischen  Welt,  so  hat 
auch  in  der  philosophischen  der  Name  der  Freiheit  zur  Bezeich- 
nung verschiedenster  Inhalte  herhalten  müssen,  und  was  »wahre 
Freiheit«  sei,  darüber  ist  in  der  einen  vielleicht  noch  ebenso 
wenig  ausgemacht,  wie  in  der  anderen.« 

Wilhelm  Windelband. 


MEINEN  ELTERN 

UND 

MEINER  FRAU 


Vorwort 


Deutschland  ist  auch  auf  sozialem  Gebiete  das  klassische 
Land  der  Doktrinen.  Nicht  als  ob  diese  nicht  auch  anderswo 
gediehen;  aber  sie  werden  nirgends  so  leicht  wie  hier  geistiges 
Eigentum  weiter  Volkskreise.  Darum  bleiben  sie  doch  meist 
einflußloser  als  in  anderen  Ländern,  in  denen  sie  in  praktischen 
Kompromissen  oft  große  Wirkungen  ausüben.  Bei  uns  herrscht 
die  Doktrin  —  und  dabei  bleibt  es. 

Einmal  schien  es  anders  werden  zu  wollen. 

So  wie  wir  heute  einen  doktrinären  Sozialismus  haben,  so 
hatten  wir  ein  halbes  Jahrhundert  früher  einen  doktrinären  Indi- 
vidualismus, der  auf  dem  Wege  war,  sich  im  Wirtschaftsleben 
und  in  der  Politik  durchzusetzen.  Aber  er  begriff  es  nicht,  daß 
eine  verwirklichte  Doktrin  immer  anders  aussieht,  als  eine 
gedachte,  verwechselte  Logik  mit  Politik  und  ging  daran  zu 
Grunde.  Später  machte  er  die  einst  versäumten  Kompromisse  — 
in  seiner  politischen  Verkörperung  als  Liberalismus  —  zu  reichlich 
und  untergrub  sich  damit  wohl  abermals  den  Boden. 

Die  individualistische  Doktrin  in  der  Nationalökonomie  des 
ig.  Jahrhunderts  ist  unter  dem  Namen  Manchestertum  in  argen 
Verruf  gekommen.  Hinter  diesem  Spottnamen,  der  von  den 
Betroffenen  nicht,  wie  das  oft  geht,  stolz  angenommen  sondern 
entrüstet  abgelehnt  wurde,  verbergen  sich  allerhand  unklar  ge- 
lassene Vorwürfe.  Indessen  hat  er  sich  doch  eingeführt.  Aber 
die  Vieldeutigkeit  in  der  Anwendung  des  Wortes  erfordert  eine 
Klärung.  Man  wird  ihm  einen  Inhalt  nur  geben  können  aus  der 
Geschichte  der  Lehre  heraus,  gegen  die  das  Wort  gemünzt  war. 
Dies  ist  der  Zweck  der  folgenden  Abhandlung. 


Daß  die  Darstellung  im  Grunde  fragmentarisch  und  nicht 
so  systematisch  ist,  wie  es  gewünscht  werden  könnte,  Hegt  in  dem 
Umfang  des  Gegenstandes  der  Untersuchung  begründet,  der  ja 
alle  Probleme  des  sozialen  Lebens  berührt.  Doch  wird  sie  den 
hier  gestellten  Zweck  hoffentlich  gleichwohl  erfüllen  und  damit 
sowohl  einem  wissenschaftlichen  wie  einem  allgemeinen  Interesse 
dienen. 

Für  die  Anregung  zu  der  vorliegenden  Arbeit  und  vielfache 
freundliche  Unterstützung  bei  deren  Ausführung  bin  ich  Herrn 
Professor  Dr.  Julius  Wolf  (Breslau)  und  ganz  besonders  Herrn 
Professor  Dr.  August  Oncken  (Bern)  zu  großem  Danke  ver- 
pflichtet. Ferner  ist  es  mir  eine  angenehme  Pflicht,  hier  einer 
Reihe  von  Bibliotheken  zu  danken,  bei  denen  ich  weitgehendstes 
Entgegenkommen  fand,  vor  allem  der  Hamburger  Commerz- 
bibliothek, ferner  den  Bibliotheken  des  Kgl.  Preuß.  Statistischen 
Bureaus  in  Berlin  und  der  Gehe -Stiftung  in  Dresden,  sowie  der 
Stadt-  und  Hochschulbibliothek  und  der  Bibliothek  des  Volkswirt- 
schaftlichen Seminars  in  Bern.  Nur  ein  kleiner  Teil  des  Materials, 
das  ich  dort  für  eine  ursprünglich  umfassendere  Aufgabe  sammeln 
konnte,  kam  in  dieser  Abhandlung  zur  Verwendung,  die  lediglich 
als  eine  Studie,  ein  Beitrag  zu  der  Geschichte  des  wirtschafts- 
politischen Individualismus  aufgefaßt  werden  will. 

Den  hier  nur  gestreiften  philosophisch -ökonomisch -poli- 
tischen Zusammenhängen  tiefer  nachzugehen  und  ihre  Geschichte 
in  größerem  Rahmen  und  systematischer  darzustellen,  will  ich 
später  unternehmen. 

Bern,  im  August  1907. 


Julius  Becker. 
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Einleitung 


Die  vorliegende  Abhandlung,  in  der  die  wesentlichen  volkswirtschaftlich- 
politischen Gedankengänge  der  deutschen  Freihandelsschule  dargelegt  und 
kritisch  betrachtet  werden,  scheint  vorerst  einer  Rechtfertigung  ihres  Titels  zu 
bedürfen.  Denn  das  Wort  »Manchestertum«  —  obwohl  seit  Jahrzehnten  in 
Deutschland  gang  und  gäbe  —  hat  doch  das  wissenschaftliche  Bürgerrecht 
bisher  eigentlich  nur  immer  zwischen  Anführungszeichen  besessen.  Wie  uns 
scheinen  will,  zu  Unrecht.  Denn  es  ist  in  der  gangbaren  Bedeutung  eines 
starren,  einseitigen  Dogmatismus  individualistischer  Wirtschaftspolitik  und  aller 
daraus  gezogenen  Konsequenzen  keineswegs  zu  ersetzen  durch  die  Bezeichnung 
»Freihandelslehre«.  Gerade  die  Anhänger  der  Freihandelsrichtung  in  Deutsch- 
land haben  sich  von  jeher  gegen  die  Bezeichnung  als  Manchesterpartei  gesträubt. 
Und  man  kann  mit  Roscher (i)  diesen  Ausdruck,  wenn  er  als  eine  Kränkung 
empfunden  wird,  ablehnen,  ohne  damit  aber  die  Existenz  eines  Manchestertum s 
wegleugnen  zu  können.  Manchestertum  —  als  die  gerade  innerhalb  der 
deutschen  Freihandelsschule  zum  Dogma  entwickelte  »Lehre  von  Manchester«, 
die  Lehre  vom  wohlfeilen  Einkauf  auf  dem  billigsten  Markt,  erweitert  zum 
Dogma  von  der  Harmonie  aller  Interessen,  von  der  unbedingten  Schädlichkeit 
jeder  Staatsintervention  in  das  Wirtschaftsleben,  emporgehoben  zur  Welt- 
anschauung eines  prinzipiell  antinationalen  Kosmopolitismus,  der  sich  ver- 
wirklicht kraft  des  »ewigen  Gesetzes  der  Kultur«. 

Wie  dieses  Manchestertum  sich  aus  der  von  England  übernommenen 
Lehre  vom  freien  Handel  gerade  in  Deutschland  herausentwickelte,  wo  es  zur 
reinsten  Ausprägung  gelangen  sollte,  obwohl  oder  vielleicht  eben  weil  der 
Boden  für  eine  praktische  Betätigung  hier  ungleich  weniger  bereitet  war  als 
in  England,  das  soll  unsere  Darstellung  zeigen.  Indem  wir  den  theoretischen 
Gehalt  aus  den  Schriften  und  Reden  der  Hauptführer  der  deutschen  Frei- 
handelsschule extrahieren  und  uns,  zur  Erklärung  gleichsam,  wie  diese  vom 
Volke  verstanden  werden  wollten  und  wurden,  auch  auf  die  wesentlichsten 
Erscheinungen  der  zahlreichen  Flugschriften  und  Broschüren  jener  Herrschafts- 
zeit des  zum  Manchestertum  erweiterten  Freihandelsgedankens  in  unseren 
Ausführungen  stützen,  hoffen  wir,  den  Begriff  des  Manchestertums  gleichzeitig 
klarzustellen  und  ihn  von  dem  Odium  eines  kränkenden  Vorwurfs  zu  befreien, 
damit  er  als  Bezeichnung  einer  —  richtigen  oder  falschen!  —  jedenfalls 
konsequent  ausgebauten  Doktrin,  für  die  der  Name  »Freihandelslehre«,  selbst 
im  weitesten  Verstände,  viel  zu  eng  ist,  vielleicht  allgemeine  wissenschaftliche 
Geltung  erlange. 

Becker,  Das  deutsche  Manchestertum.  X 
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Wie  eben  erwähnt,  haben  die  Mitglieder  der  Freihandelsschule  selbst 
gegen  die  Benennung  »Manchesterpartei«  stets  protestiert;  und  so  stark  war 
ihr  Unwille  über  den  Vorwurf,  der  ihnen  mit  jener  Bezeichnung  gemacht 
wurde  und  im  Sinne  derer,  die  sie  anwandten,  auch  gemacht  werden  sollte, 
daß  auf  die  Tagesordnung  des  zwanzigsten  Kongresses  Deutscher  Volkswirte,  (2) 
der  1882  in  Mannheim  stattfand,  als  erster  Beratungsgegenstand  gestellt  wurde: 
»Das  Manchestertum.«  Und  das  Referat  dazu  erstattete  kein  Geringerer  als 
der  langjährige  Vorsitzende  des  Kongresses,  Karl  Braun.  Er  lehnt  die  damals 
eben  üblich  gewordene  Etikette  für  die  deutsche  Freihandelsschule  energisch 
ab  und  meint,  der  Vorwurf  der  Vaterlandslosigkeit,  der  in  jenem  Worte  ent- 
halten sei,  (3)  wiege  nicht  besonders  schwer,  denn  vaterlandslos  und  reichs- 
feindlich sei  ja  der  Reihe  nach  jede  Partei  schon  einmal  genannt  worden. 
Und  wenn  der  »Manchesterpartei«  der  weitere  Vorwurf  gemacht  werde,  sie 
wolle  dem  Staat  eine  Nachtwächterrolle  zuweisen,  so  sei  das  noch  lange  nicht 
so  schlimm,  als  wenn  man  wie  jene,  die  den  Vorwurf  erhöben,  die  Nacht- 
wächter zum  Staat  machen  wolle.  Was  schließlich  die  Herzlosigkeit  des 
Manchestertums  angehe,  so  könnten  sich  die  Freihändler  eben  nicht  zu  der 
Theorie  verstehen,  daß  man,  um  die  Schwachen  zu  schützen,  die  Starken 
auch  schwach  machen  müsse.  Das  käme  darauf  hinaus,  daß  man  allen 
Menschen  das  zweite  Auge  ausstechen  müßte,  weil  eine  große  Anzahl  von 
Menschen  nur  ein  Auge  habe.  »Wenn  wir  —  folgert  Braun  —  dem  Arbeiter 
vor  allem  den  Begriff  der  Selbstverantwortlichkeit  geben,  wenn  wir  ihm  die 
wirtschaftliche  Freiheit  geben,  wenn  wir  ihm  damit  die  Mittel  geben,  sich 
selbst  zu  helfen,  und  w^enn  wir  ihn  darauf  hinweisen,  daß  er  ohne  eigene 
Tätigkeit  nie  etwas  erringen  wird,  dann  tun  wir  viel  besser,  als  wenn  wir  ihn 
vertrösten  auf  ein  Patrimonium  pauperum,  auf  einen  Gnadenschatz  der  Ent- 
erbten, von  dem  wir  nicht  wissen,  woher  er  kommen  soll.« (4)  Aus  diesen 
fast  zornigen  Worten  Brauns  erhellt  aber  doch,  daß,  so  unangenehm  das 
Wort  »Manchesterpartei«  auch  den  Ohren  der  Freihändler  klang,  es  ihnen 
gerade  damals (5)  doch  mehr  darauf  ankam,  ihre  Sache  energisch  zu  ver- 
teidigen, um  vielleicht  den  Umschwung  der  Dinge  noch  aufzuhalten.  So  tritt 
in  der  Rede  Brauns,  sicher  mehr  unwillkürlich  als  in  gewollter  Schärfe,  der 
eigentliche  Manchesterstandpunkt  ziemlich  schroff  hervor,  und  zwar  gerade  in 
der  Frage,  an  der  das  Manchestertum  schließlich  zu  Falle  kommen  sollte. 
»Enterbt,  erklärt  Braun,  ist  eigentlich  kein  Mensch,  denn  es  hat  jeder  von 
seinen  Eltern,  wenn  auch  gerade  keine  Millionen,  so  doch  Verstand  und 
einige  Kenntnisse  geerbt.«  (6)  Das  Rezept  aber,  wie  Verstand  und  Kennt- 
nisse des  einen,  selbst  wenn  letztere  erworben  werden  konnten,  gegen  die 
Macht  ererbter  Millionen  des  anderen  sollen  aufkommen  können,  hat  Braun, 
hat  das  Manchestertum  zu  geben  vergessen.  Die  scharfe  Tonart  der  Rede 
Brauns  wurde  auf  dem  Kongreß  indes  bald  gedämpft.  Gerade  der  Mann, 
der  heute  der  Führer  des  kleinen  Restes  der  einst  so  mächtigen  Freihändler- 
partei ist,  Theodor  Barth,  der  die  alten  Ideale  am  längsten  durch  widrige 
Zeiten  hindurch  treu  bewahrt  hat  —  gerade  er  griff  damals  mäßigend  ein, 
um  nicht  die  schüchternen  Elemente  des  in  seiner  Zusammensetzung  ja  nicht 
mehr  ganz  zuverlässigen  Kongresses  etwa  abzustoßen.  Er  betont  »ausdrücklich, 
daß  das,  was  man  bei  uns  Manchesterpartei  nennt,  unsere  alte  Freihandels- 
schule, prinzipiell  nie  behauptet  hat,  daß  auf  sozialem  Gebiete  alles  in 
schönster  Ordnung  sei«,  und  rettet  mit  diesem  kleinen  dialektischen  Kniff  die 
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Situation  —  denn  das  hat  in  der  Tat  die  Freihandelsschule  niemals  behauptet, 
wie  ihr  verdienstvoller  Kampf  für  Gewerbefreiheit  und  Freizügigkeit  u.  a. 
beweist,  aber  darauf  kommt  es  auch  nicht  an,  sondern  darauf,  daß  sie  das 
Freihandelsprinzip  mit  allen  seinen  Konsequenzen  als  Heilmittel  für  alle 
sozialen  Übelstände  anpries.  Vor  allem  aber  soll  in  jener  Debatte  an  den 
vielfachen  Wandlungen,  welche  die  Freihandelsschule  durchgemacht  habe,  den 
■etwa  nicht  ganz  freihandelsgläubigen  Kongreßmitgliedern  die  Anpassungs- 
fähigkeit des  Prinzips  klargemacht  werden.  Auf  diese  Wandlungen  spielt,  wie 
schon  Barth,  auch  einer  der  ältesten  Freihändler  auf  dem  20.  Kongreß,  Otto 
Wolff,  an,  der  nebenher  aber  die  für  uns  sehr  interessante  Tatsache  erwähnt, 
daß  in  den  fünfziger  Jahren,  also  in  der  Zeit  der  sich  entwickelnden  Macht- 
stellung der  deutschen  Freihandelsschule,  in  ihren  Kreisen  eine  starke  Miß- 
stimmung geherrscht  habe  gegen  den  spezifisch  englischen  Freihandel,  den 
man  verächtlich  »Kattunfreihandel«  genannt  habe.  (7)  Im  Jahre  1882  war 
man  natürlich  von  solcher  Mißstimmung  weit  entfernt  und  hätte  gern  mit  dem 
englischen  »Kattunfreihandel«  vorlieb  genommen.  Fand  doch  zu  dem  Trak- 
tandum  »Das  Manchestertum«  eine  Resolution  des  Geheimen  Oberregierungs- 
rates Engel  einstimmige  Annahme,  die  sich  mit  weniger  begnügt,  und  der  es 
-eben  darauf  ankommt,  alle  früheren  weitergehenden  Bestrebungen  vergessen 
zu  machen  und  die  Freihandelsschule  nur  als  eine  Partei  für  möglichst  freien 
Handelsverkehr  erscheinen  zu  lassen.  Weil  diese  Resolution  (8)  aber  doch  aus- 
drückt, was  die  Partei  selbst  als  Manchestertum  verstanden  wissen  wollte  —  wohl- 
gemerkt immer:  im  Jahre  1882!  —  sei  sie  hier  im  Wortlaut  wiedergegeben: 

»Der  Volkswirtschaftliche  Kongreß  protestiert  mit  aller  Entschieden- 
heit gegen  die  auf  ihn  und  seine  Teilnehmer  angewandte  Bezeichnung, 
Vertreter  des  Manchestertums  zu  sein,  wenn  damit  gemeint  ist,  daß  er 
und  seine  Teilnehmer  Feinde  der  deutschen  Arbeit  und  der  deutschen 
Arbeiter  seien;  der  Kongreß  akzeptiert  dagegen  diese  Bezeichnung  mit 
Genugtuung,  wenn  damit  gemeint  ist,  daß  er  der  freien  Bewegung  des 
Handels  und  der  Gewerbe  Vorschub  leisten,  vor  allem  aber  der  Nicht- 
belastung  der  wichtigsten  Nahrungs-  und  Hilfsstoffe  für  die  Industrie 
mit  Zöllen  und  Steuern  Bahn  brechen  will.« 

Um  diese  zahme  Resolution  aber  auch  den  immer  noch  radikaleren 
Freihändlern  ohne  ein  Opfer  des  Intellekts  annehmbar  zu  machen,  fügte 
Engel  gleich  nach  der  Verlesung  hinzu:  »Wir  verleugnen  deshalb  die  Selbst- 
liilfe  oder  den  Individualismus  keineswegs.  Dies  zu  betonen,  ist  gerade  in 
jetziger  Zeit,  wo  dem  Staatssozialismus  Tür  und  Tor  geöffnet  sind,  um  so 
nötiger.«  Eine  ziemlich  matte  Betonung  der  einst  so  gepriesenen  indivi- 
dualistischen Theorie!  Daraus  wie  aus  der  ganzen  Debatte  des  20.  Kongresses 
über  das  Manchestertum  geht  eben  mit  Sicherheit  dieses  eine  hervor,  daß  die 
deutsche  Freihandelsschule  zwar  1882  im  wesentlichen  nur  als  eine  handels- 
politische Partei  gelten  wollte,  aber  man  ersieht  gleichzeitig,  daß  sie  früher, 
als  sie  auf  der  Höhe  ihrer  Macht  stand,  ganz  andere  Aspirationen  hatte,  und 
daß  jedenfalls  der  Begriff  des  Manchestertums,  den  der  20.  Kongreß  Deutscher 
Volkswirte  in  Mannheim,  am  18.  September  1882,  »mit  Genugtuung«  akzeptiert, 
ein  gegenüber  den  jahrzehntelang  in  der  deutschen  Freihandelspartei  herrschen- 
den, in  ihr  recht  eigentlich  erst  erwachsenen  Anschauungen  sehr  weit  ein- 
geschränkter ist. 

I*  . 
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Um  das  Wesen,  die  Grundanschauungen,  die  Strebungen  und  inneren 
Triebkräfte  einer  Partei  kennen  zu  lernen,  wird  man  sie  nun  natürlich  nicht 
in  der  Zeit  ihres  Niederganges,  sondern  im  Gegenteil  in  der  Zeit  ihres  Auf- 
stieges und  —  beinahe  schon  nur  noch  mit  Vorbehalt  —  in  der  Zeit  ihrer 
Blüte  betrachten  müssen.  So  werden  wir  zur  Erkenntnis  des  Wesens  der 
deutschen  Freihandelsschule  hauptsächlich  ihre  Vorgeschichte  und  ihre  Ent- 
wicklung in  den  vierziger,  fünfziger  und  sechziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts- 
zu  verfolgen  und  die  damals  in  ihr  herrschenden  Ideen  festzustellen  haben. 
Nun  ist  aber  der  Freihandelsgedanke  nicht  in  Deutschland  entstanden,  jeden- 
falls hier  nicht  zuerst  entwickelt  und  zur  wirtschaftlichen  Maxime  gemacht  worden. 
Als  im  Jahre  1847  Berlin  der  erste  deutsche  Freihandelsverein  gegründet 
wurde,  hatte  in  England  die  Anti-Corn-Law-League  eben  bereits  den  entschei- 
denden Erfolg  errungen,  und  zur  Zeit,  als  der  spätere  Führer  der  deutschen 
Freihandelsschule,  Prince  -  Smith,  als  junger  Journalist  nach  Deutschland  kam, 
war  in  Paris  Jean-Baptiste  Say  gestorben,  dessen  Lehren  jenen  und  seine 
Anhänger  nicht  am  wenigsten  beeinflußt  haben.  Der  Freihandelsgedanke,  auch 
in  seiner  zum  allgemeinen  wirtschaftspolitischen  Individualismus  erweiterten 
Form,  hatte  bereits  eine  große  Geschichte,  bevor  er  in  Deutschland  wirksam 
und  werbend  zu  werden  begann.  Auf  diese  gilt  es  daher  vorerst  einen  Blick 
zu  werfen. 


I.  Kapitel 


»Laissez  faire  et  laissez  passer!« 

Kaum  eine  andere  Formel  hat  je  in  einer  Wissenschaft  einen  solchen 
Einfluß  ausgeübt  wie  dieses  Imperativische  Schlagwort  in  der  Nationalökonomie, 
und  kaum  hat  je  ein  geflügeltes  Wort,  dazu  halb  unbekannten  Ursprunges, 
sich  so  energisch  als  wissenschaftliche  und  praktische  Maxime  behauptet,  so 
völlig  nicht  wenige  bedeutende  Geister  in  seinen  Bann  gezogen,  wie  diese 
verblüffend  einfache  Lösung  drängender  volkswirtschaftlicher  Probleme:  laissez 
faire  et  laissez  passer! 

Woher  stammt  nun  jene  Maxime,  die  Freiheit  des  Tuns  und  Lassens 
fordert,  und  die  in  sich  die  ökonomisch  -  politischen  Postulate  der  Gewerbe- 
und  Handelsfreiheit  bis  auf  unsere  Tage  verkörperte?  Wer  hat  diese  Parole 
späterer  großer  Parteien  geprägt,  und  in  welchem  Sinne  hat  sie  ihr  Urheber 
verstanden?  Auf  diese  Fragen  antwortet  uns  erschöpfend  eine  Schrift  August 
Onckens,(g)  nach  der  —  als  der  einzigen  nationalökonomisch -historischen 
Untersuchung  über  diesen  Gegenstand  —  wir  hier  kurz  den  Ursprung  der 
berühmten  Formel,  an  die  sich  der  Begriff  des  Manchestertums  ja  unzertrenn- 
lich heftet,  darlegen  wollen. 

Die  über  den  Ursprung  der  Formel  in  der  Geschichte  der  National- 
ökonomie herrschende  Tradition  war  immer  ziemlich  schwankend  und  nur  in- 
sofern annähernd  einheitlich,  als  sie  fast  überall  in  letzter  Linie  zurückging 
auf  den  französischen  Handelsintendanten  Jacques  Vincent  de  Gournay 
{17 12  — 1759).  Diese  Einheitlichkeit,  die  sich  als  ein  einheitlicher  Irrtum 
charakterisiert,  gründet  sich  wohl  unzweifelhaft  auf  ein  unrichtiges  Zitat 
J.  B.  Says,  das  dieser  große  Verächter  der  Wissenschaftsgeschichte  (10)  im 
Anhang  seines  Cours  complet  dEconomie  Politique  pratique  (1828  — 1829) 
gibt.  Er  beruft  sich  da  auf  Turgots  Eloge  de  Gournay.  Nun  geht  die 
Meinung  Turgots  allerdings  dahin,  daß  Gournay s  ökonomischer  Standpunkt 
mit  dieser  Maxime  übereinstimme;  doch  sagt  er  nichts  von  einer  Urheber- 
schaft Gournays.  Dagegen  findet  sich  bei  ihm  der  Satz:  »On  sait  le  mot  de 
Mr.  Legendre  ä  Mr.  Colbert:  laissez -nous  faire.«  Es  ist  zu  beachten,  daß 
abgesehen  von  weiteren  Umständen  damit  nur  erst  der  eine  Teil  der  Formel 
gegeben  ist.  Wer  aber  ist  nun  jener  Legendre?  Wann  hat  er  dieses  Wort, 
und  bei  welcher  Gelegenheit,  dem  Minister  Ludwigs  XIV.  gesagt?  Und  woher 
endlich  stammt  der  zweite  Teil  dieses  Wortes?  Die  Antwort  darauf  ist  — 
als  Ergebnis  der  Forschungen  Onckens  —  diese:    Nach  dem  für  Frankreich 
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ungünstigen  Frieden  von  Nymwegen  (1678)  wollte  Colbert  den  Versuch 
machen,  dem  völlig  daniederliegenden  französischen  Gewerbe  aufzuhelfen  und 
berief  um  das  Jahr  1680  eine  Versammlung  von  Kaufleuten  und  Industriellen, 
um  mit  diesen  über  die  Mittel  zur  Hebung  der  Volkswirtschaft  zu  beraten. 
Da  soll  ihm  nun  ein  Kaufmann  Legen dre  auf  die  Frage,  was  man  tun  könne, 
geantwortet  haben:  »Laissez-nous  faire!«  Literarisch  in  der  Form  »laissez 
faire«  und  schon  in  der  heutigen  Bedeutung  findet  sich  die  Maxime  ohne 
Rückbeziehung  auf  Legendre  oder  Colbert,  aber  doch  merkbar  von  außen 
stammend,  bei  einem  Manne,  dessen  Name  in  der  Geschichte  der  National- 
ökonomie bis  zum  Erscheinen  von  Onckens  angeführter  Schrift  so  unbekannt 
war,  daß  ihn  der  Dictionnaire  de  l'Economie  Politique  par  Coqueiin  et  Guillaumin 
nicht  einmal  nennt,  bei  dem  Marquis  d'Argenson.  (i  i)  Und  zwar  tauchte  es 
zuerst  auf  in  dessen  handschriftlich  verbreiteten  Memoiren,  um  das  Jahr  1736, 
und  dann  in  einer  anonym  erschienenen  Abhandlung  des  Journal  (Economique 
vom  Jahre  1751,  deren  Verfasser  ebenfalls  d'Argenson  ist.  Ein  Schlagwort, 
das  bis  in  unsere  Zeiten  hinein  der  treue  Begleiter  unserer  Maxime  ist,  das 
Wort  »pas  trop  gouverner«  erweist  sich  übrigens  als  gleichfalls  von  d'Argenson 
herstammend,  der  zwar  diese  abgekürzte  Form  nicht  kannte,  sich  aber  aus- 
drücklich zur  Urheberschaft  der  sich  bei  ihm  mehrfach  wiederholenden  Maxime 
bekennt:  »Pour  mieux  gouverner,  11  faudrait  gouverner  moins.«  Unter  diesem 
Titel  hat  er  sogar  eine  Abhandlung  über  politische  und  administrative  Maß- 
nahmen geschrieben,  in  der  er  den  Gedanken  entwickelte,  alles  Unheil  komme 
von  der  Sucht  des  monarchischen  Staates,  zuviel  regieren  zu  wollen. 

Bei  den  Physiokraten,  speziell  bei  Quesnay,  in  dessen  Maximes  auch 
das  uns  hier  beschäftigende  Wort  seinen  Platz  gehabt  hätte,  findet  es  sich 
gleichwohl  nicht.  Damals  herrschte  die  von  Mirabeau  aus  dem  Italienischen 
irdendwo  aufgegriffene  Sentenz  »II  mondo  va  da  se«,  »le  monde  va  de  lui 
meme«,  die  zuerst  in  der  1763  erschienenen  Philosophie  rurale  auftaucht,  und 
die  Mirabeau  dort  »mot  d'un  grand  sens«  nennt. 

In  ihrer  heutigen  Form  endlich  erscheint  die  zur  dauernden  Existenz 
berufene  Maxime  im  Jahre  1768,  also  beinahe  ein  Jahrhundert  später  als  der 
erste  Teil,  und  zwar  im  Februarheft  der  von  Dupont  de  Nemours  redigierten 
Monatsschrift  Ephemerides  du  Citoyen.  Daselbst  sagt  in  einem  Aufsatz  »La 
depravation  de  l'ordre  legal«  der  anonyme  Verfasser,  der  kein  anderer  als  der 
Marquis  Victor  de  Mirabeau  ist,  über  die  Freiheit  des  Getreidehandels,  daß  end- 
lich auf  diesem  Gebiete  das  Morgenrot  der  Wahrheit  die  Dunkelheit  des  Irrtums 
durchbrochen  habe.  Ein  Mann,  dessen  Name  nicht  verloren  gehen  dürfe 
(Herbert),  habe  in  seinem  Essay  sur  la  police  des  grains  den  ersten  Stoß  zur 
Durchbohrung  des  Irrtums  getan.  Und  dann  heißt  es  wörtlich  weiter:  »Un 
autre,  plus  ardent  encore,  sut  dans  le  sein  du  commerce,  oü  il  avait  ete  eleve, 
puiser  ses  verites  simples  et  naturelles,  mais  alors  si  etrangeres,  qu'il  exprimait 
par  ce  seul  axiome  qu'il  eut  voulu  voir  grave  sur  toutes  les  barrieres  quelconques 

laissez  faire  et  laissez  passer. 

Re^ois,  6  excellent  Gournay,  cet  hommage  dü  ä  ton  genie  createur  et  propice, 
ä  ton  coeur  droit  et  chaud,  ä  ton  äme  honnete  et  courageuse!» 

Wird  auch  hier  wiederum,  wie  stets  in  der  Folgezeit,  die  ganze  Maxime 
Gournay  zugeschrieben,  so  kennen  wir  doch  bereits  den  älteren  Ursprung  des 
ersten  Teiles  und  können  mit  Oncken  nur  annehmen,  das  Gournay  diesem 
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gelegentlich  den  zweiten  Teil  hinzufügte  und  so  in  den  Ruf  des  Schöpfers 
der  ganzen  Formel  gekommen  ist.  Mirabeau  stimmt  an  der  zitierten  Stelle 
noch  weiter  das  Lob  Gournays  an,  den  er  nur  bedauert,  weil  er  »die  jetzigen 
Fortschritte  des  Lichtes«  nicht  mehr  schauen  könne. 

So  trat  also  die  Maxime  »laissez  faire  et  laissez  passer«  im  Jahre  1768 
ins  Leben,  um  seit  dieser  Zeit  nicht  mehr  zu  verschwinden.  Der  Natur 
solcher  geflügelten  Worte  entspricht  es,  daß  sie  sich  weniger  in  der  wissen- 
schaftlichen Literatur  als  vielmehr  in  der  Journalistik,  in  der  für  den  Tag 
geschriebenen  Broschürenliteratur,  ja  noch  mehr  wohl  im  mündlichen  Aus- 
tausch der  Gedanken,  in  Reden  usw.  finden.  Das  trifft  denn  auch  auf  unsere 
Formel  zu,  die  gleichsam  unsichtbar  durch  das  Jahrhundert  schritt  —  denn 
nur  selten  wird  sie  wirklich  genannt  —  und  die  gleichwohl  einen  zauberhaften 
Einfluß  übte.  Aus  den  hochtrabenden  Worten,  mit  denen  der  Marquis  de 
Mirabeau  sie  einführte,  erhält  man,  wie  Oncken  treffend  bemerkt,  »bereits  ein 
Vorgefühl  von  der  Rolle,  welche  das  Schlagwort  in  der  Folge  spielen  sollte«.  {12) 

Betrachten  wir  nun  in  Kürze  die  Hauptzüge  der  Geschichte  jener  Lehre, 
die  sich  an  unsere  Formel  knüpft,  in  den  beiden  Ländern,  in  denen  sie  früher 
als  in  Deutschland  eine  breitere  Ausbildung  fand,  in  Frankreich  und  vor  allem 
in  England,  das  diese  Lehre  ja  auch  zuerst  zur  praktischen  Durchführung  in 
weitestem  Maße  brachte  und  sie  dadurch  in  der  ganzen  Welt  zu  hohem 
Ansehen  kommen  ließ. 

Entgegen  der  allgemeinen  Meinung,  daß  die  Physiokraten  zuerst  das 
Prinzip  des  freien  Handels  aufgestellt  hätten,  für  welches  das  Laissez  faire  et 
laissez  passer  vorzüglich  angewendet  wwde  und  wird,  haben  wir  in  dem  oben 
genannten  Marquis  d'Argenson  nicht  nur  den  Schöpfer  des  Wortes,  sondern 
zugleich  den  ersten  Vertreter  der  Idee,  den  ersten  wirklichen  Freihändler,  und 
—  wenn  diese  anachronistische  Vorwegnahme  gestattet  ist,  —  den  ersten 
»Manchestermann«.  Oncken  charakterisiert  ihn,  indem  er  sagt:  »Bei  d'Argen- 
son schlägt  der  Geist  des  ancien  regime  in  den  vollendeten  Radikalismus  um.«  {13) 
Und  zwar  ist  es  nicht  nur  Radikalismus  auf  politischem  Gebiete,  wofür  der 
oben  erwähnte  Satz  von  der  Regierungssucht  des  Staates  typisch  ist,  sondern 
überhaupt  auf  allen  Gebieten  der  menschlichen  Betätigung,  besonders  in 
ökonomischer  Hinsicht.  Freiheit  ist  das,  was  er  überall  fordert;  sein  Ideal 
sind  die  kleinen  griechischen  Republiken  des  Altertums  und  zu  seiner  Zeit 
die  Schweiz  und  Holland,  denn  nur  da  gedeihe  die  politische  Freiheit  und 
durch  sie  und  mit  ihr  auch  materieller  Wohlstand.  Er  ist  der  ausgesprochenste 
Gegner  der  Merkantilisten,  deren  Unterscheidung  von  Aktiv-  und  Passivhandel 
er  nicht  mitmacht.  Jeder  Handel  ist  nach  ihm  gleich  vorteilhaft  für  beide 
Teile.  Die  Regierung  hätte  niemals  über  diesen  Gegenstand  nachdenken 
sollen,  meint  er,  dann  wäre  sie  wenigstens  nie  auf  das  falsche  Prinzip 
gekommen,  sich  in  diese  Dinge  einmischen  zu  müssen.  Durch  das  Nach- 
denken darüber  hätten  die  Staatsmänner  sich  das  Gehirn  ausgehöhlt  und  dem 
Volke  das  Grab.  Die  Welt  sei  so  geordnet,  daß  der  Fortschritt  sich  ganz 
von  selber  vollziehe.  Alles  wäre  im  natürlichen  Zustande  in  schönster  Har- 
monie, wenn  nicht  durch  das  unglückselige  Eingreifen  des  Staates  der  Neid 
und  die  Handelseifersucht  die  Völker  überkommen  hätten.  Sogar  für  die 
Hungersnöte  macht  d'Argenson  den  Staat  bezw.  dessen  unerwünschte  Hilfe 
verantwortlich,  indem  er  der  Meinung  ist,  die  ausgezeichnetste  Regierungs- 
kunst eines  Staates  könne  niemals  auf  bessere  Weise  den  Markt  mit  Lebens- 
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mittein  versorgen  als  der  natürliche  Eigennutz  der  Kaufleute.  Wenn  jeder  für 
sich  sorge,  jeder  sich  selber  auf  ehrliche  Weise  zu  bereichem  trachte,  so  sorge 
er  dadurch  auch  am  besten  für  die  anderen.  Durch  das  falsche  Eingreifen 
der  Regierungen  sei  erst  die  Meinung  auf  die  Welt  gekommen,  daß  jeder  nur 
auf  Kosten  des  anderen  gewinnen  könne.  »Detestable  principe  que  celui  de 
ne  vouloir  notre  grandeur  que  par  l'abaissement  de  nos  voisins!  II  n'y  a  que 
la  mechancete  et  la  malignite  du  coeur  de  satisfaites  dans  ce  principe,  et 
l'interet  y  est  oppose.    Laissez  faire,  morbleu!  laissez  faire!!« 

Wir  finden  also  hier  in  diesen  nach  Onckens  Berechnung  um  das  Jahr 
1736  geschriebenen  Pensees  sur  la  reformation  de  rEtat(i4)  des  Marquis 
d'Argenson  bereits  die  vollendet  ausgebaute  Lehre  des  Laissez  faire,  getragen 
von  derselben  Weltanschauung  wie  bei  den  späteren  Vertretern  dieser  Lehre, 
der  Anschauung  von  der  Harmonie  aller  Interessen  und  von  dem  sich  von 
selbst  vollziehenden  Fortschritt  der  Welt. 

Ein  zweiter  vorphysiokratischer  Freihändler  ist  der  gleichfalls  oben 
genannte  Comte  de  Mirabeau,  »l'ami  des  hommes«,  wie  er  sich  oft  nach  dem 
Titel  seines  bekanntesten  Werkes  nannte.  Der  König  von  Frankreich  sollte 
nach  ihm  der  Welt  einen  allgemeinen  Brüderlichkeitsvertrag,  den  traite  de 
fraternite,  geben,  der  die  Unterdrückung  aller  Ausfuhr-,  Einfuhr-  und  Durch- 
fuhrzölle für  alle  Waren  dekretieren  sollte.  Im  Lande  selbst  vollkommene  und 
absolute  Freiheit,  und  ebenso  allgemeine  Freiheit  zwischen  allen  Ländern,  ein 
freier  und  brüderlicher  Verkehr  aller  Völker  —  das  ist  Mirabeaus  Plan  für 
die  Wohlfahrt  der  Menschheit.  Begreiflich  also,  daß  er  später  Gournay  und 
dessen  Maxime  so  verherrlicht,  wie  wir  oben  sahen.  Dabei  ist  zu  bemerken, 
daß  in  Wahrheit  Gournay  gar  nicht  den  radikalen  Standpunkt  der  absoluten 
Zollosigkeit  einnahm,  sondern  mehr  einer  gemäßigt  merkantilistischen  Auffassung 
zuneigte.  ( 1 5) 

Der  Freihandelslehre  begegnen  wir  dann  wieder  bei  den  Physiokraten, 
die  ja  sogar  als  ihre  Begründer  gelten,  oder  richtiger  bei  dem  Physiokraten, 
Fran9ois  Quesnay.  Zunächst  freilich  scheint  aus  dem  System  Quesnays,  in 
dem  der  Ackerbau  die  einzige  Quelle  des  Reichtums  ist,  das  Freihandels- 
prinzip nicht  recht  ersichtlich  zu  sein;  aber  aus  dem  das  ganze  System 
beherrschenden  teleologischen  Geist,  aus  dem  sich  an  den  verschiedensten 
Stellen  kundgebenden  Vertrauen  in  den  ordre  naturel,  dessen  Gesetze  man 
nur  erforschen  solle,  in  den  aber  menschliche  Autoritäten  nicht  eingreifen 
sollten  —  daraus  spricht  unzweifelhaft  eine  stark  freihändlerische  Tendenz. 
So  radikal  wie  d'Argenson,  der  die  Waren  »frei  wie  die  Luft  und  das  Wasser« 
über  die  Grenzen  passieren  lassen  will,  kann  Quesnay  allerdings  nicht  sein, 
denn  »alles,  was  dem  Ackerbau  schädlich  ist,  das  schadet  auch  der  Nation 
und  dem  Staate«.  Da  nun  ein  absolut  freier  Handel  stets  wenigstens  die 
Gefahr  in  sich  birgt,  dem  Ackerbau  möglicherweise  zu  schaden,  durch  Ein- 
fuhr großer  Mengen  ausländischer  Lebensmittel  oder  Rohstoffe,  so  ergibt  sich 
daraus  eine  beträchtliche  Einschränkung  des  reinen  Freihandelsprinzips.  In 
Frankreich  selbst  hat  auch  die  Freihandelslehre  der  späteren  Physiokraten,  die 
weit  über  Quesnay  hinausgingen,  kein  großes  Ansehen  gewonnen,  weil  die 
wirtschaftliche  Lage  des  Landes  freihändlerische  Reformen  nicht  vertrug,  wie 
der  unter  Mitwirkung  des  Physiokraten  Du  Pont  de  Nemours  abgeschlossene 
Eden -Vertrag  bewies,  der  Frankreich  nur  deshalb  keinen  allzu  großen  Schaden 
bereiten  konnte,   weil    die  große    Revolution    ihn    nach    kaum    fünf  Jahren 
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aufhob.  Aber  auch  der  Zolltarif  vom  15.  März  1791,  der  relativ  frei- 
händlerichen  Charakter  hatte  (wie  ja  bereits  durch  das  Dekret  vom  5.  No- 
vember 1790  alle  inneren  Zollschranken  gefallen  waren),  war  nicht  von  langer 
Dauer.  Die  Revolutionskriege  brachten  bald  neue  Beschränkungen,  und  als 
dann  am  Anfang  des  ig.  Jahrhunderts  Napoleon  I.  die  Kontinentalsperre  zu 
Englands  Vernichtung  verschrieb,  da  war  von  Freihandel  in  der  Praxis  nicht 
mehr  die  Rede,  und  nur  von  außen  her  ist  der  Freihandelsgedanke  wieder 
nach  Frankreich  gekommen. 

Adam  Smith  gewann  Anhänger  in  Frankreich,  die  seine  Gedanken  bis 
ins  Extrem  fortführten,  so  Jean  -  Baptiste  Say  (1767  — 1832),  (16)  der  sich  mit 
seinen  freihändlerischen  Lehren  und  Forderungen  in  den  schärfsten  Gegensatz 
zu  der  Regierung  Napoleons  stellte.  Es  ist  zu  bekannt,  um  hier  näher  aus- 
geführt zu  werden,  wie  Say,  den  Gegner  spöttisch  den  »politisch  -  ökonomischen 
Papst«  nannten,  den  List  als  »vulgarisateur«  der  Lehren  Smiths  bezeichnete, 
mit  seinen  abstrakten,  jede  historische  Auffassung  weit  abweisenden  Theorien 
das  gesamte  ökonomische  Denken  seiner  Zeit  beherrschte.  Says  Theorie  der 
Absatzwege  hatte  zum  Mittelpunkt  den  von  allen  Seiten  gleich  frei  beschickten 
Weltmarkt.  Jeder  Produzent  ist  zugleich  der  Konsument  für  ein  anderes 
Land,  jeder  Käufer  zugleich  Verkäufer  und  umgekehrt,  so  daß  ein  Konflikt  der 
Interessen  gar  nirgends  entstehen  kann.  Freilich  trat  Say  gerade  vom  Frei- 
handelsstandpunkt aus  energisch  für  Finanzzölle  ein,  anders  als  manche  späteren 
Freihändler;  ja  er  läßt  sogar  für  außergewöhnliche  Fälle  Protektionsmaßregeln 
zu,  wie  Oncken(i7)  eingehend  dargelegt  hat.  So  groß  indessen  sein 
theoretischer  Erfolg  war,  so  war  ihm  ein  Einfluß  auf  die  praktische  Handels- 
politik seines  Landes  nicht  beschieden.  Auch  später  zu  den  Zeiten  Louis 
Philipps  blieben  die  Lehren  eines  freihändlerischen  Triumvirats  ohne  Wider- 
hall. Rossi  (1787  — 1848),  (18)  der  lehrte:  »la  liberte  commerciale  est  le  seul 
principe  que  la  science  puisse  avouer«,  und  der  ein  radikal -freihändlerisches 
Lehrgebäude  aufstellte,  auf  das  sich  noch  später  Dupuit  stützte.  (19)  »Le  Systeme 
prohibitif,  schreibt  Rossi,  perira,  mais  par  le  suicide;  il  mourra  de  ses  propres 
exces«,  und  in  voller  Überzeugung  von  der  Sieghaftigkeit  und  Unbedingtheit  des 
Freihandelsprinzips  ruft  er  aus:  »Produire  sans  acheter,  c'est  vouloir  produire 
Sans  vendre!  Que  ferez-vous  lorsque  les  canaux  que  vous  ouvre  la  consommation 
de  votre  pays  seront  enfin  tous  remplis,  lorsqu'a  la  porte  de  vos  ateliers  et 
Sur  vos  places  publiques  s'agiteront  des  legions  de  travailleurs,  population  que 
vous  avez  stimulee,  que  vous  avez  fait  naitre  en  poussant  les  hommes  dans 
des  industries  factices,  et  en  leur  offrant  l'appät  trompeur  d'une  industrie  pro- 

tegee?  ils  vous  demanderont  du  travail  et  du  pain,  du  travail  qui 

deviendra  tous  les  jours  plus  difficile  ä  trouver,  du  pain  qui  sera  tous  les  jours 
plus  eher.  Et  alors,  ä  moins  que  vous  n'osiez  decimer  cette  population,  il 
faudra  lui  procurer  du  travail  et  du  pain,  en  detruisant  les  barrieres  de  votre 
marche,  en  y  laissant  arriver  l'etranger  avec  ses  produits  ä  bon  compte,  avec 
ses  bles,  ses  vins,  ses  toiles,  que  sais-je?  et  en  meme  temps  avec  ses  demandes 
de  vos  produits  naturels.  Les  monopoles  agricoles,  quoiqu'on  fasse,  tomberont 
les  Premiers;  les  autres  tomberont  peu  ä  peu,  successivement,  par  la  force 
des  choses.«  Wie  man  sieht,  hatte  Says  theorie  des  debouches  nur  allzu 
gelehrige  Schüler  gefunden,  die  natürlich  an  Radikalismus  den  Meister  noch 
weit  überflügeln.  Ein  zweiter,  Charles  Dunoyer  (1786 — 1862),  schrieb  ein 
großes  Werk  De  la  liberte  du  travail,  das  den  Freihandel  im  weitesten  Sinne 
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vertrat  (20),  und  ein  dritter,  Leon  Faucher  (1804 — 1854),  propagierte  den 
Gedanken  einer  »Union  du  Midi«, (21)  eines  großen  Zollvereins,  der  Frank- 
reich, Belgien,  Spanien  und  die  Schweiz  umfassen  und  sich  später  zu  einer 
Zollunion  der  Mittelmeerländer  auswachsen  sollte.  Faucher  erklärt  in  der  Ein- 
leitung zu  der  Buchausgabe  des  genannten  Werkes,  der  von  ihm  entwickelte 
Plan  habe  in  den  fünf  Jahren  seit  seiner  Veröffentlichung  rasch  seinen  Weg 
gemacht.  »Elle  est  aujourd'hui  populaire  et,  pour  ainsi  dire,  ä  l'etat  de  lieu 
commun.  La  presse  quotidienne  s'en  est  emparee,  divers  economistes  en  ont 
propose  de  variantes  .  .  .  il  semble  donc  que  ce  plan  soit  arrive  ä  son  point 
de  maturite,  et  que  l'execution  puisse  commencer.«  (22) 

Allein  das  erwies  sich  als  ein  großer  Irrtum.  Man  wollte  damals  weniger 
als  je  in  Frankreich  vom  Freihandel  etwas  wissen.  Dunoyer  beurteilt  seine 
Zeit  gallig  und  voll  Ironie:  (23)  die  Freiheit,  ja,  die  sei  ein  gutes  Mittel 
gewesen,  als  der  dritte  Stand  noch  von  den  Staatsgeschäften  ausgeschlossen 
war.  Aber  nun  sei  sie  ganz  aus  der  Mode.  Jetzt,  wo  derselbe  dritte  Stand 
seine  politischen  Ziele  erreicht  habe,  da  erstrebe  er  nur  noch  eine  möglichst 
ausgedehnte  staatliche  Bevormundung,  möglichst  hohe  Zolltarife,  Schutz  der 
nationalen  Industrie  und  Organisation  der  nationalen  Arbeit.  Und  dieser  von 
Dunoyer  so  beklagte  Geist  blieb,  da  er  eben  in  den  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen Frankreichs  eine  feste  Grundlage  hatte,  im  französischen  Volke 
auch  dann  lebendig,  als  der  Freihandelsidee  ein  Agitator  größeren  Stils 
erstand. 

Frederic  Bastiat  (1801  — 1850),  dessen  Name  vor  40  Jahren  einer  der 
bekanntesten  in  der  bürgerlichen  Ökonomie  war,  soll  nach  einer  Darstellung 
durch  einen  Zufall  in  die  Bahn  der  Freihandelsagitation  geworfen  worden 
sein.  (24)  Infolge  eines  Streits  in  einem  kleinen  Klub  seines  Wohnortes  Mugron 
am  Adour  wurde  er  auf  die  englische  Freihandelsbewegung  jener  Zeit  auf- 
merksam, und  er,  der  ohnehin  besonders  unter  dem  Einflüsse  von  Say  und 
Dunoyer  gestanden  hatte,  war  natürlich  rasch  für  sie  begeistert.  Sein  neuester 
Biograph,  H.  v.  Deesen,  (25)  schreibt  den  Anstoß  zu  Bastiats  Freihandels- 
agitation allerdings  der  damaligen  elenden  Lage  der  Weinbauern  zu,  die 
besonders  auch  im  Departement  Gironde,  Bastiats  Heimat,  zu  finden  war,  und 
über  die  Bastiat  mehrere  kleine  Schriften  herausgab,  um  die  Weinbauern  über 
ihre  wahren  Interessen  aufzuklären.  (26)  Gleichviel  was  die  Ursache  gewesen 
sei,  jedenfalls  bestärkte  die  englische  Bewegung  Bastiat  mächtig  in  seinen  bis- 
herigen Anschauungen  und  veranlaßte  ihn,  eine  Abhandlung  zu  schreiben 
De  l'influence  des  tarifs  fran^ais  et  anglais  sur  l'avenier  des  deux  peuples, 
die  im  Oktober  1844  im  Journal  des  Economistes  erschien  und  Bastiats  bis 
dahin  ganz  unbekannten  Namen  in  weitere  Kreise  trug.  »Der  Erfolg  dieses 
Artikels  und  die  Aufforderung  der  Redaktion,  ihr  auch  fernerhin  Abhandlungen 
über  volkswirtschaftliche  Gegenstände  zu  senden,  waren  für  Bastiats  weitere 
Wirksamkeit  entscheidend.«  (27)  Bastiat  kam  dieser  Aufforderung  bald  nach 
und  veröffentlichte  im  Journal  des  Economistes  die  erste  Serie  der  Sophismes 
Economiques,  mit  denen  er  den  Versuch  machte,  in  kleinen  literarischen  Auf- 
sätzen dem  französischen  Publikum  die  Idee  der  Handelsfreiheit  beizubringen. 
Indessen  wurden  seine  weiteren  Artikel  nicht  viel  beachtet.  In  einem  Briefe 
an  Cobden  vom  24.  November  1844(28)  klagt  er  diesem,  er  habe  »versucht, 
die  Aufmerksamkeit  auf  Ihre  Proceedings,  worüber  die  französischen  Zeitungen 
ein  berechnetes  und  systematisches  Schweigen  beobachten,  hinzulenken.  Ver- 
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schiedenes  habe  ich  in  den  Journalen  von  Bayonne  und  Bordeaux  veröffentlicht; 
diese  Städte  sind  durch  ihre  natürliche  Lage  sehr  geeignet,  den  Mittelpunkt 
der  Bewegung  zu  bilden.  Vor  kurzem  habe  ich  in  dem  Journal  des  Economistes 
(Nr.  35,  1844)  einen  Artikel  einrücken  lassen,  den  ich  Ihrer  Aufmerksamkeit 
empfehle.  Und  die  Folge?  Die  Pariser  Zeitungen,  denen  unsere  Gesetze  das 
Monopol  der  öffentlichen  Meinung  geben,  haben  die  Erörterung  für  gefährlicher 
gehalten,  als  das  Stillschweigen.  Sie  hüllen  meine  Veröffentlichung  in 
Schweigen,  in  der  Absicht,  mich  auf  diese  Weise  unschädlich  zu  machen. 
Ich  habe  es  versucht,  in  Bordeaux  einen  Verein  für  die  Befreiung  des  Tausch- 
verkehrs zu  gründen.  Mein  Versuch  ist  gescheitert,  weil  man  wohl  Männer 
trifft,  die  ein  gewisses  Maß  von  Freiheit  als  wünschenswert  halten,  aber  keine, 
die  sie  als  Prinzip  auffassen.« 

Hier  finden  wir  den  ökonomischen  und  philosophischen  Standpunkt 
Bastiats  in  nuce  enthalten.  Ihm  war  die  Freiheit  nicht  ein  sondern  das 
Prinzip  schlechtweg;  und  das  ungehemmte  Interesse  der  freien  Persönlichkeit 
ist  ihm  der  sicherste  Hebel  des  Fortschritts.  »Die  Gesellschaft  ist  nichts 
anderes  als  die  Vereinigung  der  einzelnen.  Nun  kann  aber  keine  Gemein- 
schaft als  solche  mehr  Rechte  haben,  als  die  Elemente  besitzen,  aus  denen 
sie  sich  zusammensetzt.  Der  einzelne  darf  nur  in  dem  Fall  gesetzmäßiger 
Verteidigung  von  der  Gewalt  Gebrauch  machen.  Folglich  kann  die  Gesamt- 
heit der  Individuen,  die  Gesellschaft,  der  Staat  (was  dasselbe  ist)  kein  anderes 
Recht  haben,  als  die  Bestrafung  der  Gewalt  und  des  Betruges,  da  der  Staat 
hier  die  einzige  Anwendung  von  seiner  Gewalt  macht,  die  man  als  gesetz- 
mäßige Verteidigung  ansehen  kann.«  (29)  Kann  so  jeder  frei  dem  von  ihm 
erkannten  Interesse  folgen,  so  wird  die  Gesamtheit  dabei  am  besten  fahren. 
Alle  rechtmäßigen  Interessen  sind  harmonisch  —  das  ist  die  Grund- 
idee der  Ökonomischen  Harmonien,  (30)  die  bei  ihrem  Erscheinen  so  großes 
Aufsehen  machten,  und  die  weniger  durch  Prince- Smiths  Übersetzung  als  durch 
Lassalles  berühmte  Streitschrift  gegen  den  »deutschen  Bastiat«,  Schulze -Delitzsch, 
auch  in  Deutschland  zu  großer  Popularität  gelangten.  Kein  Wunder,  daß 
Bastiat  auch  den  Freihandel  als  ein  absolutes  Prinzip  auffaßte  und  ihm  die 
Unbedingtheit  und  Unveränderlichkeit  eines  religiösen  Dogmas  zulegte:  »Libre 
Echange!  C'est  un  de  ces  mots  qui  soulevent  des  montagnes.  II  n'y  a  pas 
de  sophisme,  de  prejuge,  de  ruse,  de  tyrannie  qui  lui  resiste.  II  porte  en  lui 
meme  et  la  demonstration  d'une  Verite,  et  la  declaration  d'un  Droit,  et  la  puissance 
d'un  Principe.«  (3 1)  Hier  bei  Bastiat  findet  sich  also  auch  jener  prinzipielle 
Freihandelsstandpunkt,  der  sich  unabhängig  fühlt  von  praktischen  Verhältnissen, 
wie  er  zur  selben  Zeit  in  Deutschland  entwickelt  und  eigentlich  zur  Blüte 
gebracht  wurde.  Auch  für  Bastiat  war  das  Prinzip  alles,  und  er  konnte  es 
nicht  tief  genug  beklagen,  »de  voir  triompher  Thomme,  qui  represente  ie  fait 
actuel,  et  succomber  le  representant  de  l'idee  generale.«  (32)  Das  Paktieren  mit 
den  gegebenen  Verhältnissen  ist  ihm  ein  Greuel,  und  so  versteigt  er  sich,  um 
ein  markantes  Beispiel  zu  geben,  am  Schluß  der  eben  zitierten  Rede  dazu, 
die  Geschichte  der  Kreuzigung  Christi  heranzuziehen,  zum  Beweise,  wie  oft  der 
Mann  der  gegebenen  Verhältnisse  triumphiere,  der  Vertreter  des  Gedankens 
gekreuzigt  werde  —  aber  wie  der  Gedanke  dann  dennoch  den  schließlichen 
Sieg  errang.  Bastiat  kennzeichnet  sich  somit  als  der  echte  Doktrinär,  und 
Deesen  charakterisiert  seine  Schriften  treffend,  wenn  er  sagt,  daß  ihnen  »nicht 
nüchterne  Zweckmäßigkeitserwägungen,  sondern  die  Forderung  einer  geschlossenen 
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Lebensanschauung  und  die  moralische  Macht  der  festen  Überzeugung,  ja  eines 
fast  mystischen  Glaubens  zugrunde  liegen«.  (33) 

Die  agitatorischen  Erfolge  Bastiats  waren  gleichwohl  nicht  bedeutend, 
weil  der  eine  Mann  in  ganz  Frankreich  allein  blieb,  und  —  wenn  man  auch 
seine  Schriften  literarisch  neben  die  von  Pascal  stellte  —  als  Redner  eben 
doch  nicht  den  gewaltigen  persönlichen  Einfluß  hatte,  der  in  Frankreich  allein 
zu  allen  Zeiten  etwas  vermocht  hat.  Die  praktischen  Konsequenzen  der 
Wirksamkeit  Bastiats  aber  waren  vollends  gleich  null.  Die  Weinhändler  von 
Bordeaux,  die  von  freihändlerischen  Reformen  den  allergrößten  Vorteil  gehabt 
hätten,  glaubten  gleichwohl  bereits  ein  übriges  zu  tun,  wenn  sie  den  damals 
in  Frankreich  einigermaßen  populären  Gedanken  einer  Zolleinigung  Frank- 
reichs mit  Belgien  als  Forderung  aufstellten.  Bastiat,  dem  nur  die  absolute 
reine  Idee  galt,  empfand  diese  Verengung  des  Programms  wohl  als  einen  Ver- 
rat an  der  Sache  und  war  nur  schwer  durch  Cobden  davon  zu  überzeugen, 
daß  eine  ökonomische  Idee  in  Frankreich  die  Kraft  der  englischen  Bewegung 
damals  nicht  besaß.  Doch  auch  in  der  Folge  sollte  Bastiat  allein  stehen. 
Es  wollte  ihm  trotz  unermüdlichster  Agitation  nicht  gelingen,  andere  oder  gar 
die  Massen  für  seine  Idee  zu  begeistern.  Zwar  hatte  er  begriffen,  was  ihm 
Cobden  klarzumachen  suchte,  daß  in  Frankreich  eine  solche  Bewegung  nicht 
wie  in  England  von  unten  nach  oben,  sondern  umgekehrt  von  oben  nach 
unten  gehen  müsse,  und  so  warb  er  selbst  die  Träger  berühmter  Namen  für 
seine  Sache  und  gewann  neben  dem  Maire  von  Bordeaux,  Dufour-Dubergie, 
auch  Männer  wie  Lamartine,  den  Herzog  von  Harcourt,  Berenger  u.  a.  Allem 
hier  machte  sich  ihm,  wie  schon  früher,  der  Mangel  an  größeren  Mitteln  sehr 
unangenehm  bemerkbar.  Am  25.  März  1846  schrieb  er  an  Cobden:  »Wenn 
ich  anstatt  zu  Fuße  von  einem  zum  andern  zu  rennen,  bis  auf  den  Rücken 
hinauf  beschmutzt,  um  den  Tag  über  nur  einen  oder  zwei  zu  treffen  und  dann 
nur  ausweichende  oder  aufschubsuchende  Antworten  zu  erhalten,  sie  in 
einem  vornehmen  Salon  an  meiner  Tafel  vereinigen  könnte,  wieviele  Schwierig- 
keiten würden  hinter  mir  liegen!  Glauben  Sie  mir,  es  fehlt  mir  weder  an 
Kopf  noch  an  Herz.  Aber  ich  fühle,  daß  dieses  stolze  Babylon  nicht  mein 
Platz  ist;  ich  muß  in  meine  Einsamkeit  zurückkehren  und  meine  Mitwirkung 
auf  einige  Journalartikel,  einige  Schriften  beschränken.«  Aber  nicht  Bastiats 
Vermögenslosigkeit  trug  die  Schuld  daran,  daß  die  Freihandelsidee  in  Frank- 
reich keine  Fortschritte  machte.  Es  waren  andere  Ursachen,  die  in  den 
ökonomischen  Verhältnissen  und  dem  ganzen  ökonomischen  Denken  der  Be- 
völkerung wurzelten,  was  Bastiat  übrigens  auch  selbst  schließlich  richtig  erkannte. 
Denn  trotz  der  im  Laufe  des  Jahres  1846  etwas  erstarkenden  Bewegung  fehlte 
dieser  doch  das,  was  sie  in  England  und  später  in  Deutschland  in  hervor- 
ragendem Maße  hatte,  die  rechte  Überzeugtheit  und  Einheitlichkeit.  Marseille 
und  Havre  sonderten  sich  ab  von  der  Pariser  Bewegung,  weil  ihnen  diese 
nicht  praktisch  genug  verfuhr.  Am  25.  Juni  1846  schreibt  Bastiat  an  Cobden 
über  die  in  Frankreich  existierenden  Hindernisse  für  die  Bewegung:  »Wir 
haben  weder  Eisenbahnen  noch  billiges  Porto.  Wir  sind  nicht  an  Beiträge  zu 
öffentlichen  Zwecken  gewöhnt.  Der  französische  Geist  sträubt  sich  gegen  jede 
Art  von  hierarchischer  Gliederung.  Man  ist  imstande,  die  Statuten  eine 
Geschäftsordnung  oder  das  Arrangement  einer  Versammlung  ein  Jahr  lang  zu 
diskutieren.  Endlich,  was  das  Schlimmste  ist,  wir  haben  keine  wahren  Volks- 
wirte.   Ich  habe  nicht  zwei  gefunden,  die  fähig  wären,  die  Sache  und  die 
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Lehre  in  ihrer  ganzen  Richtigkeit  zu  fassen,  und  in  den  Schriften  derer,  die 
sich  hier  Freihändler  nennen,  kommen  die  größten  Irrtümer  und  Schwächen 
vor.  Kommunismus  und  Fourierismus  nehmen  die  Jugend  in  Beschlag,  und 
wir  werden  eine  Menge  von  Außenwerken  zu  zerstören  haben,  bevor  wir  die 
Festung  selbst  nur  angreifen  können.«  Und  ein  andermal  schreibt  er  in 
Anspielung  auf  den  traditionellen  Haß  der  Franzosen  gegen  England:  »Das 
Geschrei  gegen  das  perfide  Albion  erstickt  uns.«  Dabei  fehlt  noch  ein  Haupt- 
grund für  die  Erfolglosigkeit  der  Freihandelsbestrebungen  in  Frankreich,  die 
Abneigung  der  Mehrzahl  der  Abgeordneten,  die  sogar  eine  Mahnung  an  die 
Regierung  hatten  ergehen  lassen,  daß  nur  Protektionisten  zu  Professoren  der 
Nationalökonomie  gemacht  werden  dürften.  Bastiat  rieb  sich  persönlich  in  der 
Agitation  auf,  und  als  die  Februarrevolution  von  1848  abermals  der  franzö- 
sischen Freihandelsbewegung  ein  Ziel  setzte,  verwendete  Bastiat  seine  letzten 
Kräfte  auf  die  Bekämpfung  der  sozialistischen  Ideen,  in  denen  er  mit  Recht 
die  schärfsten  und  gefährlichsten  Gegner  seiner  Lehren  erkannte.  Ende  des 
Jahres  1850  starb  er,  und  mit  ihm  die  französische  Freihandelsbewegung; 
denn  wenn  auch  Michel  Chevalier,  der  Freund  und  volkswirtschaftliche 
Berater  Napoleons  III.,  und  ein  anderes  Mitglied  der  Regierung,  Sainte  Beuve, 
freihändlerisch  gesinnt  waren,  so  gelang  es  doch  nicht,  die  öffentliche  Meinung 
zu  bekehren.  Im  Jahre  1855  erklärte  die  Regierung,  sie  »verwerfe  das  Prinzip 
des  Freihandels  als  unverträglich  mit  der  Unabhängigkeit  und  Sicherheit  einer 
großen  Nation,  als  unanwendbar  auf  Frankreich  und  verderblich  für  die 
wichtigsten  Industrien«.  (34)  Und  diese  Meinung  ist  in  Frankreich  trotz 
einiger  freihändlerischen  Anläufe,  welche  die  napoleonische  Regierung  auf  eigene 
Faust  mittels  eines  Handelsvertrages  mit  England  und  Preußen  unternahm,  die 
in  der  Praxis  herrschende  geblieben.  Die  theoretischen  Nationalökonomen  sind 
großenteils  in  Frankreich  überzeugte  Freihändler,  die  Societe  d'economie  poli- 
tique  ist  ihre  Vertretung,  das  Journal  des  Economistes,  der  Economiste  Fran^ais 
und  der  Monde  Economique  huldigen  freihändlerischen  Anschauungen,  aber 
populär  sind  diese  selber  in  Frankreich  niemals  gewesen  und  bis  heute  nicht 
geworden,  und  auch  auf  das  Ausland  haben  speziell  die  französischen  Frei- 
handelstheoretiker trotz  des  großen  Ansehens,  das  Say  und  Bastiat  genossen, 
nur  wenig  eingewirkt. 

Ein  ganz  anderes  Bild  bietet  uns  England  dar.  Dort  hatten  Jahrzehnte 
hindurch  leidenschaftliche  Klassenkämpfe  zwischen  der  alten  Grundbesitzer- 
aristokratie und  dem  neu  emporkommenden  Industrie-  und  Handelskapital 
geherrscht.  Im  Hause  der  Lords  sowohl  wie  im  Unterhause  herrschte  un- 
umschränkt das  Grundeigentum,  und  seine  Interessen  waren  tonangebend  für 
jede  gesetzgeberische  Maßnahme.  Alle  Verwaltungsämter  von  den  höchsten 
bis  zu  den  untersten  Stellen  waren  mit  Individuen  besetzt,  auf  die  sich  die 
Großgrundbesitzerklasse  verlassen  konnte.  »Wer  mitreden,  mittaten  wollte, 
mochte  er  der  größte  Fabrikant,  der  reichste  Kaufherr,  der  volkstümlichste 
Mann  sein,  der  mußte  sich  ausweisen  mit  dem  Kennzeichen,  das  ihn  der 
Aristokratie  nicht  ebenbürtig,  aber  im  Punkte  des  Besitzstandes  ihr  gleichartig 
erwies,  mit  Grundeigentum.«  (35)  Aber  naturgemäß  waren  es  nur  die  aller- 
reichsten  Großherren  des  internationalen  Handels,  die  sich  so  mit  den  Lords 
in  die  Herrschaft  teilten.  Die  große  Masse  der  Handeltreibenden  stand  abseits 
neben  einer  immer  größer  werdenden  Bevölkerungsklasse,  die  in  den  Manu- 
fakturgewerben und  den  großen  aufblühenden  Industrien  zu  finden  war.  Diese 
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großen  Klassen  sahen  ihre  Interessen  nicht  nur  unvertreten  in  den  Parla- 
menten, sie  sahen  die  Staatsmaschinerie  lediglich  für  jene  Grundbesitzerklasse 
arbeiten.  Es  gab  keinen  Gegenstand,  von  dem  nicht  zugunsten  dieser  Klasse 
ein  Zoll  erhoben  worden  wäre.  Die  Getreidepreise,  die  hauptsächlich  infoige 
der  Lahmlegung  des  Ostseehandels  und  der  Abschließung  der  Vereinigten 
Staaten  zu  einer  wahren  Notstandshöhe  emporgeschnellt  waren,  durften  nach 
dem  Willen  jener  Kreise  nun  natürlich  nicht  plötzlich  sinken;  und  diesem 
Zwecke  mußten  die  berühmten  Korngesetze  dienen,  die  den  Großgrundeigen- 
tümern den  Fortbestand  der  unnatürlich  gewachsenen  Rente  sicherten. 

So  war  es  erklärlich,  daß  Handel  und  Industrie  als  eine  der  zunächst 
abstellbaren  Ursachen  ihrer  bedrängten,  einflußlosen  Lage  die  Existenz  einer 
Anzahl  von  Zöllen  erkannten,  die  teils  den  Handel  mit  dem  Auslande  stark 
erschwerten  oder  unmöglich  machten,  teils  die  Lebenshaltung  unerträglich  ver- 
teuerten, und  daß  sie  darauf  bedacht  waren,  sich  zunächst  hier  einmal  Luft 
zu  verschaffen.  Und  so  tritt  uns,  fast  nur  aus  den  unmittelbarsten,  drängend- 
sten Lebensbedürfnissen  einer  immer  größer  werdenden  Klasse  erwachsen,  im 
Jahre  1820  die  an  das  Parlament  gerichtete  Petition  Londoner  Kaufleute  ent- 
gegen, die  Verträge  mit  den  fremden  Staaten,  aber  auch  nötigenfalls  einseitige 
Herabsetzung  der  Einfuhrzölle  fordert.  Dieses  Dokument  ist  historisch  so 
interessant,  daß  es  in  seinem  ganzen  Umfange  hierhergesetzt  werden  soll:  (36) 

»Der  auswärtige  Handel  trägt  in   hohem  Grade  zum  Wohlstande  und 
Gedeihen  eines  Staates  bei,  indem  er  die  Mittel  darbietet,  diejenigen  Güter 
einzuführen,   zu   deren   Erzeugung   Klima,    Boden,    Capitalien    und  Industrie 
anderer  Länder  sich  am  besten  eignen,  und  dagegen  diejenigen  Artikel  aus 
zuführen,  für  welche  er,  der  Staat  selbst,  besser  geschickt  ist. 

»Freiheit  von  Beschränkungen  wird  aber  dem  auswärtigen  Handel  die 
grösste  Ausdehnung  und  dem  Capital  wie  der  Industrie  des  Landes  die  beste 
Richtung  geben. 

»Der  Grundsatz,  auf  dem  wohlfeilsten  Markte  zu  kaufen  und  auf  dem 
theuersten  zu  verkaufen,  wonach  ein  jeder  Kaufmann  sich  bei  seinen  Privat- 
geschäften richtet,  findet  auch  als  die  beste  Regel  für  den  Handel  der  ganzen 
Nation  ihre  x\nwendung. 

»Eine  auf  solchen  Grundsätzen  ruhende  Handelspolitik  würde  den  Welt- 
handel zu  einem  Austausch  gegenseitiger  Vorzüge  machen  und  den  Wohlstand 
wie  die  Genüsse  eines  jeden  einzelnen  Volkes  erhöhen. 

» Unglücklicher  Weise  aber  war  und  ist  die  von  unserer  und  jeder  andern 
Regierung  ergriffene  Handelspolitik  das  gerade  Gegenteil  von  dem  Allen,  indem 
eine  jede  versucht,  die  Producte  anderer  Länder  auszuschliessen,  in  der  wohl- 
gemeinten Absicht  und  aus  dem  anscheinend  guten  Grunde,  die  Production 
des  eigenen  Landes  zu  beschützen,  wodurch  die  große  Masse  der  Einwohner, 
d.  h.  die  Consumenten,  gezwungen  werden,  sich  Entbehrungen  in  der  Menge 
wie  in  der  Güte  der  Gegenstände,  deren  sie  bedürfen,  aufzuerlegen,  und  wo- 
durch das,  was  die  Quelle  der  Harmonie  und  gegenseitiger  Befriedigung  unter 
den  Staaten  sein  sollte,  zu  einer  stets  wiederkehrenden  Veranlassung  von  Eifer- 
sucht und  Feindseligkeit  wird. 

»Die  herrschenden  Vorurteile  zu  Gunsten  eines  Schutz- oder  Beschränkungs- 
Systemes  lassen  sich  auf  die  irrige  Voraussetzung  zurückführen,  dass  eine  jede 
Einfuhr  fremder  Waaren  in  demselben  Verhältniss  die  eigene  Production  ver- 
mindere oder  zurückhalte;  wogegen  es  sich  klärlich  beweisen  lässt,  dass,  wenn 
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auch  die  besondere  Art  der  Production,  welche  eine  unverhinderte  fremde 
Concurrenz  nicht  zu  bestehen  vermöchte,  fallen  würde,  doch,  da  keine  Em- 
fuhr  auf  die  Dauer  ohne  eine  entsprechende  unmittelbare  oder  mittelbare  Aus- 
fuhr bestehen  kann,  eben  diese  Ausfuhr  andere  Arten  der  Production  hervor- 
rufen müsse,  für  welche  das  eigene  Land  besser  geschickt  ist,  worin  sich  die 
Gelegenheit  zu  einer  mindest  eben  so  grossen,  vermuthlich  aber  grösseren  und 
jedenfalls  vortheilhafteren  Verwendung  der  eigenen  Capitalien  und  Arbeitskräfte 
darbieten  würde. 

»Von  den  zahlreichen  Schutz-  und  Verbotszöllen  in  unserem  Handels- 
Codex  lässt  sich  beweisen,  dass  sie  alle  auf  das  Gemeinwesen  im  Ganzen  wie 
eine  schwere  Last  drücken,  sehr  wenige  aber  von  irgend  einem  Nutzen  für  die- 
jenigen Klassen  sind,  zu  deren  Gunsten  sie  eingeführt  worden  und  nie  im  Ver- 
hältniss  zu  dem  Schaden,  den  sie  anderen  bereiten. 

»Von  den  übrigen  Nachtheilen  des  Beschränkungs-  oder  Schutz  -  Systemes 
liegt  ein  sehr  bedeutender  darin,  dass  der  künstliche  Schutz  eines  Industrie- 
oder Productionszweiges  gegen  fremde  Concurrenz  von  anderen  als  Grund 
benutzt  wird,  um  ebenfalls  Schutz  zu  verlangen,  so  dass,  wenn  man  das  System 
consequent  durchführen  wollte,  das  Ziel  erst  mit  unserer  vollständigen  Aus- 
schliessung von  allem  auswärtigen  Handel  erreicht  sein  würde.  Ja,  dieselben 
Argumente,  die  mit  ihren  entsprechenden  Einfuhrverboten  und  Schutzzöllen  uns 
vom  auswärtigen  Handel  ausschlössen,  Hessen  sich  auch  vorbringen,  um  die 
Erneuerung  der  alten  Beschränkungen  des  Verkehrs  (abgesehen  von  den  Finanz- 
zöllen) zwischen  den  einzelnen  Ländern  des  Vereinigten  Königreichs  oder  den 
Grafschaften  innerhalb  derselben  zu  rechtfertigen. 

»Eine  Untersuchung  der  Nachtheile  des  Beschränkungs-Systemes  dürfte  nach 
der  Ansicht  der  Bittsteller,  in  diesem  Augenblick  ganz  besonders  an  der  Zeit 
sein,  weil  sie  zu  der  Voraussetzung  führen  würde,  dass  die  jetzt  so  allgemein 
herrschende  Not  durch  jenes  System  noch  beträchtlich  erhöht  werde  und  dass 
durch  die  Beseitigung  einiger  der  Hemmnisse,  die  sich  am  verderblichsten  für 
das  Vermögen  und  die  Industrie  des  Landes  erwiesen,  ohne  dem  Staats- 
schatz eine  ausgleichende  Mehreinnahme  zu  bringen,  manche  Erleichterung  zu 
erlangen  sei. 

»Ein  Anerkennen  des  Anticommerciellen  unseres  Beschränkungs -Systems 
ist  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  um  so  wichtiger,  als  Kaufleute  und 
P'abrikanten  fremder  Staaten  ihre  Regierungen  bestürmen,  ihre  Schutz-  und 
Prohibitivzölle  und  Einrichtungen  zu  verschärfen,  wobei  sie  sich  auf  das  Beispiel 
und  die  Autoritäten  unseres  Landes,  gegen  das  dieselben  hauptsächlich  gerichtet 
sind,  berufen.  Und  allerdings,  wenn  die  Gründe,  durch  welche  man  unsere 
Beschränkungen  verteidigt.  Etwas  taugen,  so  sind  sie  eben  so  viel  werth  hin- 
sichtlich der  von  fremden  Staaten  gegen  uns  ergriffenen  Massregeln.  Sie  berufen 
sich  auf  unsere  Ueberlegenheit  in  Capital  und  Maschinen,  wie  wir  uns  auf  ihre 
vergleichsweise  geringfügige  Besteurung  —  und  mit  gleichem  Grunde. 

»Nichts  würde  der  Handelsfeindseligkeit  fremder  Staaten  besser  entgegen- 
wirken, als  die  Annahme  einer  aufgeklärten  und  versöhnlichen  Politik  von 
unserer  Seite. 

»Sollte  es  aber  auch,  bei  rein  diplomatischen  Verhandlungen,  mitunter 
sich  empfehlen,  die  Beseitigung  einiger  Einfuhrverbote  oder  hoher  Zölle  als 
Bedingung  für  entsprechende  Zugeständnisse  abseiten  anderen  Staaten  zu 
unseren  Gunsten  hinzustellen,  so  folgt  daraus  noch  nicht,  dass  wir  unsere 
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Beschränkungen  aufrecht  halten  müssen  auch  da,  wo  solche  Zugeständnisse 
nicht  zu  erlangen  sind.  Jene  würden  für  unser  Capital  und  unsere  Industrie 
darum  nicht  weniger  nachtheilig  sein,  weil  andere  Staaten  dabei  beharren,  un- 
zweckmässige Einrichtungen  beizubehalten.  Im  Ganzen  wird  das  liberalste  auch 
das  politischste  Verfahren  in  solchen  Dingen  sein. 

»Abgesehen  von  dem  unmittelbaren  Vorteil,  den  unser  Vaterland  von 
der  Lösung  einer  jeden  Fessel  in  diesem  Sinne  haben  würde,  wäre  daneben 
noch  ein  bedeutender  Zweck  zu  erreichen,  durch  die  Anerkennung  eines 
gesunden  Princips,  dem  sich  alle  späteren  Einrichtungen  anpassen  können  und 
durch  den  heilsamen  Einfluss,  den  das  Aussprechen  so  gerechter  Grundsätze 
abseiten  unseres  gesetzgebenden  Körpers  und  der  Nation  im  Ganzen  auf  die 
Politik  fremder  Staaten  unfehlbar  haben  müßte. 

»Wenn  die  Unterzeichneten  dergestalt  ihre  Ueberzeugungen  von  dem 
Unpolitischen  und  Ungerechten  des  Beschränkungs-Systems  aussprechen  und  jede 
ausführbare  Erleichterung  herbeizuführen  wünschen,  so  haben  sie  dabei  doch 
nur  diejenigen  Theile  desselben  im  Auge,  die  mit  dem  Staats -Einkommen  in 
keinem  oder  doch  nur  in  einem  untergeordneten  Zusammenhange  stehen. 
So  lange  wir  so  einer  hohen  Einnahme  bedürfen,  können  die  Unterzeichneten 
nicht  erwarten,  einen  so  wichtigen  Zweig  derselben,  wie  die  Zölle  aufgegeben 
oder  wesentlich  vermindert  zu  sehen,  es  sei  denn,  dass  ein  anderer,  gegen  den 
sich  weniger  einwenden  lässt,  an  seiner  Stelle  gesetzt  werde.  Ihre  gegen- 
wärtige ehrfurchtsvolle  Bitte  ist  nur  gegen  eine  jede  Handelsbeschränkung,  die 
nicht  wesentlich  für  die  Staats  -  Einnahme  ist,  gegen  alle  lediglich  zum  Schutz 
gegen  fremde  Concurrenz  dienende  Zölle  und  gegen  das  Uebermaß  in  allen 
den  Zöllen  gerichtet,  die  zum  Theil  der  Einnahme,  zum  Theil  dem  Schutze  zu 
dienen  bestimmt  sind. 

»Die  Unterzeichneten  bitten  deshalb  gehorsamst,  dass  es  dem  Hause 
gefallen  wolle,  den  Gegenstand  in  Erwägung  zu  ziehen  und  solche  Massregeln 
zu  ergreifen,  wie  sie  am  besten  geeignet  sein  möchten,  dem  auswärtigen  Handel 
grössere  Freiheit  zu  verleihen  und  dadurch  die  Hilfsmittel  des  Staates  zu  ver- 
mehren.« 

Diese  Petition,  deren  Verfasser  Thomas  Tooke(37)  war,  ist  charakteristisch 
für  die  Anfänge  der  englischen  Freihandelsbewegung;  was  in  ihr  gefordert 
wird,  ist  lediglich  Handelsfreiheit,  soweit  diese  ohne  Schädigung  der  Staats- 
interessen, insbesondere  auch  der  Staatseinnahmen,  ermöglicht  werden  kann. 
Das  »gesunde  Prinzip«  und  der  »heilsame  Einfluß  des  Aussprechens  so  gerechter 
Grundsätze«  werden  zwar,  wohl  unter  dem  Einfluß  der  Theorien  Ricardos  und 
Says,  erwähnt,  auch  wird  die  einseitige  Handelsfreiheit  als  vorteilhaft  bezeichnet, 
weil  sie  der  Handelsfeindseligkeit  anderer  Staaten  entgegenzuwirken  geeignet  sei, 
aber  die  augenblicklichen  Staatsinteressen  bestimmen  diese  im  Prinzip  radikalen 
Freihändler,  ihre  praktischen  Forderungen  auf  ein  Minimum  zu  beschränken. 
Allerdings  läßt  andrerseits  gerade  diese  weise  Selbstbescheidung  die  theoretische 
Begründung  ihres  prinzipiellen  Standpunktes  um  so  schärfer  hervortreten.  Die 
unmittelbaren  praktischen  Erfolge  dieser  berühmt  gev/ordenen  Londoner  Frei- 
handelspetition waren  nicht  bedeutend,  obwohl  die  Parlamente  Ausschüsse  behufs 
Untersuchung  der  Frage  einsetzten  und  die  Regierung  unter  William  Huskisson 
(1770 — 1830),  der  von  1823 — 1827  Präsident  des  Handelsamtes  war,  Versuche 
zu  Tarifreformen  machte,  auch  tatsächlich  einige  Zölle  auf  Rohstoffe  herabsetzte 
oder  aufhob.  (38) 
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Es  war  also  ein  halbes  Jahrhundert  nach  dem  Erscheinen  des  Wealth  of 
nations  von  Adam  Smith  und  über  30  Jahre  nach  dem  Tode  des  vielberufenen 
»Vaters  der  Freihandelslehre«,  als  diese  Lehre  die  ersten  schüchternen  Vor- 
stöße machte.  Und  was  im  Hinblick  auf  Späteres  besonders  hervorgehoben 
sei,  sie  machte  sie  nicht  aus  sich  heraus,  kraft  ihrer  selbst,  sondern  mächtige 
Lebensinteressen  wachsender  Bevölkerungsschichten  waren  es,  die  ihr  aus  ihrem 
Buchdasein  in  die  praktische  Politik  verhalfen. 

Adam  Smith  hatte,  von  der  Kritik  der  merkantilistischen  Handelspolitik 
ausgehend,  im  vierten  Buche  seines  berühmten  Werkes  (3g)  ein  handels- 
politisches System  entwickelt,  das  freie  internationale  Konkurrenzmöglichkeit  als 
das  erstrebenswerte  Ziel  hinstellt.  Denn  da  —  das  ist  einer  seiner  Fundamental- 
sätze —  »kein  Handelsgesetz  die  Menge  des  Gewerbfleißes  in  irgend  einem 
Lande  steigern  kann  über  diejenige,  die  dessen  Kapital  zu  unterhalten  ver- 
mag«, und  da  jeder  bemüht  ist,  »für  das  ihm  zur  Verfügung  stehende  Kapital 
die  vorteilhafteste  Beschäftigung  ausfindig  zu  machen«,  so  ist  es  nur  logisch, 
den  Gewerbefleiß  nicht  in  eine  bestimmte  Richtung  zu  drängen,  sondern  ihn 
überall  frei  sich  entfalten  zu  lassen,  wenn  tatsächlich,  wie  es  Adam  Smiths 
Überzeugung  ist,  jeder,  der  zunächst  natürlich  nur  seinen  eigenen  Gewinn  im 
Auge  hat,  »durch  eine  unsichtbare  Hand  einen  Endzweck  zu  befördern  an- 
geleitet wird,  den  er  niemals  zu  fördern  beabsichtigte«.  Also  auch  bei  Adam 
Smith  findet  sich  die  Freihandelslehre  auf  der  Grundlage  der  Weltanschauung 
von  der  Harmonie  der  Interessen:  »indem  er  sein  eigenes  Interesse  verfolgt, 
befördert  er  das  der  Gesamtheit  oft  viel  wirksamer,  als  wenn  er  letzteren 
Zweck  allein  im  Auge  hätte«,  sagt  er  an  einer  anderen  Stelle  von  dem  Gewerbe- 
treibenden. Doch  auch  den  reinen  Nützlichkeitsstandpunkt  betont  Adam  Smith 
in  dem  Beispiel  des  Familienvaters,  der  nichts  zu  Hause  anfertigt,  was  er 
billiger  kaufen  kann.  Und  was  hier  richtig  und  klug  sei,  könne  unmöglich  beim 
Staate  töricht  sein. 

Gleichwohl  aber  sagt  Oncken  zu  Recht,  daß  »wohl  selten  einem  Manne 
mehr  Unrecht  getan  worden«  ist  als  eben  Adam  Smith,  indem  er  zum  »Begründer 
jener  extrem  kapitalistischen  Interessenlehre,  welche  unter  dem  Namen  Manchester- 
tum  bekannt  ist«, (40)  gestempelt  wurde.  Denn  wenn  man  sich  nicht  damit 
begnügt,  einige  sogenannte  Grundprinzipien  herauszuholen,  sondern  den  ganzen 
Geist  der  Werke  des  berühmten  Schotten  betrachtet,  so  kann  man  nicht  die 
Überzeugung  gewinnen,  daß  der  Verfasser  des  Wealth  of  nations,  äer  doch 
auch  der  Autor  der  Theory  of  moral  sentiments  ist,  das  gewesen  sei,  was 
seine  Schüler  und  Gegner  gleichermaßen  aus  ihm  gemacht  haben,  der  erste 
»Manchesterökonom«.  Dazu  ist  noch  zu  erwägen,  daß  sich  den  immer  an- 
geführten freihändlerischen  Zitaten  von  Smith  gewiß  mindestens  die  gleiche 
Zahl  anderer  entgegenstellen  lassen,  die  nichts  weniger  als  »manchesterlich« 
sind,  und  die  schwerer  wiegen,  weil  es  sich  nicht  um  grundsätzliche  Bemerkungen, 
sondern  um  solche  handelt,  die  zeigen,  wie  Smith  sein  System  verstanden 
wissen  wollte.  Jene  aber  sind  es,  die  Ricardo  dann  isoliert  herausgezogen  und 
in  einer  Weise  verallgemeinert  hat,  die  Smith  kaum  gebilligt  hätte.  Und  da 
Ricardo  als  der  Schüler  Smiths  galt,  ebenso  wie  J.  B.  Say,  Ricardos  Freund, 
so  wurde  die  Lehre  der  Schüler  für  die  des  Meisters  genommen,  indem  man 
nicht  beachtete,  daß  auch  hier  die  Schüler  »pästlicher  als  der  Papst«  sind  und 
einen  Radikalismus  zeigen,  dessen  praktische  Konsequenzen  dann  vielfach 
gerade  auf  das  Gegenteil  dessen  hinauslaufen,  was  der  Meister  gewollt  hatte. 
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Dieser  nicht  seltene  Fall  liegt  hier  typisch  vor,  wie  das  Oncken  in  mehreren 
früher  genannten  Schriften  evident  nachgewiesen  hat.  Im  einzelnen  darauf 
einzugehen,  ist  hier  nicht  unsere  Aufgabe;  es  muß  nur  betont  werden,  daß 
Adam  Smith,  der  angebliche  Vater  des  Manchestertums,  mit  diesem  in  Wahr- 
heit nicht  mehr,  ja  weit  weniger  zu  tun  hat  als  beispielsweise  Mirabeau  oder 
die  Physiokraten.  Smith  hielt  die  Erwartung,  daß  der  Freihandel  jemals  voll- 
ständig in  Großbritannien  eingeführt  werden  würde,  für  ebenso  töricht  wie  die, 
daß  in  diesem  Lande  jemals  eine  Republik  Oceana  oder  Utopia  errichtet 
werden  könnte;  und  schon  daraus  allein  erhellt,  daß  er  den  Freihandel,  ähnlich 
wie  später  List,  nur  als  richtunggebende  Tendenz,  keineswegs  aber  als  ein 
absolut  zu  verwirklichendes  Prinzip,  als  volkswirtschaftliches  Dogma  aufgefaßt 
wissen  wollte.  (41)  In  diesem  letzeren  Sinne  haben  erst  seine  Nachfolger 
seine  Lehren  verstanden  und  unter  Zeitverhältnissen,  die  ihre  Meinung 
begünstigten,  verbreitet. 

Adam  Smiths  bedeutendster  unmittelbarer  Nachfolger,  David  Ricardo, 
den  Diehl(42)  den  »unzweifelhaft  einflußreichsten  Nationalökonomen  des  19.  Jahr- 
hunderts« nennt,  stimmte  mit  Smith  »weder  in  der  Methode,  noch  in  der 
philosophischen  Grundanschauung,  noch  in  der  sozialen  Tendenz«  (43)  überein, 
aber  seine  Grundlehren  sind  diejenigen  Adam  Smiths,  nur  daß  er  völlig  andere, 
oft  die  entgegengesetzten  Folgerungen  aus.  ihnen  zieht.  Er  geht  davon  aus, 
daß  unter  der  vollkommenen  Handelsfreiheit  jedes  Land  sein  Kapital  und 
seine  Arbeit  natürlich  den  Geschäften  widme,  welche  ihm  am  ersprießlichsten 
sind,  und  er  hat  den  festen  Glauben,  der  ein  Grunddogma  des  Manchestertums 
wurde,  daß  »diese  Verfolgung  des  eigenen  Vorteils  in  wunderbarem  Zusammen- 
hange steht  mit  dem  allgemeinen  Wohle  der  Gesamtheit«.  (44)  Durch  die  bei 
freiem  Handel  erfolgende  Aufstachelung  eines  jeden  zur  Wahrung  des  eigenen 
Vorteils  sieht  Ricardo  die  wirksamste  Benützung  der  Naturkräfte  gewährleistet 
und  durch  die  Vermehrung  der  Erzeugnisse  einen  allgemeinen  Nutzen  und  ein 
gemeinsames  Band  des  Vorteils  und  Verkehrs  geschaffen,  das  die  Völker  der 
ganzen  gesitteten  Welt  zusammenhält.  Im  Gegensatz  zu  Smith,  der  für  den 
Getreidehandel  gewisse  Beschränkungen  gelten  lassen  wollte,  forderte  er  auch 
hier  in  der  Theorie  absolute  Handelsfreiheit.  Dabei  aber  hat  Ricardo  keines- 
wegs verkannt,  daß  die  Übertragung  seiner  Theorie  in  die  Praxis  nur  mit  großer 
Vorsicht  geschehen  könne.  Es  müsse  dabei  stets  dem  Getreide  ein  lohnender 
Preis  gesichert  sein,  und  als  lohnender  Preis  wird  ein  solcher  angesehen,  der 
dem  Produzenten  alle  Auslagen  einschließlich  der  Rente  und  noch  einen 
rechtmäßigen  Gewinn  bringe.  (45)  Der  Einfuhrzoll  müsse  stets  wenigstens 
hoch  genug  sein,  um  die  einheimischen  auf  dem  Landbau  lastenden  Steuern 
auszugleichen. 

Ricardo  ist  also  jedenfalls  der  erste  in  der  Theorie  radikale  Freihändler 
in  England;  (46)  aber  gerade  seine  theoretische  Forderung  des  absolut  freien 
Getreidehandels  ist  vielleicht,  ja  sogar  wahrscheinlich,  (47)  nur  aus  den  Zeit- 
umständen heraus  erwachsen,  unter  denen  sie  gestellt  wurde.  Denn  als  Ricardo 
sein  Werk  On  the  principles  of  political  economy  and  taxation  veröffentlichte, 
im  Jahre  18 17,  da  waren  bereits  alle  jene  Umstände  wirksam,  welche  die 
Londoner  Kaufleute  drei  Jahre  später  veranlaßten,  ihre  Petition  an  das  Parla- 
ment zu  senden.  Und  Ricardos  Theorien,  verallgemeinert  und  in  von  Ricardo 
ungewollt  radikaler  Weise  in  die  Praxis  übertragen,  waren  es  auch,  die  der 
Agitation  gegen  die  Korngesetze  später  die  Waffen  lieferten. 


David  Ricardo  —  Die  englischen  Komgesetze 


Die  Korngesetze,  (48)  die  den  englischen  Grundbesitzern  einen  bestimmten, 
ziemlich  hoch  gegriffenen  Normalpreis  des  Getreides  und  damit  ihre  altgewohnte 
Rente  hatten  sichern  sollen,  erwiesen  sich  als  durchaus  untauglich,  diesen 
Zweck  auf  die  Dauer  zu  erfüllen.  Das  vom  Gesetz  angenommene  »Normal- 
niveau der  Preise«  spielte  seine  Rolle  natürlich  bei  der  Festsetzung  der  Pacht- 
summe, enttäuschte  aber  den  Pächter  stets,  indem  bei  einigermaßen  guten 
Ernten  die  Preise  ohne  Rücksicht  auf  das  »Normalniveau«  sanken.  Die 
»gleitende  Skala«,  im  Prinzip  schlau  ersonnen,  diesem  Übelstande  abzuhelfen, 
mußte  an  der  Schwerfälligkeit  scheitern,  mit  der  sie  der  Entwicklung  der  Preise 
nur  nachhinken  konnte,  und  infolge  deren  der  Spekulation  genug  Spielraum 
blieb,  um  gerade  den  Zweck  der  Einrichtung,  die  Erzielung  eines  dauernd  auf 
gleichem  Niveau  bleibenden  Getreidepreises  durch  ungeheure  rasche  Preis- 
schwankungen illusorisch  zu  machen.  Am  unmittelbarsten  litten  darunter 
natürlich  die  Pächter,  während  die  Grundbesitzer  ihre  Renten  wesentlich  un- 
geschmälert erhielten,  solange  noch  Pächter  sich  um  die  Pachtung  bewarben. 
So  konstatierten  denn  die  von  den  Parlamenten  infolge  der  Londoner  Petition 
eingesetzten  Kommissionen  auch  eine  große  Notlage  der  Pächter,  (4g)  und  die 
parlamentarische  Kommission  von  1833  konnte  ebenfalls  nur  feststellen,  daß 
es  dem  größten  Teile  der  Pächter  unmöglich  sei,  die  Renten  und  ihren  Lebens- 
unterhalt herauszuwirtschaften.  So  wurden  die  Kornzölle,  die  ursprünglisch  den 
Pächtern  durch  die  Stabilierung  der  Getreidepreise  hatten  nützen  sollen,  auch 
von  diesen  als  eine  Ursache  der  Not  erkannt,  und  sie  gesellten  sich  zu  der 
großen  Masse  der  an  Handel  und  Industrie  Interessierten,  denen  die  KomzöUe 
ohnedies  ein  Dorn  im  Auge  waren,  da  sie  ihnen  die  Lebensmittel  verteuerten, 
und  da  das  in  ihnen  verkörperte  Prinzip  des  Zollschutzes  auch  den  Preis  der 
Rohstoffe  in  für  sie  ungünstigem  Sinne  beeinflußte. 

So  brauchte  denn  eine  Agitation  für  Handelsfreiheit  eigentlich  nur  zu 
kommen,  brauchte  nur  von  einigen  energischen  Männern  in  die  Hand  genommen 
zu  werden,  um  den  Erfolg  sicher  zu  haben. 

Richtete  eine  in  London  1836  gegründete  Anti-Corn- Law -Association 
wohl  infolge  mangelhafter  Organisation  nichts  aus,  so  gelang  der  Kampf  um 
so  besser  der  berühmten  Anti-Corn -Law- League,  die  im  Herbst  des  Jahres  1838 
in  Manchester  gegründet  wurde.  Nur  sieben  Männer  waren  es,  die  damals  in 
der  englischen  Fabrikstadt  sich  zusammenfanden,  und  keiner  der  Namen  hatte 
damals  einen  bekannten  Klang.  Noch  der  bekannteste  von  ihnen  war  Prentice, 
der  Herausgeber  der  »Manchester  Times«,  ein  anderer  war  der  damals  auf  der 
Durchreise  in  Manchester  befindliche,  infolge  seiner  Reisen  freihändlerisch  gesinnte 
Staatsbeamte  Dr.  John  Bowring  (1792 — 1872),  und  ein  dritter  ein  Kaufmann, 
der  zwar  durch  große  Reisen  sich  einen  weiten  Gesichtskreis  verschafft  und 
Schriften  über  den  Frieden  und  die  Abschaffung  der  stehenden  Heere 
geschrieben,  aber  sich  bisher  nur  an  den  städtischen  Angelegenheiten  von 
Manchester  beteiligt  hatte,  Richard  Cobden  (1804 — 1865),  der  nach  einiger 
Zeit  den  Mann  noch  dazu  gewann,  dessen  Name  später  mit  dem  seinen  stets 
zusammen  genannt  werden  sollte,  John  Bright  (181 1  — 1889). 

In  fast  allen  Großstädten  Englands  bildeten  sich  nun  rasch  Vereine  mit 
derselben  Tendenz:  »Kampf  gegen  die  Kornzölle.«  Und  bereits  1839  ver- 
sammelten sich  in  London  deren  Vertreter,  um  die  einzelnen  Vereine  zu  einem 
nationalen  Bunde  zusammenzuschließen,  dessen  Sitz  Manchester  wurde,  womit 
die  historische  Bedeutung  dieses  Ortes  festgelegt  war,  als  des  ersten,  von  dem 
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aus  systematisch  der  Kampf  gegen  die  Kornzölle  eröffnet  wurde.  Nun  ver- 
breitete er  sich  bald  über  das  ganze  Land,  und  Charles  Villiers  (1802 — 1898), 
der  seit  1838  alljährlich  im  Parlament  seinen  Antikornzoll  -  Antrag  einbrachte, 
sah  sich  bald  von  einer  großen  Agitation  draußen  im  Lande  unterstützt  und 
erhielt  sogar  1841  Zuwachs  im  Parlament  in  dem  für  Stockport  gewählten 
Cobden.  Diesem  waren  in  der  ersten  Versammlung  in  Manchester  bereits 
60000  Mark  zur  Verfügung  gestellt  worden,  und  unendlich  viel  größere 
Summen  flössen  von  da  ab  der  Agitation  stetig  zu,  so  daß  diese  seit  1842 
jährlich  etwa  eine  Million  Mark  verschlang,  und  dies  doch  nur  ein  geringer 
Bruchteil  des  für  den  Bedarfsfall  zur  Verfügung  stehenden  Geldes  war.  Von 
1839  erschien  als  öffentliches  Organ  der  Liga  das  Anti  -  Corn  -  Law  -  Circular, 
das  in  1 5  000  Exemplaren  von  Hand  zu  Hand  sich  verbreitete,  ungerechnet  die 
Tausende  von  anderen  Flugschriften,  welche  die  Liga  herausgab.  Das  ganze 
Land  wurde  in  Bezirke  eingeteilt,  und  für  jeden  Bezirk  ein  besonderer 
Agitator,  am  liebsten  immer  ein  Professor  der  politischen  Ökonomie,  aus- 
gesandt. (50) 

Die  englische  Hochkirche  war  natürlich  auf  seiten  ihrer  Anhänger  in  den 
Großgrundbesitzerkreisen;  dafür  hatten  die  Freihändler  es  aber  verstanden,  die 
Dissenters  auf  ihre  Seite  zu  bringen,  so  daß  auf  einem  Meeting  von  700 
Geistlichen,  das  1841  in  Manchester  abgehalten  wurde,  beschlossen  wurde, 
auch  von  der  Kanzel  herab  gegen  die  Kornzölle  als  gegen  eine  dem  Worte 
Gottes  widerstrebende  Einrichtung  zu  predigen.  In  Manchester  wurde  1843, 
als  die  vorhandenen  Versammlungsräume  nicht  mehr  ausreichten,  von  dem 
Gelde  der  Liga  eine  eigene  Versammlungshalle,  die  Freetrade  Hall,  erbaut. 
In  London  wurden  während  des  Winters  1844 — 1^45  jeden  Mittwoch- 
abend zwei  Theater  gemietet,  in  denen  Volksversammlungen  abgehalten  wurden. 
Bei  einem  Bazar,  bei  dem  400  Damen  der  Gesellschaft  zugunsten  der  Bundes- 
kasse die  Verkäuferinnen  spielten,  wurden  400  000  Mark  eingenommen.  Das 
Geld  floß  der  Liga  in  Hülle  und  Fülle  zu.  Dafür  wurde  aber  auch  eine 
Agitation  in  Szene  gesetzt,  wie  sie  die  Welt  bis  dahin  nicht  gekannt  hatte. 
Bereits  in  seinem  ersten  Jahresbericht  vom  Jahre  1840  teilte  das  Exekutiv- 
komitee folgende  Ziffern  mit,  die  ein  deutscher  Chronist,  (5 1)  voll  Bewunderung 
für  das  englische  Bürgertum,  wiedergibt:  seit  Gründung  der  Liga  seien  150000 
Exemplare  von  Broschüren  gegen  die  Korngesetze  gedruckt  und  in  Umlauf 
gesetzt,  160000  Exemplare  des  Anti  -  Corn  -  Law  -  Circular  ausgegeben,  400  öffent- 
liche Vorträge  gehalten  worden,  welche  letzteren  von  insgesamt  800000  Per- 
sonen besucht  gewesen  seien. 

Was  Cobden  nun  vor  allem  propagierte,  und  was  auch  der  einzige 
Zweck  der  Liga  war,  das  war  lediglich  Aufhebung  der  Kornzölle.  Und  wen 
Cobden  vor  allem  dafür  zu  gewinnen  suchte,  waren  die  Pächter,  denen  er  bei 
dem  Sinken  des  Kornpreises  entsprechend  niedrigere  Pachtsummen  in  Aussicht 
stellte  und  infolge  des  freieren  ausgeglichenen  Weltmarktes  größere  Stabilität 
der  Preise,  so  daß  die  Verluste  aus  den  bisherigen,  trotz  oder  eben  wegen  der 
Zölle  existierenden  heftigen  Preisschwankungen  aufhören  würden.  »Ich  bin 
selbst  der  Sohn  eines  Sussex -Pächters  —  sagte  er  in  einer  Rede  am  17.  Februar 
1843  gegen  die  Tory- Partei,  die  das  Pächterinteresse  mit  dem  ihrigen  soli- 
darisch erklärte,  —  meine  Vorfahren  waren  alle  Landwirte  derart,  wie  sie  unter 
diesem  System  dulden  müssen;  meine  eigene  Familie  hat  darunter  gelitten, 
und  ich  habe  daher  so  gut  und  noch  besser  wie  einer  von  Ihnen  das  Recht, 
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als  des  Pächters  Freund  hier  aufzustehen  und  seine  Klagen  zu  vertreten.  Ich 
frage  Sie,  welchen  Nutzen  hat  der  Farmer  von  dem  Schutz,  den  Sie  so  in  den 
Himmel  heben?  ....  Zeigen  Sie  mir  doch,  wo  die  höheren  Profite  bleiben, 
die  der  Pächter  beziehen  soll,  wenn  durch  Ihre  Gesetze  die  Preise  der  Boden- 
produkte steigen?«  Durch  solche  Reden  brachte  er  den  Pächtern  ihre  gegen 
die  Großgrundbesitzer  gerichteten  Interessen  immer  wieder  ins  Bewußtein,  und 
machte  es  so  diesen  letzteren  unmöglich,  die  Pächter  mit  zur  Verteidigung  der 
Komgesetze  heranzuziehen.  Ja,  wenn  es  nötig  war,  schlug  der  sonst  so 
nüchterne,  sachliche  Redner  Cobden  auch  packendere  Töne  an,  so  wenn  er 
einmal  sagte:  »Was  Jerusalem  für  den  Ursprung  unserer  Religion,  was  Mekka 
in  den  Augen  der  Mohammedaner  ist,  das  wird  Manchester  für  den  Historiker 
bleiben:  die  Geburtsstätte  und  der  Mittelpunkt  der  größten  moralischen  Bewegung 
seit  Erfindung  der  Buchdruckerkunst.«  So  sah  aber  Cobden  nur  selten  die 
Bewegung  an;  meist  war  sie  auch  für  ihn  nur  das,  was  sie  war:  ein  Kampf 
gegen  bestehende  Zölle,  die  den  Interessen  großer  Bevölkerungsklassen  schäd- 
lich waren.  Wenn  bei  Cobden  das  idealisierende  Moment  einmal  hervortrat, 
so  war  es  in  Augenblicken  höchster  Begeisterung  für  die  Sache.  Und  deshalb 
ist  es  falsch,  wenn  ßastiat  1846  an  Cobden  schrieb,  nachdem  unter  dem 
Ministerium  Peel  die  stufenweise  Aufhebung  der  KomzöUe  beschlossen  war: 
»Sie  haben  der  Welt  die  Lehre  gegeben,  daß  die  wahre  Kraft  in  der  Meinung 
steckt,  und  ihr  gezeigt,  wie  man  diese  Kraft  in  Bewegung  setze.«  Der  Fran- 
zose übersah  dabei  die  Kleinigkeit  der  hinter  der  »Meinung«  stehenden  riesigen 
Lebensinteressen.  Diese  Interessen,  die  vorwiegend  solche  der  aufstrebenden 
Mittelklassen,  der  industriellen  und  gewerblichen  Bourgeoisie,  waren,  fanden 
damals  nicht  so  bereitwillig,  wie  in  unsem  Tagen  vielfach,  die  Unterstützung 
der  industriellen  Arbeiterschaft.  Deren  Hauptwortführer,  die  Chartisten,  sahen 
zumeist  im  Freihandel  nur  einen  middle-class-tric,  den  sie  bekämpfen  zu  sollen 
glaubten.  Aber  bei  der  politischen  Ohnmacht  der  Arbeiterklasse  unterlag  wohl 
die  Mehrzahl  der  Arbeiter  der  geschickten  Agitation  der  Liga,  die  ihnen  ganz 
einleuchtend  das  Konsumenteninteresse  in  den  Vordergrund  mckte,  und  den 
Arbeitern  parallel  mit  billigem  Brot  hohe  Löhne  zusagte,  wie  sie  den  Unter- 
nehmern bei  niedrigen  Preisen  auch  niedrige  Löhne  versprach,  wie  sie  sogar 
den  Pächtern  und  Landarbeitern  von  der  Abschaffung  der  Korngesetze  hohe 
oder  niedrige  Preise,  jedem  zu  seinem  Vorteil,  versprach. 

Ergötzlich  schildert  Marx  diesen  Eiertanz  auf  allen  Standpunkten,  um  es 
allen  recht  zu  machen,  in  seiner  Freihandelsrede.  (52)  Die  Liga  hatte  drei 
Preise  ausgesetzt  für  die  besten  Schriften  über  den  heilsamen  Einfluß  der  Ab- 
schaffung der  Komgesetze  auf  den  englischen  Ackerbau.  Der  erste  Preisträger, 
Hope,  beweist  nun,  daß  »weder  der  Pächter  noch  der  Landarbeiter  bei  der 
Einfuhr  des  fremden  Getreides  verlieren  wird,  sondern  lediglich  der  Grund- 
besitzer. Der  englische  Pächter,  ruft  er  aus,  hat  die  Abschaffung  der  Kom- 
gesetze nicht  zu  fürchten,  weil  kein  Land  so  gutes  und  billiges  Getreide  pro- 
duzieren kann  wie  England.«  ....  »Der  zweite  Laureat,  Herr  Morse,  behauptet 
im  Gegenteil,  daß  der  Getreidepreis  infolge  der  Abschaffung  der  Korngesetze 
steigen  würde.  Er  gibt  sich  unendliche  Mühe,  nachzuweisen,  daß  die  Schutz- 
zölle dem  Getreide  niemals  einen  lohnenden  Preis  haben  sichern  können. 
Zur  Bekräftigung  seiner  Behauptung  führt  er  die  Tatsache  an,  daß  stets,  wenn 
ausländisches  Getreide  eingeführt  wurde,  der  Getreidepreis  in  England  beträcht- 
lich stieg,  und  daß,  wenn  man  wenig  einführte,  derselbe  außerordentlich  fiel.« 
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Zu  dieser  seltsamen  Argumentation  bemerkt  Marx  ironisch:  »Der  Laureat  ver- 
gißt, daß  die  Einfuhr  nicht  die  Ursache  des  hohen  Preises  war,  sondern  der 
hohe  Preis  die  Ursache  der  Einfuhr.«  Jedes  Steigen  des  Kornpreises  wie  es 
nach  Herrn  Morse  die  Folge  der  Abschaffung  der  Komgesetze  sein  müßte, 
kommt  nun  nach  ihm  dem  Pächter  und  dem  Arbeiter  zugute,  und  nicht  dem 
Grundbesitzer.  »Mit  solchen  Albernheiten«,  wie  Marx  es  nennt,  durfte  sich 
nun  der  dritte  Preisträger,  ein  Großfabrikant  Grey,  nicht  aus  der  Affäre  ziehen. 
Dieser  beweist  den  Großpächterri,  an  die  sich  seine  Schrift  vornehmlich  wendet, 
daß  sie  von  dem  Fallen  des  Getreidepreises  und  der  Bodenrente  Vorteil 
haben  müßten.  Die  kleinen  Pächter  würden  zwar  sich  im  Ackerbau  nicht 
mehr  halten  können,  dafür  aber  in  der  Industrie  eine  Zuflucht  finden.  Die 
Großpächter  jedoch  würden  entweder  das  Land  billig  von  den  Grundbesitzern 
kaufen  können  oder  lange  Pachtkontrakte  erhalten,  was  ihnen  gestatten  würde, 
größere  Kapitalien  in  den  Boden  zu  stecken,  Maschinen  in  größerem  Umfange 
zu  verwenden  und  so  menschliche  Arbeit  zu  ersparen,  die  außerdem  infolge 
des  notwendigen  Sinkens  der  Löhne  auch  billiger  werden  würde. 

So  enthält  denn  tatsächlich  jede  der  drei  Preisschriften  eine  den  beiden 
anderen  völlig  entgegengesetzte  Argumentation.  Aber,  wie  Oncken  (53)  zu 
dieser  charakteristischen  Geschichte  bemerkt,  »das  schadet  nichts,  denn  das 
Publikum,  das  man  gewinnen  will,  ist  ein  viel  geartetes.  Was  dem  einen  Teil 
mißfällt,  gefällt  dafür  dem  anderen  desto  besser«.  Charakteristisch  aber  nennen 
wir  diese  Episode  aus  der  Geschichte  der  Anti-Corn-Law-League,  weil  sie  über- 
aus lehrreich  dafür  ist,  zu  welchen  Absurditäten  das  absolute  Freihandelsdogma 
führen  muß,  wenn  einmal  in  praxi  die  theoretisch  so  viel  gerühmte  Harmonie 
der  Interessen  dargetan  werden  soll,  wie  der  Beweis  für  diese  notwendig  in 
das  gerade  Gegenteil  umschlagen  muß.  Sogar  hier,  wo  doch  ein  wesentliches 
Interesse,  das  der  Großgrundbesitzer,  von  vornherein  preisgegeben  wird. 

Jedoch  der  Liga,  die  damals  zweifellos  in  ihren  praktischen  Zielen  den 
Forderungen  der  Zeit  entsprach,  konnte  auch  eine  so  widerspruchsvolle  Pro- 
paganda nicht  schaden.  Das  Interesse  der  infolge  der  Parlamentsreform  von 
1832  politisch  nicht  mehr  einflußlosen  Bourgeoisie  stand  hinter  ihr,  und  auf  die 
Masse  übten  das  große  »Russell -Brot«  und  das  kleine  »Peel -Brot«  (54)  bei 
den  Wahlen  von  1841  eine  genügende  Wirkung  aus,  um  sie  der  Liga  gefügig 
zu  machen.  Neben  anderen  kam  auch  Cobden  ins  Parlament,  und  nach 
langem  Hin  und  Her,  nach  Regierungskrisen  und  Obstruktionen  der  agrarischen 
Minorität  fielen  die  Korngesetze,  die  der  Gegenstand  der  leidenschaftlichsten 
Kämpfe  gewesen  waren.    Noch  das  Jahr  1846  sah  ihr  völliges  Verschwinden. 

Am  22.  Juli  1846  beschloß  die  Anti-Corn-Law-League  ihre  Auflösung. 
Ihr  Zweck  war  erreicht,  und  ihre  Vorstandsmitglieder  erhielten  nur  den  Auf- 
trag, die  Agitation  sofort  von  neuem  zu  eröffnen,  sobald  die  Schutzzollpartei 
etwa  wieder  ihr  Haupt  erheben  sollte.  Vier  Millionen  Mark  von  den  bereits 
für  den  weiteren  Kampf  gezeichneten  fünf  Millionen  blieben  un eingefordert, 
und  gleichwohl  war  noch  genug  in  der  Kasse  der  Liga,  um  ihren  Kämpfern 
kostbare  Ehrengaben  zu  überreichen.  Für  Cobden,  der  sein  ganzes  Vermögen 
und  sein  Geschäft  durch  die  Agitation  eingebüßt  hatte,  wurden  in  einer 
besonderen  Nationalsubskription  anderthalb  Millionen  Mark  aufgebracht. 

Der  Aufhebung  der  Kornzölle  in  England  folgte  bald  die  der  Holz-  und 
Zuckerzölle;  bald  verschwanden  auch  die  Schiffahrtsprivilegien,  und  der  Frei- 
handel hatte  damit  in  England  auf  der  ganzen  Linie  gesiegt.    Was  schließlich 
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nach  den  vollendenden  Tarifreformen  Gladstones  noch  an  Zöllen  im  englischen 
Tarif  verblieb,  waren  reine  Finanzzölle  oder  Ausgleichszölle,  hei  welchen  letzteren 
streng  darauf  geachtet  wurde,  daß  sie  den  Betrag  der  inländischen  Verbrauchs- 
steuern nicht  überschritten. 

So  war  —  bei  den  Erfolgen,  die  dem  Lande  aus  der  Freihandelspolitik 
sichtlich  erwuchsen  —  schließlich  auch  die  Freihandels theorie  zu  Ehren 
gekommen.  Und  wie  jene,  so  suchte  auch  diese  naturgemäß  Anhänger  und 
Nachahmer  auf  dem  Kontinent,  vor  allem  in  Deutschland. 


IL  Kapitel 


Die  handelspolitische  Situation  Deutschlands  um  die 
Mitte  des  ig.  Jahrhunderts 

Zur  Zeit  der  eben  geschilderten  Kämpfe  in  England,  wo  eine  aufblühende 
Industrie  bereits  stark  genug  war,  alte  und  festgegründete  Agrarinteressen  zurück- 
drängen zu  können,  war  Deutschland  noch  durchaus  Agrarstaat.  Freilich  be- 
wegten sich  hier  die  Interessen  der  Grundbesitzer  in  einer  völlig  anderen 
Richtung  als  in  England.  Dieser  Gegensatz  der  englischen  und  deutschen 
Ackerbauinteressen  gibt  den  Grundton  an  für  die  völlig  verschiedenen  Schick- 
sale der  Freihandelsdoktrin  in  England  und  in  Deutschland. 

John  Bowring  hatte  in  dem  Bericht  über  seine  im  Auftrage  des  englischen 
Parlaments  gemachte  Reise  nach  dem  Kontinent  bereits  ausgeführt,  daß  man 
in  Deutschland  wohl  zu  Zollermäßigungen  für  die  englischen  Manufakturwaren 
bereit  sein  würde,  wenn  England  seinerseits  den  deutschen  Agrarprodukten 
freiere  Einfuhr  gestatten  würde.  Dieser  Bericht (i)  war  in  England  ein  viel  be- 
nutztes Agitationsmittel  der  Liga  geworden,  wie  ja  sein  Verfasser  zu  deren 
eifrigsten  Mitgliedern  zählte.  Und  in  der  Tat  ging  das  Interesse  des  über- 
wiegenden Teils  der  damaligen  deutschen  Landwirtschaft  auf  möglichste  Nieder- 
werfung der  Zollschranken,  die  den  billigen  englischen  Industrieerzeugnissen, 
deren  die  deutschen  Konsumenten  benötigten,  den  deutschen  Markt  versperrten, 
und  die,  in  England,  der  Einfuhr  deutschen  Getreides  ein  unübersteigliches 
Hindernis  darboten.  Das  Interesse  der  damals  politisch  relativ  einflußreichen 
Seehandelsstädte,  sowohl  an  der  Ostsee  wie  an  der  Nordsee,  wie  auch  der 
mächtigen  Binnenhandelsplätze,  stimmte  damit  natürlich  überein,  und  nur  die 
noch  junge,  zum  Teil  eben  erst  mit  Hilfe  der  Kontinentalsperre  erwachsene 
Industrie  wehrte  sich  heftig  gegen  die  Überschwemmung  des  deutschen  Marktes 
mit  den  billigen  englischen  Waren.  Berücksichtigt  man  noch  die  deutsche 
Kleinstaaterei  jener  Zeit,  die  dem  Rheinländer  den  Hannoveraner,  und  diesem 
den  Hessen  zum  Ausländer  stempelte,  so  daß  also  die  Industrie  auch  den 
einheitlichen  deutschen  Markt  damals  nicht  hatte,  so  ergeben  sich  klar  die 
Gesichtspunkte,  aus  denen  heraus  das  Wirtschaftsleben  Deutschlands  im  Anfange 
und  bis  über  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  zu  beurteilen  ist. 

Preußen  hatte  durch  seine  Zollgesetzgebung  von  18 18  wenigstens  inner- 
halb seiner  Grenzen  ein  einheitliches  Zollgebiet  geschaffen  und  hatte  damit, 
bewußt  oder  unbewußt,  den  ersten  Schritt  zum  späteren  Zollverein  getan.  In 
diesem  Zollverein  (2)  aber  wirkte  der  noch  später  oft  als  freihändlerisch  ge- 
priesene preußische  Zolltarif  genügend  schutzzöllnerisch  —  infolge  veränderter 
Verhältnisse,  wie  auch  infolge  des  Umstandes,  daß  »der  Zollverein  die  Waren 
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nach  dem  Gewichte  und  nicht  nach  dem  Werte  verzollte  und  entgegen  dem 
ursprünglichen  Programm  die  Gewichtszollsätze  bei  Wertveränderungen  unver- 
ändert gelassen  hatte«  (3)  ■ —  um,  neben  den  neu  eingeführten  Zöllen  auf 
Halbprodukte,  eine  Mauer  zu  bilden,  hinter  der  die  Großindustrie,  die  eben 
im  Aufsteigen  begriffen  war,  sich  recht  behaglich  fühlte,  und  die  zum  Gedeihen 
des  ganzen  Landes  jedenfalls  nicht  unwesentlich  beitrug.  »Deutschland  ist  im 
Lauf  von  zehn  Jahren«,  schreibt  Friedrich  List,  »in  Wohlstand  und  Industrie, 
in  Nationalselbstgefühl  und  Nationalkraft  um  ein  Jahrhundert  vorgerückt.  Und 
wodurch?  Daß  die  Schlagbäume  fielen,  welche  den  Deutschen  von  dem 
Deutschen  trennten,  war  schon  gut  und  heilsam,  hätte  aber  der  Nation  zu 
schlechtem  Tröste  gereicht,  wäre  ihre  irinere  Industrie  fortan  der  fremden 
Konkurrenz  bloßgestellt  geblieben.  Es  war  hauptsächlich  der  Schutz,  den  das 
Vereinszollsystem  den  Manufakturartikeln  des  gemeinen  Verbrauchs  gewährte, 
was  diese  Wunder  bewirkte.«  (4)  Und  diesen  Schutz  der  Industrie  hätten 
keineswegs  die  Konsumenten  durch  höhere  Preise  bezahlt.  Dr.  Bowring,  in 
seinem  Bericht  an  Lord  Palmerston,  »bringt  selbst  Zeugnisse  dafür  bei,  daß 
die  durch  den  hohen  Zolltarif  geschützten  Manufakturwaren  besser  und  billiger 
sind  als  die  fremden.  Die  innere  Konkurrenz  und  die  Sicherheit  vor  zer- 
störender Konkurrenz  des  Auslandes  hat  jene  Wunder  bewirkt.« 

Es  sei  hier  wieder  auf  den  Gegensatz  der  Entwicklung  in  England  und 
in  Deutschland  hingewiesen.  Dort  eine  mächtige  Großindustrie,  die  gebieterisch 
den  Freihandel  fordert,  und  die  ihn  im  Bunde  mit  den  Interessen  des  Han- 
dels und  der  Konsumenten  gegen  alte  Agrarinteressen  und  die  Regierung 
durchsetzt  —  hier  eine  erst  im  Aufsteigen  begriffene  Großindustrie,  die  sich 
energisch  gegen  eine  Aufhebung  der  ihr  vorteilhaften  Schutzzölle  wehrt,  die 
aber  dem  Vordringen  freihändlerischer  Reformen  keinen  erfolgreichen  Wider- 
stand zu  leisten  vermag,  da  sie  bedeutend  in  der  Minorität  bleibt  gegenüber 
den  Grundbesitzer-  und  Handelsinteressen,  vor  allem  aber  auch  weil  der  Auf- 
nahme des  Freihandels  ein  mächtiger  Bundesgenosse  ersteht,  sowohl  in  der 
außenpolitischen  wie  in  der  innerpolitischen  Gestaltung  der  Dinge  im  damaligen 
Deutschland,  d.  h.  hauptsächlich  in  Preußen. 

Zur  selben  Zeit,  wo  Bismarck  das  preußische  Ministerpräsidium  übernahm, 
um  ohne  Budget  gegen  das  die  Heeresverstärkung  verweigernde  Abgeordneten- 
haus zu  regieren,  unterstützte  dasselbe  Parlament  dieselbe  Regierung  in  ihrer 
freihändlerischen  Handelspolitik,  obwohl  diese  doch  fast  ausgesprochenermaßen 
nur  einen  politischen  Zweck  verfolgte,  nämlich  die  Ausschließung  Österreichs 
aus  dem  die  politische  Einigung  Deutschlands  vorbereitenden  Zollverein,  zur 
Sicherung  der  Hegemonie  Preußens.  Lötz  charakterisiert  die  damalige  Situation 
treffend,  indem  er  sagt:  »Die  Wendung  zum  Freihandel  war  politisch  eine 
Existenzfrage,  wirtschaftlich  eine  Zweckmäßigkeitsfrage,  die  man  von  verschie- 
denen Standpunkten  aus  verschieden  beantworten  konnte.  Die  politische  Kon- 
junktur zwang  zum  Freihandel,  die  wirtschaftliche  gestattete  ihn.«  (5) 

Daß  die  preußische  Regierung  aber  bei  einem  großen  Teil  der  Bevöl- 
kerung Ende  der  fünfziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  auf  eine  tiefwurzelnde 
freihändlerische  Gesinnung  stieß,  die  ihr  zur  Fernhaltung  des  rivalisierenden 
schutzzöllnerischen  Österreich  unschätzbare  Dienste  leisten  sollte,  war  das  Werk 
der  noch  jungen  Freihandelspartei,  deren  grundlegende  Anschauungen  und 
Theorien  die  Basis  derjenigen  Richtung  bilden,  die  wir  als  Manchestertum 
bezeichnen. 


III.  Kapitel 


John  Prince- Smith, 
der  »Repräsentant  des  Manchestertums« 

Einer  Darstellung  des  deutschen  Manchestertums  muß  eine  Skizze  des 
an  sich  nicht  uninteressanten  Lebens-  und  Entwicklungsganges  seines  eigent- 
lichen Schöpfers  und  Hauptvertreters,  John  Prince-Smith,  vorangehen.  Wir  be- 
trachten also  erst  in  Kürze  das  Leben  und  Wirken  dieses  in  Preußen  natu- 
ralisierten Engländers,  der  doch  in  allen  seinen  Schriften,  im  ganzen  Auf-  und 
Ausbau  seiner  Doktrinen  so  deutsch  ist,  daß  es  ihm,  dem  anfangs  kaum  der 
Sprache  mächtigen  Ausländer,  nach  zwei  Jahrzehnten  gelungen  war,  der  Führer 
einer  deutschen  Partei  von  steigendem  wirtschaftspolitischem  Einfluß  zu  sein. 

John  Prince  -  Smith  ( I )  war  geboren  am  20.  Januar  1809  in  London  als 
Sohn  des  späteren  Gouverneurs  von  Englisch  -  Guyana.  Er  besuchte  die  be- 
rühmte Schule  von  Eton,  wo  er  den  Grund  legte  zu  seiner  reichen  Kenntnis 
der  klassischen  Sprachen.  Gegen  Ende  des  Jahres  1824  trat  er  als  Lehrling 
in  ein  großes  Londoner  Handlungshaus  ein,  war  später  in  einem  Bankgeschäft 
tätig  und  wurde  schließlich  Parlamentsreporter.  Durch  seine  journalistische 
Tätigkeit  wurde  er  veranlaßt,  nach  Deutschland  zu  gehen,  und  zwar  als  Mit- 
arbeiter des  damals  in  Hamburg  erscheinenden  Blattes  »The  Hamburg  Re- 
porter«. Auf  die  Empfehlung  eines  Bekannten  hin  wurde  er  1831  an  das 
Gymnasium  in  Elbing  als  Lehrer  der  englischen  und  französischen  Sprache 
berufen,  welche  Stelle  stiftungsgemäß  möglichst  mit  einem  geborenen  Engländer 
besetzt  werden  sollte.  Auf  Grund  eines  von  der  wissenschaftlichen  Prüfungs- 
kommission ausgestellten  Zeugnisses  wurde  er  auch  vom  Kultusministerium  be- 
stätigt und  begann,  erst  22  Jahre  alt,  seine  aus  verschiedenen  Gründen  recht 
schwierige  Lehrtätigkeit.  Er  hatte  anfangs  sogar  viel  damit  zu  tun,  sich  eine 
richtige  Aussprache  und  Gewandtheit  im  deutschen  Ausdruck  anzueignen,  um 
sich  vor  seinen  Schülern  keine  Blößen  zu  geben. 

Elbing  gehörte  zu  den  Orten,  in  denen  nach  der  Julirevolution  ein  reges 
politisches  Interesse  erwachte.  Es  wurde  eine  Gesellschaft  gegründet,  nach 
dem  Tage  ihrer  Zusammenkünfte  »Mittwochs-Gesellschaft«  genannt,  in  die  auch 
Prince-Smith  eingeführt  wurde.  Die  vielen  der  Gesellschaft  angehörigen  Kauf- 
leute nahmen  natürlich  ein  besonders  reges  Interesse  an  den  englischen  Korn- 
zollgesetzen und  der  damals  gerade  einsetzenden  Bewegung  gegen  diese.  Prince- 
Smith,  der  als  geborener  Engländer  —  wenn  er  auch  als  junger  Mann  Eng- 


Prince-Smiths  Tätigkeit  in  Elbing 


27 


land  bereits  verlassen  hatte  —  immerhin  viele  Einzelkenntnisse  und  neue 
Gesichtspunkte  hineinzutragen  wußte,  vervollkommnete  sich  durch  diese  Dis- 
kussionen so  im  deutschen  Ausdruck,  daß  er  bald  für  die  »Elbinger  Anzeigen«, 
mit  deren  Herausgeber  er  persönlich  bekannt  war,  Beiträge  liefern  konnte,  die 
er,  schon  um  seine  Anonymität  besser  gewahrt  zu  sehen,  von  seinen  Freunden 
auf  etwaige  fremdartige  Ausdrücke  hin  revidieren  ließ.  Unter  der  Maske  eines 
»Elbinger  Müßiggängers«  plauderte  er  zunächst  über  die  Kleinstädtereien,  über 
Absonderlichkeiten  stadtbekannter  Personen  und  persiflierte  so  fein  den  Ton 
der  Elbinger  Privatgesellschaften,  daß  diese  Plaudereien  sehr  bald  das  nicht 
immer  wohlwollende  Interesse  der  Elbinger  erweckten.  Während  einer  unfrei- 
willigen Muße  infolge  einer  Krankheit  verfaßte  er  eine  Gymnasial -Grammatik 
der  englischen  Sprache,  der  er  das  für  ihn  charakteristische  Motto  gab  »A  great 
book  is  a  great  evil«  (ein  großes  Buch  ist  ein  großes  Unglück).  Große  Bücher 
hat  er  denn  auch  in  seinem  Leben  nie  geschrieben.  Er  war  immer  der  Mann 
der  Flugschriften,  der  kurzen  programmatischen  Erklärungen. 

Daß  er  sich  vor  seiner  Übersiedlung  nach  Deutschland  bereits  mit  volks- 
wirtschaftlichen Studien  abgegeben  haben  sollte,  ist  nicht  wahrscheinlich.  Darauf 
läßt  die  gelinge  Bezugnahme  auf  die  englischen  Nationalökonomen,  die  sich 
bei  ihm  findet,  schließen,  wodurch  seine  Schriften  andererseits  freilich  eine 
gewisse  Frische  und  Originalität  erhalten,  die  zu  ihrer  populären  Wirkung  nicht 
wenig  beigetragen  haben  mag.  Einen  großen  Einfluß  hatte  auf  ihn  der  Utili- 
tarismus  Benthams,  der  ihm  auch  sein  ganzes  Leben  hindurch  als  Grundüber- 
zeugung verblieb.  Durch  Bentham  mag  er  auch,  neben  Adam  Smith,  zu 
volkswirtschaftlichen  Studien  angeregt  worden  sein ,  wie  außerdem  durch  die 
persönlichen  Beziehungen  zu  einigen  von  den  Männern,  die  in  der  Mitte  der 
Antikornzollagitation  in  England  standen  und  deren  Bekanntschaft  er  in  den 
letzten  Jahren  seines  englischen  Aufenthalts  gemacht  haben  dürfte. 

Bereits  in  dem  achten  seiner  Beiträge  für  die  »Elbinger  Anzeigen«,  vom 
5.  September  1835,  findet  sich  eine  volkswirtschaftliche  Betrachtung,  deren 
Hauptgedanken  Prince-Smith  auch  später  immer  wieder  vertreten  hat,  so  daß 
es  sich  verlohnt,  die  wichtigsten  Sätze  daraus  hier  anzuführen.  »Der  Maßstab, 
nach  welchem  die  arbeitende  Klasse  mit  den  Lebensbedürfnissen  versorgt  wird, 
richtet  sich  nach  dem  Verhältnis  der  Arbeiterzahl  zur  Menge  der  zu  verrich- 
tenden Arbeit.  Dieses  Verhältnis  aber  wird  stets  auf  die  Dauer  von  den 
Arbeitern  selbst  bestimmt.  Denn  es  muß  ein  solches  sein,  daß  der  Arbeiter 
mit  seiner  Familie  nach  seinem  Begriff  der  Behaglichkeit  sein  Aus- 
kommen hat.  Kann  der  Arbeiter  nicht  genug  verdienen,  um  Frau  und  Kinder 
nach  seinem  Begriffe  von  dem,  was  zur  Existenz  nötig  ist,  zu  ernähren,  so 
übernimmt  er  nicht  die  Last  einer  Familie,  sondern  bleibt  unverheiratet  und 
verzehrt  seinen  Lohn  allein.  Die  Vermehrung  der  Bevölkerung  wird  auf  diese 
Weise  gehemmt,  bis  das  Verhältnis  der  Arbeiter  zur  Arbeit  sich  so  gestaltet, 
daß  das  Volk  sich  in  einer  Lage  befindet,  in  welcher  es  sich  vermehren  will. 
Der  bestimmende  Umstand  also  ist  immer  der  bei  der  Arbeiterklasse  herr- 
schende Begriff  von  dem,  was  zur  Existenz  notwendig  ist,  mit  einem  W^orte: 
der  Grad  ihrer  geistigen  Bildung.«  (2) 

Hier  finden  wir  also  bereits  die  Thesen  über  den  Arbeitslohn,  die  Prince- 
Smith  später  als  goldenes  Lohngesetz  dem  Lassalleschen  ehernen  Lohngesetz 
gegenüber  stellte.  Auch  seine  weiteren  volkswirtschaftlichen  Arbeiten  erschienen 
zunächst  in  den  »Elbinger  Anzeigen«,  und  sie  überragen  auch  in  nichts  das  Maß 
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eines  gewöhnlichen  Zeitungsartikels.  Seine  erste  mit  wissenschaftlichen  Präten- 
sionen auftretende  Arbeit  sind  die  im  Jahre  1839  Programm  des  Elbinger 
Gymnasiums  erschienenen  »Andeutungen  über  den  Einfluß  des  Reichtums  auf 
geistige  und  moralische  Kultur«,  die  ihr  Verfasser  selbst  etwas  kühn  als  »Beitrag 
zur  Philosophie  der  Kulturgeschichte«  bezeichnet,  die  aber  keine  bedeutenden 
und  auch  keine  für  uns  wesentlichen  Gedanken  enthalten. 

Als  charakteristisch  für  das  Wesen  von  Prince-Smith  muß  aber  hier  ein 
Fall  dargelegt  werden,  der  schließlich  die  Veranlassung  wurde,  daß  Prince-Smith 
Elbing  verließ.  Im  Jahre  1837  hatten  bekanntlich  sieben  Göttinger  Professoren 
gegen  den  Umsturz  der  Hannoverschen  Verfassung  protestiert  und  diesen 
Protest  nahm  Prince-Smith,  dem  das  öffentliche  Leben  zu  träge  und  ruhig 
dahinfloß,  zum  Anlaß,  in  die  Elbinger  Bürgerschaft  eine  kleine  politische  Agi- 
tation zu  tragen.  Er  regte  nämlich  in  jener  Mittwochs-Gesellschaft  an,  man 
solle  an  einen  der  rasch  bekannt  gewordenen  »Göttinger  Sieben«,  den  in  Elbing 
geborenen  Professor  Albrecht,  eine  Zustimmungsadresse  richten,  die  natürlich 
kein  anderer  als  Prince-Smith  verfaßte.  Und  damit  nicht  genug,  veranlaßte 
er,  diese  Adresse  an  den  preußischen  Minister  des  Innern,  von  Rochow,  zu 
senden.  Die  energisch  zurückweisende  Antwort  des  Ministers,  die  kommen 
mußte  und  auch  kam,  ist  interessant  als  die  Urheberin  des  geflügelten  Wortes 
vom  beschränkten  Untertanen  verstände.  Es  heißt  darin:  »Es  ziemt  dem  Un- 
tertan, seinem  König  und  Landesherrn  schuldigen  Gehorsam  zu  leisten  und 
sich  bei  Befolgung  der  an  ihn  ergehenden  Befehle  mit  der  Verantwortlichkeit 
zu  beruhigen,  welche  die  von  Gott  eingesetzte  Obrigkeit  dafür  übernimmt;  aber 
es  geziemt  ihm  nicht,  die  Handlungen  des  Staatsoberhauptes  an  den  Maßstab 
seiner  beschränkten  Einsicht  anzulegen  und  sich  in  dünkelhaftem  Übermute 
ein  öffentliches  Urteil  über  die  Rechtmäßigkeit  derselben  anzumaßen.  Deshalb 
muß  ich  es  eine  recht  bedauerliche  Verirrung  nennen,  wenn  die  Unterzeichner 
der  Adresse  in  dem  Benehmen  der  Göttinger  Professoren  eine  Verteidigung 
der  gesetzmäßigen  Ordnung,  einen  Widerstand  gegen  die  Willkür  zu  erkennen 
geglaubt  haben,  während  sie  darin  ein  ungeziemendes  Auflehnen,  ein  ver- 
messenes Überheben  hätten  wahrnehmen  sollen.« 

Als  Prince-Smith  so  anfing,  sich  mehr  und  mehr  um  Dinge  zu  kümmern, 
die  außerhalb  seines  Berufskreises  lagen,  geriet  er  in  Konflikte  mit  seinen  Vor- 
gesetzten, und  schließlich  wurde  ihm,  anscheinend  zu  Unrecht,  lediglich  infolge 
einer  Klatschgeschichte,  vorgeworfen,  daß  er  die  Bauern  in  Werder,  welche 
alljährlich  unter  Überschwemmungen  der  Weichsel  zu  leiden  hatten,  gegen  die 
Behörden  aufgehetzt  habe.  Bezeichnend  ist,  daß  ein  Hauptstützpunkt  der 
Anklage  gegen  ihn  seine  damals  schon  ruchbar  gewordene  »Zeitungsschreiberei« 
war.  Diese  Sache  verlief  zwar  im  Sande,  aber  als  Prince-Smith,  der  sich  all- 
mählich unbehaglich  zu  fühlen  begann,  selbst  den  Entschluß  faßte,  seine  Lehrer- 
stelle aufzugeben,  war  es  dem  Magistrat  so  willkommen,  daß  man  ihm,  während 
er  am  i.  Oktober  1840  bereits  aus  dem  Amte  schied,  sein  Gehalt  noch  ein 
Jahr  länger  zahlte. 

Er  widmete  sich  jetzt  vollständig  der  freien  Schriftstellerei,  und  die  erste 
Frucht  seiner  Tätigkeit  war  eine  Artikelreihe  »Apologie  der  Gewerbefreiheit«, 
später  unter  dem  Titel  »Über  die  Quelle  des  Pauperismus«.  Prince-Smith  er- 
blickte zu  jener  Zeit  diese  Quelle  des  Pauperismus  noch  hauptsächlich  in  den 
militärischen  Lasten,  und  diesen  Gedanken  hat  er,  allerdings  mit  wesentlichen 
Modifikationen,  sein  ganzes  Leben  hindurch  festgehalten.    Daß  er  gleichwohl 
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später,  als  für  Preußen  und  Deutschland  die  Militärfrage  akut  wurde,  sich  nicht 
der  Opposition  anschloß,  lag  wohl  weniger  an  dem  »wahrhaft  geschichtlichen 
Sinn«,  den  ihm  sein  Biograph  Otto  Wolff  nachrühmt,  als  an  seinem  überhaupt 
nicht  oppositionellen  politischen  Standpunkt. 

Mit  der  1843  in  Königsberg  in  Preußen  erschienenen  Broschüre  »Über 
Handelsfeindseligkeit«  setzt  dann  die  Reihe  jener  Streitschriften  gegen  das 
Schutzzollsystem  und  für  den  Freihandel  ein,  durch  welche  Prince-Smith  der 
Begründer  einer  Freihandelsbewegung  in  Deutschland  geworden  ist,  deren  großes 
Vorbild,  die  englische  Anti-Corn-Law-League  mit  Cobden  an  der  Spitze,  zwar 
gemäß  den  ganz  anders  gearteten  Verhältnissen  Deutschlands  nie  erreicht,  dem 
aber  doch  stets  nachgestrebt  wurde. 

In  der  genannten  Schrift  »Über  Handelsfeindseligkeit«  unterhalten  sich 
ein  Nationalist  und  ein  Kosmopolit  über  die  Vorteile  bezw.  Nachteile  des 
Freihandelssystems.  Der  Kosmopolit,  der  Freihändler  ist,  sucht  den  Nationa- 
listen zu  überzeugen,  was  ihm  indes  nicht  gelingt.  Prince-Smith  will  in  der 
Schrift  nachgewiesen  haben,  daß  die  Nationen  keine  antagonistischen  Interessen 
im  gewerblichen  Verkehr  haben  und  daß  vollkommene  Handelsfreiheit  den 
letzten  Rest  des  internationalen  Antagonismus  aufheben  würde,  sowie  daß 
durch  den  »Völkerfrieden,  welchen  der  freie  Handel  auf  ewig  befestigen  muß, 
die  Freiheit  des  Bürgers  am  sichersten  zu  erreichen  ist«.  Hier  sind  also  bereits 
die  Grundgedanken  entwickelt,  auf  denen  sich  die  ganze  spätere  Wirksamkeit 
Prince-Smiths  aufbaut. 

Eine  heftige  Zeitungsfehde,  die  Prince-Smith  in  den  »Elbinger  Anzeigen« 
auszufechten  hatte,  brachte  ihm  die  Lehre  ein,  seine  Angriffe  in  weniger  ver- 
letzende Formen  zu  fassen.  Schon  damals  wurde  ihm  vorgeworfen,  er  geriere 
sich  als  einziger  Prophet  der  volkswirtschaftlichen  Grundbestimmungen,  der 
seine  Sprüche  als  Dogmen,  als  Glaubensartikel  angenommen  wissen  wollte. 
Seiner  Beliebtheit  in  Elbing  tat  das  jedoch  keinen  Eintrag,  denn  als  kurz  darauf 
in  der  »Vossischen  Zeitung«  ein  schutzzöllnerischer  Artikel  erschien,  mit  einer 
kleinen  Spitze  gegen  Prince-Smith  als  den  »Engländer«,  da  wurde  er  in  den 
»Elbinger  Anzeigen«  in  Schutz  genommen,  als  »Elbinger«,  der  er  nun  durch 
seinen  zehnjährigen  Aufenthalt  geworden  sei,  zumal  er  seiner  Sprache  und 
seiner  Gesinnung  nach  ein  Deutscher,  ein  Preuße  geworden  sei,  »der  an  dem 
Schicksal  seines  freiwillig  erwählten  Vaterlandes  den  regsten  Anteil  nimmt  und 
für  dieses  sein  neues  Vaterland  gerne  mit  ganzem  Herzen  und  mit  Aufwen- 
dung aller  seiner  bedeutenden  Geistesgaben  wirkt«. 

Schließlich  wurde  es  aber  Prince-Smith  in  Elbing  doch  zu  eng.  Ende 
des  Jahres  1845  begab  er  sich  nach  Berlin,  zunächst  nur  zu  einem  Aufent- 
halte von  einigen  Wochen.  Er  ging  damals  mit  der  Absicht  um,  Adam  Smiths 
»Wealth  of  Nations«  neu  zu  übersetzen  und  mit  Kommentar  herauszugeben. 
Leider  hat  er  diese  Arbeit,  die  heute  für  die  Würdigung  seiner  Bedeutung 
unschätzbar  wäre,  nicht  ausgeführt,  da  er  schon  damals,  wie  später  noch  mehr, 
so  sehr  im  Getriebe  der  Tagespolitik  stand,  daß  er  die  Muße  zu  wissenschaft- 
lichen Arbeiten  nicht  fand.  Mitte  1846  erschien  seine  Schrift  »Über  die  eng- 
lische Tarifreform  und  ihre  materiellen,  sozialen  und  politischen  Folgen  für 
Europa«.  An  diese  Schrift  von  Prince-Smith  knüpfen  sich  die  ersten  Anfänge 
einer  weitere  Kreise  umfassenden  freihändlerischen  Agitation,  zunächst  in  den 
preußischen  Ostseeprovinzen.  Den  Anstoß  gab  wieder  einmal  eine  von  Prince- 
Smith  angeregte  Adresse,  diesmal  an  den  englischen  Minister  Robert  Peel.  (3) 
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Diese  Adresse  und  die  auf  sie  erfolgte  Antwort  des  englischen  Staatsmannes 
erregten  in  England  und  in  Deutschland  großes  Aufsehen,  in  England  mehr 
ein  auf  die  Einkommensteuer  bezüglicher  Teil  der  Antwort  Peels,  in  Deutsch- 
land mehr  der  freihändlerische  Teil  beider  Schriftstücke.  (4)  Sicher  ist,  daß 
durch  das  Bekanntwerden  dieses  Schriftwechsels  in  Deutschland  die  Freihan- 
delsfrage erst  eigentlich  in  die  öffentliche  Diskussion  geworfen  wurde,  aus  der 
sie  dann  sobald  nicht  mehr  verschwinden  sollte. 

Kurze  Zeit  nach  dem  Eintreffen  der  Antwort  Peels,  die  ganz  Elbing 
als  ihm  erwiesene  Ehre  auffaßte,  und  die  den  Ruhm  Prince- Smiths  noch  mehr 
befestigte,  verließ  dieser  Elbing,  um  definitiv  nach  Berlin  überzusiedeln.  Er 
war  für  die  handelspolitische  Redaktion  einer  neuen  großen  liberalen  Zeitung 
—  der  »Deutschen  Zeitung«  —  in  Aussicht  genommen.  Die  der  Provinz 
Preußen  angehörigen  freihändlerischen  Mitglieder  des  Komitees  unterlagen  aber 
wohl  schließlich  gegenüber  den  schutzzöUnerischen  Mitgliedern  aus  dem  Westen 
und  dem  Süden,  die  den  später  in  österreichische  Staatsdienste  übergetretenen 
Höfken  in  die  Redaktion  der  »Deutschen  Zeitung«  brachten,  und  so  sah  sich 
Prince -Smith  zur  Verbreitung  seiner  Ideen  lediglich  auf  gelegentliche  Zeitungs- 
artikel und  auf  die  Veröffentlichung  seiner  Schriften  beschränkt;  indes  sah  er 
bald  ein,  daß  es  nicht  möglich  sein  würde,  mit  der  bloß  publizistischen  Agitation 
Erfolge  zu  erzielen,  und  er  versuchte  aufs  eifrigste,  einen  Verein  zur  Propa- 
gierung des  Freihandels  zustande  zu  bekommen.  Er  ruhte  nicht  eher,  bis  es 
ihm  gelungen  war,  einen  kleinen  Kreis  von  industriellen  und  kommerziellen 
Notabilitäten  und  Gelehrten  am  11.  Dezember  1846  in  der  damaligen  Börse 
zur  Konstituierung  eines  »Deutschen  Freihandels  Vereins«  zu  versammeln. 
Am  16.  Dezember  folgte  dieser  ersten  Versammlung  eine  zweite,  und  man 
dachte  bereits  an  die  Gründung  von  Zweigvereinen,  als  sich  größere  Schwierig- 
keiten, darunter  nicht  am  wenigsten  polizeiliche,  zeigten,  die  fast  ein  Viertel- 
jahr lang  nicht  überwunden  werden  konnten.  Endlich  am  7.  März  1847 
konnte  im  Börsensaal  in  einer  Versammlung  von  mehr  als  200  Personen, 
überwiegend  Kaufleuten,  die  Konstituierung  des  Vereins  stattfinden.  In  dem 
einleitenden  Vortrag  entwickelte  Prince -Smith  die  Theorie  des  freien  Handels 
und  stellte  als  den  Zweck  des  Vereins  die  Verbreitung  richtiger  Ansichten  über 
die  Zweckmäfäigkeit  des  freien  Handels  hin.  Dagegen  machte  sich  eine  leb- 
hafte Opposition  verschiedener  Kaufleute  und  Publizisten  geltend,  welche  den 
Verein  als  einen  solchen  gründen  wollten,  der  die  Frage,  ob  Freihandel  oder 
Schutzzoll,  erst  erörtern  sollte.  Schließlich  gab  man  dem  Verein  den  Namen 
»Wissenschaftlicher  Verein  für  Handel  und  Gewerbe«,  dem  sofort  über  80  Per- 
sonen beitraten.  An  Stelle  dieses  weitschweifigen  Namens  trat  jedoch  bald  der 
kurze  und  unzweideutige  Name  »Freihandelsverein.« 

Mit  der  Begründung  dieses  Vereins,  dem  bald  andere  folgten,  begann 
die  oft  von  Prince -Smith  beklagte  »stumpfsinnige  Teilnahmslosigkeit  derer,  die 
das  nächste  Interesse  an  der  Frage  hätten«,  zu  schwinden,  und  eine  regere 
Agitation  setzte  ein. 

Die  Tätigkeit  dieses  Vereins  sowie  der  bald  in  Hamburg,  Stettin  usw. 
auftauchenden  Freihandelsvereine  können  wir  hier  natürlich  nicht  im  einzelnen 
verfolgen.  Tatsache  aber  ist,  daß,  obwohl  in  allen  diesen  Vereinen  nach  und 
nach  eine  große  Reihe  später  bedeutender  Vertreter  der  Freihandelslehre 
hervortraten,  »doch  nach  wie  vor  Prince -Smith  das  eigentlich  belebende  Ele- 
ment« war,  wie  sein  ältester  Freund,  Otto  Wolff,  bestätigt.    Bald  sollte  sich 
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dem  unermüdlichen  Agitator  noch  eine  breitere  Plattform  zur  Verkündigung 
seiner  Heilslehre  bieten. 

Der  belgische  Freihandelsverein  lud  zu  jenem  nachmals  berühmt  gewordenen 
Freihandelskongreß  ein,  der  am  i6.  September  1847,  etwa  170  Personen  stark, 
im  gastlichen  Brüssel  zusammentrat.  Auf  der  Tagesordnung  des  Kongresses 
standen 

1.  Die  allgemeinen  staatsökonomischen  Grundsätze  und  Lehren  der  Frei- 
handelspartei, 

2.  Das  besondere  Interesse  oder  die  besonderen  Gründe,  die  ein  Land  für 
oder  gegen  die  Handelsfreiheit  anführen  kann, 

3.  Der  Einfluß  des  Freihandelssystems  auf  die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen, 

4.  Der  Einfluß  des  Freihandelssystems  auf  Wissenschaft,  Kunst  und  Zivili- 
sation im  allgemeinen,  wie  insbesondere  auf  den  Frieden,  dieses  Resultat 
freundschaftlicher  Beziehungen  unter  den  Völkern. 

Fast  alle  großem  Staaten  Europas  waren  vertreten,  Deutschland  durch 
neun  Delegierte,  darunter  Prince  -  Smith,  der  hier  zum  ersten  Male  öffentlich 
als  der  anerkannte  Führer  der  deutschen  Freihändler  auftrat,  sowie  ein  anderes 
Mitglied  des  Berliner  Freihandelsvereins,  Dr.  Asher,  und  ein  Schutzzöllner,  der 
spätere  sozialdemokratische  Reichstagsabgeordnete  Rittinghausen.  Ein  glänzendes 
Bankett,  das  der  belgische  Freihandelsverein  den  Mitgliedern  des  Kongresses 
gab,  schloß  mit  einer  Reihe  bedeutsamer  Toaste  den  Kongreß  und  Wolff(5) 
bezeichnet  dieses  Bankett  als  »den  Höhepunkt  jener  ersten  Periode  der  euro- 
päischen Freihandelsbewegung,  welche  in  der  englischen  Tarifreform  ihren 
großen  Triumph  gefeiert  hatte  und  welche  ohne  Zweifel  schon  damals  auch  in 
einem  großen  Teil  des  Kontinents  zu  praktischen  freihändlerischen  Reformen 
geführt  haben  würde,  wenn  nicht  die  Revolution  des  Jahres  1848  mit  ihren 
Folgen  dazwischen  getreten  wäre«. 

Im  Winter  des  Jahres  1847 — 4^  heiratete  Prince-Smith  die  Tochter 
eines  angesehenen  Berliner  Bankiers,  Fräulein  Auguste  Sommerbrod.  Durch 
diese  Heirat  gelangte  er  in  eine  gute  bürgerliche  Position,  wurde  Hausbesitzer 
in  einem  der  besten  Stadtteile  Berlins,  Unter  den  Linden,  und  wurde,  als  am 
21.  März  1848  sämtliche  Mitglieder  der  Berliner  Stadtverordnetenversammlung 
ihre  Mandate  niedergelegt  hatten,  zum  Stadtverordneten  für  den  damaligen 
Akademie -Bezirk  gewählt.  Damit  war  er  von  einem  »Literaten«  zum  wohl- 
situierten  Bürger  geworden,  was  seinen  Bestrebungen  bei  dem  damals  ganz 
allgemeinen  Mißtrauen  gegen  die  »Zeitungsschreiber«  sicherlich  von  großem  Vor- 
teil war.  Freilich  legte  sich  die  revolutionäre  politische  Strömung  jener  Tage 
wie  Mehltau  auf  die  jungen  Schößlinge  der  Freihandelsidee.  Eine  von  Prince- 
Smith  verfaßte  Petition  an  die  Deutsche  Nationalversammlung  »um  Schutz 
gegen  die  Beschränkung  des  Verkehrs«  vom  12.  August  1848  fand  kaum 
Beachtung,  geschweige  denn  jenes  Verständnis  in  den  breiten  Massen,  das 
allein  sie  zu  der  »Monster- Petition«  hätte  machen  können,  als  die  sie  ihr  Ver- 
fasser gedacht  hatte.  Alle  Interessen  waren  damals  von  volkswirtschaftlichen 
Dingen  abgewandt  und  so  ausschließlich  den  brennenden  politischen  Fragen 
gewidmet,  daß  auch  Prince-Smith  direkt  genötigt  wurde,  sein  politisches 
Glaubensbekenntnis  abzulegen.  Aus  einem  westpreußischen  Wahlkreise  erhielt 
er  eine  Anfrage,  ob  er  eventuell  ein  Mandat  übernehmen  würde,  und  das 
Schreiben,  in  dem  er  sich  dazu  bereit  erklärt,  ist  ein  interessantes  Dokument 
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für  seine  gemäßigten  politischen  Anschauungen,  ebenso  wie  seine  »Zuschrift  an 
die  Wähler«,  die  er  nach  dem  Scheitern  jener  Kandidatur  zu  dem  Zwecke 
ausarbeitete,  in  Berlin  selbst  zu  kandidieren.  (5a)  Es  mag  hier  nur  betont  werden, 
daß  Prince- Smith  in  den  politischen  Fragen  einen  so  leidenschaftslos  objektiven 
Standpunkt  einnahm,  daß  er  so  sehr  ganz  und  gar  seinen  eigenen  Weg  ein- 
schlug und  jede  Parteibezeichnung  für  sich  ablehnte,  daß  er  in  jener  Zeit  hoch- 
gehender politischer  Erregung,  wo  jeder  naturgemäß  zuerst  nach  dem  Namen 
seiner  Partei  gefragt  und  beurteilt  wurde,  keine  Aussicht  auf  ein  Mandat  hatte. 

Mit  erneuter  Kraft  warf  sich  Prince -Smith  darum  wieder  auf  die  handels- 
politische Agitation,  um  für  ruhigere  Zeiten  den  Boden  vorzubereiten.  Er 
beteiligte  sich  auch  eifrig  an  der  Bekämpfung  einiger  für  Preußen  neu  oktroyierter 
Beschränkungen  der  Gewerbefreiheit,  aber  sein  Hauptziel  war  jetzt  die  Be- 
gründung eines  ganz  Deutschland  umfassenden  Freihandelsbundes,  der  vor  allem 
das  nötige  Geld  zur  Installierung  eines  großen  publizistischen  Agitationsbureaus 
und  für  eine  ausgedehntere  Agitation  überhaupt  aufbringen  sollte.  Der  Bund 
trat  im  Mai  1849  tatsächlich  ins  Leben;  auch  das  Bureau  zur  Ausbildung  von 
Schriftstellern  und  Journalisten  wurde  gegründet;  allein  dieses  letztere  erwies  sich 
als  ein  kostspieliger  Mißgriff,  weil  es  einfach  an  den  auszubildenden  Publizisten 
mangelte,  und  der  Bund  konnte  keine  rechte  Wirksamkeit  entfalten,  außer  in 
den  Seestädten,  in  denen  sich  ein  größerer  Kreis  von  Freihandelsinteressenten 
vorfand.  Prince -Smith  blieb  also  im  wesentlichen  auf  die  persönliche  Agitation 
angewiesen;  sein  Verkehr  mit  einer  Reihe  jüngerer  Journalisten  zeitigte  das 
Projekt  einer  »Berliner  Revue  für  Politik,  Wissenschaft,  Literatur  und  Kunst«, 
deren  Prog"ramm  vom  2.  November  1849  datiert  ist.  Der  Dichter  Friedrich 
Bodenstedt  sollte  die  Redaktion  dieser  Revue  übernehmen,  aber  die  freihänd- 
lerischen Anschauungen,  die  Prince -Smith  ihm  eingeflößt  hatte,  waren  doch  zu 
wenig  gefestigt,  und  so  zerschlug  sich  das  ganze  Projekt. 

Indessen  sah  Prince-Smith ,  daß  eine  bedeutendere  publizistische  Vertre- 
tung für  die  Freihandelsidee  geradezu  eine  Lebensfrage  sei.  Es  muß  ihm 
persönlich  hoch  angerechnet  werden,  daß  er  gegenüber  der  recht  beschränkten 
politischen  Einsicht  der  damaligen  Demokraten  die  Zeichen  der  Zeit  besser 
zu  deuten  verstand,  wenn  er  auch  in  der  praktischen  Tätigkeit  später  vielleicht 
dieselben  Fehler  machte.  Jedenfalls  sah  er  bereits  zu  jener  Zeit  das  kommende 
Anwachsen  der  sozialistischen  Bewegung  voraus,  während  noch  mehr  als  ein 
Jahrzehnt  später  von  den  fortschrittlichen  Herren  des  Nationalvereins  den  sich 
zur  Teilnahme  am  politischen  Leben  meldenden  Arbeitern  der  weisheitsvolle 
Bescheid  gegeben  wurde,  die  Arbeiter  seien  die  geborenen  Ehrenmitglieder  des 
Nationalvereins.  Prince-Smith  dagegen  erkannte  ganz  richtig  die  Notwendigkeiten 
und  Bedürfnisse  der  Zeit  wie  die  Möglichkeiten  eines  Erfolges,  wenn  er  Anfang 
März  1850  an  Steinbart  schrieb:  »Wir  müssen  schlechterdings  hier  die  Masse 
erobern  (6)  -—  als  Partei  einen  breiten  Boden  gewinnen,  sonst  dringen 
wir  mit  nichts  durch,  sondern  bleiben,  wie  bisher,  Idealisten,  deren  humane 
und  teilweise  begründete  Bestrebungen  mit  Achtung  erwähnt,  aber  nicht  zur 
Bestimmung  der  praktischen  Politik  berücksichtigt  werden  dürfen  . . .  Die  Zeit 
ist  für  uns  günstig,  wenn  wir  sie  kräftig  benützen.  Noch  können  wir  im  Norden 
die  Volksstimme  für  uns  gewinnen.  Machen  wir  jetzt  nichts,  so  sind  wir  für 
alle  Zeit  diskreditiert,  als  eine  Partei,  die  nichts  vermochte,  da  sich  die  Kon- 
junktur ihr  so  günstig,  wie  es  selten  und  nie  zweimal  geschieht,  darbot.  Wenn 
die  Freihändler  nicht  dem  Volksgeist  die  genügende  Nahrung  bie- 


Manchestertum  und  Liberalismus 


33 


ten,  wird  er  sich  zu  der  Kost  der  Sozialisten  wenden,  —  denn  etwas 
muß  er  haben.  Wie  Napoleon  sagte:  »Nach  fünfzig  Jahren  ist  Deutschland 
republikanisch  oder  kosakisch«,  so  sage  ich:  nach  einem  Jahre  ist  die  Berliner 
Volkspartei  freihändlerisch  oder  sozialistisch.«  (7) 

Daher  war  es  Prince-Smiths  eifrigstes  Bestreben,  vor  allem  die  liberalen 
Fortschrittsparteien  mit  freihändlerischen  Ideen  zu  durchtränken.  Liberal  und 
freihändlerisch  war  ja  in  der  praktischen  Politik  zu  jener  Zeit  so  wenig  identisch, 
daß  die  süddeutschen  Liberalen  die  interessiertesten  Vertreter  des  Schutzzoll- 
systems waren,  während  umgekehrt  die  konservativen  Landwirte  des  Nordens 
und  Ostens  die  Hauptstützen  der  Freihandelspartei  darstellten  und  selbst  durch 
Friedrich  Lists  beredte  Aufrufe  an  den  »Adel  deutscher  Nation«  nicht  zu  einer 
Unterstützung  der  süddeutschen  Industrie -Schutzzollbestrebungen  zu  bewegen 
waren.  Ja  nicht  einmal  die  Rücksicht  auf  den  Weinbau  West-  und  Süd- 
deutschlands vermochte,  wie  Schippel  (8)  hervorhebt,  die  Grundbesitzer  zu 
schutzzöllnerischen  Konzessionen  zu  veranlassen.  Bismarck  sprach  im  Namen 
seiner  Standesgenossen,  wenn  er  am  18.  Oktober  1849  im  Landtage,  gelegent- 
lich der  Beratung  über  Abänderung  der  Gewerbeordnung,  erklärte:  »Wir  be- 
zahlen das  wohlfeile  englische  Eisen  teurer,  um  den  schlesischen  Bergmann  zu 
erhalten...  den  Rotwein  von  Bordeaux,  das  naturgemäße  Getränk  des  Nord- 
deutschen, teurer,  um  den  sauren  Reben  von  der  Ahr  und  Nahe  aufzuhelfen.«  (9) 
Diese  Worte  Bismarcks  aber  erinnern  durchaus  an  einen  Passus  in  der  großen 
Freihandelsrede  Prince-Smiths,  die  dieser  im  Februar  und  März  des  gleichen 
Jahres  in  Hamburg  und  Stettin  gehalten  hatte,  und  die  zur  Begründung  des 
»Zentralbundes  für  Handelsfreiheit«  führte.  Dort  heißt  es:  »Die  süddeutschen 
Weinbauer  schrieen  Gewalt,  als  sie  vernahmen,  daß  diejenigen  deutschen  Ge- 
biete, welche  bisher  fremde  Weine  mäßig  oder  fast  gar  nicht  versteuert  genossen, 
das  Verlangen  stellten,  unter  der  Zolleinheit  den  Zoll  nicht  so  hoch  gegriffen 
zu  sehen,  daß  ihr  Verbrauch  zum  größeren  Teil  aufhören  müßte.  Der  Süd- 
deutsche ist  unbillig  genug,  zu  verlangen,  daß,  während  er  des  Weines  in  Fülle 
genießt,  sein  Bruder  im  Norden  desselben  beraubt  werden  und  ihm  noch  zu 
seinem  Weingenusse  Geld  zugeben  solle!«  Daran  knüpfte  er  noch  die  spöt- 
telnde Bemerkung:  »Ebenso  die  süddeutschen  Tabaksbauer,  sie  wollen  uns 
nötigen,  anstatt  eines  wohlfeilen,  wohlriechenden  Tabaks,  zu  einem  Monopol- 
preise ihr  Gewächs  zu  verbrauchen  —  ohne  einmal  zu  bedenken,  daß  wir 
hier  nicht  ihre  hohen  Berge  haben,  auf  denen  es  sich  allenfalls  rauchen 
läßt!«  (10) 

Soviel  ist  jedenfalls  klar,  daß  damals  wesentlich  andere  Kreise  als  heute 
als  Vertreter  des  Freihandelsinteresses  auftraten,  und  wie  wenig  der  politische 
Liberalismus  von  damals  auch  im  Prinzip  und  in  der  Theorie  freihändlerisch 
war,  geht  daraus  hervor,  daß  sich  Prince-Smith  lange  Zeit  hindurch  ganz 
energisch  um  die  Verbreitung  freihändlerischer  Ideen  in  liberalen  Kreisen  be- 
mühen mußte.  Zu  diesem  Zweck  trat  er  mit  seinem  gesinnungsgenössischen 
Freunde  Julius  Faucher  zusammen  in  die  Redaktion  der  Berliner  linksradikalen 
»Demokratischen  Zeitung«  ein,  die  später  den  Titel  »Abendpost«  führte  und 
veröffentlichte  dort  seine  volkswirtschaftlichen  Betrachtungen,  die  ursprünglich 
mit  der  politischen  Tendenz  des  Blattes,  mit  der  Prince-Smith  sich  ja  kaum 
identifizieren  konnte,  gar  keinen  Zusammenhang  hatten.  Je  mehr  indessen  die 
»Abendpost«  sich  genötigt  sah,  gegenüber  den  sozialistisch  -  kollektivistischen 
Strömungen  auch  politisch  das  individualistisch -liberale  Prinzip  (i  i)  hervorzu- 
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kehren,  desto  mehr  kam  eine  Übereinstimmung  der  politischen  und  volkswirt- 
schaftlichen Tendenzen  zustande;  und  diese  hat  dann,  da  sie  den  ganzen 
politischen  Liberalismus  nach  und  nach  umfaßte,  —  infolge  der  späteren  po- 
litischen Konstellationen  —  den  Anschein  aufkommen  lassen,  als  sei  der 
politische  Liberalismus  immer  manchesterlich,  das  Manchestertum  politisch  immer 
liberal-demokratisch  gewesen.  Nichts  ist  historisch  so  falsch  als  diese  Meinung. 
(12)  Tatsächlich  blieb  denn  auch  Prince- Smith  dem  politischen  Radikalismus 
der  »Abendpost«  durchaus  fern,  ja  er  kontreminierte  diesen  sogar  gelegentlich, 
z.  B.  einmal  in  einer  Korrespondenz  über  die  Stellung  des  englischen  König- 
tums, die  englisch -konservative  Anschauungen  vertrat.  (13)  Was  Prince  -  Smith 
mit  seiner  Tätigkeit  bezweckte,  sprach  er  selbst  aus,  nach  der  raschen  Be- 
endigung seiner  Mitarbeit  infolge  des  durch  verschärfte  Preßverordnungen  be- 
dingten Eingehens  der  »Abendpost«.  »Der  Zweck  meiner  Mitwirkung  bei  der 
»Abendpost«,  schreibt  er, (14)  ist  zum  großen  Teil  erreicht  worden:  Ich  habe 
bei  der  äußersten  Linken  die  Freihandelslehre  zu  Ansehen  gebracht;  Frei- 
handel und  Bureaukratie,  oder  Konkurrenz  und  Ausbeutung  gelten  nicht  mehr 
für  identisch  bei  der  Partei,  deren  verkehrte  Auffassung  vom  Eigentum  sie  ge- 
fährlich machte.  Ich  habe  bewiesen,  daß  die  Lehre  der  volkswirtschaftlichen 
Freiheit  viel  freisinniger  sei,  als  alle  Projekte  und  Lehren  willkürlicher  und  nur 
durch  barbarischsten  Zwang  durchzusetzender  Bestimmungen  über  Besitz  und 
Erwerb,  die  übrigens  auf  die  Dauer  durch  keinen  erdenklichen  Zwang  durch- 
zuführen wären.« 

Obwohl  er  mit  dem  damaligen  preußischen  Minister  von  Manteuffel  noch 
von  Elbing  her  persönlich  liieit  war,  wurde  Prince-Smith  übrigens  kurz  darauf 
aus  unbedeutenden  Gründen  selbst  gemaßregelt,  ging  seines  Stadtverordneten- 
mandates verlustig,  was  ihn  freilich  kaum  sehr  schmerzte,  da  er  für  die  da- 
malige wankelmütige  Kommunalpolitik  Berlins  wenig  Sympathien  hatte,  und 
gewann  nun  zusammen  mit  seinen  Freunden,  die  durch  das  Eingehen  der 
»Abendpost«  frei  geworden  waren,  die  nötige  Ruhe,  sich  intensiver  mit  den 
allgemein  politischen  und  besonders  wirtschaftspolitischen  Fragen  jener  Zeit  zu 
befassen.  Handelte  es  sich  doch  damals,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  in  dem 
Problem  der  Handelspolitik  zugleich  auch  um  ein  politisches,  indem  die  Vor- 
herrschaft Österreichs  den  Schutzzollbestrebungen  zum  Siege  zu  verhelfen  schien, 
während  der  Freihandel  —  vielleicht  zum  Teil  eben  deshalb  —  die  Parole 
Preußens  geworden  war. 

Österreich  wollte  unbedingt  nicht  länger  vom  Zollverein  (15)  ausgeschlossen 
bleiben;  man  erwartete  seinen  Antrag  auf  Schaffung  eines  allgemeinen  Zoll- 
vereins, —  dessen  verlockendes  Bild  eines  Siebzigmillionenreiches,  ganz  Deutsch- 
land, Österreich- Ungarn  und  Oberitalien,  der  österreichische  Staatsmann  Frhr. 
V.  Bruck  in  den  hellsten  Farben  malte  —  aber  Preußens  politisches  Interesse, 
in  dem  neu  zu  gründenden  Deutschen  Reiche  die  Vormacht  zu  sein,  mußte 
es  an  sich  schon  gegenüber  diesem  rein  wirtschaftlich  wohl  zweifellos  hervor- 
ragenden Plane  (16)  zu  energischem  Widerstande  zwingen,  und  da  bot  nun 
die  Freihandelsbewegung  ein  erwünschtes  Mittel  zum  Zweck. 

Dem  Theoretiker  Prince-Smith  wiederum  waren  Preußens  politische 
Aspirationen,  die  er  als  solche  übrigens  durchaus  billigte  und  als  unbedingt 
berechtigt  anerkannte,  das  Mittel  zur  Förderung  seiner  freihändlerischen  Ziele. 
Den  Versuch,  Österreich  in  den  deutschen  Zollverein  hineinzubringen,  den  die 
Schutzzollinteressenten  innerhalb  des  Zollvereins  natürlich  unterstützten,  hielt 
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Prince-Smith  in  jedem  Falle  für  verfehlt,  weil  die  freihändlerischen  Interessen 
des  deutschen  Nordens  sich  vor  der  Hand  mit  den  schutzzöllnerischen  Öster- 
reichs unmöglich  ausgleichen  könnten.  Ihm  erschienen  zwei  getrennte  Zoll- 
vereine, ein  nördlicher  freihändlerischer  und  ein  südlicher  für  den  Zollschutz, 
der  richtige  Ausweg.  Dann  könnte,  so  meinte  er,  die  prinzipielle  praktische 
Konsequenz  jedes  Systems  gezogen  werden;  es  könnte  auch  die  Leitung  jedes 
der  beiden  Vereine  einer  besonderen  »populären  Vertretung«  anvertraut  werden, 
was  nicht  ginge,  solange  in  verschiedenen  Gebieten  eines  Vereins  ganz  ent- 
gegenstehende Grundsätze  herrschten.  Am  25.  Dezember  1850  bereits  schrieb 
er  in  einem  Briefe:  »Jetzt  kann  Preußen  die  Gelegenheit  ergreifen,  um  sich 
von  der  Verbindlichkeit  gegen  den  Süden  zu  befreien,  nur  einen  Handelsbund 
mit  Hannover,  Mecklenburg,  Holstein  und  den  Hansestädten  schließen,  mit 
mäßigen  Zöllen  zum  großen  Vorteil  für  seine  Finanzen  und  unter  völligem 
Aufgeben  der  Schutzwirtschaft.  Möge  es  dann  den  Bayern,  Württembergern  und 
Badensern  freistehen,  sich  diesem  Bunde  oder  Österreich  anzuschließen.« (i 7) 
Natürlich  stand  für  ihn  die  Überlegenheit  des  freihändlerischen  Nordbundes 
über  den  südlichen  Zollschutzbund  von  vornherein  fest,  und  so  glaubte  er  nicht 
an  politische  Nachteile,  die  für  den  Norden,  speziell  für  Preußen,  aus  dieser 
Teilung  erwachsen  könnten.  Indessen  hat  Preußen  dieses  politische  Experiment 
nicht  gemacht,  sondern  hat  einen  in  seinem  Gelingen  von  Anfang  an  auch 
nicht  ganz  zweifellos  sicheren  Plan  verfolgt,  dem  die  Geschichte  indessen  die 
Sanktion  des  Erfolges  erteilt  hat. 

Österreich  verhandelte,  nachdem  man  in  Berlin  sich  einer  sofortigen 
Zolleinigung  nicht  sehr  geneigt  erwiesen  hatte,  mit  den  süddeutschen  Staaten 
weiter  —  da  wurde  plötzlich  am  7.  September  1851  der  Vertrag  Preußens 
mit  dem  Steuerverein  Hannover -Oldenburg  publiziert,  der  dem  Zollverein  zu 
der  Ostküste  die  der  Nordsee  eröffnete  und  außerdem  dadurch  die  freihänd- 
lerischen Kreise  des  Zollvereins  bedeutend  stärkte.  Es  darf  mit  Recht  ver- 
mutet werden,  daß  an  diesem  »kühnen  Schachzug«  Manteuffels  dessen  Bekannter 
Prince-Smith  nicht  unbeteiligt  war.  In  dem  oben  zitierten  Briefe  vom  25.  De- 
zember 1850  hatte  Prince-Smith  geschrieben:  »Manteuffel  will  gerne  in  frei- 
händlerischem Sinne  vorgehen;  aber  die  Landwirte  und  Handelsstädte 
müssen  die  Forderung  erheben  und  ihm  eine  nachhaltige  Stütze  sichern.« 

Prince-Smiths  freihändlerisch  gesinnte  Freunde  im  Osten  Preußens  waren 
es  denn  auch,  die  alsbald  eine  Agitation  ins  Werk  setzten,  so  daß  eine  große 
Anzahl  von  Petitionen  und  Adressen  mit  freihändlerischen  Forderungen  an 
das  Ministerium  gelangten.  Das  bedeutendste  dieser  Schriftstücke  ist  die  von 
Prince-Smith  verfaßte  »Erklärung  der  behufs  Beratung  gegen  Zollschutz  zu 
Elbing  am  13.  Februar  1851  versammelten  Vertreter  kaufmännischer,  städtischer 
und  ländlicher  Korporationen  aus  Ost-  und  Westpreußen«.  Diese  Erklärung 
protestiert  gegen  jede  Beschränkung  der  Gewerbefreiheit  und  gegen  jede  Nach- 
giebigkeit an  Schutzzollforderungen,  die  zum  »systematischen  Sozialismus«  führten 
und  verlangt  vom  Staate  »vor  allem:  prinzipielles  Verwerfen  des  Schutzzolles«. 
Sie  ist  bedeutsam  weniger  durch  ihren  radikal-freihändlerischen  Inhalt  als  durch 
die  Unterzeichner,  deren  Liste  hier  folgt,  um  zu  zeigen,  wie  weit  die  Anhän- 
gerschaft an  die  extremen  Freihandelstheorien  Prince-Smiths  damals  allein  in 
den  nordöstlichen  preußischen  Provinzen  Wurzel  gefaßt  hatte:  Die  ostpreußische 
landwirtschaftliche  Zentralstelle  zu  Königsberg,  1085  Mitglieder;  die  Direktion 
des  oberländischen  Vereins  praktischer  Landwirte;  der  Verein  der  Handlungs- 
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gehilfen  in  Königsberg;  die  Stadtverordneten  zu  Graiidenz;  der  Vorstand  des 
landwirtschaftlichen  Vereins  zu  Sensburg;  der  Magistrat,  die  Stadtverordneten 
und  der  landwirtschaftliche  Lokal  verein  zu  Strasburg;  der  Magistrat  zu  Grau- 
denz;  der  landwirtschaftliche  Verein  zu  Elbing;  die  Repräsentanten  des  Marien- 
burger  kleinen  Werders;  die  Stadtverordneten  zu  Mewe;  der  Gemeinderat  zu 
Elbing;  die  Stadtkommune  zu  Pillau;  der  Magistrat,  die  Stadtverordneten,  Ge- 
werbe- und  Ackerbautreibende.  Einwohner  in  Rhein;  die  Kaufmannschaft  zu 
Graudenz;  der  Verein  für  Freihandel  von  Marienwerder;  die  fünf  Kommunen 
des  Eilerwaldes  bei  Elbing;  der  Magistrat  zu  Stuhm;  der  landwirtschaftliche 
Verein  zu  Altmark;  der  Magistrat  zu  Briesen  und  die  Kaufmannschaft  zu 
Gollub;  die  Ältesten  der  Kaufmannschaft  zu  Elbing;  der  Verein  westpreußischer 
Landwirte  zu  Marienwerder,  721  Mitglieder. 

Um  dieselbe  Zeit  führte  Prince- Smith  auch  eine  regere  Tätigkeit  des 
Berliner  Freihandelsvereins  herbei,  der  im  März  1851  mit  einem  ebenfalls  von 
Prince -Smith  selbst  verfaßten  Programm  werbend  an  die  Öffentlichkeit  trat. 
Auch  der  Hamburger  Verein  für  Handelsfreiheit  veranlaßte  eine  umfassende 
Agitation  und  setzte  u.  a.  drei  Preise  aus  für  die  besten  kurzen  Streitschriften 
über  »das  Prinzip  der  Handelsfreiheit  und  dessen  heilsame  Folgen  für  jeder- 
mann«, worauf  37  Arbeiten  eingereicht  wurden.  Eine  der  preisgekrönten  Ab- 
handlungen war  die  von  Prince -Smith  unter  dem  Pseudonym  »Adam  Riese 
der  Jüngere«  eingereichte  Agitationsschrift  »Der  Handelsminister  auf  sechs 
Stunden.  Ein  Traum . . .«,  die  Otto  Wolff  vom  freihändlerischen  Standpunkt 
aus  nicht  zu  Unrecht  »die  vollendetste  und  wahrscheinlich  auch  wirksamste 
von  Prince-Smiths  freihändlerischen  Streitschriften«  nennt. 

Als  am  7.  Juni  1851  die  preußische  Regierung  die  Forderungen  der 
schutzzöllnerischen  »Darmstädter  Koalition«  entschieden  zurückwies,  da  begab 
sich  eine  Berliner  Deputation,  unter  der  sich  auch  Prince -Smith  befand,  zum 
preußischen  Ministerpräsidenten,  um  ihm  in  einer  Adresse  —  abermals  Prince- 
Smiths  Werk  —  den  Dank  der  Freihändler  abzustatten.  »Alle  Freunde  der 
Handelsfreiheit,«  so  schloß  die  Adresse,  »wissen  es,  daß  ganz  besonders  Ew. 
Exzellenz  im  Ministerrate  den  volkswirtschaftlichen  Fortschritt  vertreten,  wes- 
halb es  den  Unterzeichneten  zur  höchsten  Befriedigung  gereicht,  den  von  den 
Freunden  der  Verkehrsfreiheit  gehegten  Wünschen  und  Hoffnungen  hierdurch 
Ew.  Exzellenz  einen  Ausdruck  geben  zu  dürfen.«  Die  Antwort  des  Minister- 
präsidenten beweist  so  deutlich,  wie  sehr  dieser  von  den  Ideen  Prince-Smiths 
durchdrungen  war,  ( 1 8)  daß  wir  sie  ganz  hierher  setzen.  Wer  nur  ein  wenig 
zwischen  den  Zeilen  solcher  natürlich  mögUchst  diplomatisch  gehaltenen  Äuße- 
rungen zu  lesen  versteht,  der  wird  die  unverhohlene  Übereinstimmung  mit  den 
Meinungen  Prince-Smiths  unschwer  herausmerken.    Die  Antwort  lautet: 

»Ich  danke  Ihnen  —  meine  Herren  —  für  das  Vertrauen,  welches  Sie 
mir  durch  Überreichung  dieser  Adresse  beweisen.  Sie  erscheinen  vor  mir  als 
Vertreter  eines  Prinzips.  Sie  werden  nicht  von  mir  erwarten,  daß  ich  das 
Prinzip  näher  erörtere,  weil  darüber  längst  gerichtet  ist;  wenigstens  steht  meine 
Überzeugung  in  dieser  Beziehung  fest.  Sie  werden  auch  nicht  erwarten,  daß 
ich  für  dessen  volle  Durchführung  Ihnen  Zusicherungen  erteile.  Soviel  aber 
kann  ich  Ihnen  versichern,  daß  die  preußische  Staatsregierung  in  ihrer  Han- 
delspolitik unablässig  das  Ziel  im  Auge  behalten  wird,  welches  das  allgemeine 
Interesse  fordert.  Wir  wenigstens  werden  unser  Möglichstes  dazu  tun,  —  und 
so  hoffe  ich  auch,  daß  die  Bedenken,  welche  wegen  Abfalls  der  südlichen 
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Staaten  anfangs  so  schroff  sich  äußerten,  immer  mehr  in  den  Hintergrund 
treten  und  endlich  ganz  verschwinden  werden.  Man  wird  es  uns  nicht  ver- 
denken, wenn  wir  Elemente,  welche  sich  etwa  wie  Blei  an  unsere  Füße  hängen 
möchten,  abzuschütteln  suchen,  wie  es  denn  auch  unser  Beruf  ist,  vor  allem 
die  Selbständigkeit  Preußens  zu  wahren.«  (19) 

Der  Erfolg  dieser  ganzen  freihändlerischen  Agitation,  von  der  neun 
Zehntel  auf  das  Arbeitskonto  des  unermüdlichen  Prince-Smith  kommen,  war 
eben  jener  oben  genannte  Vertrag  Preußens  mit  Hannover  vmd  Oldenburg, 
durch  den  alle  österreichischen  Zollvereinshoffnungen  vorläufig  vernichtet  wur- 
den. Und  durch  die  Erneuerung  der  Zollvereinsverträge  im  Jahre  1853  sowie 
den  gleichzeitigen  Abschluß  eines  Handelsvertrages  zwischen  Österreich  und 
dem  Zollverein  wurde  auf  länger  als  ein  Jahrzehnt  hinaus  ein  Zustand  ge- 
schaffen, der  Österreich  die  erwarteten  Vorteile  nicht  brachte,  Preußen  aber 
Zeit  gewinnen  ließ,  um  unterstützt  von  einer  starken  freihändlerischen  Strömung 
im  Lande  eine  offene  Freihandelspolitik  zu  treiben,  die  für  Österreich  immer 
unmöglicher  machte,  wozu  der  Handelsvertrag  die  Vorstufe  hatte  sein  sollen: 
den  Eintritt  in  den  Zollverein.  (20) 

In  der  Zeit  unmittelbar  nach  Abschluß  der  neuen  Verträge  trat  nun  aber 
naturgemäß  im  politischen  wie  im  handelspolitischen  Leben  Stille  ein.  Prince- 
Smith  genoß  die  F'reude  seines  ersten  großen  Erfolges  und  ließ  die  volkswirt- 
schaftlichen Arbeiten  ruhen.  Seine  Lieblingsbeschäftigung  waren  Untersuchungen 
über  philosophische  und  naturwissenschaftliche  Fragen.  Gedruckt  liegt  von 
allen  seinen  Arbeiten  dieser  Art  nur  eine  Abhandlung  aus  seinen  letzten  Lebens- 
jahren vor  »Über  das  Denken«,  (21)  in  der  er  nach  den  Worten  des  Heraus- 
gebers, Otto  Michaelis,  »die  in  unvorsichtiger  Verwendung  der  Abstraktionen 
liegenden  Ursachen  des  Irrtums  nachwies  —  ein  Lieblingsthema,  welches  er 
für  eine  Aufgabe  von  größter  Verheißung  hielt,  weil  der  Irrtum  eine  unendlich 
größere  Quelle  von  Übeln  sei  als  die  Bosheit.«  Wenn  es  gestattet  ist,  ein 
Stück  späterer  Kritik  vorweg  zu  nehmen,  so  sei  hier  darauf  hingewiesen,  welche 
beinahe  tragische  Ironie  darin  liegt,  daß  der  nimmermüde  Mann,  dessen  rast- 
lose Tätigkeit  ihre  ganze  Überzeugungskraft  auf  einer  zu  weit  gehenden  Ab- 
straktion basierte,  —  auf  der  unbegrenzten  praktischen  Verwendung  des  Frei- 
heitsbegriffes! —  daß  dieser  Mann  in  seinen  Mußestunden  den  Übeln  nach- 
grübelte, die  in  irrtümlich  angewendeten  Abstraktionen  wurzeln!  Die  Methode 
dieser  seiner  Arbeiten  ist  dieselbe  wie  diejenige  seiner  volkswirtschaftlichen 
Schriften.  Er  analysiert  in  allgemein  verständlicher  Weise  die  Grundbegriffe, 
erläutert  seine  Ausführungen  mit  populären  Beispielen  und  zieht  seine  Schlüsse 
mit  der  für  sein  ganzes  Denken  bezeichnenden  Ausschließlichkeit,  die  nur  sehr 
selten  auch  andere  Möglichkeiten  zuläßt.  Daß  er  fast  nirgends  in  seinen 
Schriften  andere  Denker  zitiert,  gibt  allen  Arbeiten  einen  wohl  auch  gewollten 
Anschein  von  Originalität,  die  sie  sachlich  durchaus  nicht  immer  haben,  wenn- 
gleich sie  freilich  meist  original  entstanden  sein  dürften.  Denn  Prince-Smith, 
der  in  jungen  Jahren  mit  einer  nicht  sehr  großen  Bildung  England  verlassen 
hatte,  war  durchaus  Autodidakt  und  war  von  der  unbedingten  Richtigkeit 
seiner  auf  den  Lehren  Adam  Smiths  und  Benthams  fußenden  Grundanschau- 
ungen fest  durchdrungen. 

Von  einer  andern  Arbeit  aus  jener  Zeit  urteilt  sein  Biograph  Otto  Wolff: 
»Eine  wahrhafte  Verschwendung  seines  Talents  auf  einen  unfruchtbaren  Gegen- 
stand zeigt  sich  in  seinem  Unternehmen  einer  großen  Englischen  Grammatik, 
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von  welcher  indessen  nur  der  erste  Teil  erschienen  ist,  welcher  einen  im  ein- 
zelnen scharfsinnigen,  im  ganzen  aber  doch  verunglückten  Versuch  zu  einer 
systematischen  Darstellung  der  Aussprache  enthielt.«  (22) 

Mit  der  im  Jahre  1858  erfolgten  Gründung  des  »Kongresses  Deutscher 
Volkswirte«  beginnt  für  Prince- Smith  gewissermaßen  eine  neue  Epoche  seines 
Lebens.  Seit  fast  30  Jahren  in  Deutschland,  war  er  annähernd  ebenso  lange 
mit  einer  bewundernswerten  Ausdauer  der  Verfechter  freihändlerischer  An- 
schauungen gewesen.  Er  hatte  sich  —  anfangs  alleinstehend  und  kaum  der 
deutschen  Sprache  mächtig  —  langsam  Freund  um  Freund  gewonnen,  Anhänger 
seiner  Anschauungen  geworben  und  war,  bei  der  Lauheit  der  ersten  freihänd- 
lerischen Regungen  in  Deutschland,  eigentlich  20  Jahre  lang  der  einzige  wirklich 
tätige  Apostel  der  Freihandelslehre  gewesen.  Alles,  was  inzwischen  aufkam, 
Vereine,  Petitionen,  Adressen,  Schriften,  war  entweder  unmittelbar  oder  mittel- 
bar sein  Werk,  kurz:  er  war  von  1835  fünfziger  Jahre  der  deutsche 
Freihändler.  Nun  begann  aber  die  Saat,  die  er  gesäet,  aufzugehen,  unter  dem 
doppelten  Antriebe  wirtschaftlicher  und  politischer  Interessen.  So  fanden  sich 
denn  auch  mit  den  Freunden  Prince  -  Smiths  eine  Reihe  anderer  Männer  zu- 
sammen, die  von  neuem  die  Verbreitung  und  Förderung  der  Anschauungen 
Prince-Smiths  unternehmen  wollten.  Und  es  ist  für  Prince-Smith  charakteristisch, 
daß  er,  als  Fünfzigjähriger  der  Senior  dieser  größtenteils  jüngeren  Männer,  sich 
nirgends  in  den  Vordergrund  drängte,  ja  sich  mit  einer  gewissen  Geflissent- 
lichkeit zurückhielt  und  nur  in  entscheidenden  Momenten  hervortrat.  Es  mag 
das  im  Anfang  zum  Teil  wohl  auch  eine  Taktik  des  Vorgehens  gewesen  sein, 
indem  Prince-Smith,  der  als  radikaler  Freihändler  bekannt  war,  eben  deshalb 
nicht  an  die  Spitze  gestellt  wurde,  weil  sein  Name  allein  schon  ein  Programm 
bedeutete,  das  viele,  die  man  gewinnen  wollte,  abgeschreckt  hätte.  Und  Prince- 
Smith  wieder,  der  durchaus  der  Mann  war,  seine  Person  der  Sache  unterzu- 
ordnen, sah  es  gern,  wenn  die  andern,  die  Jüngeren  sich  hineinarbeiteten  und 
ihm  alle  die  mühevollen  organisatorischen  Arbeiten  abnahmen,  die  er  jahrelang 
allein  hatte  erledigen  müssen.  Aber  noch  ein  drittes  Moment  kam  hinzu,  ohne 
dessen  Erwähnung  auch  das  Charakterbild  Prince-Smiths  nicht  vollständig  wäre: 
der  Mann,  der  unaufhörlich  alle  möglichen  Konsequenzen  seines  »volkswirt- 
schaftlichen Naturgesetzes«  auszubauen  bemüht  war,  hatte  zu  lange  Zeit  hin- 
durch sich  ausschließlich  mit  der  Popularisierung  und  Verbreitung  der  theore- 
tischen Freihandelsidee  abgeben  müssen,  als  daß  er  sich  nun  noch  hätte  in 
alle  die  fernliegenden  Spezialfragen,  die  ihrer  Lösung  harrten,  einarbeiten 
können.  Er  fühlte  sich  durchaus  als  Theoretiker  der  freihändlerischen  Be- 
wegung, die  nun  sich  mächtig  auszubreiten  und  in  die  praktische  Wirtschafts- 
politik einzudringen  begann.  Die  Bearbeitung  der  meisten  praktischen  ragen 
überließ  er  gern  seinen  jüngeren  Freunden  und  Gesinnungsgenossen,  wenn  er 
auch  gelegentlich  der  Behandlung  seiner  Lieblingsthemata,  z.  B.  der  Münz- 
und  Währungsfrage,  sich  verschiedentlich  selbst  rednerisch  und  schriftstellerisch 
betätigte.  Sein  eigentliches  Gebiet  blieb  aber  doch  immer  die  Handelspolitik 
oder  richtiger  die  Freihandelsfrage,  die  für  ihn  die  Kulturfrage  im  eminentesten 
Sinne  war.  Eben  deshalb  hatte  ihn  aber  auch  die  laue  Aufnahme  seiner  F'rei- 
handelsbestrebungen  keine  hohe  Meinung  von  der  volkswirtschaftlichen  Einsicht 
der  bis  dahin  existierenden  Vereine  und  Gesellschaften  gewinnen  lassen. 

Als  im  Juli  1858  auch  an  Prince-Smith  die  Einladung  zu  einer  im  Sep- 
tember desselben  Jahres  in  Gotha  abzuhaltenden  volkswirtschaftlichen  Versamm- 
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lung  erging,  die  als  Vorversammlung  eines  ständig  wiederkehrenden  »Kongresses 
Deutscher  Volkswirte«  gedacht  war,  begeisterte  er  sich  nicht  übermäßig  für  den 
Plan,  obschon  er  zu  dessen  mittelbaren  Urhebern  zu  rechnen  ist.  Er  sagte 
zwar  als  einer  der  ersten  sein  Erscheinen  zu,  jedoch  in  einem  Schreiben,  das 
wenig  vertrauensvoll  kUngt.  Er  billigt  es  durchaus,  daß  man  erst  die  Reihen, 
die  sich  gruppieren  würden,  daraufhin  prüfen  wolle,  »ob  man  Kräfte  für  klar 
bestimmte  Zwecke  hat«,  und  fügt  hinzu:  »Wenn  nicht  ein  ganz  anderer  frischerer 
Geist  zutage  tritt,  als  welcher  in  verschiedenen  bisher  abgehaltenen  Kon- 
gressen (23)  wehete,  so  schadet  man  der  Sache  der  Volkswirtschaft,  indem 
man  zeigt,  wie  wenig  tatkräftige  Energie  sie  bisher  zu  erwecken  vermochte. 
Glaubensschwache  verbreiten  einen  Glauben  nicht.«  (24)  Keineswegs  aber  wollte 
Prince-Smith,  wie  manche  wohl  glauben  möchten,  den  Kongreß  von  vornherein 
ganz  von  seinem  Dogma  beherrscht,  von  seinen  Postulaten  überzeugt  sehen, 
und  er  wünschte  auch  durchaus  nicht,  ein  Programm  —  er  fügt  in  einem 
Briefe  diesem  Wort  in  Parenthese  hinzu  »auf  Deutsch  Vorschrift«,  —  dieser 
Versammlung  »vorgeschrieben«  zu  sehen.  Die  zusammen  kämen,  sollten  selber 
ihre  Tagesordnung  frei  bestimmen.  Aber  Klarheit  wünschte  er  in  jedem  Falle 
über  die  Ansichten  der  Versammlung.  Es  sollten  Resolutionen  zur  Debatte 
und  Abstimmung  gebracht  werden.  Und  wenn  der  geschäftsführende  Ausschuß 
glaubte,  nur  im  Falle  möglichster  Einigkeit  der  Versammelten  eine  Einwirkung 
auf  die  öffentliche  Meinung  erzielen  zu  können,  so  schreibt  dagegen  Prince- 
Smith  unter  dem  g.  August  1858  an  den  Ausschuß:  »Ich  erwarte  keine  solche 
Einstimmigkeit  und  wünsche  sie  kaum.  Unter  den  Männern,  welche  sich  mit 
volkswirtschaftlichen  Fragen  beschäftigen ,  herrschen  die  widersprechendsten 
Ansichten.  Es  wäre  am  ersprießlichsten,  wenn  die  Versammlung  zum  lebhaften 
Kampfplatze  der  sich  entgegenstehenden  Parteien  würde,  —  denn  nur  der 
Kampf  führt  die  Wahrheit  zum  Siege,  —  erweckt  Leben,  Teilnahme,  Partei- 
nahme in  weiten  Kreisen.  Mögen  die  Geister  einmal  auf  einander  platzen! 
Nur  nicht  politisch  verfahren,  —  nicht  durch  Umgehung  gewisser  Fragen  eine 
äußere  Spaltung  scheuen,  wo  keine  wirkliche  Einigkeit  besteht.« (24a)  Prince- 
Smith  hatte  ein  so  festes  Vertrauen  in  die  Wahrheit  und  Unerschütterlichkeit 
seiner  Anschauungen,  daß  es  ihm  durchaus  nicht  darauf  ankommen  konnte, 
künstlich  diesen  Anschauungen  zu  einem  Scheinsiege  verhelfen  zu  wollen.  Ihm 
galt  es  nicht,  Augenblickserfolge  zu  erzielen,  er  wollte  wirklich  und  wahrhaft 
überzeugen ! 

Wie  beim  Gothaer  Kongreß  selbst,  an  dem  er  nur  in  einer  Debatte  eine 
kleine  Bemerkung  machte,  übte  Prince-Smith  eine  mehr  stille  Wirksamkeit  aus 
auf  das  politische  Leben  jener  Zeit.  (25)  Die  erste  Schrift,  mit  der  Prince-Smith 
nach  der  Gothaer  Versammlung  wieder  an  die  Öffentlichkeit  trat,  war  eine 
Abhandlung  in  Otto  Hübners  »Deutschem  Botschafter«  vom  Jahre  1859  mit 
dem  Titel:  »Der  eiserne  Hebel  des  Volkswohlstandes«,  eine  der  knappsten  und 
prinzipiellsten  Schriften  zur  Frage  der  Eisenzölle.  Im  Februar  1860  erschien 
im  »Bremer  Handelsblatt«  ein  Aufsatz  von  ihm  über  die  Peelsche  Bankakte, 
und  dem  im  selben  Jahre  stattfindenden  dritten  Kongreß  Deutscher  Volkswirte 
in  Köln  legte  er  eine  Denkschrift  vor  gegen  die  gesetzliche  Beschränkung  des 
Zinsfußes.  Am  gleichen  Kongreß  leitete  er  die  damals  die  Gemüter  heftig 
erregende  Beratung  über  die  Eisenzölle  ein  mit  einem  Vortrag  »über  die  welt- 
politische Bedeutung  der  Handelsfreiheit«.  Auch  dem  vierten  Kongreß,  der 
1861  in  Stuttgart  tagte,  erstattete  er  ein  ähnliches  theoretisches  Referat  über 
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»Ziel,  Zweck  und  Geist  der  Volkswirtschaftslehre«.  Über  Patentgesetzgebiing 
referierte  er  als  Berichterstatter  der  Ausschußmehrheit  dem  sechsten  Kongreß 
in  Dresden  1863,  natürlich  in  patentfeindlichem  Sinne.  Auf  seinem  eigent- 
lichen praktischen  Gebiet  sehen  wir  ihn  am  siebenten  Kongreß  in  Hannover, 
wo  er  »über  uneinlösbares  Papiergeld  mit  sogenanntem  Zwangskurse«  sprach 
und  am  achten  in  Nürnberg  1865,  wo  er  die  »Bankfrage«  behandelte.  Auf 
diesem  Gebiet  hat  Prince-Smith  wirkliches  Verständnis  und  einen  weiten  Blick 
für  eine  wichtige  praktische  Frage  gezeigt,  den  viele  seiner  prakiischeii  Gegner 
damals  noch  vermissen  ließen.  Im  Jahre  1861  ging  er  wieder  einmal  nach 
Elbing  und  sprach  dort  in  der  »Volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  für  Ost-  und 
Westpreußen«  über  ein  Thema,  das  er  zwanzig  Jahre  früher  bereits  in  fast 
gleichem  Sinne  in  den  »Elbinger  Anzeigen«  behandelt  hatte,  über  »die  Quellen 
der  Massenarmut«.  Kurz  darauf  hielt  er  in  Berlin  in  dem  »Verein  für  volks- 
wirtschaftliche Interessen«,  der  sich  wesentlich  aus  Handwerkerkreisen  rekrutierte, 
einen  Vortrag  »für  volle  Gewerbefreiheit«.  Er  kritisierte  den  Reichenheimschen 
Entwurf  eines  allgemeinen  Gewerbegesetzes  für  Preußen  und  stellte  dort  For- 
derungen auf,  die  dann  freilich  erst  acht  Jahre  später  in  der  Gewerbeordnung 
für  den  Norddeutschen  Bund  erfüllt  wurden. 

Vom  Jahre  1860  ab  bis  zu  seinem  Tode  führte  Prince-Smith  den  Vorsitz 
in  der  Berliner  »Volkswirtschaftlichen  Gesellschaft«,  die  eine  Neuauflage  des 
»Freihandelsvereins«  darstellte,  und  vom  Jahre  1863  ab  war  er  ein  eifriger 
Mitarbeiter  der  in  diesem  Jahre  gegründeten  »Vierteljahrsschrift  für  Volks- 
wirtschaft, Politik  und  Kulturgeschichte«,  die  sein  Freund  Julius  Faucher  her- 
ausgab. (26)  War  die  »Volkswirtschaftliche  Gesellschaft«  die  öffentliche  Propa- 
gandastelle, die  »Vierteljahrsschrift«  das  literarische  Organ  und  der  »Kongreß 
Deutscher  Volkswirte«  das  Parlament  der  deutschen  Freihandelsschule,  so  war 
das  von  H.  Rentzsch  1866  herausgegebene  »Handwörterbuch  der  Volkswirt- 
schaftslehre« das  wissenschaftliche  Sammelwerk  der  Schule.  Und  wie  sehr 
Prince-Smith  als  das  Haupt  der  ganzen  Freihandelspartei  galt,  das  er  ja  in 
der  Tat  auch  war,  geht  daraus  hervor,  daß  kein  anderer  als  er  den  Haupt- 
artikel des  Werkes  mit  dem  Doppeltitel  »Handelsfreiheit.  Freihändler«  schrieb. 

Von  1862 — 1866  vertrat  er  im  preußischen  Abgeordnetenhause  den 
Wahlkreis  Stettin,  wo  er  nach  den  beiden  Auflösungen  des  Parlamentes,  im 
März  1862  und  im  Mai  1863,  fast  einstimmig  wiedergewählt  wurde,  während 
er  1866  infolge  der  immer  mehr  hervortretenden  Verschiedenheit  seiner  poli- 
tischen Anschauungen  von  denen  des  radikaleren  Teiles  der  Fortschrittspartei 
nicht  wieder  als  Kandidat  aufgestellt  wurde.  Er  trat  auch  im  Abgeordneten- 
hause wenig  hervor  und  sprach  meist  nur,  wenn  es  um  irgend  welche  mit  dem 
Freihandel  zusammenhängende  Fragen  ging.  So  sagte  er  anläßlich  des  preußisch- 
französischen Handelsabkommens  (1862):  »Die  Plandelsbefreiung,  meine  Herren, 
ist  das  siegende  Prinzip  der  Bewegung  unserer  Zeit,  sie  ist  die  unabweisliche 
Folge  der  Entwicklung  der  Produktion  und  der  Verkehrsmittel,  und  wo  auch 
eine  Handelsbefreiung  ins  Werk  gesetzt  wurde,  da  ist  immer  allseitiger  Nutzen 

gefolgt          Nie  hat  eine  durch  die  fortschreitende  Aufklärung,  ja  durch  die 

Wissenschaft  diktierte  Rechnung  sich  glänzender  in  der  Erfahrung  bewährt,  als 
eben  die  Handelsbefremng.«  Was  der  Abgeordnete  Harkort  dann  indirekt  als 
»kondensierten  Weihrauch«  bezeichnete! 

Im  Kriegsjahr  1866  fand  kein  Kongreß  statt;  dafür  tagte  im  August 
dieses  Jahres  auf  Veranlassung  der  stänch'gen  Deputation  des  Kongresses  eine 
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kleinere  Versammlung,  in  der  man  die  neugeschaffene  Lage  besprach  und  die 
Forderungen,  die  an  die  Wirtschaftspolitik  des  Norddeutschen  Bundes  zu  stellen 
seien.  Am  Schlüsse  dieser  Versammlung,  als  Faucher  vorschlug,  den  nächsten 
Kongreß  zugleich  mit  dem  Parlament  nach  dem  Sitze  des  letzteren  einzube- 
rufen, sprach  Prince- Smith  das  stolze  Wort,  er  hoffe,  die  Volkswirte  würden 
nicht  neben,  sondern  in  dem  Parlamente  tagen.  In  die  zweite  Hälfte  des 
siebenten  Jahrzehnts  fallen  die  verschiedenen  Schriften  Prince-Smiths  über  die 
Arbeiterfrage,  seine  Polemik  gegen  Johann  Jakobi  und  mit  von  Schweizer  — - 
die  schwächsten,  doktrinärsten  Arbeiten  des  Verfassers,  'Und  jenes  Thema,  das 
die  Freihandelspartei  nicht  hat  bewältigen  können.  Im  Juni  1870  machte 
Prince-Smith  einen  letzten  Versuch,  eine  große  »Vereinigung  Deutscher  Frei- 
händler« zu  organisieren,  die  es  sich  zur  Aufgabe  stellte,  den  »auf  uns  lasten- 
den Rest  des  Schutzzollsystems«  gänzlich  zu  beseitigen.  (27)  Ein  Komitee  von 
ansehnlichen  Männern  aus  allen  politischen  Parteien  gruppierte  sich  um  den 
Vorsitzenden  Prince-Smith;  allein  der  Krieg  und  die  großen  wirtschaftlichen 
Veränderungen,  die  er  im  Gefolge  hatte,  verzögerten  die  Entwicklung  der 
Organisation,  der  die  Krankheit  Prince-Smiths  dann  ein  rasches  Ende  setzte. 
Im  Jahre  187 1  wurde  Prince-Smith  noch  die  Anerkennung  zuteil,  daß  ihn  die 
Wähler  von  Anhalt -Zerbst  in  den  Deutschen  Reichstag  entsandten.  Freilich 
ist  er  dort  nur  zweimal,  im  November  1871,  anläßlich  der  Frage  der  Münz- 
reform, hervorgetreten,  über  die  er  auch  dem  kurz  vorher  in  Lübeck  tagenden 
Kongreß  ein  Referat  erstattet  hatte.  An  dem  Kongreß  in  Danzig,  im  Jahre 
1872,  zu  dem  er  bereits  abgereist  war,  konnte  er  gleichwohl  nicht  mehr  teil- 
nehmen, sondern  mußte,  schwer  erkrankt,  vor  Eröffnung  des  Kongresses  nach 
Berlin  zurückkehren. 

Von  seiner  letzten  Arbeit,  einer  knappen  Skizze  »Der  Staat  und  der 
Volkshaushalt«,  versprach  er  sich  einen  großen  Erfolg  in  dem  Sinne,  daß 
die  Arbeit  Aufsehen  machen  und,  wenn  auch  negativ,  doch  viel  besprochen 
werden  würde.  Diese  Erwartung  wurde  getäuscht.  Die  Schrift  erschien  im 
Oktober  1873,  ohne  eine  mehr  als  gewöhnliche  Beachtung  zu  finden,  wohl 
deshalb,  weil  sie  in  ihrem  wesentlichen  politischen  Inhalt  den  Liberalen  nicht 
demokratisch  genug  und  den  andern  zu  liberal  war.  Und  so  beleuchtet  sie 
eigentlich  noch  einmal  den  wahren,  so  oft  von  Freunden  und  Feinden  ver- 
kannten Charakter  dieses  Mannes.  Es  ist  nicht  richtig,  daß  Prince-Smith  aus 
bestimmtem  politischen  Interesse  gehandelt  hat.  Das  widerlegt  sich  aus  seinen 
Taten  selbst.  Ein  politischer  Geschäftemacher  kann  der  Mann  nicht  sein, 
der  sich  in  politischen  Fragen  stets  als  Eigenbrödler  zeigt  und  sogar  von  seinen 
nächsten  Freunden  hier  oft  im  Stich  gelassen  wird,  eben  weil  diese  politisch 
gebunden  sind,  was  Prince-Smith  nie  war.  Aber  auch  diejenigen  seiner  Freunde 
haben  Unrecht,  die  Prince-Smith,  weil  er  ein  radikaler  Freihändler  war,  zu  einem 
freihändlerischen  Liberalen  machen  wollen.  Der  Mißerfolg  seiner  letzten  Schrift 
spricht  mehr  für  den  Charakter  Prince-Smiths,  als  ein  Erfolg  semem  politischen 
Ansehen  hätte  nützen  können.  Als  er  am  3.  Februar  1875  die  Augen 
schloß,  war  die  von  ihm  ins  Leben  gerufene  Bewegung  noch  auf  der  Höhe. 
Und  er  hatte  das  Glück,  das  wenigen  Männern  des  öffentlichen  Lebens  be- 
schieden ist,  in  einem  Augenblick  zu  sterben,  wo  der  definitive  Sieg  der  von 
ihm  vertretenen  Ideen  nur  noch  die  Frage  einer  kurzen  Zeit  schien,  und  wo 
die  wenigen  Gegenzeichen  noch  nicht  entfernt  ahnen  ließen,  wie  rasch  die 
ganze  Herrlichkeit  zusammenbrechen  sollte.  — 
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Will  man  nun  fragen ,  worin  die  eigentliche  Bedeutung  John  Prince- 
Smiths  liegt,  so  kann  die  kurze  Antwort  darauf  sein:  Er  war  der  Schöpfer  und 
Begründer,  der  Organisator  und  Agitator  der  Deutschen  Freihandelspartei.  Der 
Einfluß  und  die  Bedeutung  dieser  Partei  während  der  zweiten  Hälfte  des 
neunzehnten  Jahrhunderts  sind  so  bekannt,  daß  es  zur  Kennzeichnung  der 
Wirksamkeit  Prince- Smiths  genügt,  wenn  man  sagt,  daß  er  die  Seele 
dieser  Partei  war. 

Es  ist  nun  begreiflich,  aber  doch  ein  vergebliches  Beginnen,  daß  Prince- 
Smiths  nächste  Freunde  ihn  auch  zu  einer  wissenschaftlichen  Größe  stempeln 
wollten.  Wohl  hat  Prince-Smith  selbst  fest  an  die  unerschütterliche  Wahrheit 
und  also  an  die  Wissenschaftlichkeit  seiner  »Prinzipien«,  »Naturgesetze«  geglaubt. 
Aber  wir  dürfen  und  müssen  doch  heute  diesen  Ideen  eine  ganz  andere  Stel- 
lung anweisen;  für  uns  sind  sie  sicher  ebenso  nur  historische,  wie  sie  für 
Prince-Smith  und  seine  Schüler  logische  Kategorien  waren.  Prince-Smith  war 
kein  Mann  der  Wissenschaft,  vielmehr  ein  Tribun,  ein  Agitator  und  kann  in 
diesem  Sinne  nicht  neben  Lassalle  gestellt  werden,  der  beides  war,  und  ganz 
gewiß  nicht  neben  Adtun  Smith,  der  dieses  gar  nicht,  dafür  aber  in  hervor- 
ragendem Maße  jenes  war.  Aber  eben  deshalb  tut  es  der  Bedeutung  Prince- 
Smiths  auch  keinen  Eintrag,  daß  seine  Ideen  nicht  neu  waren.  Er  hat  sie 
doch  original  gedacht  und  jedenfalls  ganz  original  ausgedacht  und  ausgearbeitet. 
Außerdem  aber  kommt  es  wohl  gerade  auf  wirtschaftspolitischem,  wie  über- 
haupt auf  jedem  politischen  Gebiet  wenig  darauf  an,  von  wem  eine  Idee 
eigentlich  herstammt,  - —  ungeachtet  des  wissenschaftlichen  Interesses,  das  an 
dieser  Tatsache  natürlich  bestehen  bleibt  —  als  wer  ihr  die  Formen  gab  und 
sie  dadurch  zur  Geltung  und  Wirksamkeit  brachte.  Das  aber  verbleibt  eben 
Prince-Smith  als  Verdienst,  die  Freihandelsidee  auf  dem  unfruchtbaren  Boden 
Deutschlands  zu  einer  realen  Macht  entwickelt  zu  haben,  die  der  Regierung 
Preußens  in  einem  wichtigen  politischen  Zeitpunkt,  der  die  Zukunft  Deutsch- 
lands entscheiden  sollte,  höchst  schätzenswerte  Dienste  zu  leisten  imstande 
war,  eine  Macht,  die  den  wirtschaftlichen  Aufschwung  Deutschlands  richtig  zu 
nützen  half,  die  schließlich  auf  innerpolitischem  Gebiete  überhaupt  erst  die 
Grundlagen  unseres  heutigen  Wirtschaftslebens  bereitet  hat.  An  all  diesem 
kommt  Prince-Smith  ein  Stück  Verdienst  zu.  Das  soll  man  doch  nicht  ver- 
gessen, wenn  man  auch  mit  Recht  gegen  eine  Lehre  Stellung  nehmen  mag, 
die  so  entartete,  daß  sie  schließlich  statt  Freiheit  nur  Unfreiheit,  statt  Ent- 
faltung nur  Unterdrückung  des  Individuums  brachte. 

Prince-Smith  war  es  freilich  in  erster  Linie,  der  die  Freihandelslehre  in 
eine  so  scharf  zugespitzte  Form  drängte  und  eben  dadurch  zum  »Repräsentanten 
des  Manchestertums«  (28)  wurde.  Gerade  er  konnte  nicht  genug  die  Aus- 
schließlichkeit seines  wirtschaftlichen  Naturgesetzes  betonen,  und  er  ist  in 
der  Tat  —  obwohl  sich  der  Satz  auch  bei  ihm  nicht  findet  —  der  konsequenteste 
und  typischste  Vertreter  jener  Lehre,  die  in  der  Forderung  ihren  knappsten 
Ausdruck  findet  »Laissez  faire  et  laissez  passer!« 

Diese  Formel  und  der  Name  John  Prince-Smith  sind  mit  dem 
Begriff  und  der  Geschichte  des  Manchestertums  unzertrennlich  verknüpft. 
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Der  freie  Handel 

Am  Anfang  der  wirtschaftlichen  Ideenrichtung,  die  wir  als  Manchestertum 
bezeichnen,  steht  nicht  nur  historisch  sondern  auch  logisch  die  Lehre  vom 
freien  Handel  oder  von  der  Freiheit  des  Handels.  Wie  der  Ursprung  des 
Handels  zurückgreift  in  die  Uranfänge  des  Güteraustausches,  und  damit  in  die 
Entstehung  unserer  Kultur  überhaupt,  so  steht  naturgemäß  im  Eingang  aller 
individualistisch  gerichteten  Theorien  über  das  Wirtschaftsleben  die  Forderung 
nach  der  Freiheit  eben  dieses  Austausches,  als  der  Vorbedingung  aller  weiteren 
wirtschaftlichen  Freiheit.  So  ist  es  denn  auch  kein  Zufall,  daß  die  deutsche 
Freihandelsschule,  obwohl  ihre  praktische  Wirksamkeit  zunächst  und  am  erfolg- 
reichsten auf  das  Gebiet  der  inneren  Wirtschaftspolitik  gerichtet  war,  doch  theo- 
retisch ganz  überwiegend  der  Frage  des  Freihandels  ihr  Interesse  zuwandte, 
also  der  Frage  der  äußeren  Handelspolitik,  (i)  und  daß  sie  immer  nur  ganz 
sekundär  die  Einzelfragen  des  innerstaatlichen  Wirtschaftslebens  theoretisch 
behandelte,  von  denen  besonders  das  Währungsproblem  und  die  Arbeiterfrage, 
beides  ihrer  Natur  nach  in  gewissem  Sinne  internationale  Probleme,  die  größte 
Beachtung  fanden.  So  ist  es  schließlich  auch  kein  Zufall  und  nicht  nur  das 
Ergebnis  der  Geschichte,  daß  der  »freie  Handel«  der  ganzen  Richtung  den 
Namen  gegeben  hat,  (2)  der  von  ihren  Vertretern  akzeptiert  wurde,  weil  sie 
die  Bezeichnung  »Manchesterschule«  seiner  Zeit  nicht  ohne  gute  Gründe  ab- 
lehnen zu  müssen  glaubten.  Und  ganz  gewiß  ist  es  mehr  als  eine  Wort- 
analogie, was  in  der  Verbindung  der  Begriffe  vom  —  wirtschaftlich  —  »freien 
Handel«  und  vom  —  ethisch  —  »freien  Handeln«  steckt.  Der  Übergang  vom 
ersteren  zum  letzteren,  von  —  so  absurd  der  Sprung  scheinen  mag  —  der 
Handelsfreiheit  zur  Willensfreiheit,  wird  uns  noch  beschäftigen.  Es  ist 
der  magische  Zauber  des  Wortes  Freiheit,  der  hier  die  Brücke  schlägt. 

Jedenfalls  aber  liegt  die  Lehre  vom  freien  Handel  der  ganzen  individua- 
listischen Richtung  der  Volkswirtschaftslehre  zu  Grunde,  wie  es  ja  noch  heute 
bisweilen  scheinen  könnte,  was  früher  zeitweise  in  der  Tat  der  Fall  war,  daß 
die  ganze  Nationalökonomie  in  der  Frage  gipfle,  ob  Freihandel  oder  Schutz- 
zoll. (3)  Freier  Güteraustausch  —  das  erschien  als  das  einzige,  unfehlbare 
Mittel  zur  Förderung  der  Menschheitskultur.  »Die  große  allgemeine  Grundlage 
der  Volkswirtschaft  besteht  darin,  daß  der  einzelne  nicht  mehr  unmittelbar 
die  verschiedenen  Befriedigungsmittel  produziert,  die  er  selber  braucht;  sondern 
er  produziert  nur  Einerlei  für  den  Markt  und  tauscht  im  Markte  dieses  Einerlei 
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gegen  das  Vielerlei,  dessen  er  bedarf.«  (4)  Wenn  das  in  der  Tat  das  Alpha 
und  Omega  des  ganzen  volkswirtschaftlichen  Prozesses  ist,  so  bedarf  es  nur 
einer  zweckentsprechenden  Verteilung  »der  arbeitenden  Menschen  unter  die 
verschiedenen  Arbeitsfächer«,  der  Arbeitsteilung,  und  der  »Vereinigung  der 
Arbeitskräfte«  zu  Zwecken,  »welche  die  Kräfte  eines  einzelnen  niemals  bewäl- 
tigen könnten«.  (5)  Ist  diese  Organisation  der  volkswirtschaftlichen  Tätigkeit 
ins  Werk  gesetzt,  so  ist  nur  noch  eine  Einrichtung  nötig,  um  die  soziale 
Maschinerie  in  Gang  zu  bringen  —  der  Handel.  Er  ist  der  große  Mittler 
der  Kultur,  (6)  der  »die  besondere  Produktionsfähigkeit  der  einen  Gegend  allen 
anderen  Gegenden  zugänglich  macht,  so  daß  für  uns  auf  der  Brandenburgischen 
Landscholle,  unter  einem  rauhen  nordischen  Himmel,  der  Kaffee  und  die  Ge- 
würze des  Orients  und  die  Apfelsinen  Siziliens  reifen,  die  Baumwolle  Georgiens 
wuchert,  die  Häringe  der  Nordmeere  schwärmen  und  die  tief  im  Schöße 
fremder  Länder  liegenden  Metallerze  gehoben  und  ausgeschmolzen  werden.«  (7) 
Der  Handel  ist  also  der  Wirker  aller  Wunderdinge  unseres  verzweigten  Kultur- 
lebens; bei  ihm  liegt,  wie  Prince-Smith  es  ausdrückt,  »die  ausführende  Gewalt 
für  die  volkswirtschaftlichen  Gesetze«.  (8)  Selbst  Vollstrecker  unabänderlicher 
Naturgesetze,  verträgt  der  Handel  natürlich  keinerlei  Einschränkung  seiner  Voll- 
ziehungsgewalt, die  ja  auch  nur  auf  eine  Verringerung  der  Befriedigungsmittel 
hinauslaufen  könnte.  Vor  allem  aber  die  Staatsgewalt  soll  sich  nicht  in  die 
volkswirtschaftliche  Gewalt  des  Handels  einmischen.  Denn  da  der  Handel 
selbsttätig  den  Güteraustausch  in  der  zweckmäßigsten  Weise  vollzieht,  so  ist 
ja  das  einzige  Mittel,  das  dem  Staat  für  eine  Einwirkung  auf  die  Volkswirt- 
schaft verbleibt,  »das  Beschränken,  das  Verhindern  gewisser  Zufuhren  zum 
Markte,  das  Erzeugen  eines  künstlichen  Mangels  gewisser  Dinge,  mithin  das 
Erpressen  eines  erhöhten  Opfers  von  denen,  die  solcher  Dinge  bedürftig 
sind.«  (9)  Gegenüber  dieser  räuberischen  Tätigkeit  des  Staates  —  es  mangelt 
in  der  freihändlerischen  Literatur  aller  Zeiten  nicht  an  solchen  und  schärferen 
Bezeichnungen  —  den  einen  zu  nehmen  und  den  andern  zu  geben,  vertreten 
die  Freihändler  das  »gesunde  Prinzip«,  (10)  die  Kultur  unbelästigt  durch 
Staatseingriffe  fortschreiten  zu  lassen,  d.  h.  den  Handel  frei  seine  die  Völker 
bereichernden  und  berückenden  Funktionen  vollziehen  zu  lassen.  Denn  die 
Natur  hat  ihre  Gaben  zwar  über  die  verschiedenen  Länder  verschieden  verteilt, 
aber  sie  hat  den  Menschen  auch  die  Mittel  an  die  Hand  gegeben,  die  Schwie- 
rigkeiten des  Ausgleichs  dieser  ihrer  Reichtümer  zu  überwinden,  und  deshalb 
ist  es  törichter  Unverstand,  solche  Schwierigkeiten  wieder  künstlich  zu  schaffen 
und  die  freie  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  zu  hemmen.  »Freiheit  des 
Handels  fordern,  heißt  nichts  anderes  fordern,  als  unseren  vollen  Anteil  an 
allen  verschiedenen  Segnungen  der  Produktion,  welche  die  Natur  mit  ver- 
schwenderischer Hand  über  einzelne  entfernte  Gegenden  ausgegossen  hat.«  (11) 
Freiheit  des  Handels  heißt  also  größtmögliche  Glückseligkeit  für  jeden  ein- 
zelnen, unbegrenzte  Förderung  der  Kultur  für  die  Allgemeinheit. 

Sehen  wir  zu,  wie  diese  Lehre  in  Deutschland  theoretisch  erwachsen  ist, 
was  ihr  die  Herrschaft  über  die  Geister  in  der  zweiten  Hälfte  des  ig.  Jahr- 
hunderts verschafft  hat,  und  was  den  Inhalt  der  radikalen  Abart  der  Frei- 
handelsdoktrin ausmacht,  die  als  Manchestertum  bekannt  wurde. 

Im  Jahre  1800  erschien  in  Tübingen  eine  kleine  Schrift  des  damals 
schon  berühmten  Philosophen  Johann  Gottlieb  Fichte,  der  gerade  kurz  vor- 
her   seine  Wirkungsstätte  Jena  wegen   des  Atheismus-Streites  hatte  verlassen 
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müssen.  Sie  war  dem  preußischen  Staatsminister  von  Struensee  gewidmet 
und  trug  den  Titel  »Der  geschlossene  Handelsstaat.«  Dieses  merkwürdige 
Buch,  das  heute  neben  den  übrigen  Schriften  des  großen  Philosophen  kaum 
hie  und  da  genannt,  fast  nirgends  in  der  nationalökonomischen  Literatur  aber 
eingehender  behandelt  wird,  würde  auch  dann  für  unsere  Darstellung  von 
Interesse  sein,  wenn  es  nicht  die  Veranlassung  zu  einer  Gegenschrift  gegeben 
hätte  (die  wir  gleich  nachher  behandeln  werden),  weil  es  nämlich  eine  der 
ersten,  vielleicht  sogar  die  erste  Schrift  der  Neuzeit  ist,  in  der  ein  System  des 
Staatssozialismus,  dieses  von  allen  Freihändlern  mit  Recht  gefürchtetsten  Gegners 
ihrer  Lehre,  wissenschaftlich  begründet  wird. 

Das  Buch  trägt  vor  der  Einleitung  folgende  »Erklärung  des  Titels«: 
»Den  juridischen  Staat  bildet  eine  geschlossene  Menge  von  Menschen,  die 
unter  denselben  Gesetzen  und  derselben  höchsten  zwingenden  Gewalt  stehen. 
Diese  Menge  von  Menschen  soll  nun  auf  gegenseitigen  Handel  und  Gewerbe 
unter  und  für  einander  eingeschränkt  und  jeder,  der  nicht  unter  der  gleichen 
Gesetzgebung  und  zwingenden  Gewalt  steht,  vom  Anteil  an  jenem  Verkehr 
ausgeschlossen  werden.  Sie  würde  dann  einen  Handelsstaat,  und  zwar 
einen  geschlossenen  Handelsstaat  bilden,  wie  sie  jetzt  einen  geschlossenen 
juridischen  Staat  bildet.«  Doch  würde  man  fehlgehen,  aus  dieser  vorläufigen 
Erklärung  des  Titels  Schlüsse  auf  das  wahre  Wesen  des  Buches  und  seine 
Ziele  zu  ziehen.  Was  im  Titel  des  Buches  angedeutet  ist,  das  ist  eigentüm- 
licherweise das  Mittel,  durch  welches  das  eigentliche  Ziel  erreicht  werden 
soll.  Hatte  Fichte  schon  in  seinen  1796  erschienenen  »Grundlagen  des 
Naturrechts«  den  Gedanken  ausgeführt,  daß  der  Staat  die  Pflicht  habe,  jedem 
seiner  Bürger  die  Möglichkeit  zu  garantieren,  von  seiner  Arbeit  zu  leben,  so 
ist  es  dieses  »Recht  auf  Arbeit«  (12)  im  eigentlichen  Sinne,  das  Fichte  im 
»Geschlossenen  Handelsstaat«  postuHert.  Fichte  bekämpft  gleich  eingangs 
seiner  Schrift  die  Auffassung,  die  später  einen  der  Grundpfeiler  des  Manchester- 
tums  bilden  sollte,  daß  der  Staat  nichts  weiter  zu  tun  habe,  als  jeden  in 
seinen  persönlichen  Rechten  und  in  seinem  Eigentum  zu  schützen.  Ohne 
den  Staat  aber,  meint  Fichte,  gibt  es  überhaupt  kein  Eigentum  und 
keine  persönlichen  Rechte  (abgesehen  von  den  »Naturrechten«,  die  im  Kultur- 
zustande aber  nur  durch  den  Staat  gewährleistet  werden  können !) ;  also  hat 
der  Staat  nicht  nur  das  Recht  sondern  die  Pflicht,  nach  dem  »Rechtsgrunde 
der  Erwerbung«  zu  fragen.  Nach  Fichte  ist  es  gerade  die  Bestimmung  des 
Staates,  »jedem  erst  das  Seinige  zu  geben,  ihn  in  sein  Eigentum  erst  ein- 
zusetzen, und  sodann  erst,  ihn  dabei  zu  schützen«. (13) 

Eigentum  existiert  nach  Fichte  überhaupt  nur  als  Freiheit  zu  gewissen 
Handlungen,  Eigentumsrecht  ist  nur  »das  ausschließliche  Recht  auf  Hand- 
lungen, keineswegs  auf  Sachen«;  dieses  letztere  fließe  erst  aus  dem  ersteren. 
Lediglich  aus  dem  gesellschaftlichen  Vertrage  aber  entsteht  nach  Fichte  ein 
Recht  auf  etwas  Bestimmtes,  ein  Vorrecht,  ausschheßendes  Recht,  Eigentum. 
»Die  Sphäre  der  freien  Handlungen  sonach  wird  durch  einen  Vertrag  aller 
mit  allen  unter  die  einzelnen  verteilt,  und  durch  diese  Teilung  entsteht 
ein  Eigentum.«  Wie  soll  aber  nun  diese  Teilung  gemacht  werden?  Ist  es 
gleichgültig  oder  nicht,  wie  sie  ausfällt?  »Der  Zweck  aller  menschlichen 
Tätigkeit  ist  der,  leben  zu  können;  und  auf  diese  Möglichkeit  zu  leben,  haben 
alle,  die  von  der  Natur  in  das  Leben  gestellt  wurden,  den  gleichen  Rechts- 
anspruch.«   Der  Teil,  der  danach  aus  dem  Vorhandenen  auf  jeden  entfällt,  ist 
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»das  Seinige  von  Rechtswegenx<.  Und  obwohl  bisher  Zufall  und  Gewalt  das 
Vorhandene  anders  eingeteilt  haben,  muß  es  doch  »die  Absicht  des  durch 
Kunst  der  Vernunft  sich  annähernden  wirklichen  Staates  sein,  jedem  all- 
mählich zu  dem  Seinigen,  in  dem  soeben  angezeigten  Sinne  des  Wortes,  zu 
verhelfen«.  Es  ist  danach  die  Bestimmung  und  die  Pflicht  des  Staates,  jedem 
das  Seinige  zu  geben! 

Hier  ist  der  Punkt,  an  dem  Fichte,  vom  Naturrecht  ausgehend,  gerade 
zu  dem  entgegengesetzten  Schluß  kommt,  wie  die  sich  ja  ebenfalls  in  natur- 
rechtlichen Gedankengängen  bewegenden  Freihändler.  Ist  für  diese  die 
Konkurrenz  das  Mittel,  um  den  »gerechten«  Anteil  eines  jeden  am  Vor- 
handenen festzusetzen,  und  zugleich  dieses  Vorhandene  nach  Möglichkeit  zu 
vergrößern,  so  für  Fichte  der  nach  den  Grundsätzen  der  Vernunft  geleitete 
Staat.  Alle  seine  Forderungen  ergeben  sich  also  klar  aus  der  ersten  nun 
folgenden  Frage:  was  hat  die  Regierung  zu  tun,  um  jedem  das  Seinige 
zu  geben? 

Nachdem  die  drei  Grundstände,  die  »Produzenten«  —  das  sind  die- 
jenigen, die  der  Erde  ihre  Produkte  abgewinnen,  Ackerbauer,  Gärtner,  Vieh- 
züchter, Fischer  etc.  — ,  die  »Künstler«  —  das  sind  die  Fabrikanten,  Hand- 
werker etc.  —  und  die  »Kaufleute«  ihre  Verträge  auf  gegenseitige  Respektierung 
ihrer  Tätigkeitsgebiete,  also  ihres  Eigentums,  abgeschlossen  haben,  bleibt 
der  Regierung  nunmehr  die  Pflicht,  über  die  Einhaltung  dieser  Verträge  zu 
wachen.  Zunächst  also  dürfen  in  einem  Staate  nicht  mehr  Nicht- Produzenten 
angestellt  werden,  worunter  außer  den  Künstlern  und  Kaufleuten  auch  die  Be- 
amten der  Regierung,  die  Angehörigen  des  Lehr-  und  Wehrstandes  verstanden 
sind,  als  durch  die  Arbeit  der  Produzenten  ernährt  werden  können.  Und 
stets  hat  das  Notwendige  den  Vortritt  vor  dem  Nicht-Notwendigen,  das  Un- 
entbehrliche von  dem  Entbehrlichen.  »Es  sollen  erst  alle  satt  werden  und 
fest  wohnen,  ehe  einer  seine  Wohnung  verziert,  erst  alle  bequem  und  warm 
gekleidet  sein,  ehe  einer  sich  prächtig  kleidet.«  Die  Aufgabe  der  Regierung 
besteht  demnach  darin,  daß  sie  zu  jedem  Beruf  nur  soviele  zuläßt,  als  zur 
Hervorbringung  der  benötigten  Menge  der  betreffenden  Dinge  notwendig  sind. 
In  gleicher  Weise  dürfen  auch  zu.  dem  Handelsstande,  dem  Fichte  eine 
spezielle  Berechtigung  auch  in  dem  geschlossenen  Handelsstaate  zuerkennt,  nur 
eine  feste  Anzahl  von  Personen  zugelassen  werden,  je  nach  der  Menge  der 
unter  der  Nation  im  Umlauf  befindlichen  Waren.  Wichtig  ist  nun  der  Ver- 
trag, den  der  Handelsstand  mit  den  beiden  andern  Ständen  schließt.  Er  ist 
verpflichtet,  alles  zu  kaufen,  was  ihm  angeboten  und  alles  zum  Verkauf  bereit 
zu  haben,  was  bei  ihm  verlangt  wird.  Beides  ist  nach  Fichte  ohne  un- 
gerechte Beschwerung  des  Kaufmannes  möglich,  da  ja  durch  die  ganze 
Produktionsordnung  der  Absatz  verbürgt  ist. 

Es  ist  hier  nicht  unsere  Sache,  in  die  Einzelheiten  dieses  Systems  ein- 
zudringen; nur  die  für  die  Freihandelsfrage  wichtigsten  Punkte  sollen  noch 
hervorgehoben  werden.  Was  die  Vollkommenheit  der  Waren  anlangt,  so  prüft 
der  Staat  durch  Sachverständige  natürlich  jeden  Bewerber  um  die  Ausübung 
eines  bestimmten  Berufes  auf  seine  Befähigung.  Aber  andrerseits  hat  auch 
niemand  das  Recht,  eine  Ware  in  höherer  Vollkommenheit  zu  verlangen,  als 
sie  in  seinem  Lande  hergestellt  werden  kann.  »Ich  habe  die  Forderung  der 
Einwohner  auf  die  in  ihrem  Lande  mögliche  Vollkommenheit  des  Fabrikats 
eingeschränkt,  und  diese  Möglichkeit  nach  dem  Besten,  was  von  dieser  Arbeit 
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bisher  im  Lande  wirklich  geliefert  worden,  beurteilt.  Ich  hoffe,  daß  jedem 
die  Billigkeit  dieser  Einschränkung  und  dieser  Beurteilung  von  selbst  ein- 
leuchte. Fragen:  Warum  soll  ich  die  Ware  nicht  in  derjenigen  Vollkommenheit 
haben,  in  welcher  sie  etwa  in  einem  andern  Lande  verfertigt  wird?  heißt 
fragen:  warum  bin  ich  nicht  ein  Einwohner  dieses  Landes?  und  ist  gerade 
soviel,  als  ob  der  Eichbaum  fragen  wollte,  warum  bin  ich  nicht  ein  Palmen- 
baum und  umgekehrt.  Mit  der  Sphäre,  in  welche  ihn  die  Natur  versetzte, 
und  mit  allem,  was  aus  dieser  Sphäre  folgt,  muß  jeder  zufrieden  sein.«  (14) 

Man  sieht,  das  Naturrecht  erleidet  eine  eigenartige  Umbiegung  zu- 
gunsten eines  nationalen  Sozialismus  in  diesen  philosophischen  Grundlegungen 
zu  einem  »geschlossenen  Handelsstaat«.  Nun  soll  aber  doch  in  diesem  Staat 
nicht  etwa  ein  ewiger  Stillstand  walten.  Denn  »jedes  Volk  hat  das  Recht  zu 
wollen,  daß  sein  Wohlstand  sich  erhöhe.  Dies  ist  nur  dadurch  möglich, 
daß  die  Arbeitszweige  verteilt  werden.  Das  Volk  hat  sonach  ein  Recht, 
dies  zu  wollen;  und  diejenige  Anstalt,  welche  zur  Erlangung  und  Er- 
haltung aller  seiner  Rechte  eingesetzt  ist,  die  Regierung,  hat  die  Pflicht 
auf  sich,  zu  veranstalten,  daß  es  geschehe.«  (15)  Also  Arbeitsteilung  inner- 
halb der  Nation,  aber  unter  Aufsicht  und  gemäß  Anordnung  der  Regierung, 
die  eben'  nicht  nur  politische,  sondern  vor  allem  auch  wirtschaftspolitische 
Machthaberin  ist.  Eine  internationale  Arbeitsteilung  aber  gibt  es  nicht; 
in  der  Übergangszeit  vom  gegenwärtigen  Staat  zum  geschlossenen  Handels- 
staat vermittelt  die  Regierung  den  Ausland-Handel,  und  im  übrigen  muß 
sie  dafür  Sorge  tragen,  daß  alle  ihrer  Natur  nach  nicht  im  Lande  her- 
stellbaren Waren  durch  Surrogate  ersetzt  werden  —  das  wird  auch  den  Er- 
findungsgeist und  die  Betriebsamkeit  der  Bürger  anspornen  —  oder  daß  die 
Einwohner,  soweit  es  sich  um  Luxusartikel  handelt,  die  in  keiner  Weise  direkt 
benötigt  werden,  sich  des  Gebrauchs  dieser  Dinge  entwöhnen.  »Mit  jedem 
Jahr  muß  die  Einfuhr  aus  dem  Auslande  sich  vermindern.  Von  denjenigen 
Waren,  welche  weder  echt,  noch  in  einer  stellvertretenden  Ware  im  Lande 
hervorgebracht  werden  können,  bedarf  das  Publikum  von  Jahr  zu  Jahr  weniger, 
da  es  sich  ja  derselben  ganz  entwöhnen  soll,  auch  zu  dieser  Entwöhnung 
durch  die  immer  steigenden  Preise  derselben  tätig  angehalten  wird.«  (16) 
Ebenso  soll  auch  die  Ausfuhr  vermindert  und  schließlich  verboten  werden. 
Durch  alles  das  indessen  wird  nicht  etwa  Dürftigkeit  erzeugt,  denn  der 
Regierung  stehen  ja  Mittel  in  Hülle  und  Fülle  zur  Verfügung  infolge  des  ein- 
gezogenen Weltgeldes,  (17)  um  vom  Auslande  »soviel  zu  leihen  und  zu  kaufen, 
als  sie  nur  immer  brauchen  kann.  Sie  ziehe  um  jeden  Preis  aus  dem  Aus- 
lande große  Köpfe  in  praktischen  Wissenschaften,  erfindende  Chemiker, 
Physiker,  Mechaniker,  Künstler  und  Fabrikanten  an  sich.  Sie  bezahle,  wie 
keine  andere  Regierung  kann,  so  wird  man  sich  drängen,  ihr  zu  dienen.« (18) 

Durch  solche  Maßnahmen,  die  Fichte  genau  beschreibt,  soll  also  bei 
vollständiger  Unabhängigkeit  vom  Auslande  der  höchste  Wohlstand  der  Nation 
erreicht  werden  können.  Denn  der  gegenwärtige  Zustand  des  im  Prinzip 
freien  Handels  ist  eigentlich  nach  Fichte  Atavismus.  Die  Entwicklung  geht 
seiner  Meinung  nach  nicht  von  einer  früheren  Trennung  der  Nationen  zu 
immer  größerer  Gemeinsamkeit,  sondern  umgekehrt.  Die  modernen  Staaten 
haben  sich  gebildet  »nicht,  wie  man  in  der  Rechtslehre  die  Entstehung  eines 
Staates  zu  beschreiben  pflegt,  durch  Sammlung  und  Vereinigung  unverbundener 
einzelner  unter  die  Einheit  des  Gesetzes,  sondern  vielmehr  durch  Trennung 
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und  Zerteilung  einer  einzigen  großen,  jedoch  nur  schwach  verbundenen 
Menschenmasse.  Die  einzehien  Staaten  Europas  sind  solche  losgerissene, 
ihrer  Ausdehnung  nach  größtenteils  durch  das  Ohngefähr  bestimmte  Stücke 
des  ehemaligen  Ganzen.«  (ig)  Daher  ist  es  kein  Wunder,  wenn  diese 
Trennung  heute  n(3ch  nicht  ganz  vollendet  ist,  doch  schreitet  sie  ihrer 
Vollendung  zu,  und  der  »Geschlossene  Handelsstaat«  soll  die  völlige  Trennung 
eben  herbeiführen  helfen.  Denn  naturgemäß  bildete  das  alte  einheitliche 
Europa  auch  einen  einzigen  großen  Handelsstaat,  und  unser  heutiges  Handels- 
system ist  eben  die  Folge  dieses  Zustandes.  Aber  mehr  und  mehr  wurde 
dieses  System  unzutreffend,  in  dem  Maße,  als  sich  selbständige  Staaten  bil- 
deten. In  diesem  Anachronismus  sieht  Fichte  die  »Quelle  des  größten 
Teiles  der  noch  bestehenden  Mißbräuche«.  Bis  jetzt  hat  man  die  Aufgabe 
des  Staates,  wie  er  meint,  nur  einseitig  und  nur  halb  erfaßt,  indem  man  ihn 
als  eine  Anstalt  betrachtete,  die  jeden  Bürger  in  dem  Besitzstande  gesetzlich 
zu  erhalten  und  zu  schützen  habe,  in  dem  man  ihn  findet.  »Die  tiefer 
liegende  Pflicht  des  Staates,  jeden  in  den  ihm  zukommenden  Besitzstand 
erst  einzusetzen,  hat  man  übersehen.«  Wie  soll  das  möglich  sein?  Da- 
durch, daß  »die  Anarchie  des  Handels  aufgehoben  werde,  wie  man  die 
politische  allmählich  aufhebt,  und  der  Staat  ebenso  als  Handelsstaat  sich 
schließe,  wie  er  in  seiner  Gesetzgebung,  in  seinem  Richteramte  geschlossen 
ist.«  (20)  Ein  solcher  Staat  wird  dann  nicht  mehr  darauf  ausgehen,  ein 
Handelsübergewicht  zu  erhalten,  was  für  Fichte  ein  sehr  gefährliche  Tendenz 
darstellt,  (2 1)  sondern  er  wird  lediglich  die  Nation  ganz  unabhängig  und  selb- 
ständig machen,  indem  er  sie  von  allen  äußeren  politischen  Verwicklungen 
befreit,  die  immer  direkte  oder  indirekte  Folgen  des  Strebens  nach  Erweiterung 
des  Absatzgebietes  etc.  sind. 

»Alle  Einrichtungen,  welche  den  unmittelbaren  Verkehr  eines  Bürgers 
mit  dem  Bürger  eines  andern  Staates  erlauben  oder  voraussetzen,  betrachten 
im  Grunde  beide  als  Bürger  eines  Staates,  und  sind  Überbleibsel  und  Resultate 
einer  Verfassung,  die  längst  aufgehoben  ist,  sind  in  unsere  Welt  nicht  passende 
Teile  einer  vergangenen  Welt.  Jene  Systeme,  welche  Freiheit  des  Handels 
fordern,  jene  Ansprüche,  in  der  ganzen  bekannten  Welt  kaufen  und  Markt 
halten  zu  wollen,  sind  aus  der  Denkart  unserer  Voreltern,  für  welche  sie 
paßten,  auf  uns  überliefert  worden;  wir  haben  sie  ohne  Prüfung  angenommen 
und  sie  uns  angewöhnt,  und  es  ist  nicht  ohne  Schwierigkeit,  andere  an  ihre 
Stelle  zu  setzen.« (2 2)  Mit  andern  Worten:  Der  Freihandel  ist  rückschrittlich, 
entstammt  einer  überwundenen  Kulturepoche;  der  Fortschritt  ist  geknüpft  an 
die  Selbständigmachung  jedes  Staates  innerhalb  seiner  natürlichen  Grenzen, 
(23)  den  geschlossenen  Handelsstaat,  der  alsdann  allen  seinen  Bürgern  das 
Recht  auf  Arbeit  garantiert,  und  gleicher  Weise  die  Möglichkeit,  durch  die 
Arbeit  zu  existieren,  und  der  infolge  des  Wegfallens  aller  internationalen 
Reibungsflächen,  seinen  Bürgern  den  ewigen  Frieden  garantiert,  schon  darum, 
weil  angesichts  der  großen  Vorteile,  die  der  erste  so  entstehende  große 
Handelsstaat  seinen  Bürgern  bieten  wird,  sehr  bald  die  anderen  Staaten 
nachfolgen  werden.  Und  da  Gold  und  Silber,  das  Weltgeld,  mit  jedem  neuen 
geschlossenen  Handelsstaate  in  der  übrigen  Welt  an  Wert  verlieren  werden,  im 
Maße  ihrer  zunehmenden  Häufigkeit,  so  werden  also  die  ersten  Staaten,  die 
sich  zum  Uebergang  zu  dem  »geschlossenen  Handclsstaat«  entschließen,  die 
größten  Vorteile-  davon  haben. 
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Eine  Ausnahme  von  der  völligen  Geschlossenheit  des  Handelsstaates  an- 
erkennt übrigens  Fichte,  indem  er  schreibt:  »Der  Anbau  eines  Produktes, 
—  sei  es  der  Wein  —  ist  in  einem  Klima  z.  B.  in  den  sehr  nördlich  gelegenen 
Ländern,  obgleich  nicht  durchaus  unmöglich,  doch  sehr  unvorteilhaft,  dagegen 
in  einem  andern,  etwa  im  südlichen  Frankreich,  höchst  vorteilhaft.  Nun  ist 
hinwiederum  im  nördlichen  Klima  etwa  der  Bau  des  Korns  sehr  vorteilhaft. 
Zwischen  solchen  durch  die  Natur  selbst  zu  einem  fortdauernden  Tauschhandel 
bestimmten  Staaten  könnte  der  Handelsvertrag  errichtet  werden,  daß  der  eine 
zu  ewigen  Zeiten  für  den  andern  diese  bestimmte  Quantität  Wein,  der  andere 
diese  bestimmte  Quantität  Korn  erbauen  wolle.«  (24)  Mit  der  Einräumung 
dieser  Ausnahme,  die  natürlich  in  Anbetracht  der  tatsächlichen  Verhält- 
nisse für  eine  ganze  Reihe  von  Waren  zuzulassen  wäre,  gesteht  Fichte  die 
mannigfachen,  lediglich  der  Konsequenz  zuliebe  aufgestellten  Übertreibungen  im 
Ausbau  seines  Systems  eigentlich  selbst  zu.  Denn  es  ist  natürlich  gar  nicht 
einzusehen,  warum  nicht  für  die  Baumwolle  dasselbe  gelten  sollte  wie  für  den 
Wein,  warum  die  Baumwolle,  wie  Fichte  beispielsweise  empfiehlt,  durch  kost- 
spielig zu  erzielende  Surrogate  ersetzt  werden  sollte,  wenn  es  doch  nachweislich 
vorteilhafter  ist,  sie  einzuführen.  Es  soll  hier  keine  Kritik  Fichtes  gegeben, 
sondern  nur  an  diesem  einen  Falle  gezeigt  werden,  daß  einzelne  offenkundige 
Übertreibungen  selbst  ihre  Korrektur  finden.  Jedenfalls  aber  ist  Fichtes  »Ge- 
schlossener Handelsstaat«  einer  der  bedeutsamsten  Versuche  zur  Aufstellung 
eines  staatssozialistischen  Systems,  also  desjenigen  Systems,  das  den  Gegenpol 
des  Manchestertums  darstellt. 

Kaum  ein  Jahr  nach  dem  Erscheinen  von  Fichtes  Schrift,  die  der  Name 
des  durch  andere  Werke  bekannten  Philosophen  vor  der  gänzlichen  Vergessen- 
heit bewahrt  hat,  erschien  eine  Gegenschrift,  die  heute  niemand  mehr  zu 
kennen  scheint,  obwohl  sie  doch  mit  treffenden  Argumenten  den  Fichte  ent- 
gegengesetzten Standpunkt  vertrat.  Es  ist  »Der  offene  Handelsstaat,  ein 
philosophischer  Versuch  von  Ludwig  H  est  ermann.«  (25) 

Die  Schrift  Hestermanns  folgt  genau  der  Einteilung  des  »Geschlossenen 
Handelsstaates«.  In  einem  ersten  Buch,  »Philosophie«,  werden  die  Rechts- 
grundsätze des  Eigentums  und  Erwerbes  dargelegt,  in  einem  zweiten  »Zeit- 
geschichte«, die  gegenwärtig  herrschenden  Zustände  charakterisiert  und  einer 
Kritik  unterzogen,  und  im  dritten,  »Politik«,  der  Übergang  vom  jetzigen  zu 
dem  als  rechtmäßig  hingestellten  Zustande  beschrieben.  Der  Ausgangspunkt 
Fichtes  wie  Hestermanns  ist  genau  der  gleiche,  wie  letzterer  auch  richtig 
hervorhebt.  Das  Recht  zu  leben,  das  bei  Fichte  allerdings  in  das  Recht  auf 
Arbeit  übergeht,  anerkennt  auch  Hestermann  als  »ursprüngliches  Recht«. 
Vermöge  dieses  Rechtes  haben  alle  einen  gleichen  Anspruch  auf  »die  frei- 
willigen Produkte  der  Natur«.  Die  gleichmäßige  Verteilung  dieser  Produkte 
aber  wäre  unnützer  Kraftaufwand,  mittels  dessen  der  Erde  besser  neue  Pro- 
dukte abgewonnen  werden  können,  die  sich  dann  ins  Unbestimmbare  ver- 
mehren lassen.  Aber  wer  ein  Stück  Erde  für  sich  bearbeiten  wollte,  würde 
doch  offenbar  »das  freiwillige  Produkt  derselben  schmälern  und  somit  die 
Rechte  aller  andern  auf  dasselbe  kränken.«  (26)  Da  aber  alle  diese  Art,  be- 
quemer und  besser  zu  leben,  vorziehen,  so  kommt  der  Vertrag  zustande,  ge- 
mäß welchem  jeder  seinen  Anteil  an  der  Produktionskraft  der  Erde  erhält 
und  dafür  auf  den  Anteil  an  den  »freiwilligen  Naturprodukten«  verzichtet. 
Eigentumsrecht  ist  also  hier  das  Recht  eines  jeden,   die  Produktionskraft  der 
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Erde  zu  einem  Teile  nach  seinen  Zwecken  zu  leiten,  zunächst  also  ebenfalls 
ein  Recht  auf  eine  Handlung.  Da  dieser  ganze  Eigentumsvertrag  ohne  Schutz 
nicht  bestehen  kann,  so  heißt  das,  daß  er  ohne  Staat  nicht  realisiert  wer- 
den kann.  Es  muß  also  zugleich  der  Staat  als  »  Sicherungsanstalt«  entstehen,  die 
jedes  Eigentum  schützt.  (27)  Und  »es  gibt  in  Ansehung  des  Eigentums  keine 
besondere  Staaten,  sondern  nur  eine  allgemeine  rechtliche  Verfassung.  Die 
Politik  findet  eine  Zerteilung  dieses  großen  Staates  in  mehrere  kleine,  aber 
auf  eine  rechtliche  Art  unter  sich  verbundene  Staaten  zuträglich;  die  Rechts- 
lehre fordert  sie  nicht  ....  Hier  muß  beiläufig  gesagt  werden,  daß  es  über- 
haupt keinen  rechtlichen  Staat  gibt,  solange  nicht  alle  es  sind;  und  daß  alle 
es  nur  dadurch  sind,  daß  sie  zusammen  die  Glieder  einer  allgemeinen,  sie  zu 
einem  rechtlichen  Ganzen  vereinigenden  Republik  ausmachen.«  (28)  Diese 
Bemerkung  ist  für  die  ganze  Untersuchung  Hestermanns,  wie  er  selbst  be- 
merkt, von  größter  Wichtigkeit,  und  zwar  deshalb,  weil  nach  ihm  der  einzelne 
Staat  nur  gegenüber  den  andern  Staaten  ein  einheitliches  Ganzes  darstellt,  als 
solcher  allein  betrachtet  aber  nur  die  Summe  seiner  Teile  ist.  Bekanntlich 
resultiert  eben  aus  dieser  Frage,  ob  der  Staat  für  sich  als  eine  Einheit  oder 
nur  als  die  Zusammenfassung  seiner  Bürger  zu  betrachten  sei,  zu  einem 
wesentlichen  Teile  die  Verschiedenheit  der  Auffassungen  und  Anschauungen 
in  der  Freihandelsfrage,  namentlich  soweit  sie  mehr  politischer  Natur  sind. 
Der  Staat  lediglich  als  »Sicherungsanstalt«,  wie  Hestermann  sagt,  als 
»Sicherheitsproduzent,«  wie  es  später  gewöhnlich  heißt.  Von  einer  solchen 
Ausschließlichkeit  ist  bei  Hestermann  diese  Staatsaufgabe  nun  allerdings  nicht; 
er  erkennt  dem  Staat  auch  noch  einige  andere  innere  wirtschaftliche  Aufgaben 
zu,  z.  B.  eine  Art  Kapitalsversicherung  u.  a.  Auch  gibt  er  dem  Staat  eine 
Reihe  internationaler  rechtlicher  Aufgaben,  deren  Erfüllung  für  das  Wirtschafts- 
leben von  großem  Wert  sei.  Aber  im  Keim  ist  hier  immerhin  schon  deutlich 
gegenüber  Fichtes  wirtschaftender  Regierung  deren  Aufgabe  als  eine  die  Wirt- 
schaft nur  schützende,  nicht  aber  direkt  in  sie  eingreifende  festgelegt.  Es 
zeigt  sich,  wie  mir  scheinen  will,  daß  gerade  Fichtes  Erweiterung  des  ein- 
fachen Naturrechts  zu  leben  zu  dem  Recht  auf  Arbeit  der  Punkt  ist,  an  dem 
Hestermann  von  ihm  abweicht.  Dieser  sagt  darüber  selbst:  »Beide  Theorien 
gehen,  wie  sie  deutlich  erklären,  von  dem  Satze  aus,  der  in  der  allgemeinen 
Rechtslehre  bewiesen  werden  muß,  daß  alle  Menschen  gleiche  Ansprüche  auf 
dasjenige  haben,  was  die  Natur  Genießbares  auf  der  Erde  verteilt  hat.  Diese 
Ansprüche  sind  die  Grundbedingung,  unter  welcher  das  Leben  physisch  mög- 
lich wird;  wir  stellen  also  insbesondere  dieser  Theorie  das  Recht  zu  leben 
voran,  denn  darauf  müssen  sich  jene  Ansprüche  gründen,  wenn  sie  irgend  ein 
gültiges  Fundament  haben  sollen.  Wir  machten  einen  Schritt  weiter  zu  dem 
aus  der  Vereinigung  dieser  Ansprüche  entstehenden  Eigentumsvertrag. 
Sein  wesentlicher  Inhalt  war  von  demjenigen,  der  im  geschlossenen 
Handelsstaat  zur  Grundlage  diente,  nicht  verschieden;  wohl  aber  zeigte  sich  in 
den  Bedingungen,  die  zu  seiner  Gültigkeit  überhaupt  erforderlich  waren, 
eine  merkwürdige,  auf  alles  Übrige  einfließende  Verschiedenheit.«  (29) 
»Nicht  Eigentum  zu  haben,  sondern  leben  zu  können,  waren  die  An- 
sprüche, die  jeder  zum  Eigentums  vertrag  brachte.  Nur  weil  durch  Eigentum 
und  darauf  gewandte  Arbeit  die  Möglichkeit  zu  leben  am  besten  gesichert 
werden  konnte,  ward  der  Eigentumsvertrag  beliebt.«  (30)  Der  Eigentumsr 
vertrag  also  mußte  das  Leben  sichern;  das  war  die  Bedingung  seiner  Gültig- 
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keit.  Ganz  anders,  fährt  Hestermann  fort,  verfahre  Fichte  im  »Geschlossenen 
Handelsstaat.«  Er  hebe  vorzüglich  seinen  Begriff  vom  Eigentum  heraus, 
welches  nach  ihm  nicht  im  ausschließenden  Besitz  einer  Sache,  sondern  in  einem 
»ausschließenden  Recht  auf  eine  bestimmte  freie  Tätigkeit  besteht«.  (3 1)  Gegen 
diese  Erklärung  hätte  Hestermann  noch  nichts  einzuwenden,  aber  in  Fichtes 
Eigentumsvertrag  wird  nun  »gewissen  Menschen  ein  solches  ausschließendes  Recht 
auf  eine  bestimmte  freie  Tätigkeit  zugestanden,  z.  B.  den  Landbauern ;  da- 
für müssen  ähnliche  ausschließende  Rechte  allen  andern  gegeben  werden.«  (32) 

Das  ist  nun  der  Punkt,  an  dem  die  beiden  Theorien  auseinandergehen. 
Der  Streit  dreht  sich  um  die  Frage:  Ist  die  Bedingung  der  allgemeinen 
Gültigkeit  des  Eigentumsvertrages  die,  daß  jedem  eine  ausschließende  Sphäre 
der  Tätigkeit  angewiesen  wird,  oder  die,  daß  jedem  das  Recht  zu  leben  ge- 
sichert ist?  Hestermann  findet  die  letztere  Bedingung  höher  und  meint,  daß 
die  erstere,  wenn  sie  überhaupt  richtig  sein  soll,  aus  der  letzteren  müsse  ge- 
folgert werden  können.  Da  er  nun  in  seinen  Schlußfolgerungen  zu  einer  Reihe 
dieser  Meinung  ganz  widersprechender  Forderungen  kommt,  so  ist  die  Un- 
vereinbarkeit der  beiden  Meinungen  gegeben,  und  sie  ist  eben  an  diesem  Punkte 
begründet,  an  dem  Fichte  das  Recht  zu  leben  zu  dem  Recht  auf  Arbeit  er- 
weitert. Mit  dieser  sozialistischen  Ausdehnung  des  naturrechtlichen  Begriffes 
hat  Fichte  einen  entscheidenden  Schritt  getan,  und  es  wäre  nur  wissenschaft- 
lich richtig  und  gerecht,  ihn  als  den  Begründer  des  »Rechts  auf  Arbeit«  zu 
nennen,  zu  dem  er  allerdings  durch  eine  wohl  zweifellos  inkonsequente  Aus- 
legung des  Naturrechts  gekommen  ist,  das  er  aber  eben  doch  schon  zehn  Jahre 
früher  als  Fourier  postuliert  hat.  (33) 

Der  einschneidende  Unterschied  zwischen  Fichte  und  seinem  Gegner 
wird  bei  jeder  nun  folgenden  Deduktion  natürlich  größer.  Nur  noch  schein- 
bar ist  die  Übereinstimmung,  die  Hestermann  konstatieren  zu  können  glaubt, 
wenn  er  schreibt:  »Der  Grundsatz,  von  welchem  beide  (er  sowohl  wie  Fichte) 
ausgehen,  ist  der,  daß  Arbeit  immer  ihr  ganzes  Produkt  zum  Lohn  bekommen 
soll.«  Nun  ist  aber  bei  Fichte  die  zu  leistende  Arbeit  und  die  Höhe  des 
Lohnes  wie  der  Umfang  der  Konsumtion  für  jeden  einzelnen  durch  den  Staat 
bestimmt,  während  Hestermann  annimmt,  daß  der  Eigentumsvertrag  nicht  die 
Möglichkeit  biete,  praktisch  allen  in  gleicher  Art  Arbeit  und  Lohn  zuzuweisen, 
was  aus  seiner  Frage  hervorgeht,  in  welchem  Verhältnis  jeder  einzelne  zur 
Sicherung  der  anderen  beizutragen  habe,  und  noch  mehr  aus  der  Antwort, 
die  er  gibt:  »In  dem  Grade,  in  welchem  jemand  durch  den  Eigentumsvertrag 
als  begünstigt  angesehen  werden  kann,  muß  er  zur  Entschädigung  derjenigen 
beitragen,  die  in  ähnlicher  Hinsicht  vernachlässigt  erscheinen.  Wer  offenbar 
im  Genuß  eines  Vorteils  ist,  den  er  ohne  jenen  Vertrag  nicht  genießen 
könnte,  muß  denjenigen  entschädigen,  der  sich  in  einer  durch  denselben  Ver- 
trag entstandenen  nachteiligen  Lage  befindet.«  (34)  Und  der  ganze  Gegensatz 
zwischen  Fichtes  Sozialismus  und  Hestermanns  freiem  Handelsstaat  wird  uns 
bereits  deutlich,  wenn  wir  gleich  danach  den  folgenden  Satz  lesen:  »Wer 
durch  seine  Arbeit  mehr  erwirbt,  als  das  zum  Leben  durchaus  Erforderliche, 
ist  nur  in  Ansehung  dieses  Mehreren  vor  jenem  im  Vorteil,  muß  aber  auch 
als  ein  solcher  betrachtet  werden,  der  dem  gemeinen  Wesen  mehr  Dienste 
leistet,  als  er  schuldig  ist,  und  einen  diesem  Überfluß  proportioneilen  Lohn  zu 
fordern  hat.«  (35)  Hier  gilt  also  bereits  in  der  Praxis  nicht  mehr  das  Prinzip 
des  gleichen  Rechts,  das  jeder  aus  dem  Eigentumsvertrag  für  sich  herleiten 
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kann,  sondern  es  wird  festgestellt,  daß  durch  die  natürlichen  Ungleichheiten 
in  der  Begabung  der  Menschen  usw.  auch  ein  Mehr  oder  Weniger  an  Vor- 
teilen aus  dem  Eigentumsvertrage  für  den  einzelnen  folgen  kann,  ja  folgen 
muß.  Freilich  ist  Hestermann  konsequent  genug,  um  von  diesem  etwaigen 
Mehr  einen  Teil  eben  für  die  »Sicherung  der  anderen«  zu  verwenden,  und  er 
rechtfertigt  dies  ausdrücklich,  indem  er  betont:  »Der  Beitrag,  den  jemand 
auf  solche  Art  zur  Sicherung  des  Lebens  eines  anderen  geben  muß,  kann 
garnicht  für  eine  Verringerung  seines  Einkommens  oder  gar  für  eine  den  oben 
aufgestellten  Sätzen  zuwiderlaufende  Einkommensableitung  gehalten  werden; 
denn  dieser  Beitrag  ist  nur  scheinbar  ein  Teil  seines  Einkommens,  in  der  Tat 
gibt  es  aber  erst  ein  Einkommen,  nachdem  er  gereicht  worden  ist.  Er  ist 
vielmehr  als  der  eigentliche  Grundzins  anzusehen,  der  für  das  Recht,  sich  ein 
Einkommen  verschaffen  zu  dürfen,  gegeben  wird.  Was  dieser  wegnimmt,  ist 
noch  nicht  Einkommen,  sondern  macht  erst  Einkommen  möglich.«  (36)  Aus 
diesen  Beiträgen  muß  derjenige  die  Unterstützung  fordern,  der  durch  seine 
eigene  Arbeit  nicht  zu  existieren  vermag. 

Wir  sehen,  wie  ausgeprägt  hier  nur  das  Recht  zu  leben  gefordert  wird, 
nicht  aber  das  Recht  auf  Arbeit.  Es  wird  im  Gegenteil  zu  diesem  letzteren 
Recht  für  in  der  Praxis  durchaus  möglich  und  wahrscheinlich  erklärt,  daß 
eine  Anzahl  von  Menschen  infolge  verschiedenartiger  Umstände  nicht  würde 
existieren  können;  da  sie  nun  aber  das  Recht  zu  leben  gleichwohl  haben,  so 
müssen  sie  eben  aus  den  obengenannten  »Beiträgen«,  einer  Mehrertragssteuer, 
erhalten  werden.  Hestermann  erklärt  das  so :  » Ein  Mensch,  der  in  die  Not- 
wendigkeit gesetzt  ist,  Arbeit  zu  verrichten,  die  nicht  unmittelbar  auf  die 
Produktionskraft  der  Erde  geht,  hängt  von  den  Launen  derer  ab,  denen  seine 
Arbeit  gefallen  soll.  Es  ist  zwar  allerdings  seiner  eigenen  Klugheit  überlassen, 
wie  er  sich  den  Beifall  anderer  erwerben  und  dadurch  seine  Arbeit  einträg- 
licher oder  nutzloser  machen  will;  aber  dieser  seiner  Willkür  in  Ansehung  der 
Wahl  seiner  Arbeit  ist  doch  durch  die  Notwendigkeit  dessen,  was  er  un- 
umgänglich zum  Leben  bedarf,  eine  Grenze  gesetzt.  Sobald  sein  Leben  selbst 
gefährdet  ist,  hört  seine  Willkür  auf,  und  es  folgt  entweder,  daß  er  nicht 
Klugheit  genug  besitze (37),  sich  seinen  Unterhalt  zu  erwerben,  und  also 
höherer  Leitung  bedürfe,  oder  daß  er  unfähig  ist  (37),  bei  der  bestehenden 
Einrichtung  sein  Leben  zu  erhalten,  und  Unterstützung  zu  fordern  habe.«  (38) 
Wer  also  von  seiner  Arbeit  nicht  leben  kann,  der  muß  unterstützt  werden, 
soweit  als  nötig,  und  muß  noch  als  »Beitrag«  die  Arbeit  geben,  die  er 
leisten  kann. 

Ursprüngliches  Eigentum  besitzt  nur  diejenige  Klasse  von  Menschen, 
die  unmittelbaren  Anteil  an  der  Produktionskraft  der  Erde  hat,  die  Grund- 
eigentümer, die  eigentlichen  Produzenten.  Es  entsteht  nun  aber  notwendiger- 
weise eine  zweite  Klasse,  die  nach  dem  Vertrag  ihrer  Existenz  in  gleichem 
Grade  versichert  sein  soll,  die  ihren  Fleiß  aber  nur  auf  die  Verarbeitung  der 
natürlichen  Produkte  richten  kann,  und  die  also  nur  ein  abgeleitetes  Eigentum 
besitzt.  Bedingung  des  ganzen  Eigentumsvertrages  ist,  daß  »sobald  überhaupt 
Eigentum  entsteht,  alles  diesem  Begriff  Unterlegbare  zum  Eigentum  werden 
müsse.«  (39)  Die  Bestätigung  dieser  Meinung  sieht  Hestermann  in  der  Tat- 
sache, daß  die  ältesten  Gesetzgeber  der  Welt  ihre  Staatsverfassungen  stets 
mehr  oder  minder  auf  die  Gleichheit  der  Verteilung  des  Grundeigentums  ge- 
gründet haben.    »Die  Zeit  änderte  immer  bald  wieder  die  Gleichheit  dieses 
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Besitzes.  Aber  wie  oft  sah  man,  besonders  in  einem  Staat  wie  Rom,  der 
keine  anderen  Subsistenzmittel  für  seine  Bürger  hatte,  als  Ackerbau  und  Krieg, 
einen  Demagogen  an  der  Spitze  des  unruhigen  Volkes  das  Ackergesetz 
verlangen  ?  « 

Aus  dem  Eigentumsvertrag  folgt  klar  auch  die  Auffassung  Hestermanns 
vom  »rechtlich  ursprünglichen  Einkommen«  und  der  »rechtlichen  Ableitung« 
des  Einkommens.  Solange  Eigentum  existiert,  ist  danach  »das  Produkt 
m  einer  Arbeit  ganz  mein«,  und  es  kann  »niemand  außer  mirauf  irgend  eine 
Art  darüber  verfügen,  oder  nach  seinen  Zwecken,  ohne  meine  Einwilligung, 
dasselbe  gebrauchen«.  (40)  Den  Einwand,  die  Realisierung  des  Rechts  zu  leben 
erheische  es,  daß  alle  auf  das  Produkt  der  Arbeit  des  einzelnen  ein  un- 
bestimmtes, nur  von  ihren  Bedürfnissen  begrenztes  Recht  hätten,  weist  Plester- 
mann  damit  zurück,  daß  mit  dem  Inkrafttreten  des  Vertrages  eben  dieses 
Recht  bereits  als  gesichert  angenommen  werden  muß,  da  er  ja  sonst  nicht 
abgeschlossen  worden  wäre,  und  daß  von  da  ab  nur  noch  die  Disposition  des 
einzelnen  über  das  Produkt  seiner  Arbeit  entscheide.  Wir  sehen,  wie  an 
diesem  wichtigen  Punkte  die  individualistische  Theorie,  die  hier  deutlich  zu 
werden  beginnt,  ganz  und  gar  auf  der  naturrechtlichen  Vertragstheorie  fußt 
und,  von  dieser  aus  betrachtet,  auch  wohl  logisch  entwickelt  ist.  Denn  wenn 
niemand  anders  den  Anspruch  auf  das  Produkt  meiner  x\rbeit  hat,  als  ich 
selbst,  ich  allein  darüber  zu  disponieren  habe,  so  suche  ich  mir  natürlich  den- 
jenigen auf,  der  mir  für  dieses  Produkt  das  größte  Äquivalent  zu  geben  bereit 
ist.  »Mit  einem  Worte,  der  Markt  meiner  Arbeiten  und  der  durch  sie  ent- 
standenen Produkte  hat  keine  rechtlichen  Grenzen,  sondern  nur  solche,  die 
meine  eigene  Klugheit  entweder,  oder  die  Natur  gesetzt  hat.  Wer  ihn  be- 
schränkt, schmälert  mein  Recht  auf  meine  Arbeit,  und  hebt,  da  er  keinen  An- 
spruch auf  sie  geltend  machen  kann,  den  Eigentumsvertrag  selbst  auf.«  (41) 
Es  ist  dabei  völlig  gleichgültig,  welche  Einteilung  der  Erde  in  Staaten  etwa 
stattfindet,  deren  politische  und  rechtliche  Nützlichkeit  Hestermann  übrigens 
zugibt,  denn  für  den  Markt  gibt  es  eben  keinerlei  rechtliche  Grenzen,  sondern 
nur  etwaige  natürliche.  Jede  künstliche  Grenze  müßte  ja  irgend  einen  Zweck 
begünstigen.  »Zugunsten  des  Käufers  ist  sie  aber  Beeinträchtigung  des  Ver- 
käufers; zugunsten  des  letzteren  Beeinträchtigung  des  ersteren;  zugunsten 
des  Ganzen,  auch  von  Rechtlichkeit  abgesehen,  ein  leerer  Begriff,  der  bei 
einer  genauen  Analyse  verschwindet.«  (42)  Daraus  ergibt  sich  klar  und  un- 
mittelbar die  Forderung:  »absoluteste  Handelsfreiheit,  d.  h.  die  Freiheit,  den 
Markt  aller  Produkte  und  Arbeiten  soweit  auszudehnen,  als  man  nur  will«.  (43) 
Von  dieser  absoluten  Handelsfreiheit  glaubt  Hestermann,  ihre  Nützlichkeit  sei 
so  evident  und  so  oft  nachgewiesen,  daß  er  nur  ihre  »Rechtlichkeit«  nach- 
zuweisen habe.  In  jedem  Falle  werde  die  Handelsfreiheit  »den  höchsten 
möglichen  Wohlstand  erzeugen«.  Den  Vergleich,  daß  ja  auch  der  Eichenbaum 
nicht  fragen  könne,  warum  er  nicht  ein  Palmenbaum  sei,  weist  er  als  mit  den 
»Gebrechen  aller  Vergleichungen «  behaftet  zurück  und  meint  überdies,  es  sei 
doch  nicht  zu  übersehen,  daß  hier  durchaus  nicht  von  natürlichen,  sondern 
von  willkürlichen  Grenzen  die  Rede  sei.  Daß  Hestermann  aus  der  gleichen 
Argumentation  heraus  auch  volle  Gewerbefreiheit  fordert,  versteht  sich  von 
selbst.  Und  er  definiert  ausdrücklich:  »Gewerbefreiheit  ist  diejenige  Freiheit, 
nach  welcher  jeder  Bürger  eines  Staates  jede  Ware  erzeugen  und  jede  Arbeit 
verrichten  darf,  welche  er  will;   Handelsfreiheit  hingegen  die  Freiheit,  nach 
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welcher  jeder  an  jeden  verkaufen  darf,  was  er  Verkäufliches  hat.«  (44)  Den 
Beschränkungen  der  Gewerbefreiheit,  durch  die  man  allen  das  Recht  zu  leben 
habe  sichern  wollen,  erkennt  unser  Autor  zwar  »die  rechtliche  Absicht«  zu, 
hält  sie  aber  für  durchaus  untaugliche  Mittel  zu  dem  gewollten  Zwecke,  in 
Anbetracht  »der  großen  Unbestimmtheit  der  Grenzen,  worin  einzelne  Gewerbe 
noch  gelassen  wurden,  der  Zahl  der  Individuen,  die  sie  betreiben,  gegen  das 
Bedürfnis  der  Konsumenten,  der  Menge  der  Gewerbe  selbst,  indem  beständig 
neue  entstehen,  alte  in  Abgang  kommen,  oder  sich  so  erweitern,  daß  mehrere 
leicht  trennbare  daraus  gemacht  werden  können.  Bei  dieser  Beschaffenheit 
der  Umstände  sind  Zünfte  nichts  als  eine  Fessel  der  Industrie  und  Betrieb- 
samkeit geworden,  haben  den  raschen  Gang  des  Staats  zum  Wohlstand  auf- 
gehalten, indem  sie  für  das  kümmerliche  Auskommen  einzelner  sorgen  wollten, 
was  auf  eine  weit  leichtere  und  wirksamere  Art  geschehen  konnte,  und  werden 
noch  lange,  da  alle  Zunftprivilegien  Gerechtsame  sind,  die  nicht  genommen 
werden  können,  ohne  hinreichenden  Ersatz  zu  geben,  ein  fauler  Fleck  im 
Staatskörper  bleiben.« (45)  Die  Einschränkungen  der  Handelsfreiheit  findet 
Hestermann  indessen  völlig  verwerflich;  sie  seien  lediglich  einem  »irrigen 
System  der  Staatswirtschaft«  entsprungen  (unter  dem  offenbar  das  Merkantil- 
system verstanden  ist)  und  könnten  unmöglich  gerecht  genannt  werden,  weil 
durch  sie  in  jedem  Falle  das  Eigentumsrecht  verletzt  würde. 

Zwei  Zwecke  sind  nun  nach  Hestermann  möglich  für  eine  Regierung, 
die  durch  Staatswirtschaft  den  Wohlstand  der  Mitglieder  des  Staates  befördern 
will.  Entweder  hält  sie  sich  überhaupt  verpflichtet,  für  das  geistige  und 
physische  Wohl  der  Untertanen  zu  sorgen,  oder  sie  hält  die  Vermehrung  des 
Wohlstandes  nur  für  erforderlich,  um  der  rechtlichen  Ordnung  zum  Durch- 
bruch zu  verhelfen. 

Daß  es  die  Pflicht  der  Regierung  sei,  für  das  gesamte  Wohl  der 
Bürger  Sorge  zu  tragen,  wird  nicht  geleugnet,  aber  bei  der  Bestimmung  von 
Begriff  und  Umfang  dieses  Wohls  habe  man  einen  großen  Fehler  begangen, 
indem  man  sich  den  ganzen  Staat  als  eine  moralische  Person  vorstellte.  »Der 
Staat  kann  als  eine  einzige  Person  nur  im  Verhältnis  gegen  andere  Staaten 
angesehen  werden,  aber  nicht,  sobald  die  Untersuchung  auf  ihn  allein  geht. 
Er  besteht  in  seinem  Innern  aus  einer  Menge  unter  sich  im  Konflikt  be- 
griffener Personen,  deren  Wirkungen  gegeneinander  nicht  aufgehoben,  nur  ins 
Gleichgewicht  gebracht  sind.  Man  darf  wohl  schließen,  wenn  das  Wohl  jedes 
Einzelnen  vergrößert  wird,  so  wird  dadurch  das  Wohl  des  Ganzen  vermehrt; 
aber  der  umgekehrte  Schluß  erfordert  einen  sehr  mühsamen,  verwickelten  Be- 
weis, der  noch  obendrein  nicht  ganz  überzeugend  ausfallen  würde.«  (46)  — 
Ist  es  dagegen  die  Absicht  der  Regierung,  die  rechtliche  Ordnung  zu  realisieren, 
indem  sie  ihren  Bürgern  zu  erhöhtem  Wohlstande  verhilft,  so  »gibt  sie  gerade 
dadurch  zu  erkennen,  daß  sie  diese  rechtliche  Ordnung  als  höchsten  Gegen- 
stand ihrer  Sorge  und  Obliegenheit  betrachte,  und  sie  wird  sich  also,  ihren 
Grundsätzen  gemäß,  sehr  in  acht  nehmen  müssen,  durch  ihre  Operationen  zur 
Herbeiführung  des  rechtlichen  Zustandes  und  der  Erschaffung  der  dazu  nötigen 
Mittel,  nicht  etwa  praktische  Maximen  aufzustellen,  die  ihrer  Theorie  entgegen- 
stehen, und  nicht  in  die  Notwendigkeit  zu  kommen,  diese  oder  jene  zu  ver- 
leugnen«. (47)  Natürlich  ist  unser  Autor  der  Meinung,  daß  eine  durch  Handels- 
beschränkungen beabsichtigte  Förderung  des  Wohles  der  Allgemeinheit  eben  zu 
solchem  Widerspruch  führen  müsse  und  somit  praktisch  umkehre,  was  theoretisch 


Individuum  und  Allgemeinheit.  — 


Durch  Prohibitivismus  zur  Handelsfreiheit 


gewollt  sei.  —  In  dem  »Offenen  Handelsstaat«  von  Ludwig  Hestermann,  den  sein 
Verfasser  analog  Fichtes  Bezeichnung  des  »Geschlossenen  Handelsstaates<^,  einen 
philosophischen  Entwurf  nennt,  haben  wir  also  ein  prinzipielles  Bekenntnis  zur 
Freihandelslehre  vor  uns,  und  zwar  wohl  das  erste  in  der  deutschen  Literatur, 
das  in  so  weit  ausholender  und  konsequenter  Weise  diese  Lehre  begründet  und 
durchführt.  Radikal  kann  man  die  Ausführungen  Hestermanns  nur  in  prinzipieller, 
dogmatischer  Hinsicht  nennen,  denn  für  die  Übergangsbestimmungen  aus  dem 
»gegenwärtigen«  in  den  »rechtlichen«  Zustand  gibt  er  so  milde  und  versöhnliche 
Anweisungen,  daß  man  glauben  kann,  er  werde  in  praxi  auch  bei  der  definitiven 
Festsetzung  der  Zustände  weniger  rigoros  verfahren.  Sein  Leitmotiv  ist  ja  immer 
dieses:  »Rechtlichkeit  aller  Ansprüche  und  des  ganzen  Betragens  eines 
Staates  muß  seine  alle  andern  bestimmende  Grundmaxime  sein.« (48)  Und 
demgemäß  ist  er  vor  allem  gegen  alle  plötzlichen  Übergänge,  denn  eine  Klasse, 
die  an  bestimmte  Erwerbsbedingungen  gewöhnt  sei,  dürfe  nur  ganz  allmählich 
in  andere  übergeführt  werden.  Zunftgerechtigkeiten  und  andere  Privilegien 
empfiehlt  er  abzulösen  und  betont  dabei  vorsichtig:  »Der  Verfasser  wagt  es 
nicht,  alle  Schwierigkeiten  zu  entwickeln,  die  sich  hiebei  dem  gewissenhaften 
und  gerechten  Staatsmann  entgegenstellen  werden,  noch  auch,  die  geordnete 
Reihe  derjenigen  Mittel  anzugeben,  deren  unausgesetzte,  ernsthafte  Anwendung 
endlich  zum  Zweck  führen  könnte.  Unmöglichkeiten  sind  hier  nicht,  aber 
Schwierigkeiten  allenthalben.«  (4g)  Ja,  zur  Erzielung  der  Aufhebung  aller  Be- 
schränkungen der  Handelsfreiheit  läßt  er  sogar  die  schärfsten  Zollrepressalien 
zu,  die  den  andern  Staat  zur  Besinnung  bringen  sollen,  wenn  er  etwa  auf 
vorgebrachte  Wünsche  nicht  eingehen  sollte.  Der  Staat,  der  die  rechtlichen 
Forderungen  verwirklichen  und  die  Handelsfreiheit  einführen  will,  soll  die  an- 
dern Staaten  davon  benachrichtigen,  welche  Absichten  er  verfolgt;  er  »muß 
sich  aber  auch,  um  dieser  Äußerung  seines  Wunsches  eher  Gehör  zu  ver- 
schaffen, zugleich  in  den  ganzen  Umfang  des  ihm  durch  das  jetzt  geltende 
positive  Völkerrecht  zugestandenen  Rechtes  setzen,  den  Handel  seines  Ge- 
bietes gegen  jeden  Nachbarn  zu  beschränken,  so  daß  er  demselben  und  gegen 
ihn  in  allen  Schritten  folgen  kann.  Ein  Staat  kann  zwar  den  andern  nicht 
strafen,  aber  er  kann  durch  Ergreifung  solcher  Maßregeln,  welche  die  Folgen 
der  rechtswidrigen  Handlungen  des  andern  auf  ihn  zurückfallen  machen,  und 
welche  nichts  destoweniger  nur  den  auch  von  ihm  ausgeübten  Grundsätzen 
gemäß  sind,  denselben  zur  Besinnung  bringen.  Nun  erst,  nachdem  er  sich 
gleichsam  in  dieselben  Vorteile  gesetzt  hat,  worin  der  andere  ist,  wird  er  mit 
Erfolg  an  der  allmählichen  Aufhebung  der  von  dem  letztern  gemachten 
Handelseinschränkungen  arbeiten  können.«  (50)  Also  Einführung  der  Handels- 
freiheit mittels  vorgängiger  Retorsions-  oder  gar  Prohibitionsmaßnahmen!  Es 
ergibt  sich  daraus  die  Möglichkeit,  daß  dieser  dogmatisch  prinzipielle  Frei- 
händler gegebenfalls  genötigt  sein  würde,  auch  dauernde  oder  wenigstens 
für  absehbare  Zeiten  langdauernde  Handelsbeschränkungen  nicht  nur  zu- 
zugestehen, sondern  geradezu  zu  billigen,  wenn  nämlich  die  andern  Staaten 
sich  unter  keinen  Repressalien  bewegen  lassen  wollten,  die  »rechtlichen  Grund- 
sätze« anzunehmen.  Dann  wäre  der  dazu  gewillte  Staat  unter  Umständen 
gerade  aus  Gründen  der  Rechtlichkeit  seines  Betragens  gezwungen,  ebenfalls 
Beschränkungen  in  gewissem  Maße  bestehen  zu  lassen,  um  nicht  seine  eigenen 
Bürger  gegenüber  denen  der  andern  Staaten  direkt  zu  schädigen,  was  ja  dem 
Sinn  und  Zweck  der  Durchführung  der  Handelsfreiheit  zuwider  sein  würde. 
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Auch  bei  diesem  System  ist  also  wenigstens  ein  Punkt  vorhanden  —  es 
heßen  sich  vielleicht  noch  andere  aufzeigen  —  an  dem  es  aus  den  Angeln 
gehoben  werden  kann.  Die  Ausnahme,  die  hier  zugestanden  wird,  ist  keine 
solche,  von  der  das  Wort  gilt,  daß  sie  die  Regel  bestätigen  müsse,  sondern 
vielmehr  ein  Mittel  zur  Durchführung,  das  diese  selbst  ganz  und  gar  in  Frage 
stellt,  ganz  ähnUch  wie  auch  Fichte  eine  in  der  Theorie  scheinbar  kleine 
Ausnahme,  allerdings  eine  dauernde,  zugeben  mußte,  die  in  der  Praxis  eine 
ungeahnte  Ausdehnung  und  Bedeutung  gewinnen  würde,  so  daß  dadurch  eben- 
falls die  ganze  Norm  womöglich  sich  als  unhaltbar  erweisen  könnte.  Jeden- 
falls aber  haben  wir  in  diesen  beiden  Schriften,  die  zufällig  die  volkswirtschaft- 
liche Literatur  des  19.  Jahrhunderts  einleiten,  ein  interessantes  literarisches 
Vorspiel  zu  dem  großen  Kampf  der  Geister,  der  die  Volkswirtschaft  des  19. 
(und  vielleicht  auch  noch  des  20.)  Jahrhunderts  beherrschen  sollte. 

Es  ist  zu  bekannt,  um  hier  einer  eingehenderen  Darstellung  zu  bedürfen, 
wie  diejenigen  Männer,  die  am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  in  Deutsch- 
land um  die  Verbreitung  der  Lehre  Adam  Smiths  bemüht  waren,  zur 
Frage  des  Freihandels  standen.  Die  Hufeland,  Sartorius,  Kraus,  von  Jakob, 
Soden  und  Lötz  waren  prinzipiell  alle  für  möglichste  Handels-  und  Gewerbe- 
freiheit, aber  sie  machen  —  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Lötz  vielleicht  — 
auch  in  der  theoretischen  Begründung  der  Handelsfreiheit  so  viele  Ausnahmen 
und  Konzessionen,  daß  man  sie  keinesfalls  als  extreme  Freihändler  bezeichnen 
kann.  Sie  alle  können  so  wenig  wie  ihr  Meister  Adam  Smith  (51)  zu  den 
radikalen  Vertretern  des  wirtschaftspolitischen  Individualismus  gerechnet  werden. 

Immerhin  hatte  diese  Richtung,  natürlich  wohl  wesentlich  unter  dem 
*  Druck  der  ganz  entgegengesetzt  gestalteten  Verhältnisse,  bereits  um  die  Wende 
des  Jahrhunderts  und  in  den  ersten  Jahren  des  neuen  Säkulums  im  großen 
Publikum,  soweit  es  überhaupt  damals  solchen  Strömungen  folgte,  nicht  wenig 
Anhang  gefunden.  Man  darf  das  u.  a.  auch  daraus  schließen,  daß  ein  viel- 
gelesener Autor  von  populär-philosophischen  Schriften,  G.  F.  Niemeyer,  dessen 
Sympathien  mehr  bei  den  alten  Zuständen  waren,  sich  gegen  die  neue  Lehre 
wandte.  Er  schrieb  eine  eigene  Schrift  »Über  den  Einfluß  des  Handels  und 
der  Handelssysteme  auf  National-Glück  und  -Unglück«,  die  er  als  »Ein  Lese- 
buch für  gebildete  Stände«  bezeichnete,  und  die  in  Bremen  1805  erschien. 
Dem  Verfasser  ist  der  »Systemgeist«  verhaßt,  dem  »nichts  gut  tut,  als  was 
ganz  genau  in  seine  Fugen  paßt,«  und  wäre  seine  Darstellung  nicht  für  unsere 
Zeit  gar  zu  naiv,  so  könnte  es  sich  wohl  verlohnen,  über  seine  Schrift  ein- 
gehender zu  berichten.  Er  gibt  eine  kleine  schematische  Kulturgeschichte, 
eingeteilt  in  neun  Handelsperioden,  deren  achte  offenbar  als  die  Zeit  des 
Welthandels  und  der  Handelsfreiheit  gedacht  ist,  und  von  der  gesagt  wird, 
sie  hebe  den  Wohlstand  der  Gesellschaft  »weit  über  die  einheimischen 
Ressourcen«  empor;  sie  bringe  allen  Völkern  der  kultivierten  Welt  Vorteile, 
berge  aber  leider  in  ihrem  Schöße  die  neunte  Handelsperiode  In  dieser 
erwacht  die  Eifersucht  eines  Volkes  gegen  das  andere,  Kriege  über  Kriege 
entstehen,  die  Völker  verarmen,  da  sie  nicht  selbständig,  sondern  in  ihrem 
Erwerbe  von  andern  Völkern  abhängig  waren,  und  schließlich  werfen  Ent- 
völkerung und  ungeheure  Schulden  die  ganze  Kulturentwicklung  zurück  oder, 
wie  es  in  der  Schrift  heißt,  »das  Volk  unterliegt  unter  der  Last  der  Abgaben, 
eine  zahllose  Menge  hat  ihren  Erwerb  verloren,  der  vaterländische  Boden 
liefert  nicht  Brotkorn  genug,  um  diese  Menge  zu  nähren;  die  Regierung  muß 


Der  Handel  als  Quelle  nationalen  Glückes  und  Verderbens 


57 


sich  vor  allem  dazu  verstehen,  Korn,  zu  welchem  Preise  es  auch  sei,  aus 
der  Fremde  kommen  zu  lassen,  um  Aufruhr  und  Hunger  zu  stillen  —  und, 
o  bitteres  Kraut!  die  Regierung  muß  das  Bekenntnis  ablegen,  daß  der  Staat 
am  Rande  des  Bankrotts  stehe,  und  das  Volk  versammeln,  um  Mittel  aus- 
zufinden,  dem  öffentlichen  Elende  abzuhelfen.  Das  Volk  versammelt  sich  — 
Hunger,  Sittenlosigkeit  und  Appellationen  an  Menschenrechte,  ausgesprochen 
von  Bösewichtern ,  übertäuben  durch  ihr  Geschrei  die  Redlichen ,  die  das 
Vaterland  zu  retten  suchen,  —  und  so  wird  die  Regierung  gestürzt,  für  die 
Anstrengungen,  die  sie  machte,  um  ihr  Volk  durch  das  Handelssystem  der 
achten  Periode  (das  Freihandelssystem!)  zu  beglücken,  und  dadurch  einen 
Nationalglanz  zu  verbreiten.«  (52) 

Niemeyer  stellt  seiner  Schrift  als  Motto  ein  Wort  von  Raynal  voran: 
»La  destinee  de  toute  nation  commer^ante  est  d'etre  riche,  lache,  corrumpue  et 
subjugee«,  woraus  sich  ergibt,  daß  er  dem  Handel  überhaupt  nicht  sehr  ge- 
wogen ist.  (53)  Gerade  dieser  Vorwurf  aber,  der  Handel  bezw.  der  aus  ihm 
folgende  Reichtum  befördere  die  Sittenverderbnis,  gibt  dem  Erlanger 
Universitätslehrer  Johann  Josua  Stutz  mann  Gelegenheit  zu  einer  Lob- 
preisung des  Handels,  in  der  er  noch  nicht  viele  Vorgänger  haben  dürfte. 
»Der  Handel  ist  eine  unerschöpfliche  Quelle  für  das  Glück  und  die  Kultur, 
ja  selbst  für  die  weltbürgerliche  Sittlichkeit:  denn  wie  er  von  der  einen  Seite 
die  Menschen  alle  miteinander  in  Verbindung  und  Beziehung  setzet,  und  wie 
der  Mensch  immer  gebildeter  und  vielseitiger  zu  werden  vermag,  je  mehr  er 
in  dem  engsten  Verhältnisse  mit  allen  Menschen  stehet;  ebenso  ist  er  von  der 
andern  Seite  für  jede  einzelne  handelnde  Nation  ein  Grund  und  eine  Quelle 
zur  Vermehrung  der  Volkszahl  und  des  Reichtums.  Die  von  manchen  bis- 
weilen geäußerte  Behauptung:  sehr  bevölkerte  und  reiche  Länder  seien  der 
Sitz  der  Sittenverderbnis,  würde,  wenn  man  sie  zugeben  wollte,  den  andern 
Grundsatz  zur  Folge  haben:  kein  Land  reich  und  bevölkert  werden  zu  lassen, 
und  dieses  Prinzip  müßte  geradezu  einem  Tamerlan  Stoff  an  die  Hand  geben, 
die  Blüte  eines  Landes  zu  unterdrücken,  und  die  Länder  aus  Humanität  und 
kosmopolitischer  Pflicht  zu  ruinieren.«  (54)  Auch  habe  der  Handel  durchaus 
nicht  Kriege  im  Gefolge,  er  könne  im  Gegenteil  »nur  unter  dem  Ölzweige 
des  Friedens  gedeihen«,  er  verschaffe  uns  Kenntnisse  von  fremden  Völkern 
und  dadurch  Kenntnis  der  Menschen  und  Kulturgeschichte.  »Durch  ihn  sehen 
wir  unsere  Bevölkerung  sich  mehren,  unsern  Ackerbau  sich  verbessern,  unsere 
Künste  erhöhet  und  unsern  Fleiß  genährt  und  gestärkt  werden.«  (55) 

Die  Grundsätze  sind  nach  Stutzmann  die  denkbar  einfachsten.  »Aus- 
tausch des  Bedürfnisses  gegen  Überfluß  ist  der  Grund  alles  Handels,  und 
darin,  daß  bei  diesem  Tausch  beide  Beteiligte  gewinnen,  liegt  eben  das 
Geheimnis  der  beglückenden  Tätigkeit  des  Handels.«  Es  sei  eine  sophistische 
Schlußfolge:  »daß  der  Gewinn  immer  Verlust  voraussetze,  und  ein  abgeschmackter, 
bis  zur  Infamität  ungerechter  Grundsatz  in  der  bisherigen  Kommerzialpolitik, 
daß  eine  Nation  nicht  gewinnen  könne,  ohne  daß  die  andere  verliere.«  (56) 
Dieser  falsche  Grundsatz  ist  eigentlich  der  Krebsschaden  der  ganzen  Politik 
und  ist  jedenfalls  unvereinbar  mit  dem  »menschenfreundlichen  Genius  des 
Kommerzes«.  Die  Seele  des  Handels  ist  Freiheit.  Daher  sollen  die 
Ketten  abgestreift  werden,  welche  die  Freiheit  des  Handels  fesseln;  überlasse 
man  es  »einem  jeden  in  jeder  Nation,  Waren  ab-  und  zuzuführen,  wohin  er 
will;  gebe  man  dem  Meere  jenes  Recht  wieder,  das  die  Natur  ihm  gab,  das 
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Recht,  von  jedem  Schiffe  befahren  zu  werden,  schaffe  man  jene  abgeschmackte 
und  schädliche  Tyrannei  über  ein  Element  ab,  das,  mehr  als  irgend  ein  an- 
deres zu  dem  Gemeingebrauch  geeigenschaftet  ist,  und  —  man  wird  sehen, 
bis  zu  welcher  Höhe  der  Handel  steigt,  und  zu  welchem  Flor  durch  ihn 
Industrie,  Ackerbau,  Künste  und  Wissenschaften,  und  somit  das  Menschenglück 
im  allgemeinen,  gebracht  werden.«  (57) 

Aus  diesem  Grunde  ist  also  die  Freiheit  des  Handels  die  größte  Wohltat, 
die  von  einer  Regierung  dem  Volke  erwiesen  werden  kann.  Und  der  Handel 
hat  überhaupt  keine  größeren  Hindernisse,  als  diejenigen,  die  herrühren  »von 
der  Wut  der  Gesetzgeber,  den  Handel,  der  im  ganzen  gar  nicht  vor  das  Fach 
der  Gesetze  gehört,  durch  gesetzliche  Verfügungen  leiten,  und  die  Wage  des 
verschiedenen  Privatinteresses,  die,  sobald  und  solange  sie  frei  wirken  kann,  das 
gemeine  Beste  zuverlässig  von  selbst  bewirkt,  in  ihrer  Hand  halten  zu  wollen.«  (58) 
Wenn  die  Erhaltung  alter  oder  die  Einführung  neuer  Handelsgesetze  in  Frage 
steht,  soll  man  nicht,  wie  es  immer  geschah,  die  »Lieferanten  und  Kaufleute« 
um  ihre  Stimme  angehen,  sondern  das  Urteil  der  Konsumenten  hören.  »In 
Beziehung  auf  den  Handel  ist  das  Interesse  der  Konsumenten  immer 
das  der  Nation.« (5g)  Bei  der  natürlichen  Handelsfreiheit  kann  auch  jede 
Nation  sicher  sein,  daß  die  Gewerbe  betrieben  werden,  an  denen  ihr  am 
meisten  liegt,  und  zwar  auch  so,  daß  sie  den  größten  Vorteil  dabei  hat. 
»Wenn  man  den  Handel  frei  läßt,  so  darf  man  sich  für  versichert  halten,  daß, 
solange  die  Nation  ein  Kapital  hat,  alle  Teile  desselben  auch  auf  eine  für  sie 
vorteilhafte  Art  angewendet  werden.«  (60)  Der  Gesetzgeber  hat  sich  in  allen 
Handelsangelegenheiten  von  allem  Eingreifen  so  fern  zu  halten,  wie  von  allzu 
großer  Sorglosigkeit.  Die  Gesetze  sollen  die  Ehrlichkeit  des  Handels  schützen, 
aber  keine  Monopole  schaffen,  vielmehr  sie  überall  und  in  allen  Gewerben  vernichten. 

Trotz  dieser  Hymnen  auf  den  Handel  aber  will  Stutzmann  die  Industrie 
und  den  Handel  nicht  als  Alleinherrscher  in  einem  Lande  sehen.  Auch  der 
Ackerbau  soll  nach  Möglichkeit  immer  mit  ausgebildet  werden  und  so  an  den 
Fortschritten,  die  durch  den  Handel  bewirkt  werden,  teilnehmen.  Unter  den 
Beschränkungen  des  Handels,  die  er  unbedingt  verwirft,  sind  nicht  verstanden 
Finanzzölle  auf  Luxusartikel  (60)  u.  a. ,  doch  sollen  die  Zölle  deshalb  nicht  zu 
hoch  sein,  damit  sie  nicht  zum  Schmuggel  anreizten.  Da  er  die  Beschränkungen 
auch  für  solche  fremde  Artikel  gelten  lassen  will,  die  man  zwar  im  Staate 
selbst  noch  nicht  erzeugen  oder  verfertigen  kann,  die  aber  durch  heimische 
Erzeugnisse  ersetzt  werden  könnten,  so  könnte  man  meinen,  es  sei  ihm  mit 
dem  Freihandel  in  der  Praxis  gar  nicht  so  ernst,  aber  die  ausführliche  Auf- 
zählung aller  Nachteile  der  Zölle  (62)  zeigt,  daß  jene  zugestandenen  Be- 
schränkungen nicht  etwa  im  Sinne  der  Zulassung  von  Erziehungszöllen  gedeutet 
werden  dürfen.  Die  ganzen  Darlegungen  über  den  »verhältnismäßigen  freien 
Preis«  und  den  »innern  Preis«,  die  Verringerung  des  Nationalwohlstandes  durch 
die  Zölle  usw.,  ganz  im  Sinne  der  oben  angeführten  prinzipiellen  Sätze,  be- 
weisen die  durchaus  freihändlerische  Tendenz  des  Stutzmannschen  Werkes. 
Von  den  Gewerben  ist  in  dem  Buche  nicht  die  Rede,  aber  es  läßt  sich  an- 
nehmen, daß  der  Verfasser  hier  einer  allzu  schrankenlosen  Entwicklung  nicht 
würde  Vorschub  leisten  wollen,  da  er  stets  betont,  es  müsse  nicht  sowohl 
dafür  gesorgt  werden,  daß  eine  Anzahl  sehr  reicher  Leute  im  Staate  vorhanden 
seien,  als  dafür,  daß  es  eine  möglichst  große  Zahl  von  wohlhabenden  Individuen 
gebe,  denn  nur  darin  liege  der  .^A^ahre  Nationalwohlstand. 
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Es  wild  niemanden  wundernehmen,  daß  im  Anfange  des  ig.  Jahr- 
hunderts, z.  Z.  als  die  moderne  Entwicklung  der  Technik,  der  Gewerbe  und 
eben  auch  des  Handels  einsetzt,  man  diese  Zweige  der  menschlichen  Tätigkeit 
glorifizierte,  und  daß  auf  den  Handel,  der  die  Möglichkeiten  aller  weiteren 
Entwicklung  der  übrigen  Lebensgebiete  schuf  oder  doch  vermehrte  und  un- 
geahnt bereicherte,  der  Hauptteil  dieses  Ruhmes  fiel.  Man  sah  im  Handel 
und  seiner  freien  Entwicklung  die  Möglichkeit  eines  Aufatmens  für  die  so 
lange  schwer  bedrückten  Völker.  Die  Auffassung,  von  der  aus  man  zur  Ver- 
herrlichung der  Handelsfreiheit  kam,  ist  kurz  und  anschaulich  dargestellt  in 
einer  Schrift  des  Freiherrn  v.  Mylius  vom  Jahre  182g  aus  der  hier  folgende 
Sätze  angeführt  seien: 

»Als  das  Schwert  in  den  Händen  der  Ritter  herrschte ,  schmachteten 
die  übrigen  Stände  in  Unterdrückung,  Erniedrigung  und  Sklaverei.  Es  sprach 
von  seinem  Richterstuhle  nur  für  den  Stärkeren  Recht,  und  Unsicherheit 
des  Eigentums  und  der  Person,  Feudalherrschaft,  blutige  Fehden  und 
Vernachlässigung  jeder  geistigen  Ausbildung  charakterisieren  die  Periode 
seiner  Macht. 

»Als  sich  die  Macht  in  ein  geistliches  Gewand  hüllte,  da  wurden  die 
heiligsten  Dinge  zu  den  unheiligsten  Werken  mißbraucht,  da  feierte  man  eine 
Bartholomäusnacht,  da  errichtete  man  Scheiterhaufen,  auf  denen  zahllose  un- 
schuldige Opfer  unter  den  fürchterlichsten  Qualen  ihr  Leben  aushauchten  usw. 

»Als  der  Pöbel  an  die  Reihe  kam,  da  sprachen  Metzger,  Bauern  und 
Besoffene,  Wütriche  am  blutbesprengten  Tisch  das  Todesurteil  über  die 
edelsten  ihrer  Mitbürger,  da  wurden  zuckende  Herzen  zur  Schau  getragen, 
Priester  mit  Angelhaken  im  Leibe  herumgezerrt,  Blut  getrunken  usw.,  da 
dekretierte  der  Wahnsinn:  Es  ist  kein  Gott,  und  an  seinen  Altären  betete  man 
zu  einer  feilen  Dirne. 

»Als  die  Feder  die  Regierung  übernahm  und  die  Staaten  zu  Papier- 
und  Rechenstaaten  umschuf  — ,  da  wurde  jedem  Ei,  das  eine  verborgene 
Henne  gelegt,  jeder  Niederkunft  einer  Ziege  nachgespäht,  jeder  Pfennig  be- 
rechnet, über  jedes  Bällchen  von  Waren,  über  den  Bau  einer  Dorfschule  ganze 
Ladungen  Papier  beschrieben  und  mehrere  hundert  Stunden  weit  versendet; 
da  ward  alles  protokolliert,  untersucht,  berichtet,  revidiert,  zentralisiert.  Auf 
jedes  Dutzend  Untertanen  kam  ein  Regierer,  und  wenn  auch  hier  kein  feind- 
seliges Streben  gefolgert  werden  kann,  so  wurde  dennoch  der  ganze  Ertrag  der 
Nationen  für  Dienstleistungen  verzehrt,  die  als  leere  Tätigkeiten  ohne  allen 
Wert  waren.«  (63) 

Es  waren  also  neben  den  stillen  Einfluß  Adam  Smiths,  der  in  Deutschland 
wirksam  zu  werden  begann,  vor  allem  die  Unzufriedenheit  mit  der  Polizei- 
wirtschaft und  die  Hoffnungen  auf  die  allgemeinen  befreienden  Wirkungen  der 
aufblühenden  Handelstätigkeit,  die  der  Stimmung  für  die  Handelsfreiheit  den 
Boden  ebneten,  obwohl,  wie  wir  sahen,  in  Deutschland  ganz  anders  als  in 
England  die  Interessen  der  jungen  Industrie  durchaus  nicht  freihändlerisch 
waren,  und  ein  materielles  Interesse  am  Freihaiidel  damals  überhaupt  höchstens 
in  den  Hafenstädten  der  Ost-  und  Nordsee  und  bei  der  damals  noch  Getreide 
exportierenden  Landwirtschaft  vorhanden  war.  Hinzu  kam  nun  die  Unter- 
stützung durch  die  wissenschaftliche  und  noch  mehr  durch  die  populäre  Lite- 
ratur, in  der  die  neuen  Ideen  bald  heimisch  wurden,  und  die  durch  gelegent- 
liche Gegenschriften  eher  gefördert  als  zurückgedrängt  wurde. 
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Ein  zweibändiges  Werk  über  »Theorie  und  Politik  des  Handels«  (64) 
schrieb  Kail  Murhard,  der  in  den  Bahnen  Adam  Smiths  und  seiner  deutschen 
Schüler  wandelt,  vor  allem  Sodens.  Mit  Freude  zitiert  er  Schlözers  Wort: 
»Wie  dumm  müssen  Nationen  sein,  die  nur  von  den  Erzeugnissen  ihres 
Wohnorts  leben,  verglichen  mit  denen,  welche  die  Ingredienzien  zu  einem 
Getränke  oder  zu  einer  Kopfdecke  aus  vier  Weltteilen  zu  holen  wissen!«  (65) 
Ein  ganzes  System  der  Nationalökonomie  wird  an  die  Handelslehre  (66)  an- 
geknüpft, alles  vom  Standpunkt  des  Handels  und  mit  Rücksicht  auf  den  Handel 
erörtert.  Und  an  allen  traurigen  und  beklagten  Zuständen  der  Zeit  ist,  wenn 
man  Murhard  folgt,  nichts  schuldig  als  die  unerhörte  Verblendung  der  Re- 
gierungen, die,  statt  den  Irrlehren  und  Vorurteilen  des  Merkantilsystems  zu 
folgen,  sich  lieber  hätten  von  Adam  Smith  belehren  lassen  sollen,  den  Murhard 
natürlich  weit  radikaler  auffaßt,  als  er  ist.  Dann  würden  die  Regierungen 
nicht  das  Ziel  der  Nationen  in  der  Verwirklichung  von  Fichtes  Idee  eines 
geschlossenen  Handelsstaates  gesucht  haben,  sondern  sie  hätten  sich  bemüht, 
»die  Schranken  zu  zerbrechen,  welche  der  höchstmöglichen  Entfaltung  aller 
Zweige  der  Wertschaffung  im  Innern  noch  im  Wege  stehen  und  die  zahl- 
losen Hindernisse  zu  entfernen,  welche  Zunft-,  Lehns-  und  Monopolienzwang 
dem  Fortschritte  der  Zivilisation  fast  allenthalben  noch  entgegenstellen.  Und 
der  Geist  dieser  Gesetzgebung  würde  sich  ausgesprochen  haben,  nicht  im 
Entbehren,  sondern  im  Genießen,  nicht  im  Hemmen  der  Freiheit  bei 
Anlegung  der  Kapitale,  sondern  im  Befördern  dieser  Freiheit,  nicht  im 
Leiten  der  Produktionskräfte  der  Nation  nach  einem  einseitigen  Willen 
der  Regierung,  sondern  im  Begünstigen  einer  freien  Entwicklung 
derselben  nach  dem  Willen  des  Privaten  «(67) 

Einen  »Bund  der  Völker  für  Handel  und  Gewerbe«  schlägt  J.W.Schmitz 
in  einer  so  betitelten  Schrift  (68)  vor,  entwirft  ausführliche  Statuten  und 
Programme,  Berechnungen  usw.,  um  der  Welt  zu  zeigen,  daß  Handel  und 
Industrie  sich  selbst  helfen  können,  des  Schutzes  der  Regierungen  entraten 
wollen  und  dort  am  besten  gedeihen,  wo  sie  »Freiheit  ohne  Einmischung«  ge- 
nießen. —  Edward  Gans  wind  t  gibt  eine  Broschüre  heraus,  in  der  er  den 
»Handelsverkehr,  die  Seele  des  Staatslebens«  (69)  nennt,  und  in  agitatorischem 
Ton  den  Regierungen  zuruft,  sie  hätten  erst,  wenn  sie  die  Handelsfreiheit  ver- 
wirklicht haben  würden,  ein  Recht,  »ohne  zu  erröten,  zum  christlichen  Wandel 
zu  mahnen  und  ihre  Legislatur  auf  das  Evangelium  zu  basieren.«  (70) 

Dieser  Verquickung  von  Freihandel  und  Religion  begegnet  man  öfters. 
Sogar  in  England  konnte  man  häufig  solche  Anspielungen  hören,  und  auch  in 
Deutschland  sind  sie  nicht  selten,  wie  denn  in  unseren  Tagen  auch  der 
Sozialismus  hie  und  da  tiuf  das  Christentum  Bezug  genommen  hat.  —  Eine 
»geschichtliche,  kritische  und  dogmatische  Widerlegung  der  Handelsfreiheit« 
liefert  im  Jahre  1843  L.W.Schröter  (71),  und  das  Charakteristische  an  der 
Schrift  ist,  daß  sie  nicht  nur  eine  Widerlegung  der  Handelsfreiheit  geben  will, 
sondern  »auch  alles  dessen,  was  mit  ihr  zusammenhängt«,  ein  Beweis,  daß 
der  Verfasser  bereits  an  die  wichtigen  Konsequenzen  dachte,  die  eine  prinzipielle 
Anerkennung  des  Freihandels  im  Gefolge  haben  müßte.  Im  wesentlichen  gibt 
die  Schrift  nur  die  Ideen  Friedrich  Lists  wieder,  dessen  »Nationales  System 
der  politischen  Ökonomie«  zwei  Jahre  früher  erschienen  war.  Die  gefährdete  nationale 
Selbständigkeit  gibt  leicht  die  Argumente  gegen  den  stets  auf  der  unausgesprochenen 
Voraussetzung  allgemeiner  internationaler  Friedfertigkeit  basierenden  Freihandel. 
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Die  wenigen  neben  der  eigentlichen  volkswirtschaftlichen  Literatur  jener 
Zeit  stehenden  Schriften,  die  hier  zur  Skizzierung  der  wirtschaftspolitischen 
Stimmung  der  ersten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts  angeführt  wurden, 
zeigen  die  Kernpunkte  des  Streits,  aus  dem  die  Freihandelslehre  für 
eine  kurze  Zeit  als  Siegerin  hervorging,  bereits  ganz  deutlich.  Hier 
spielen  die  in  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  wesentlichen  Gründe, 
nach  denen  die  Frage,  ob  Freihandel  oder  Schutzzoll,  unbeschränkte 
Gewerbefreiheit  oder  nach  dieser  und  jener  Richtung  eingegrenzte  Ge- 
werbeordnung usw.  entschieden  werden  könnten,  keine  oder  nur  eine  unter- 
geordnete Rolle.  Die  Frage  wird  —  auf  beiden  Seiten  —  wesentlich  unter 
dem  Gesichtspunkt  vorgefaßter  politischer  Meinungen  entschieden.  Um  den 
Standpunkt  der  Interessenten  kümmert  sich  niemand.  Es  wird  auch  nicht 
gefragt,  was  in  wirtschaftlichen  Dingen  ist,  und  was  nun  daraus  an  wirtschafts- 
politischen Maßnahmen  folgen  könnte,  sondern  es  wird  die  Frage  entschieden 
nach  dem,  was  jeder  für  das  Sein -soll  ende  ansieht.  Gerade  darum  haben 
wir  es  für  so  überaus  bezeichnend  gehalten,  daß  die  beiden  ersten  Schriften 
über  unsere  Frage,  die  im  i  g.  Jahrhundert  in  Deutschland  veröffentlicht  wurden, 
»philosophische  Entwürfe«  sind! 

Mit  dem  Anfang  der  vierziger  Jahre  setzt  die  publizistische  Tätigkeit  des 
Mannes  ein,  dessen  Lebensgang  und  Wirken  wir  oben  dargestellt  haben,  des 
»Repräsentanten  des  Manchestertums«  (72)  John  Prince  -  Smith.  In  seinen 
Schriften  ist  die  reine  Freihandelslehre  mit  allen  nur  möglichen  Konsequenzen, 
eben  das  Manchestertum ,  rein  und  folgerichtig  zu  Ende  gedacht.  Deshalb 
gehen  wir  nun  an  eine  eingehendere  Betrachtung  der  freihändlerischen  Schriften 
Prince-Smiths  heran. 

Die  erste  von  Prince-Smiths  klassischen  Streitschriften  gegen  das  Schutz- 
zollsystem ist  die  Broschüre  »Über  Handelsfeindseligkeit«;  (73)  und  ihre  vom 
Verfasser  selbst  bezeichnete  Tendenz,  die  auf  die  »Ermöglichung  bürgerlicher 
Freiheit  durch  Handelsfreiheit«  geht,  deutet  bereits  die  über  die  Handelsfreiheit 
hinausgehenden  Bestrebungen  an,  die  wir  in  späteren  Schriften  noch  deutlicher 
vertreten  finden  werden.  Eine  geschichtliche  Einleitung,  die  Prince-Smith  vor- 
ausschickt, ist  nicht  von  großem  Wert.  Der  Verfasser  findet,  daß  die  modernen 
Staaten  noch  zu  sehr  in  den  Aufgaben  der  früheren  Zeiten  befangen  seien, 
und  sieht  darin  den  wesentlichen  Grund,  weshalb  die  Welt  noch  immer  nicht 
den  ewigen  Völkerfrieden  erreicht  habe.  Mit  der  Verschmelzung  der  inter- 
nationalen Interessen  und  dem  Wegfallen  des  kriegerischen  Antagonismus  würde 
die  staatliche  Diplomatie  ihre  Wirksamkeit  zu  verlieren  glauben,  und  deshalb 
widerstrebt  sie  nach  der  Meinung  Prince-Smiths  der  Tendenz,  jetzt  nach  dem 
Aufhören  der  Raubkriege  auch  die  Handelskriege  zu  beseitigen.  »Der  indu- 
strielle Antagonismus  ernährt  willig  und  reichHch  die  bewaffnete  Diplomatie.« 
Daher  der  jetzige  Zustand,  von  dem  Prince-Smith  folgendes  Bild  entwirft: 
»Man  zieht  eine  Mauthlinie  gegen  die  englischen  Fabrikanten,  wie  die  Chinesen 
sich  durch  ihre  Mauer  vor  einer  Überschwemmung  von  Tartarenhorden  schützen. 
Mit  Unwillen  prallt  man  von  dem  Kosakenphalanx  zurück,  welcher  jeden  Eintritt 
in  das  große  russische  Reich  abwehrt.  Man  blickt  scheel  auf  Holland  als 
einen  überlistigen  Kunden  hin.  Gegen  Amerika,  als  einen  mutwilligen  Ban- 
kerottierer,  ist  man  entrüstet.  Mit  Frankreich,  einem  selbstsüchtigen  und  un- 
billigen Nachbarn,  werden  unaufhörlich  Prozesse  angezettelt.  Und  wenn  auf 
diese  Weise,  im  Widerstreit  der  materiellen  Interessen,  der  sicherste  Grund 
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der  Entzweiung  gelegt  worden  ist,  entflammt  man  noch  dazu  seine  Leiden- 
schaften durch  Ruhmrednerei  und  alte  Erinnerungen;  man  erhitzt  sich  an  der 
Tafel  zum  Andenken  des  Marschall  Vorwärts  und  singt  herausfordernde  Reime 
über  den  freien  Rhein;  —  man  erregt  in  sich  eine  nationale  Stimmung;  — 
und  in  dieser  Stimmung  verlangt  man  nach  einer  bewaffneten  Diplomatie,  was 
sie  auch  koste,  denn  sie  hat  auch  große  Zwecke;  sie  soll  nicht  bloß  den 
historischen  Glanz  der  Nation  fortleuchten  lassen,  der  nationalen  Eitelkeit  durch 
Imponieren  frönen  —  man  möchte  sich  nicht  eingestehen,  daß  man  davon 
beherrscht  werde,  —  sie  soll  durch  Erreichung  materieller  Zwecke  das  ma- 
terielle Opfer  aufwiegen;  —  sie  soll  zu  einem  kräftigen  Auftreten  im  Handels- 
krieg befähigen,  wodurch  man  im  Austausche  der  Produkte  besondere  Vorteile 
zu  erlangen,  im  Drange  der  Konkurrenz  Beeinträchtigungen  abzuwehren  besorgt 
ist.«  (74)  Wesen  und  Zweck  der  Politik  bestehen  also  nur  noch  in  der  Aus- 
führung von  Handelssystemen;  ihnen  allein  oder  ihnen  doch  wesentlich  dient 
die  Aufrechterhaltung  der  diplomatischen  Macht,  der  großen  Heere,  ihnen 
auch  indirekt  die  innere  Politik.  Nachdem  Prince-Smith  so  gezeigt  hat,  wie 
sehr  volkswirtschaftliche  Fragen  den  innersten  Kern  der  hohen  Politik  be- 
rühren, wie  sehr  alle  Lebensinteressen  sich  um  diese  Frage  drehen,  läßt  er  in 
einem  Zwiegespräch  einen  Nationalisten  und  einen  Kosmopoliten  sich  über  die 
verschiedenen  Handelssysteme  unterhalten.  Der  Nationalist  vertritt  natürlich 
das  »System  zur  Beförderung  und  Beschützung  des  nationalen  Wohlstandes«, 
während  der  Kosmopolit  Freihändler  ist  und  versucht,  den  andern  zu  über- 
zeugen, was  ihm  nicht  gelingt.  Der  Nationalist  fragt  z.  B.,  was  denn  bei  dem 
großen  Fortschritt,  den  sein  Gegner  in  Aussicht  stellt,  aus  den  kleinen  Kauf- 
leuten werden  solle,  die  dadurch  notwendigerweise  verdrängt  würden,  worauf 
der  andere  antwortete:  »Wenn  ihre  Kapitalien  und  Dienste  nicht  mehr  bei 
dem  Verteilen  der  Waren  erforderlich  sind,  so  mögen  sie  dieselben  zur  An- 
fertigung von  Waren  benutzen  und  die  Gütermasse  im  ganzen  vermehren.«  5) 
Daß  alle  Produktionszweige  schon  überfüllt  seien,  will  der  Kosmopolit  nicht 
Wort  haben;  jeder  könnte  jede  noch  so  große  produzierte  Quantität  verkaufen 
—  es  käme  nur  auf  den  Preis  an.  Der  Nationalist  meint,  verschleudern  heiße 
nicht  verkaufen,  bei  dem  Preise  müsse  der  Verkäufer  noch  bestehen  können. 
Darauf  antwortete  der  Kosmopolit  mit  folgender  Deduktion:  »Wenn  einer  bei 
dem  empfangenden  Preise  nicht  bestehen  kann,  so  heißt  das:  er  empfängt 
nicht  genug  Verbrauchsgegenstände  für  das,  was  er  zum  Tausche  stellt.  Der 
Schuhmacher  z.  B.  empfängt  für  ein  Paar  Stiefel,  bei  dem  Preise,  zu  dem  er 
es  losschlagen  muß,  nicht  genug  Leder,  Brot,  Fleisch,  Tuch,  Leinwand  usw., 
um  seine  Lebensbedürfnisse  zu  befriedigen.  Aber  jeder  andere  ist  auch  in 
derselben  Lage,  denn  Gerber,  Fleischer,  Weber  klagen  auch,  daß  sie,  bei  dem 
Verkaufspreise  ihrer  Produkte,  zu  wenig  Stiefel  erhalten.  Alle  diese  Leute 
tauschen  ihre  Produkte  untereinander  aus;  das  ganze  Erzeugnis  wird  zur 
Konsumtion  verteilt;  doch  findet  jeder,  daß  er  zu  wenig  zu  seinem  Verbrauch 
erhält.  Das  Erzeugnis  im  ganzen  ist  also  zu  klein.  Jeder  stellt  zu  wenig  zum 
Tausche.  Wenn  die  Produktionsstärke,  also  der  durch  Austausch  zu  verteilende 
ganze  Vorrat  größer  wäre,  müßte  auch  der  dem  einzelnen  zufallende  Anteil 
größer  sein.  Es  wird  im  einzelnen  wie  im  ganzen,  nicht  zu  viel,  sondern  zu 
wenig  produziert.«  (76)  Und  später  führt  er  aus,  daß  jeder  seinen  Mangel 
lieber  einem  Übermaß  von  Konkurrenten,  als  seiner  eigenen  geringen  Produk- 
tivität zuschreibe,  rühre  nur  daher,  daß  es  leichter  sei,  einem  Gewerbsgenossen 
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die  Arbeit  zu  legen,  als  eigenen  Fleiß  und  Geschicklichkeit  auszubilden.  Der 
Nationalist  wendet  ein,  es  sei  weniger  der  Wettbewerb  der  einheimischen  In- 
dustriellen, als  vielmehr  die  zügellose  Konkurrenz  des  Auslandes,  deren  man 
sich  erwehren  müsse.  Darauf  erwidert  der  Kosmopolit:  »Ausländer  sind  gerade 
in  demselben  Maße  Konsumenten,  als  sie  Produzenten  sind.  Vollkommen 
freier  Verkehr  unter  Nationen  ist,  wie  gesagt,  nur  die  Freiheit,  die  vorteil- 
hafteste Arbeitsverteilung  zur  möglichsten  Vermehrung  der  Gesamtprodukte  zu 
treffen,  —  ein  Mittel,  um  die  eigentümlichen  Vorteile  für  gewisse  Produktions- 
zweige, welche  die  Natur  einzelnen  Gegenden  zuerteilt  hat,  allen  Erdbewohnern 
zuteil  werden  zu  lassen.  Ich  sehe  nicht,  was  politische  Abgrenzungen  mit 
den  rein  industriellen  Einrichtungen  zu  schaffen  haben«.  (77)  Das  nennt  der 
Nationalist  »hohlen  Kosmopolitanismus«,  der  die  nationalen  Fragen  ganz  aus 
den  Augen  lasse,  und  fragt:  »Soll  der  Preuße,  den  der  weltgeschichtliche  Glanz 
eines  großen  Friedrich  zum  rühmlichen  Stolze  berechtigt,  zum  Ackerknecht 
für  den  übermütigen  Engländer  hinabsinken  und  nackt  gehen,  bis  die  Gnade 
eines  Manchester-Fabrikanten  ihn  bekleidet?« 

Kosmopolit:  »Wenn  dabei  der  übermütige  Engländer  zum  Fabriksklaven 
für  den  rühmlich-stolzen  Preußen  herabsinkt  und  hungert,  bis  die  Gnade  eines 
samländischen  Gutsherrn  ihn  füttert  —  warum  nicht?  Die  Abhängigkeit  oder 
Unabhängigkeit  wäre  gegenseitig  gleich  stark.« 

Nationalist:  »Und  im  Falle  eines  Krieges?« 

Kosmopolit:  »Ein  Krieg  hebt  natürlich,  solange  er  dauert,  die  Arbeits- 
teilung, die  gegenseitige  Versorgung  mit  Befriedigungsmitteln,  zwischen  den  sich 
bekämpfenden  Nationen  auf;  er  raubt  uns  die  Vorteile  eines  freien  Verkehrs. 
Dies  ist  freilich  für  beide  Teile  ein  großer  Verlust.  Aber  weil  dieser  Verlust 
in  Kriegszeiten  unvermeidlich  ist,  sehe  ich  nicht  ein,  daß  er  darum  in  Frie- 
denszeiten wünschenswert  sei.  —  Es  scheint  mir  überhaupt,  als  wäre  es  Maxime 
der  Nationalisten,  den  Verkehr  zwischen  Nationen  zu  erschweren,  um  die 
Kriegführung  zwischen  denselben  zu  erleichtern,  wogegen  ich  von  der  Aus- 
dehnung des  Verkehrs  eine  Beschränkung  des  Krieges  mir  hoffe;  denn  ich 
glaube,  daß  es  eher  die  Aufgabe  zivilisierter  Nationen  in  unserer  Zeit  sei,  sich 
im  Erwerbe  zu  unterstützen,  als  sich  zu  morden.«  (7  8)  Schließlich  wendet  der 
Nationalist  ein,  England  werde  zwar  schöne  Reden  über  »Honesty  the  best 
policy«  halten,  aber  es  werde  doch  bei  Gelegenheit  die  andern  Länder  be- 
drücken und  aussaugen.  Der  Kosmopolit  antwortet:  »Ich  begreife  nur  nicht, 
wie  Sie  sich  den  Aussaugungsprozeß  beim  Handel  denken.  England  schickt 
Ihnen  soviel  Waren,  daß  Sie  immer  von  Überschwemmung  reden;  dies  ist 
eher  ein  Aufblähen,  als  ein  Aussaugen  zu  nennen.  Dann  soll  die  zu  große 
Billigkeit  englischer  Waren  ein  Aussaugungsmittel  sein.  Aber  diese  zu  große 
Billigkeit  kann  nichts  anderes  bedeuten,  als  entweder,  daß  der  Engländer  zu 
wenig  Geld  für  eine  gewisse  Warenmenge  nimmt,  oder  zu  viel  Waren  für  eine 
gewisse  Geldmenge  gibt.  Wie  man  aber  durch  Zuwenignehmen  oder  Zuviel- 
geben aussaugen  kann,  übersteigt  meine  Begriffe.  Auf  welche  sinnreiche  Weise 
macht  Ihre  Theorie  dies  begreiflich?«  (79) 

Diesen  Gedankengang  wird  Prince- Smith  nicht  müde,  nach  den  ver- 
schiedensten Richtungen  zu  variieren,  und  wenn  er  auch  objektiv  genug  ist, 
den  Nationalisten  und  den  Kosmopoliten  gleicherweise  unüberzeugt  aus  dem 
Dialog  zu  entlassen,  so  bleibt  er  doch  auf  die  letzte  Bemerkung,  die  er  selbst 
den  Nationalisten  machen  läßt,  die  Antwort  schuldig.    Nachdem  der  Kosmo- 
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polit  ihm  alle  Vorteile  der  Handelsfreiheit  und  Nachteile  des  Schutzzollsystems 
auseinandergesetzt  hat,  sagt  nämlich  der  Nationalist:  »Ich  habe  alle  Ihre  Rai- 
sonnements  angehört  und  erwogen.  Auf  Ihrem  Standpunkte  wissen  Sie  auch 
eine  gewisse  Scheinwahrheit  Ihren  Aufstellungen  zu  geben.  Ihr  ganzer  Stand- 
punkt indessen  ist  zu  niedrig,  um  eine  höhere  Erkenntnis  der  wahren  Inter- 
essen, um  die  es  sich  handelt,  zu  gewähren.«  (80) 

Die  Diskussion  soll  vor  allem  zu  der  Einsicht  führen,  daß  jede  Beschrän- 
kung des  freien  Verkehrs  eine  Verminderung  statt  einer  Vermehrung  des 
Nationalwohlstandes  zur  Folge  haben  muß.  Durch  die  Einmischung  der  Re- 
gierung in  den  Gang  des  Erwerbslebens  mittels  der  Zolleinrichtungen  kann 
nach  der  Meinung  Prince  -  Smiths  nur  Gewinn  verboten  und  Verlust  ge- 
boten werden.  Aber  selbst  wenn  durch  die  Schutzzölle  einigen  Produzenten 
ein  Gewinn  erwachsen  sollte,  den  sie  in  jedem  Falle  nur  auf  Kosten  der 
Konsumenten  erzielen  könnten,  so  hätte  die  Regierung  zu  einer  solchen  Maß- 
nahme kein  Recht.  Die  Regierung  ist  nur  dazu  da,  um  jedem  den  unge- 
störten Genuß  der  Früchte  seiner  Arbeit  zu  sichern,  aber  sie  überschreitet 
ihre  Befugnisse,  wenn  sie  den  einen  —  den  Konsumenten  —  nimmt,  um  den 
andern  —  den  Produzenten  —  zu  geben.  Zwar  hat  die  Regierung  das  Recht, 
die  Mittel  zur  Erhaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit,  sowie  zur  Beförderung 
allgemein  wohltätiger  Veranstaltungen  von  den  Bürgern  zu  erheben,  aber  stets 
nur  insofern  dabei  für  die  Belasteten  ein  das  Opfer  überwiegender 
Vorteil  erwächst. 

Wenn  Dr.  Bowring  in  seinem  Bericht  über  den  deutschen  Zollverein 
sagt,  die  preußische  Regierung  habe  ihre  Bereitwilligkeit  erklärt,  in  Unter- 
handlungen mit  der  englischen  Regierung  über  die  gegenseitige  allmähliche 
Herabsetzung  der  Zollsätze  einzutreten,  so  sieht  Prince-Smith  den  Grund, 
weshalb  trotzdem  keine  entscheidenden  Schritte  getan  worden  sind,  in  den 
Bedingungen  der  Gegenseitigkeit  und  Allmählichkeit.  Wer  solche  Be- 
dingungen stellt,  verkennt  —  im  Gedankengange  Prince-Smiths  ist  dies  durch- 
aus logisch  —  überhaupt  die  wahren  Verhältnisse,  um  die  es  sich  handelt. 
Denn  welche  Gegenseitigkeit  findet  z.  B.  bei  gleichzeitiger  Aufhebung  der 
Schutzzölle  für  englisches  Getreide  und  preußischen  Kattun  statt?  Jede  Re- 
gierung hat  doch  nur  ihre  eigenen  Untertanen  zu  berücksichtigen.  Wenn  nun 
Preußen  seine  Schutzzölle  aufhöbe,  während  England  die  seinigen  beibehielte, 
würde  doch  der  Preuße  wenigstens  für  so  viel  preußische  Produkte,  als  dabei 
Eingang  fänden,  eine  größere  Menge  von  Waren  als  sonst  in  Zahlung  er- 
halten. Warum  soll  auch  Preußen  seinen  Untertanen  nicht  die  Konzession 
des  billigen  Kattuns  machen,  ohne  dabei  das  billige  Brot  für  die  englischen 
Arbeiter  auszubedingen.  Freilich  wäre  es  für  den  deutschen  Ackerbau  gleichfalls 
wünschenswert;  diesen  letztern  Vorteil  zu  erlangen  aber  hängt  doch  nicht 
notwendig  mit  dem  andern  zusammen!  »Wenn  also  England  seinen  Unter- 
tanen das  Brot  verteuert,  soll  Preußen  den  seinigen  als  Ersatz  den  Kattun 
verteuern?  Sehen  Sie  denn  gar  nicht  ein,  daß  diese  Repressalien  immer 
zunächst  zum  Schaden  des  Anwenders  sind?«  (81)  Diese  Handelsrepressalien 
erinnern,  meint  der  Kosmopolit,  an  japanische  Duelle,  wobei  ein  Bösewicht, 
um  seinen  Nachbar  zu  schikanieren,  sich  selbst  den  Bauch  aufschlitzt,  und 
der  Nachbar  ebenfalls  sich  selbst  entleibt,  um  jenem  nicht  an  Schadensucht 
nachzustehen.  Die  Gegenseitigkeit  in  der  Aufhebung  von  Schutzzöllen  ist 
also  eine  gänzlich  überflüssige  Bedingung,  desgleichen  aber  auch  die  Allmählichkeit 
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der  Aufhebung.  Ohne  Entschädigung  der  betroffenen  Produzenten  dürfen  be- 
stehende Schutzzölle  ohnedies  nach  Prince-Smiths  Meinung  nicht  aufgehoben 
werden,  denn  die  Unternehmer  haben  nur  dem  Willen  des  Staates  gehorcht, 
als  sie  ihre  Produktion  auf  das  Bestehen  der  Schutzzölle  hin  einrichteten. 
Der  Staat  darf  aber  eine  Unklugheit  nicht  durch  eine  Ungerechtigkeit  ver- 
bessern wollen,  sondern  muß  bei  Aufhebung  der  Zölle  die  Unternehmer 
schadlos  halten.  Solche  Gewerbe  aber,  die  nur  einen  geringen  Schutz  genießen, 
möge  man  ruhig  der  freien  Konkurrenz  aussetzen,  unter  deren  Anspornen  sie 
sich  bei  größerer  Energie  des  Betriebes  gewiß  halten  werden.  Zu  gleicher 
Zeit  zwei  Vorteile  auf  einmal  —  einen  für  die  Kattunkonsumenten  und  einen 
für  die  Weizenbauern  —  zu  verlangen,  ist  zu  viel,  dabei  erlangt  man  wahr- 
scheinlich keinen  von  beiden.  »Um  vernünftig  zu  werden,  bedarf  es 
keiner  Verhandlungen  mit  fremden  Diplomaten;  man  kann  auf  eigene 
Hand,  einseitig,  anfangen.«  (82) 

Am  Ende  dieser  Schrift  stellt  Prince-Smith  sieben  Punkte  zusammen, 
die  er  in  ihr  bewiesen  haben  will: 

1 .  Daß  die  bewaffnete  Diplomatie  aus  dem  Antagonismus  unter  den  Nationen 
hervorging; 

2.  daß  der  Antagonismus  nunmehr  nur  durch  Mißverständnis  der  Interessen 
cies  Verkehrs  genährt  wird; 

3.  daß  eine  absolute  Regierung  unentbehrlich  zur  Unterstützung  einer  be- 
waffneten Diplomatie  ist; 

4.  daß  folglich,  von  einer  Regierung  gleichzeitig  Unbeschränktheit  für  den 
Bürger  im  Innern  und  Beschränkung  des  Erwerbs  der  Ausländer  zu 
fordern  heißt:  den  Zweck  ohne  die  Mittel  zu  wollen; 

5.  daß  aber  die  Nationen  in  Wahrheit  keine  antagonistischen  Interessen 
im  gewerblichen  Verkehr  haben; 

6.  daß  vollkommene  Handelsfreiheit  den  letzten  Rest  des  internationalen 
Antagonismus,  das  Feld  der  bewaffneten  Diplomatie,  mithin  auch  das 
Bedürfnis  einer  absoluten  zentralisierenden  Regierung  aufheben  wird; 

7.  daß  durch  den  Völkerfrieden,  welchen  der  freie  Handel  auf  ewig  be- 
festigen muß,  die  Freiheit  des  Bürgers  am  sichersten  zu  erreichen  ist.  (83) 
Dem  im  Juli  1845  tagenden  Zollvereinskongreß  legte  Prince-Smith  eine 

Schrift  vor,  (84)  in  der  er  an  der  Hand  von  Berechnungen  praktisch  die 
Nachteile  darzustellen  versuchte,  die  verschiedenen  Industrien  durch  die  Er- 
höhung der  Einfuhrzölle  erwachsen  seien  —  Leinenindustrie  —  oder  er- 
wachsen würden  —  Baumwollen-,  Wollen-  und  Seidenindustrie.  Am  Schluß 
der  Abhandlung  protestiert  er  gegen  jede  Vermehrung  der  Teuerungszölle  »im 
Namen  der  unparteiischen  Wissenschaft,  zur  Wahrung  des  Allgemeininteresses 
und  wider  die  Forderungen  unwissenschaftlicher  Sonderinteressen.«  (85)  Wie 
man  sieht,  hat  Prince-Smith  frühzeitig  begonnen,  den  Namen  der  Wissenschaft 
für  seine  Deduktionen  in  Anspruch  zu  nehmen.  Eine  noch  größere  Sicherheit 
und  Siegesgewißheit  gab  ihm  natürlich  der  Erfolg  der  englischen  Anti-Corn- 
Law-League  im  Jahre  1846.  Noch  im  selben  Jahre  veröffentlichte  er  eine 
der  umfangreichsten  seiner  Schriften  »Über  die  englische  Tarifreform  und 
ihre  materiellen,  sozialen  und  politischen  Folgen  für  Europa«.  (86)  Die  Reform, 
die,  wie  wir  sahen,  die  Folge  einer  von  recht  starken  materiellen  Interessen 
getragenen  Volksbewegung  war,  wird  für  Prince-Smith  zu  einem  »förmlichen 
Autodafe  aller  Sonderinteressen«,  zu  einem  »Hinopfern   der   dem  Volkswohl 
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zuwiderlaufenden  Monopole,  wie  es  die  frühere  Geschichte  nur  einmal  aufzu- 
weisen hat,  nämlich  in  der  denkwürdigen  Nachtsitzung  des  Nationalkonvents 
1789,  da  alle  bevorrechteten  Stände  Frankreichs  miteinander  wetteiferten,  ihre 
Sonderrechte  auf  den  Altar  des  Vaterlandes  zu  legen.«  (87)  Prince-Smith  sieht 
seine  kühnsten  Erwartungen  übertroffen,  und  hält  den  geringen  Rest,  der  in 
England  noch  von  dem  »handelsbeschränkenden  oder  sogenannten  industrie- 
beschützenden System«  bestehen  bleibe,  für  einen  bloßen  Schatten  ohne  Be- 
deutung, der  um  des  Prinzips  willen  auch  bald  werde  verschwinden 
müssen.  »Die  Aufhebung  des  Teuerungszolles  auf  Getreide  konnte  nicht 
anders,  als  in  Begleitung  einer  Aufhebung,  teils  einer  großen  Herabsetzung 
anderer  Teuerungszölle  vorgebracht  werden;  der  noch  beibehaltene  Rest  ist 
zu  unbedeutend,  um  einen  heftigen  Verteidigungskampf  zu  erregen.  Die  ge- 
machten Reduktionen  bekunden  die  Anerkennung  der  Schädlichkeit  des 
Monopolsystems  im  Prinzipe;  die  Erfolge  der  Reduktionen  geben  den  hand- 
greiflichen Beweis  für  dessen  Schädlichkeit  in  der  Praxis.  .  .  .  Die  Befreiung 
der  englischen  Getreideeinfuhr  bedingt,  binnen  kürzester  Frist,  die  totale  Freiheit 
des  englischen  Einfuhrhandels  überhaupt.«  (88) 

Die  Entwicklung  der  Dinge  hat  dieser  Meinung  Prince- Smiths  Recht 
gegeben,  weniger  freilich  seinen  Prophezeiungen  über  die  welthistorischen 
Folgen  der  Einführung  des  Freihandels  in  England,  Prince-Smith  meint,  die- 
jenigen Schutzzöllner,  die  bisher  zwar  die  Handelsfreiheit  für  den  ersprieß- 
lichsten Zustand,  das  Schutzzollsystem  aber  für  ein  notwendiges  Übel  erklärt 
hätten,  das  einem  Staate  durch  die  Handelsbeschränkungen  anderer  Nationen 
aufgedrängt  werde,  sollten  nun  keine  Gründe  mehr  haben  für  die  Aufrecht- 
erhaltung der  eigenen  Einfuhrzölle.  England  habe  ja  nicht  nur  Gegenseitigkeit 
geübt,  sondern  sogar  Zuvorkommen  erwiesen.  Was  sagen  die  Schutzzöllner 
nun?  »Sie  sagen  natürlich  jetzt,  daß  die  Aufhebung  der  englischen  Teuerungs- 
zölle es  nötig  macht,  die  eigenen  zu  verschärfen.  Wer  die  Leute  kennt,  und 
weiß,  mit  welchen  Sophistereien  sie  ihr  Sonderinteresse  zu  beschönigen  sich 
nicht  entblöden,  wie  leer  aller  logischen  Konsequenz  ihre  Raisonnements 
sind,  wird  diese  Inkonsequenz  von  ihnen  erwartet  haben.  Denn  das  Teuerungs- 
system, wie  jeder  Mißbrauch,  entsteht  nur  durch  den  Mangel  an  Einsicht  bei 
der  großen  Mehrzahl  der  Nation;  es  stützt  sich  auf  blinde  Leidenschaft  und 
kurzsichtiges  Vorurteil;  es  muß  die  Begriffe  verwirren  und  den  Verstand  ver- 
höhnen; es  mißt  seine  Stärke  nach  der  Größe  des  Unsinns,  womit  es  seine 
Gegner  unterhalten  kann.«  (89) 

Objektive  Würdigung  des  gegnerischen  Standpunktes  ist  das  nicht  gerade  zu 
nennen.  Prince-Smith,  der  allein  den  Standpunkt  des  Konsumenten  kennt  und 
anerkennt,  kann  sich  nicht  vorstellen,  daß  die  Ermäßigung  beispielsweise  eines 
englischen  Einfuhrzolles  tatsächlich  nicht  den  preußischen  Produzenten  und 
den  englischen  Konsumenten  dieser  Ware  Vorteile,  sondern  unter  Umständen 
auch  anderen  preußischen  Produzenten  indirekt  Nachteile  bringen  kann. 
Solche  Behauptungen  sich  bedroht  fühlender  Industrieller  erscheinen  ihm  als 
unsinnige  Vorurteile  oder  Forderungen  eines  unwissenschaftlichen  Sonderinteresses. 
Da  zu  seiner  Zeit  Preußen  noch  vorwiegend  Ackerbauland  war  und  die 
Bodenkultur  noch  bedeutend  intensiver  gestaltet  werden  konnte,  so  war  für 
ihn  die  Frage,  welche  Industrie  für  dieses  Land  die  nationale,  die  der  Nation 
einträglichste  sei,  Ackerbau  oder  Maschinenspinnerei,  von  vorneherein  zu- 
gunsten des  Ackerbaus  entschieden.    Er  sagt:  »Wie  wird  es  seine  Bedürfnisse 
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am  reichlichsten  befriedigen?  ob  dadurch,  daß  es  gewisse  Mittel  anwendet, 
seinen  Bodenertrag  um  eine  Million  Scheffel  zu  mehren,  und  diese  gegen 
10000  Ztr.  fremde  Weberwaren  austauscht;  oder  dadurch,  daß  es  dieselben 
Mittel  anwendet,  um  6000  Ztr.  eigener  Weberwaren  unmittelbar  für  sich  im 
Inlande  zu  fabrizieren.«  (90)  Prince-Smith  findet  die  Entscheidung  dieser 
Frage  so  selbstverständlich,  daß  er  es  geradezu  als  »merkantilistische  Staats- 
wirtschaft« bezeichnet,  wenn  man  die  Schutzzölle  erhöhen  wollte,  um  ein 
solches  künstlich  erzeugtes  Gewerbe  zu  halten.  Erreichen  ließe  sich  dieser 
Zweck  allerdings,  meint  er,  aber  welches  wäre  das  wahre  Resultat?  Die  Be- 
dürfnisse des  Ackerbauenden  würden  dermaßen  verteuert  werden,  daß  er  keinen 
Vorteil  mehr  von  dem  verbesserten  Getreidepreise  hätte.  Er  würde  auf  die 
im  Inlande  erzielbaren  Industrieprodukte  beschränkt  und  infolgedessen  mit 
diesen  so  knapp  versorgt,  daß  er  keine  Möglichkeit  mehr  hätte,  seine  Produktion 
zu  steigern,  was  am  letzten  Ende  doch  das  einzige  Mittel  zur  Verbesserung 
seiner  Lage  wäre. 

Prince-Smith  erläutert  dann  die  Frage,  was  die  Folge  sein  müßte,  wenn 
der  Zollverein  gegenüber  den  ermäßigten  oder  aufgehobenen  Einfuhrzöllen 
Englands,  seinerseits  diese  Zölle  beibehielte.  Das  gibt  ihm  eine  willkommene 
Gelegenheit,  die  merkantilistische  Handelsbilanztheorie  zu  bekämpfen.  England 
würde,  so  stellt  Prince-Smith  diese  Theorie  als  Praxis  dar,  also  bei  obiger 
Annahme  viel  mehr  als  jetzt  aus  dem  Zollvereinsgebiet  einführen,  während 
der  Zollverein  nicht  in  der  Lage  wäre,  im  gleichen  Maße  mehr  Waren  aus 
England  zu  beziehen.  »Die  vermehrte  Einnahme  einzelner  Produzenten,  haupt- 
sächlich der  ackerbauenden,  mag  eine  einigermaßen  größere  Konsumtion  von 
Kolonialwaren  und  anderer  fremdländischer  Dinge  bewirken;  aber  sie  werden 
doch  ihre  Mehreinnahme  nur  zum  Teil  auf  die  aus  England  zu  beziehenden 
Dinge  verwenden  wollen.  Es  wird  also  ein  Überschuß  der  Ausfuhr  über  die 
Einfuhr  an  Produkten,  mithin  eine  Einfuhr  von  barem  Gelde  in  den  Zoll- 
verein entstehen.  Es  wird  sich  der  goldene  Traum  des  Merkantilismus  ver- 
wirklichen; der  Stein  des  Weisen  wird  von  den  Adepten  des  Bilanzsystems 
gefunden  sein!  Wenn  nur  nicht  die  Erfahrung  von  dem  Schicksale  eines 
Midas  ein  solches  Verwandeln  brauchbarer  Dinge  in  Gold  bedenklich  machte! 
Damit  ein  Hineinströmen  des  Geldes  etwas  zu  bedeuten  habe,  muß  dasselbe 
im  Lande  bleiben;  denn  um  wieder  weggeschickt  zu  werden,  macht  sein  Kom- 
men nur  Kosten,  die  durch  ein  paar  trassierte  Wechsel  besser  erspart  würden. 
Bleibt  also  das  hineingeströmte  Geld  im  Lande,  so  wird  dadurch  die  Barschaft 
hier  vermehrt  und  in  England  vermindert.  Diese  neue  Barschaft  aber  ver- 
mehrt nicht  die  Arbeitskräfte,  noch  die  technische  Intelligenz,  noch  die  Frucht- 
barkeit des  Bodens,  noch  die  Werkzeuge,  noch  die  zu  industriellen  Unter- 
nehmungen nötigen  Vorräte  an  Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln;  im  Gegenteil, 
man  hat  solche  Vorräte  für  den  Zuschuß  an  barem  Gelde  weggegeben;  also 
vermehrt  die  neue  Barschaft  nicht,  sondern  vermindert  den  Produktenertrag 
des  Landes.«  (91) 

Daß  Prince-Smith  hierbei  die  unbewiesene  These  unterstellt,  das  Land 
habe  schon  bisher  alle  seine  Arbeitskräfte,  seine  technische  Intelligenz,  die 
Fruchtbarkeit  des  Bodens  voll  ausgenützt,  so  daß  neu  hinzuströmende  bare 
Kapitalien  nicht  mehr  produktiv  angelegt  werden  könnten,  entgeht  ihm  offen- 
bar völlig.  Und  die  einzige  weitere  Folge  der  »vermehrten  Barschaft«  ist  ihm 
diese,  daß  im  Verhältnis  zu  der  Geldvermehrung  der  Wert  des  Geldes  sinken 
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und  die  Preise  der  Waren  entsprechend  steigen  müßten, \ wodurch  wiederum 
auch  der  Absatz  nach  England  erschwert  und  somit  dieser  eingebildete  mer- 
kantilistische  Vorteil  illusorisch  gemacht  würde.  Auf  diese  Art  beweist  er 
weiter,  daß  die  bald  nötig  werdende  weitere  Erhöhung  der  Zollvereinszölle 
schließlich  eine  Schraube  ohne  Ende  würde,  bis  zuletzt  England  infolge  der 
immer  weiter  gestiegenen  Preise  überhaupt  nichts  mehr  aus  dem  Zollvereins- 
gebiet beziehen  könnte.  Diese  Entwicklung  würde  aber  nicht  nur  den  allmäh- 
lichen Bankrott  der  Produzenten  zur  Folge  haben  ^  sondern  auch  den  Regie- 
rungen der  Zollvereinsstaaten  große  finanzielle  Verlegenheiten  bereiten  müssen, 
deren  Einnahmen  nominell  dieselbe  Höhe  haben,  deren  Ausgaben  aber  bei 
der  rapiden  Entwertung  des  Geldes  sich  rasch  vergrößern  würden. 

Was  sollte  also,  nach  Prince-Smith,  geschehen?  Zunächst  schlägt  er  vor, 
den  Zoll  auf  Eisen  abzuschaffen.  »Eisen  ist  für  die  emporstrebende  Industrie 
Deutschlands  ein  so  dringendes  Lebensmittel,  wie  für  die  entwickelte  Industrie 
Englands  das  Getreide.«  (92)  Das  ist  der  einzige  praktische  Vorschlag,  den 
er  macht,  aber  natürlich  will  er  auch  die  übrigen  Zölle  auf  englische  Waren 
abgeschafft  wissen,  denn  er  meint,  bewiesen  zu  haben,  »daß  andere  Staaten 
ihre  Handelspolitik  unm.öglich  in  einer  der  englischen  entgegengesetzten  Rich- 
tung durchführen  können;  denn  England  ist  einmal  der  Hauptkörper  des  er- 
werblichen Umlaufsystems.«  (93)  W^ill  nun  Deutschland  nicht  in  seiner  kultu- 
rellen Entwicklung  huiter  England  zurückbleiben,  so  wird  es  ihm  auf  dem  in 
der  Handelspolitik  eingeschlagenen  Wege  folgen  müssen.  Ebenso  wie  Deutsch- 
land Zölle,  Spinnereien,  Flotten  und  Kolonien  begehrte,  weil  England  sie  hatte, 
wird  es  auch  die  Handelsfreiheit  wollen,  wenn  England  sie  hat.  Ist  das  Zoll- 
system, das  Prince-Smith  bezeichnenderweise  ständig  »Teuerungssystem«  nennt, 
theoretisch  immer  unsinnig  gewesen,  so  ist  es  nun,  nachdem  es  von  England 
fallen  gelassen  wurde,  praktisch  völlig  unhaltbar  geworden.  Das  macht  es  für 
Prince-Smith  wahrscheinlich,  »daß  die  Befreiung  des  englischen  Plandels  einen 
freien  Welthandel  schleunig  zur  Folge  haben  muß.«  (94) 

Die  Folgen  des  freien  Welthandels  stellen  sich  Prince-Smith  nur  als  die 
»großartigsten  urid  segensreichsten«  dar.  Alle  Produktionsmittel  werden  jetzt 
nicht  mehr  nach  Staatsgrenzen  und  Staatsgesetzen,  sondern  allein  nach  dem 
Gesetz  der  freien  Konkurrenz  verwendet  werden.  Jeder  erzeugt  nur  dasjenige, 
was  er  bei  einem  gegebenen  Aufwand  an  Mitteln  in  reichlichster  Menge  am 
billigsten  erzeugen  kann.  Unter  der  Handelsfreiheit  findet  also  die  überhaupt 
größtmögliche  Produktion  von  Befriedig"ungsmitteln  statt,  so  daß  die  allgemeine 
Lebenslage  der  Menschen  sich  dauernd  heben  kann.  Not  gibt  es,  wenn  man 
Prince-Smith  glauben  will,  überhaupt  nicht  mehr.  Denn  »die  Brotlosigkeit  der 
Arbeitsfähigen  ist  an  sich  ein  Rätsel.«  (95)  Bei  freiem  Verkehr  scheint  es  ihm 
kaum  begreiflich,  daß  eine  große  Zahl  von  Menschen,  die  zur  Arbeit  fähig 
sind,  verdammt  sein  sollten,  ihre  Kräfte  in  Untätigkeit  zu  lassen.  Die  Er- 
klärung der  sozialen  Nöte  durch  Überproduktion  oder  Übervölkerung  entlockt 
ihm  nicht  mehr  als  ein  Lächeln.  Wie?  Übervölkerung  würde  ja  bedeuten, 
daß  zu  viel  Menschen  im  Verhältnis  zu  den  vorhandenen  Befriedigungsmitteln 
da  sind,  und  Überproduktion,  daß  zu  viel  Befriedigungsmittel  im  Verhältnis  zu 
den  vorhandenen  Menschen  da  sind.  »Die  Arbeitslosigkeit  durch  Übervöl- 
kerung erklären,  heißt  soviel,  als:  »ein  Teil  der  Arbeiter  wird  überflüssig,  weil 
die  angewandte  Arbeitskraft  nicht  ausreicht,  um  für  alle  Menschen  Befriedi- 
gungsmittel zu  schaffen.«     Die    Not    des   Volkes    durch    ÜberproduMon  er- 
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klären,  heißt  soviel  als:  »die  Arbeitenden  entbehren  der  Befriedigungsmittel, 
weil  ihre  Arbeit  zu  viele  Befriedigungsmittel  hervorbringt.«  Und  triumphierend 
fügt  Prince- Smith  hinzu:  »So  sind  die  Theorien  gewisser  praktischer  Männer 
beschaffen!«  (96) 

Die  Stellung  Prince-Smiths  zur  sozialen  Frage,  die  ja  erst  später  eigent- 
lich akut  geworden  ist,  wird  in  einem  besonderen  Kapitel  dieser  Schrift  be- 
handelt, und  es  kann  daher  von  den  weiteren  Ausführungen,  die  sich  in  der 
»Englischen  Tarifreform«  dazu  finden,  hier  abgesehen  werden.  -—  Mit  den 
mannigfaltigen  und  tiefgreifenden  sozialen  und  kulturellen  Veränderungen,  die 
Prince-Smith  als  Folgen  der  Einführung  der  Handelsfreiheit  vorhersieht,  müssen 
naturgemäß  auch  veränderte  politische  Formen  Hand  in  Hand  gehen.  Wie 
in  England  selbst  das  Hauptmoment  der  Tarifreform,  die  Freigebung  der  Getreide- 
einfuhr, nur  das  Ergebnis  einer  bedeutsamen  politischen  Veränderung  war,  — 
»des  Übergangs  vom  ständischen  zum  nationalen  Regierungsprinzip«  —  so 
dürfte  die  ganze  Tarifreform  nicht  verfehlen,  eine  wahrhaft  volkstümliche  Re- 
gierung, eine  wirkliche  Volksvertretung  in  England  herbeizuführen.  Ein  solcher 
Fortschritt  des  Staatswesens  in  England  muß  auch  einen  gewaltigen  Einfluß 
auf  die  politische  Entwicklung  der  anderen  zivilisierten  europäischen  Nationen 
ausüben.  Als  das  Ziel  dieser  Entwicklung  erscheint  Prince-Smith  die  konse- 
quent entwickelte  repräsentative  Monarchie. 

Wir  haben  aus  Prince-Smiths  Schrift  über  die  »Englische  Tarifreform« 
die  nach  der  Meinung  Otto  Wolffs  »eine  Art  Evangelium  des  Freihandels«  (98) 
darstellt,  den  wesentlichen  Gedankengang  hier  skizziert,  um  anzudeuten,  in 
welchem  Maße  bei  Prince-Smith  der  Freihandel  mit  der  gesamten  Weltkultur 
verknüpft  ist.  Daraus  wird  später  begreiflich  werden,  daß  der  Freihandel  hier 
weit  mehr  als  etwa  nur  ein  wirtschaftspolitisches  Prinzip  ist.  Die  Fehler,  die 
Prince-Smith  in  Voraussetzungen  und  Folgerungen  macht,  die  Täuschungen, 
denen  er  sich  über  die  Tragweite  der  nach  seiner  Meinung  zu  ergreifenden 
Maßnahmen  hingibt,  ändern  nichts  an  der  systematischen  Geschlossenheit  des 
Weltbildes,  das  er  als  eine  notwendige  Konsequenz  des  allgemeinen  Freihan- 
dels unter  den  Nationen  der  Erde  entwirft.  Und  eine  klare  Erkenntnis,  die 
zu  jener  Zeit  sich  durchaus  nicht  einer  so  unangefochtenen  Geltung  erfreute 
wie  heutzutage,  müssen  wir  unbedingt  Prince-Smith  als  Verdienst  anrechnen, 
auch  wenn  wir  ihm  in  der  Ausschließlichkeit  seiner  Konsequenzen  nicht  folgen 
können:  daß  er  nämlich  nicht,  wie  es  damals  noch  gang  und  gäbe  war,  die 
wirtschaftlichen  Zustände  als  ein  von  den  jeweiligen  politischen  Machthabern  ab- 
hängiges Etwas  ansah,  das  man  der  Gunst  der  Regierenden  anempfehlen  müsse, 
wie  das  die  Methode  der  alten  herrschenden  Stände  war.  Er  war  auch  nicht 
der  Meinung  der  damaligen  Liberalen  und  Demokraten,  die  für  neue  ihnen 
erwünschte  wirtschaftliche  Verhältnisse  auf  politischem  Wege  sich  erst  eine  neue 
Regierung  erobern  wollten.  Vielmehr  erkannte  Prince-Smith,  daß  die  ökono- 
mischen Verhältnisse  das  eigentlich  treibende  Moment  seien  und  —  gleichviel, 
ob  er  darin  zu  weit  ging  oder  nicht  —  daß  keine  politische  Neugestaltung 
und  kein  kultureller  Fortschritt  ohne  eine  vorangegangene  Änderung  dieser 
ökonomischen  Verhältnisse  erwartet  werden  könnte.  Deshalb  paktierte  er  später 
lieber  mit  der  preußischen  Regierung,  die  ihn  eben  erst  gemaßregelt  hatte,  um 
sie  zu  einem  freihändlerischen  Vorstehen  zu  beweoen,  als  daß  er  sich  von  den 
ihm  persönlich  und  politisch  jedenfalls  näher  stehenden  Liberalen  hätte  für 
deren  radikale  politische  Forderungen  gewinnen  lassen.    Er  zeigte  sich  in  dieser 
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Hinsicht  als  ein  so  praktischer  und  zielbewußter  Politiker,  wie  man  es  nach 
der  fast  naiv  zu  nennenden  Konsequenz  mancher  seiner  volkswirtschaftlichen 
Deduktionen  gar  nicht  erwarten  sollte. 

Es  ist  nicht  verwunderlich,  daß  er  in  einer  politisch  so  aufgeregten  Zeit 
für  seine  Anschauungen  wenig  Verständnis  fand  und  weder  als  Kandidat  für 
die  erste  preußische  Kammer  in  Westpreußen  und  in  Berlin  Erfolg  hatte,  noch 
mit  seiner  an  die  deutsche  Nationalversammlung  in  Frankfurt  a.  M.  gerichteten 
»Petition  um  Schutz  gegen  Beschränkung  des  Verkehrs«  (gg)  irgendwelchen 
Eindruck  machte.  Prince-Smith  hoffte  zwar,  »sie  zu  einer  Monsterpetition  zu 
machen,  wenn  alle,  die  ein  Interesse  daran  hätten,  für  die  Sammlung  von 
Unterschriften  wirken  wollten.«  (loo)  Aber,  obwohl  diese  Petition  zu  den  prä- 
zisesten und  klarsten  Schriften  des  Verfassers  gehört,  und  trotz  alles  Optimis- 
mus immer  noch  an  Realpolitik  die  andern  volksbeglückenden  Pläne  des  tollen 
Jahres  übertrifft,  so  wurde  sie  doch  fast  nirgends  beachtet.  Gleichwohl  werden 
wir  sie  an  dieser  Stelle  einer  ausführlichen  Besprechung  würdigen,  weil  sie  auf 
wenigen  Seiten  alle  Hauptgedanken  Prince- Smiths  über  den  Freihandel  und 
die  ihm  entgegenstehende  Theorie  zusammenfaßt. 

Nachdem  er  die  Versammlung  als  Vertreter  der  Gesamtnation  begrüßt 
hat,  die  berufen  seien,  fortan  das  Allgemeininteresse  zur  Geltung  zu  bringen, 
charakterisiert  er  den  bestehenden  Zustand  als  »das  System  des  bewaffneten 
Friedens«,  das  ein  chronisch  gewordenes  Kriegsübel  unter  Polizeistaaten  bilde. 
Gegenseitige  Bedrohung  der  Staaten,  Unterhaltung  großer  stehender  Heere, 
übermächtig  gewordene  Regierungsgewalt,  ungeheure  Steuerlasten,  Massenver- 
armung und  Gefährdung  der  sozialen  Ordnung  sind  die  Grundzüge  des  ge- 
nannten Systems.  Und  dessen  Ursachen  sieht  Prince-Smith  darin,  daß  das 
Bestreben  der  Staatsgewalt  nicht  so  sehr  auf  das  allgemeine  Volkswohl,  als 
vielmehr  darauf  gerichtet  gewesen  sei,  einen  hohen  Rang  inmitten  der  euro- 
päischen Größen  zu  gewinnen,  daß,  mit  einem  Wort,  die  Staatsgewalt 
Selbstzweck  geworden  sei.  Dieses  System  konnte  nur  gehalten  werden  durch 
die  falsche  Vorspiegelung,  die  verschiedenen  Völker  hätten  verschiedene 
einander  entgegenstehende  Interessen.  In  Wahrheit  aber  sind  die 
Interessen  aller  Völker  identisch.  Denn  jedes  zivilisierte  Volk  hat  das 
gleiche  Interesse  daran,  »im  Innern  frei,  nach  außen  unabhängig,  seine  Kräfte 
der  Besserung  seiner  sozialen  Lage  zu  widmen«;  und  kein  Volk  hat  »ein  Inter- 
esse an  der  gewaltsamen  Beraubung  eines  anderen  Volkes«.  Obwohl  nun 
die  Eroberungssucht  der  Herrschenden  in  dem  erwachenden  Rechtsgefühl  der 
Völker  ihre  Schranken  gefunden  hat,  ist  nach  der  Meinung  Prince-Smiths  eine 
Quelle  der  gegenseitigen  Feindseligkeit  geblieben,  »der  Wahn,  daß  durch 
Hemmung  des  internationalen  Verkehrs  der  Erwerb  einem  Volke 
zu  sichern  sei.«  Diesem  Wahn,  für  den  nur  das  Sonderinteresse  Weniger 
kämpft,  widerstrebt  aber  »das  Staats-  und  volkswirtschaftliche  Natur- 
gesetz«, das  dahin  geht,  »unter  den  Nationen  dieselbe  Arbeitsteilung 
durchzuführen,  deren  Ausbildung  im  Innern  des  Staates  als  die 
Quelle  aller  Wohlfahrt  anerkannt  ist.«  Hierin  hat  Prince-Smith  eigentlich 
den  Grundgedanken  der  Freihandelslehre  ausgedrückt.  Er  geht  nun  dazu  über, 
die  Forderungen  der  »Theorie  der  Handelsbeschränkung«  einzeln  anzuführen, 
und  ihnen  die  freihändlerischen  Argumente  entgegenzustellen. 

Jeder  Staat  soll  eine  abgeschlossene  Erwerbsgemeinde  bilden  •—  sagt 
jene  Theorie. 
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Die  Entwicklung  der  Staatsgebiete  hat  nichts  zu  tun  mit  der  Verteilung 
der  Produktionsgeschäfte;  beide  gehen  von  ganz  verschiedenen  oder  einander 
direkt  entgegenstehenden  Standpunkten  aus;  es  ist  eine  unvernünftige  Annahme, 
daß  der  politischen  Grenze  auch  überall  eine  Handelsgrcnze  zu  entsprechen 
habe,  —  erwidert  Prince-Smith. 

Bei  freiem  Verkehr  wird  das  Ausland  für  seine  abgesetzten  Waren  nicht 
wieder  Arbeitsprodukte,  sondern  nur  Geld  nehmen  und  dieses  aus  dem  Lande 
wegführen  — 

die  Verminderung  der  Barschaft  eines  Landes  wird  aber  wohlfeilere  Preise 
herstellen,  die  wieder  von  der  Einfuhr  abschrecken  und  zur  Ausfuhr  ermuntern 
werden.  Gerade  die  freie  Geldbewegung  wird  Ein-  und  Ausfuhr  von  Waren 
überall  ins  Gleichgewicht  setzen. 

Der  Verkehr  darf  nur  dann  freigegeben  werden,  wenn  alle  Nationen  dies 
tun,  weil  sonst  zu  viele  Waren  eingeführt  und  zu  v/enig  ausgeführt  werden  — 

diese  Annahme  zielt  ebenfalls  auf  die  beim  vorigen  Punkt  bereits  zu- 
rückgewiesene »Vorspiegelung  einer  anhaltend  sogenannten  ungünstigen  Han- 
delsbilanz.« 

Die  inländischen  Gewerbe  müßten  aus  Mangel  an  Kapital  der  fremden 
Konkurrenz  erliegen;  hingegen  soll  »wegen  Unzulänglichkeit  der  Beschäftigung 
künstliche  Ausdehnung  von  Gewerben«  stattfinden  —  - 

das  hieße,  »daß  zu  wenig  Kapital  für  unsere  Industrie,  und  zu  wenig 
Industrie  für  unser  Kapital  vorhanden  sei!« 

Durch  »erzwungenes  inländisches  Fabrizieren  dessen,  was  man  vorteil- 
hafter vom  Auslande  eintauschen  kann«,  soll  für  die  inländische  Produktion 
die  Beschäftigung  vermehrt  werden  — 

Produktion  kann  aber  nur  vermehrt  werden  durch  Vermehrung  der  Be- 
triebsmittel. Die  Eingangszölle  vermehren  diese  aber  nicht,  sondern  geben  der 
Produldion  eine  willkürliche  Richtung,  bewirken  also  keine  vermehrte,  vielmehr 
nur  eine  veränderte  Beschäftigung.  Außerdem  verteuern  sie  die  Verbrauchs- 
mittel und  erschweren  den  Konsumenten  das  Ansammeln  neuer  Kapitalien, 
erschweren  somit  das  Fortschreiten  der  Beschäftigung  für  eine  zunehmende 
Bevölkerung,  wodurch  sie  hauptsächlich  zu  einer  Quelle  der  Massenverarmung 
werden. 

Ganz   deutlich  wird  der  reine   Konsumentenstandpunkt  in   der  letzten 
Gegenüberstellung  von  Argumenten,  die  wörtlich  wiedergegeben  sei. 
»Die  Theorie  der  Handelsbeschränkung  fordert, 

daß   der  Staat  seine  Bürger  hindere,   von   einem  Ausländer  zu 
kaufen,  der  das  meiste  an  Ware  fürs  Geld  bietet,  damit  gewisse  In- 
länder für  gleichviel  Geld  weniger  Ware  zu  verabfolgen  nötig  haben. 
Hierbei  handelt  es  sich  augenscheinlich  um  einen  Widerstreit  der  Inter- 
essen, nicht  etwa  zwischen  inländischen  und  ausländischen  Produzenten,  sondern 
zwischen  dem  ganzen  verzehrenden  Volke  und  den  wenigen  Produzenten  im 
Lande,  welche,  unter  einem  Mißbrauch  der  Tarifeinrichtungen,  sich  auf  uner- 
giebige, eigentlich  fremdländische  Gewerbe  eingelassen  haben.« 

Darauf  setzt  Prince-Smith  mit  einer  Verurteilung  des  Schutzzollsystems 
ein ,  die  an  Schärfe  und  Einseitigkeit,  allerdings  auch  an  innerer  Konsequenz, 
später  kaum  je  übertroffen  worden  ist. 
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Das  System  der  Handelsbeschränkung  vermehrt  also  nicht,  wie  es  vorgibt, 
die  Arbeit,  sondern  es  bewirkt  eine  Verminderung  der  Befriedigungsmittel.  Aus 
dieser  Annahme  folgert  der  Autor:  »Abgesehen  von  seiner  Staats-  und 
volkswirtschaftlichen  Unhaltbarkeit  ist  das  System  der  Handels- 
beschränkung moralisch  verwerflich.«  Gründe:  »Die  Handelsbeschrän- 
kung beruht  auf  dem  Triebe,  einen  verhältnismäßigen  Mangel  gewisser  Dinge 
zu  bewirken,  um  daraus  höhere  Preise  für  dieselben  zu  erpressen.  Dieser 
durchaus  unsittliche  Trieb,  den  eigenen  Vorteil  auf  des  Nächsten  Nachteil 
aufzubauen,  entspringt  am  häufigsten  aus  feigem  Mißtrauen  in  die  eigene 
Produktionskraft.«  Statt  die  natürlichen  Produktionsquellen  eines  Landes 
zu  entfalten  und  wirkliche  nationale  Vorzüge  auf  dem  dazu  geeigneten  Felde 
zu  behaupten,  schiebt  man  eine  allgemeine  Hilfsbedürftigkeit  vor  und  will  da- 
durch »für  einige  nicht  nationalisierte  Gewerbsversuche  eine  Zubuße  aus  der 
Volkstasche  erringen«.  Man  hat  kein  »Gefühl  für  die  eigene  Erniedrigung« 
und  begreift  nicht  den  Widersinn  des  Gedankens,  daß  »die  nationale 
Industrie  die  Quelle  aller  Ernährung,  durch  ein  Almosensystem  gespeist 
werden  müsse!« 

Die  zweite  These  Prince  -  Smiths  über  das  von  ihm  bekämpfte  System 
lautet:  »Abgesehen  von  seiner  moralischen  Verwerflichkeit  ist  das 
System  der  Handelsbeschränkung  gefährlich  für  die  soziale  Ord- 
nung.« Hier  dient  als  Grund  der  drohende  Sozialismus,  der  mit  dem  Schutz- 
zollsystem innig  verbunden  sei.  »Friedrich  List  will  Garantie  der  Preise,  Louis 
Blanc  Garantie  des  Lohnes.  Jener  will  das  Almosen  durch  die  Fabrikunter- 
nehmer, dieser  durch  die  Arbeiter  erhoben  wissen.  Beide  sind  auf  demselben 
Wege.  Der  Staat,  welcher  dem  System  der  Handelsbeschränkung 
Vorschub  leistet,  wird  das  Fortschreiten  sozialistischer  Projekte 
nicht  aufhalten  können.« 

Das  ist  vielleicht  die  tiefste  Einsicht,  die  Prince -Smith  seinem  Gegen- 
stande abgewann,  die  ihm  freilich  nur  von  heftiger  Gegnerschaft  gegen  den 
Sozialismus  wie  gegen  alle  sozialen  Reformprojekte  eingegeben  wurde,  und  die 
ihn  deshalb  auch  Gefahren  sehen  ließ,  wo  andere  den  Weg  zum  Heil  er- 
blicken, —  eine  Einsicht,  zu  der  aber  schließlich  doch  keiner  seiner  damaligen 
Gemer  oekommen  ist. 

Die  dritte  These  Prince-Smiths,  die  2,erade  in  unseren  Tao-en  wieder 
besondere  Aktualität  erhalten  zu  sollen  scheint,  (102)  erklärt:  »Abgesehen 
von  seiner  Gefährlichkeit  für  die  soziale  Ordnung  ist  das  System 
der  Handelsbeschränkung  politisch  verderblich.«  Das  soll  nach 
Prince-Smith  daraus  folgen,  daß  die  Zölle  bestimmten  Sonderinteressen  dienen 
und  die  Vertreter  dieser  Interessen,  durch  den  Staatsschutz  mächtig  geworden, 
dann  den  Staat  beherrschen,  wobei  es  gleichgültig  bleibt,  unter  welcher  politischen 
Form  das  oeschieht.  »Bisher  wurden  alle  Staatsformen  dem  Sonder- 
interesse  dienstbar  gemacht;  —  ja  oft  geschah  dies  um  so  rücksichtsloser, 
je  freier  sich  die  Staatsform  nannte.  Das  absolute  Preußen  opferte,  in  der 
Aufhebung  der  Zunft-  und  Dominialrcchte,  das  Sonderinteresse  dem  Gemein- 
wohl, zu  einer  Zeit,  da  das  konstitutionelle  England  durch  seine  Ge- 
treidesperre selbst  das  Brot  der  Armen  zum  Monopole  für  die  Reichen 
machte.« 

Am  Schluß  der  Petition  appelliert  er  an  die  Versammlung,  sie  solle  die 
ungehemmte  Freiheit  des  Verkehrs  nach  außen  wie  im  Innern  als  Grund- 
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bedingung  ihrer  Aufgabe  erkennen»,  und  stellt  die  These  auf:  »Der  völlig 
freie  Verkehr  ist  für  das  soziale  Leben  das  einzig  wahre  organi- 
sierende Prinzip.« 

Je  weiter  dieser  Grundsatz  im  Jahre  1848  noch  von  der  Anerkennung 
durch  die  praktische  Politik  entfernt  war,  desto  größerer  Beliebtheit  erfreute 
er  sich  in  der  zeitgenössischen  populären  Literatur.  Die  wesentlichen  Ge- 
danken, die  Prince-Smith  zeit  seines  Lebens  mit  zäher  Unermüdlichkeit  vertrat, 
haben  wir  soeben  kennen  gelernt.  Gelegentlich  der  Darstellung  seines  Lebens- 
ganges haben  wir  auch  gezeigt,  wie  er  bemüht  war,  überall  in  Deutschland, 
wo  irgend  Erfolg  zu  erhoffen  war,  neue  Anhänger  für  seine  Idee  zu  gewinnen. 
Wie  sehr  es  für  Deutschland  eigentlich  seine  Lehre  war,  kann  man  schon 
daraus  ersehen,  daß  er  zwei  Jahrzehnte  lang  der  einzige  Vertreter  dieser  Lehre 
blieb,  und  daß  es  seine  Argumente  sind,  und  seine  Schlagworte,  die  uns  in 
den  zahlreichen  Broschüren  und  Flugschriften  besonders  vom  Ende  der  vierziger 
und  Anfang  der  fünfziger  Jahre  entgegentreten.  Im  Jahre  1847  war  es 
Prince-Smith,  wie  wir  sahen,  nach  langen  Mühen  gelungen,  den  ersten  deutschen 
Freihandelsverein  in  Berlin  zu  begründen.  Damit  war  die  Zentrale  geschaffen, 
von  der  aus  nicht  nur  bald  die  weiteren  Vereine  entstanden,  sondern  die  vor 
allem  durch  ihre  öffentlichen  Verhandlungen,  in  der  Presse,  in  Agitations- 
schriften die  freihändlerischen  Ideen  ins  Land  hinausgehen  ließ,  wo  sie  langsam 
Wurzel  faßten  und,  wie  oben  erwähnt,  der  späteren  preußischen  Zollvereins- 
politik die  günstige  Aufnahme  und  die  Unterstützung  des  Landes  vor- 
bereiteten. 

Aus  den  zahllosen  kleinen  Schriften,  die  jene  Agitation  mittelbar  oder 
unmittelbar  zeitigte,  wollen  wir  einige  wenige  herausgreifen,  um  die  Überein- 
stimmung aufzuzeigen,  die  sie  sämtlich  mit  den  Ideen  des  Herrn  und  Meisters 
dieser  Agitation  verbindet. 

»Revolution!  Wodurch  ist  sie  denn  in  Deutschland  herbeigeführt? 
Durch  nichts  anderes  als  durch  das  verletzte  Recht  vieler,  vermöge  der 
Willkür  einzelner.  Diese,  indem  sie  die  Macht  in  Händen  hatten,  bevorzugten 
sich  und  die  ihnen  nahe  Stehenden  auf  Kosten  der  Gesamtheit.«  So  fragt 
und  antwortet  ein  Stettiner  Ungenannter  (103)  und  erblickt  das  Hauptübel  in 
derjenigen  Institution,  die  den  »friedlichen  Namen«  Schutz  führt.  An  einer 
Reihe  bisweilen  recht  naiver  aus  der  Wirklichkeit  geholter  oder  fingierter  Bei- 
spiele läßt  er  den  Leser  sehen,  »wie  verderblich  die  Schutzzölle  wirken,  wie 
lächerlich  sie  sind,  und  wie  segensreich  solche  Fabrikindustrie  wirkt,  welche 
keines  Schutzes  bedarf,  als  des  der  natürlichen  Vorzüge  des  Landes,  welches 
dazu  die  Stoffe  ursprünglich  billiger  und  besser  liefert  als  andere  Länder. 
Man  sieht  aber  auch,  wie  solche  natürliche  wahrhaft  segensreiche  Industrie 
durch  eine  daneben  durch  Künstelei  hervorgerufene  vernichtet  wird.«  .  .  . 
»Und  wie  verderblich  wirken  die  Schutzzölle  auf  die  Moralität  der  Grenz- 
bewohner; sie  rufen  den  Schmuggel  hervor,  und  des  Schmugglers  Wahlspruch 
ist  Lug,  Trug  und  Mord.  Keine  Steuer  sollte  höher  sein  als  so,  daß  sich  die 
mit  dem  Geschäft  des  Schmuggels  verbundene  Mühe  und  Gefahr  nicht  mehr 
bezahlt  machte.«  Der  Schmuggel  also  als  der  Vater  der  freihändlerischen 
Handelspolitik,  und  die  Gefährdung  der  Moral  der  Grenzbewohner  als  Schreck- 
gespenst gegen  die  bösen  Schutzzöllner  —  das  Argument  wäre  lächerlich,  wenn 
es  sich  nicht  so  unendlich  oft,  und  hie  und  da  als  ausschlaggebend,  wieder- 
holte.   Zum  Schluß  rät  der  Verfasser  dem  »Bürger  und  Landmann«,  an  den 


74 


IV.  Kapitel 


er  sich  wendet,  er  solle  sich  gegenüber  den  Trugschlüssen  und  Schlagwörtern 
der  Schutzzöllner  immer  die  Frage  vorlegen:  »Ist  es  nicht  besser,  billiger  als 
teurer  zu  leben?  Ist's  nicht  am  besten,  da  zu  kaufen,  wo  es  am  billigsten, 
und  da  zu  verkaufen,  wo  es  am  teuersten  ist?« 

»Schutzzölle  sind  der  ewige  Krieg  in  milderer  Form«,  definiert  G.  G.  Kopisch. 
(104)  »Der  freie  Handel  ist  das  natürliche  Verhältnis,  ....  er  ist  das 
natürliche  Recht  und  der  Schöpfer  und  Erhalter  der  Industrie.«  »Die  Kon- 
kurrenz ist  die  Schöpferin  und  Erhalterin  der  P'abriken,  die  große  Mutter  der 
Erfindungen  und  die  wahre  Gründerin  des  Wohlstandes  der  Völker.  .  .  .« 
»Diesem  vollen  natürlichen  Segen  der  Freiheit  treten  nun  die  Zölle  feindlich 
entgegen,  sie  zerstören  die  Blüte  der  aufkeimenden  Industrie  und  hindern  den 
freien  Verkehr  und  die  friedlichen  Gesinnungen  der  Völker,  sie  verteuern  die 
Waren  und  hemmen  deren  Verbrauch  zum  offenbaren  Nachteil  des  Menschen- 
geschlechts.« »Nicht  länger  darf  der  Frieden  der  Völker  durch  Neid  und 
Mißgunst  gestört  werden,  nicht  länger  das  Land  zugunsten  einiger  wenigen 
mit  so  enormen  Steuern  belegt  werden,  nicht  länger  die  UnvoUkommenheit 
unserer  Industrie  durch  Abhalten  der  ausländischen  Konkurrenz  geschützt, 
nicht  länger  dürfen  ausländische  Maschinen  und  Werkzeuge  unserer  Industrie 
vorenthalten  werden.« 

»Keine  Freiheit  ohne  Wahrheit  und  Gerechtigkeit«,  betitelt  C.  W.  Asher, 
einer  der  späteren  Hauptagitatoren  der  Freihandelspartei,  einen  Vortrag,  (105) 
in  dem  er  sich  besonders  an  die  schutzzöllnerisch  gesinnten  Arbeiter  und 
Fabrikanten  wendet.  Diesen  will  er  beweisen,  daß  ihre  sozialistischen  oder 
liberalen  Freiheitsbegriffe  leere  Worte  seien,  wenn  sie  nicht  auch  auf  den 
Handel  angewendet  würden.  »In  der  bürgerlichen  Freiheit  ist  weder  Wahrheit 
noch  Gerechtigkeit,  wenn  nicht  allen  Hantierungen  mit  gleichem  Maße  ge- 
messen wird;  v/ie  können  sie  da  sein,  wo  man  Handel  und  Gewerbe  von  der 
Freiheit  teils  ausgeschlossen  hat,  teils  ausschließen  will?«  Und  von  allen  Un- 
begieiflichkeiten  als  die  unbegreiflichste  erscheint  es  ihm,  wie  man  die  Freiheit 
des  Handels  im  Prinzip  für  gut  und  richtig  halten  könne  und  sie  doch  nicht 
bald  und  uneingeschränkt  zur  Anwendung  bringen  wolle.  Dem  echten  Doktri- 
när sind  Prinzip  und  Praxis  natürlich  identisch.  Und  die  ganze  Undurchführ- 
barkeit  der  Freihandelslehre  liegt  ihm  in  der  mangelnden  Opferwilligkeit  ein- 
zelner bevorzugter  Industrieller  begründet,  die  er  um  so  härter  verurteilt,  da 
es  sich  doch  überhaupt  nur  um  das  Aufgeben  einiger  ungerechten  Privilegien 
handle,  die  sich  unter  dem  Schlagwort  der  »nationalen  Arbeit«  versteckten. 
»Fast  sollte  man  glauben,  es  bedeute  die  Arbeit,  die  auf  Kosten  der  Nation 
beschafft  wird,  denn  diejenige,  für  welche  der  Schöpfer  selbst  die  Elemente 
in  die  Nation  gelegt  hat,  wie  sollte  die  noch  eines  Schutzes  durch  Zolltarife 
und  Zolljäger  bedürfen?«  »Im  Staate  soll  einem  jeden  seine  iVrbeit,  und  einer 
jeden  Arbeit  ihr  Lohn  gesichert  sein,  ....  indem  der  Staat  alles  beseitigt, 
was  die  eine  Arbeit  auf  Kosten  der  anderen  begünstigt.  Nur  so  kann  unserer 
bürgerlichen  Gesellschaft  eine  auf  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  begründete 
Freiheit  bereitet  werden.« 

»Ist  von  Schutzzöllen  oder  von  freiem  Verkehr  die  Verbesserung  der 
Arbeiterzustände  zu  erwarten?«  so  fragt  ein  Anonymus  im  Titel  einer 
Broschüre,  (106)  in  der  indessen  von  Arbeiterzuständen  wenig  die  Rede  ist. 
Dagegen  wird  dem  freien  Verkehr,  dem  billigen  Einkauf  und  dem  großen 
Verdienst  das  uns  nun  schon  bekannte  Loblied  gesungen,  und  erst  gegen  das 


»Das  Prinzip  der  Handelsfreiheit  und  dessen  heilsame  Folgen  für  jedermann«  y- 

Ende  hin  wird  »eines  der  Hauptargumente  der  Schutzzöilner«  berührt,  daß 
nämlich  »dem  Auslande  jährlich  15  Millioneti  Taler  Arbeitslohn  bezahlt«  würden. 
Darauf  wird  erwidert:  »Bei  jedem  Gegenstande,  wofür  wir  dem  Auslande 
tributär,  bezahlen  wir  Arbeit,  und  dies  kommt  uns  wieder  zu  gut  bei  dem,  was 
wir  ausführen.  An  welchem  Artikel  dieselbe  mehr  oder  minder  klebt,  ist  gleich- 
gültig, wenn  wir  nur  Arbeit  in  produktiven  Industriezweigen  zur  Geltung 
bringen.« 

»Schutzzoll  oder  Freihandel?  Zunft  oder  Gewerbefreiheit?«  ist  der  Titel 
einer  Schrift  von  David  Born.  (107)  Das  Schutzzollsystem  wird  dort  eine 
»Eselsbrücke«  genannt,  weil  es  den  Fabrikanten  Gelegenheit  gebe,  immer  bei 
ihrer  alten  Fabrikationsweise  zu  bleiben,  und  sie  infolgedessen  keine  Konkurrenz 
mit  dem  Auslande  zu  fürchten  brauchten.  In  ganzen  würden  durch  die 
Schutzzölle  die  ärmeren  Klassen  mehr  besteuert,  als  die  reichen  und  wohl- 
habenden. Diese  falsche  Besteuerung  finde  auch  bei  den  Finanzzöllen  statt, 
die  also  nicht  viel  weniger  ungerecht  seien,  als  die  Schutzzölle. 

Im  Jahre  1850  setzte  der  Hamburger  Verein  für  Handelsfreiheit  drei 
Preise  für  die  drei  besten  populären  Abhandlungen  über  »das  Prinzip  der 
Handelsfreiheit  und  dessen  heilsame  Folgen  für  jedermann«  aus.  Die  mit  dem 
ersten  Preise  gekrönte  Schrift (108)  von  Wilhelm  Schmidlin  (aus  Basel)  geht 
alle  die  verschiedenen  Argumente  für  das  Schutzzollsystem  der  Reihe  nach 
durch  und  kommt  natürlich  zu  ihrer  Verwerfung  auf  Grund  der  bekannten 
freihändlerischen  Gegenargumente.  Von  der  Handelsbilanz  sagt  der  Autor, 
ihr  Grundfehler  liege  in  der  irrigen  Auffassung  der  Begriffe  von  Geld  und 
Reichtum.  Gerade  durch  ihre  Überschätzung  des  Geldes  vermindere  die 
Handelsbilanzlehre  den  Wert  des  Geldes.  Die  Geldeinfuhr  müsse  notwendig 
die  Möglichkeit  der  Warenausfuhr  vermindern.  —  Der  Schutz  der  vater- 
ländischen Arbeit  werde  nicht  durch  die  Schutzzölle  bewirkt,  die  eine 
Menge  allgemeiner  Bedürfnisse  und  demgemäß  das  Leben  wie  die  Produktion 
verteuerten,  sondern  im  Gegenteil  durch  den  freien  Handel,  der  mit  »der 
Vermehrung  des  Ankaufs  von  fremden  Erzeugnissen  die  Vermehrung  unserer 
eigenen  Produktion  oder  die  Vermehrung  der  inländischen  Arbeit«  zur  not- 
wendigen Folge  habe.  —  Die  Beweiskraft  des  Arguments  der  »nationalen 
Unabhängigkeit«  habe  schon  durch  die  Aufhebung  der  englischen  Korn- 
zölle einen  starken  Stoß  erlitten,  und  sie  falle  völlig  dahin,  wenn  man  be- 
denke, daß  es  einmal  unmöglich  sei,  daß  ein  Land  alles,  was  es  braucht, 
selbst  hervorbringen  könne,  und  sodann,  daß  die  meisten  nationalen  Streitig- 
keiten eine  Folge  der  gegenseitigen  Zollhindernisse  seien.  —  Das  Schutzzoll- 
system als  Lehrzeit  der  inländischen  Industrie  sei  ebenfalls  zu  ver- 
werfen, weil  dadurch  nur  die  Industrie  auf  Kosten  der  Gesamtheit  in  falsche 
Bahnen  hineingedrängt  werde,  und  eine  solche  »künstliche  Stubenpflanze«  später 
die  »rauhe  aber  stärkende  Luft  der  Freiheit  gar  nie  vertragen«  würde.  —  Die 
Forderung  der  Gegenseitigkeit  bedeute  einen  Schlag  gegen  sich  selbst  und 
laute  übersetzt:  »Weil  wir  nicht  teuer  verkaufen  können,  so  wollen  wir  auch 
nicht  mehr  wohlfeil  einkaufen.«  —  Als  weitere  Nachteile  des  Schutzzollsystems 
führt  Schmidlin  an:  es  bedeutet  eine  ungerechte  Besteuerung  des  Konsumenten, 
während  der  Staat  doch  allen  Bürgern  gleiche  Sorge  und  gleichen  Schutz 
schuldig  ist;  es  stärkt  den  falschen  Glauben,  daß  »der  Staat  durch  Verord- 
nungen und  Verbote  den  Reichtum  schaffen  und  gerecht  verteilen  könne«, 
und   ist  somit  »die   Quelle  von   all   den   Hoffnungen,   Ansprüchen   und  Be- 
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schuldigungen,  welche  die  Ruhe  und  das  Bestehen  des  Staates  und  der  ganzen 
Gesellschaft  umzustürzen  drohen«,  ein  naher  Verwandter  des  Kommunismus, 
mit  dem  es  den  ungerechten  Irrtum  teilt,  daß  es  dem  Staate  erlaubt  sei,  den 
einen  zu  nehmen  und  den  anderen  zu  geben;  es  trägt  die  Hauptschuld  an 
der  öffentlichen  Korruption  des  Schmuggels,  der  in  der  Menge  nie  als  un- 
ehrenhaft gegolten  habe.  Die  Finanzzölle  bezeichnet  Schmidlin,  wenn  sie  hoch 
sind,  ebenfalls  als  eine  ungerechte  Besteuerung,  will  sie  aber  bei  niedrigen 
Ansätzen  als  Staatseinnahmen  gelten  lassen.  Die  Handelsfreiheit  bedeutet 
demgegenüber  »die  Vermehrung  der  Produktion  und  des  Absatzes,  Wohlfeilheit 
und  Verdienst,  Lebensgenuß  und  Wohlsein  für  die  Gesamtheit.«  Noch  von 
größerer  Bedeutung  als  die  materiellen  sind  für  Schmidlin  die  moralischen 
Vorteile  der  Handelsfreiheit:  Gerechtigkeit,  Gleichheit,  Selbständigkeit,  inter- 
nationale Interessengemeinschaft.  »Die  Handelsfreiheit  ist  die  Mutter  des 
allgemeinen  Friedens  und  der  Humanität.« 

Einer  der  beiden  zweiten  Preise  des  genannten  Preisausschreibens  fiel 
auf  eine  Schrift,  die  Prince-Smith  pseudonym  eingereicht  hatte.  (log)  Sie  be- 
handelt das  Thema  nicht  in  der  systematischen  Form,  die  eigentlich  gefordert 
war,  sondern  gibt  den  wesentlichen  Inhalt  in  der  Form  eines  Gespräches,  das 
der  Buchhalter  Adam  Riese  der  Jüngere,  der  sich  im  Traum  als  Handels- 
minister sieht,  mit  verschiedenen  Vertretern  schutzzollbedürftiger  Industrien 
führt,  die  von  Sr.  Exzellenz  die  Befürwortung  einer  Erhöhung  der  bestehenden 
Schutzzölle  durchsetzen  wollen.  Die  Abhandlung  bringt  nichts  Neues,  ist  aber 
eben  durch  ihre  Form  interessant,  weil  diese  sehr  bezeichnend  ist  für  die  Art 
des  volkswirtschaftlichen  Denkens  Prince-Smiths.  Wenn  er  der  Deputation  der 
Spinnereibesitzer  sagt:  »Ihre  ganze  Schutzzollkunst  ist,  verzeihen  Sie  mir  den 
Ausdruck,  ein  System  betrügerischer  Buchführung,  wobei  Sie  auf  Ihr 
Spezial-Konto  ein  Guthaben  bringen,  ohne  bei  dem  General-Konto  das  ent- 
sprechende Soll  einzutragen«  —  so  ist  das  nicht  nur  eine  Rückerinnerung  des 
zum  Handelsminister  gewordenen  Buchhalters  Adam  Riese,  sondern  es  ist  in 
der  Tat  die  Quintessenz  der  Freihandelslehre,  wie  sie  Prince- 
Smith  versteht. 

Die  ganze  Erde  ist  für  Prince-Smith  eine  große  Familie,  jedes  Glied 
dieser  Familie  ist  auf  das  andere  angewiesen,  eines  produziert  für  das  andere, 
und  jedes  konsumiert  einen  Anteil  an  den  Produkten  aller.  Wäre  es  da 
nicht  der  törichteste  Unverstand,  wenn  die  einzelnen  sich  gegeneinander  ab- 
sperren wollten?  Die  Natur  hat  dem  einen  die  Erzeugung  dieser  Waren,  dem 
anderen  die  Herstellung  jener  Befriedigungsmittel  in  die  Hand  gegeben.  Wäre 
es  da  nicht  widernatürlich,  wenn  jeder  unter  Aufopferung  großer  Werte  sich 
bemühen  wollte,  auch  die  Produkte  des  anderen  selbst  zu  erzeugen?  Die 
Kultur  hat  dazu  geführt,  daß  große  Straßen  und  immer  vollkommenere  Ver- 
kehrsmittel räumliche  Entfernungen  spielend  überwinden  helfen,  daß  der  Aus- 
tausch von  Nachrichten  rund  um  die  Erde  sich  rascher  vollzieht  als  vordem 
von  Stadt  zu  Stadt.  Wäre  es  da  nicht  der  ärirste  Rückschritt,  nun  künstliche 
Hindernisse  zwischen  den  Völkern  der  Erde  aufzurichten,  die  diesen  Verkehr 
wieder  verlangsamen,  erschweren  oder  aufheben?  Hieße  das  nicht  Werte,  die 
durch  die  Kulturentwicklung  geschaffen  wurden,  wieder  vernichten?  Dem  leicht 
zu  machenden  Einwand,  daß  die  verschiedenen  Nationen  auch  verschiedene 
Interessen  hätten,  die  zu  Konflikten  führen  könnten  und  oft  geführt  hätten, 
wird  mit  dem  überlegenen  Hinweis  begegnet,  daß  solche  Verschiedenheit  der 
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Interessen  bei  freiem  Verkehr  nicht  möglich  sei.  Diese  absolute  Harmonie 
aller  Interessen  stelle  eben  den  Hauptsegen  der  allgemeinen  Freiheit  und  die 
Grundursache  ihrer  Möglichkeit  und  Notwendigkeit  dar. 

Auf  dieser  Lehre  von  der  Harmonie  aller  Interessen  baut  sich,  wie  wir 
sahen,  die  ganze  Lehre  vom  freien  Handel  auf.  Die  freie  Konkurrenz  muß 
sowohl  in  der  Erwerbstätigkeit  der  menschlichen  Gesellschaft,  wie  in  allen  Be- 
strebungen, deren  Ziele  Ehre,  Macht  und  Ansehen  sind,  herrschen,  denn  in 
ihr  besteht  das  Wesen  des  freien  Handels,  und  die  Gesetze  des  freien  Handels 
sind  »die  Gesetze  der  Natur  und  also  die  Gesetze  Gottes.«  Wenn  eine  Re- 
gierung es  übernimmt,  durch  Schutzzölle  dem  Erwerbsleben  ihrer  Bürger  eine 
bestimmte  Richtung  anzuweisen,  so  mag  das  Ziel,  das  sie  verfolgt,  gut  und 
die  Einsicht,  von  der  sie  ausgeht,  mag  eine  hohe  sein.  Aber  wer  kann  er- 
messen, welches  größere  Ziel  erreicht  worden  wäre,  wenn  »jene  Kräfte  in 
völliger  Freiheit  jener  natürlichen  Bestimmung  gefolgt  wären,  welche  in  den 
Anordnungen  der  Vorsehung  für  den  menschlichen  Fortschritt,  —  in  jenen 
Weltgesetzen,  die  wir  erst  aus  ihren  Ergebnissen  erkennen  können,  —  be- 
gründet ist?« 

Es  handelt  sich  für  die  konsequente  Freihandelslehre  gar  nicht  so  sehr 
darum,  den  Schaden  zu  berechnen,  der  durch  die  Schutzzölle  erwächst,  und 
zu  vergleichen,  ob  ihm  ein  entsprechender  Nutzen  vielleicht  gegenüber  steht. 
Denn  es  entzieht  sich  ja  jeder  Berechnung,  wie  sehr  ein  solches  Eingreifen  in 
den  natürlichen  Gang  der  Dinge  überhaupt  die  ganze  Entwicklung  der  Mensch- 
heit zurückgehalten  hat.  Daher  sind  alle  Argumente,  die  für  die  Freihandels- 
lehre vorgebracht  werden  können,  nur  Nützlichkeitsargumente,  die  dem  Unüber- 
zeugten  ihre  Vorteile  glaubhaft  machen  sollen.  Der  Freihändler  geht  an  den 
Beweis  seiner  Lehre  etwa  so  heran,  wie  ein  Mathematiker  versuchen  würde, 
einem  der  Mathematik  Unkundigen  zu  beweisen,  daß  die  Summe  der  Winkel 
eines  Dreiecks  gleich  zwei  rechten  Winkeln  ist,  indem  er  die  Figur  eines 
Dreiecks  auseinanderschnitte  und  die  Winkel  zusammenlegte.  Sollte  sich  eine 
Ungenauigkeit  ergeben,  so  müßte  sie  in  der  mangelnden  Exaktheit  des  Papier- 
dreiecks liegen.  Ähnlich  beweist  der  Freihändler  sein  Dogma.  Wer  die  Natur- 
gesetze des  menschlichen  Lebens  und  Handeins  nicht  kennt  oder  anerkennt, 
dem  kann  durch  einige  Wahrscheinlichkeitsbeweise  die  Richtigkeit  der  Lehre 
vom  freien  Handel  glaubhaft  gemacht  werden,  wobei  aber  Fehler  oder  Mängel 
der  Beweisführung  stets  in  den  entsprechenden  Mängeln  menschlicher  Ein- 
richtungen ihre  Grundlage  haben,  und  zwar  in  solchen,  die  diesen  Naturgesetzen 
zuwider  gemacht  wurden.  Die  ewig  waltenden  Lebensgesetze  der  Natur  haben 
die  große  Bestimmung,  den  Fortschritt  der  Menschheit  zu  bewirken.  Das  ist 
aber  nur  möglich,  wenn  kein  Mensch  in  seiner  Freiheit  beschränkt  wird.  »Die 
schaffende  Tätigkeit  in  ihrer  Freiheit  beschränken  heißt:  das  Walten  des  gött- 
lichen Schöpfungswerks  hemmen;  sie  der  Freiheit  berauben,  um  sie  zu  bevor- 
munden und  zu  leiten  heißt:  durch  menschliche  Einsicht  die  Vorsehung  ver- 
treten wollen.«  (i  lo) 

Mit  dieser  Hinüberleitung  des  Freihandels  in  die  Metaphysik  haben  wir 
die  Lehre  vom  freien  Handel  dahin  verfolgt,  von  wo  sie  ursprünglich  auch 
den  Ausgangspunkt  nahm.  Sie  ist  in  der  Form,  wie  wir  sie  bei  ihren  radi- 
kalen Vertretern  finden,  nicht  von  dieser  Welt,  und  Freihandel  ist  hier 
eigentlich  kein  wirtschaftspolitisches  Prinzip  mehr,  sondern  ein 
philosophisches  Dogma,  (iii) 
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Diese  dogmatische  Ausbildung  der  Freihandelslehre  zu  einer  Weltanschauung, 
diese  einfache  Lösung  verwickelter  sozialer  Probleme  aus  ein  paar  angeblichen 
Naturgesetzen  und  die  Ausschließlichkeit  dieser  Lösung  —  das  waren  die  Momente, 
die  gerade  in  Deutschland  geeignet  waren,  der  Freihandelslehre  die  Köpfe  zu 
erobern.  Und  da  der  freie  Handel  auch  tatsächlich  mit  den  politischen  und 
wirtschaftlichen  Interessen  Deutschlands  oder  Preußens  in  Übereinstimmung  war, 
so  war  das  Laissez  faire  et  laissez  passer  in  Deutschland  bald  zur  Herrschaft 
gelangt.  Daß  diese  nur  von  kurzer  Dauer  war,  hat  u.  a.  auch  darin  seinen 
Grund,  daß  der  Spruch  nicht  auf  die  Handelspolitik  allein  beschränkt  blieb. 
Man  hat  ihn  »auf  den  Boden  der  Sozialpolitik  hinübergezogen,  wo  er  nicht 
hergekommen  war,  und  wo  er  nichts  zu  suchen  hatte.«  (112) 
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Die  soziale  Frage 

Wir  sind  heute  gewöhnt,  die  Enkel  und  geistigen  Erben  der  Manchester- 
leute von  einst,  die  Liberalen,  in  den  großen  politischen  und  wirtschaftlichen 
Fragen  der  Gegenwart  zumeist  Schulter  an  Schulter  kämpfen  zu  sehen  mit 
den  sozialistischen  Parteien;  wir  sehen  in  Frankreich  einen  liberal-sozialistischen 
Block  die  Regierung  stützen  und  dadurch  leiten,  wir  sahen  vor  kurzer  Zeit 
Liberale  und  Sozialisten  gemeinsam  in  einem  parlamentarischen  Kampf  von  noch 
nicht  dagewesener  Heftigkeit  gegen  den  neuen  deutschen  Zolltarif,  und  die 
liberale  wie  die  sozialistische  Presse,  insbesondere  Deutschlands,  bekämpft  die 
gegenwärtige  Handelspolitik  der  kontinentalen  Staaten  Europas  so  einmütig 
und  mit  so  gleicher  Argumentation,  daß  man  darnach  glauben  müßte,  in  den 
wirtschaftlichen  und  mehr  noch  in  den  handelspoHtischen  Programmen  beider 
Parteien  gäbe  es  überhaupt  keine  oder  nur  unwesentliche  Unterschiede.  Und 
doch  ist  diese  Gemeinsamkeit  noch  nicht  gar  so  alt  und  hat  bei  weitem 
nicht  so  tiefe  Grundlagen  in  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Anschauungen  als 
vielmehr  in  vorübergehenden  politischen  Konstellationen,  wie  relativ  langdauernd 
und  ihrerseits  wieder  von  wirtschaftlichen  Interessen  abhängig  sich  diese  auch 
immer  erweisen  mögen. 

Es  ist  bekannt,  wie  unfähig  der  alte  politische  Liberalismus  in  Deutsch- 
land war,  die  mit  Beginn  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  sich 
stärker  bemerkbar  machende  Arbeiterbewegung  an  sich  heranzuziehen  und 
durch  einen  neu  aufstrebenden  Strom  einer  bisher  politisch  mehr  oder  weniger 
farblosen  Schicht  neues  Leben  in  die  im  Dogmatismus  erstarrenden  liberalen 
Bürgerkreise  hineinzubringen.  Aber  eben  diese  gedankliche  Verknöcherung, 
die  wir  früher  in  den  wirtschaftlichen  Überzeugungen  der  damaligen  deutschen 
Freihandelspartei  festgestellt  haben,  hatte  in  fast  noch  höherem  Maße  auf 
politischem  Gebiete  die  mit  jener  nicht  durchaus  aber  doch  wesentlich  identischen 
offiziellen  liberalen  Parteien  ergriffen.  So  entwickelte  sich  bekanntlich  seit 
Anfang  der  sechziger  Jahre,  speziell  seit  der  Begründung  des  »Allgemeinen 
Deutschen  Arbeitervereins«  durch  Ferdinand  Lassalle  im  Jahre  1863,  unab- 
hängig von  der  liberalen  Fortschrittspartei  eine  selbständige  politische  Arbeiter- 
bewegung, die  es  zwar  vorerst  zu  keiner  großen  Anhängerzahl  brachte  — 
hatte  doch  der  »Allgemeine  Deutsche  Arbeiterverein«  bei  Lassalles  Tode  1864 
erst  4000  Mitglieder  —  die  aber  doch  für  sich  bereits  die  scharfe  Scheidung 
vom  Liberalismus  vollzogen  hatte,  die  dann  wenige  Jahre  später  auch  die  zu 
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dieser  Zeit  noch  unter  Schulze-Delitzschs  Aegide  stehenden  Arbeitervereine  voll- 
ziehen sollten,  indem  sie  im  Jahre  1868  zu  Nürnberg  in  einer  von  Wilhelm 
Liebknecht  verfaßten  Resolution  ihren  Übertritt  zum  marxistischen  Sozialismus 
erklärten. 

Der  Aufstieg  der  Arbeiterklasse  und  die  Entstehung  einer  neuen  Partei, 
der  sozialdemokratischen,  mit  einem  eigenen  scharf  ausgeprägten  wirtschafts- 
politischen Programm  fällt  also  gerade  in  die  Blüteperiode  der  deutschen 
Freihandelspartei,  und  es  ist  daher  nach  der  Darstellung  der  reinen  Frei- 
handelsdoktrin unsere  Aufgabe,  das  Verhältnis  zu  betrachten,  das  sich  zwischen 
den  Vertretern  dieser  Doktrin  und  der  werdenden  sozialistischen  Partei  heraus- 
bildete. Vielleicht  auch,  daß  sich  daraus  einige,  wenngleich  nicht  neue,  so 
doch  wenig  beachtete  Gesichtspunkte  ergeben,  die  auch  für  die  Beurteilung 
der  jüngsten  wirtschafts-  und  allgemein-politischen  Entwicklung  nicht  ohne 
Interesse  sind.  Und  im  Sinne  der  bisherigen  Darstellung  soll  uns  wieder  nur 
der  theoretische  Gehalt  an  wirtschaftlichen  und  wirtschaftspolitischen  An- 
schauungen beschäftigen,  und  nicht  die  praktischen  Maßnahmen  und  Fort- 
schritte der  Parteien,  welche  letztere  jeweils  den  von  den  verschiedensten  Er- 
wägungen diktierten  Kompromissen  und  Augenblicksinteressen  ihre  Entstehung 
verdanken.  Hier  kommt  es  uns  indessen  nur  darauf  an,  die  wahren  Meinungen 
und  Strebungen  der  Parteien  bloßzulegen,  so  wie  sich  diese  aus  den  Grund- 
anschauungen heraus  gebildet  haben,  um  auf  dieser  Basis  zu  einer  für  die 
Geschichte  der  Nationalökonomie  maßgeblichen  Beurteilung  zu  kommen. 

Nach  den  früheren  Ausführungen  ist  es  selbstverständlich,  daß  die  strenge 
Geschlossenheit  der  wirtschaftlichen  Naturgesetze,  wie  sie  von  der  extremen 
Freihandelspartei  formuliert  wurden,  keine  Ausnalnne  zuließen  für  die  auf- 
tauchenden sozialen  Probleme,  die  im  Grunde  natürlich  —  das  muß  gleich 
eingangs  betont  werden  —  einem  echten  Manchestermann  überhaupt  keine 
Probleme  waren  und  sein  konnten.  Denn  wenn  bisher  alles  Wirtschaftsleben 
nach  ewigen  und  unwandelbaren  Naturgesetzen  sich  vollzog,  so  mußten  diese 
Gesetze  doch  auch  maßgebend  sein  für  die  mit  neuen  Ansprüchen  auftretenden 
Lohnarbeiter,  und  so  mußten  diese  Ansprüche  eben  entweder  aus  Unkenntnis 
bezw.  Mißverstehen  der  wirtschaftlichen  Lebensbedingungen  oder  ganz  unbe- 
rechtigten Forderungen  an  den  Staat  herrühren.  In  diesem  Sinne  fanden  wir 
bereits  gelegentlich  der  Erörterung  des  Freihandelsprinzips  diese  Frage  aufgefaßt. 
Und  demgemäß  wird  denn  auch  ganz  folgerichtig  gleich  die  erste  Forderung 
des  »Rechts  auf  Arbeit<^  als  ein  »Schlagwort  der  französischen  Kommunisten 
und  Sozialisten«  (1)  abgelehnt.  »Ohne  allen  Zweifel,  sagt  Emminghaus  an  der 
zitierten  Stelle,  steht  das  Recht,  zu  arbeiten,  seine  Tätigkeit  zur  Erwerbung 
von  Vermögen  zu  verwenden,  jedem  Menschen  zu.  Aber  das  soll  unter  jenem 
Schlagwort  nicht  verstanden  sein.  Die  es  im  Munde  führen,  meinen,  die 
sogenannte  Arbeiterklasse  habe  ein  Recht,  zu  verlangen,  daß,  wenn  sie  im 
Privatverkehr  keine  oder  keine  konvenierende  Arbeit  finde,  die  Regierung  sie 
beschäftige,  daß  die  Regierung  die  Arbeiterassoziationen  unterstütze,  daß  sie  die 
Arbeitsunfähigen  erhalte  und  daß  sie  die  Kinder  der  Arbeiter  unterrichte  und 
erziehe.«  Mit  Bezug  darauf  wird  dekretiert:  »Ein  solches  Recht  auf  Arbeit 
existiert  nicht.« 

Die  beste  Charakteristik  der  Anschauung,  mit  der  die  deutsche  Frei- 
handelspartei an  die  soziale  Frage  herantrat,  liefern  abermals  die  Schriften 
ihres  anerkannten  Führers  John  Prince- Smith,  der  zwar  heute,  weil  er  das 
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Manchestertum  in  reinster  Ausprägung  vertritt,  gern  verleugnet  wird,  der  aber 
seinerzeit  doch  als  der  Hauptvertreter  der  ganzen  deutschen  Freihandelspartei 
galt,  die  ja  auch  unzweifelhaft  sein  ureigenstes  Werk  ist.  Wenn  er  von  den 
modernen  Freihändlern  meist  ignoriert  wird,  so  ist  das  um  so  undankbarer, 
als  die  ganze  reiche  Literatur  jener  Zeit  gerade  mit  Bezug  auf  die  soziale 
Frage  voll  ist  von  Zitaten  aus  seinen  grundlegenden  Schriften.  Mögen  diese 
nun  auch  noch  so  unwissenschaftlich  in  unserem  Sinne  sein,  und  mögen  sie 
in  ihrer  ökonomischen  Naivetät  den  jetzigen  Vertretern  der  Freihandelslehre 
noch  so  kompromittierend  erscheinen,  so  ist  doch  erstens  unbedingt  zuzugeben, 
daß  es  Prince- Smiths  aprioristische  Deduktionen  waren,  aus  denen  der  ökono- 
mische Liberalismus  in  der  Hauptperiode  seiner  Herrschaft  und  praktischen 
Wirksamkeit  seine  Argumente  bezog,  und  sodann,  daß  auch  heute  noch  die 
von  Prince -Smith  erstmalig  verbreiteten  und  —  wie  zweifellos  zugestanden 
werden  muß!  —  logisch  bis  in  die  letzten  Konsequenzen  entwickelten  Grund- 
gedanken der  absoluten  wirtschaftlichen  Freiheitslehre  die  breite  Basis  des 
modernen  liberalen  Wirtschaftsprogramms  bilden.  Wenn  also,  unter  offenbarer 
Zurücksetzung  Prince -Smiths,  die  heutigen  Vertreter  dieses  Programms  nur 
darauf  verweisen,  daß  auch  die  ältere  deutsche  Freihandelsschule  die  soziale 
Frage  »durchaus  und  mit  vollem  Ernst  in  den  Bereich  ihrer  Untersuchungen 
gezogen  und  sich  in  ihrer  Weise  um  deren  Lösung  bemüht«  habe,  wie 
Grambow{2)  schreibt,  der  aber  selbst  dieser  wenigsagenden  Apologie  gleich  die 
bezeichnende  Bemerkung  beifügen  muß:  »namentlich  unter  dem  Druck  der 
späteren  Verhältnisse«  —  so  geht  daraus  doch  klar  hervor,  daß  der  ständige 
Hinweis  auf  die  spätere  soziale  Wirksamkeit  der  Freihändler  nicht  nur  undankbar 
und  ungerecht  gegen  Prince -Smith  ist,  sondern  daß  er  auch  geeignet  ist,  das 
ökonomisch  -  historische  Bild  der  deutschen  Freihandelspartei  zu  verzerren,  viel- 
leicht zugunsten  ihres  heutigen  politischen  Ansehens,  sicherlich  aber  zum  Schaden 
einer  unparteiischen  Würdigung  ihrer  Anschauungen  in  der  Geschichte  der 
Nationalökonomie. 

Prince -Smith  hat  in  einer  Reihe  von  Abhandlungen  in  der  »Vierteljahrs- 
schrift für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte«  sich  speziell  mit  den 
von  linksher  gegen  den  wirtschaftlichen  Liberalismus  andrängenden  Fragen 
befaßt,  so  daß  wir  in  der  Lage  sind,  an  der  Hand  dieser  seine  Anschauungen 
darzustellen.  Die  am  meisten  beachtete  dieser  Schriften  trägt  den  sie  bereits 
kennzeichnenden  Titel  »Die  sogenannte  Arbeiterfrage«  und  erschien  im  vierten 
Bande  des  Jahrgangs  1864  der  Vierteljahrsschrift.  Zwar  hatte  Prince -Smith 
sich  bereits  früher,  im  Jahre  1861,  in  einem  vor  der  »Volkswirtschaftlichen 
Gesellschaft  für  Ost-  und  Westpreußen«  in  Elbing  gehaltenen  Vortrage  »Über 
die  Quellen  der  Massenarmut«  mit  einem  wichtigen  Teile  des  sozialen  Problems 
beschäftigt,  und  er  hatte  dort  bereits  das  von  ihm  so  benannte  »goldene  Gesetz« 
dem  Lassalleschen  »ehernen  Lohngesetz«  gegenüber  gestellt;  ja  noch  viel  früher, 
im  Jahre  1835,  seinen  oben  bereits  erwähnten  »Blättern  aus  dem  Tage- 
buche eines  Müßiggängers«,  die  in  den  Elbinger  Anzeigen  erschienen,  findet 
sich  schon  der  Grundgedanke  dieses  »goldenen  Gesetzes«  des  Arbeitslohnes. 
Und  in  der  früher  bereits  behandelten  Schrift  über  die  englische  Tarifreform 
sieht  er  den  »Hauptsegen  allgemeiner  Handelsfreiheit«  darin,  daß  sie  der  Brot- 
losigkeit  der  Arbeitsfähigen  ein  Ende  mache,  indem  sie  jedem  Arbeitenden 
denjenigen  Lebensunterhalt  sichere,  den  »die  allgemein  erreichte  Stufe  der 
Produktivität,  die  erzielte  Menge  der  Befriedigungsmittel  überhaupt  zuläßt.« 
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Doch  ist  der  oben  genannte  Aufsatz  seine  erste  systematische  Abhandlung 
über  die  Arbeiterfrage.  Wie  Prince- Smith  es  im  allgemeinen  liebt,  seine 
Schriften  mit  ganz  generellen  Betrachtungen  über  Volkswirtschaft,  die  Schwierig- 
keit der  Verbreitung  richtiger  Anschauungen  über  das  Wirtschaftsleben  usw. 
einzuleiten,  so  setzt  er  auch  hier  in  einer  längeren  Vorbemerkung  auseinander, 
daß  der  Volkswirt  gegenüber  den  sozialen  Leiden  sich  in  ähnlicher  Lage 
befinde,  wie  der  Arzt,  der  zu  einem  durch  eigene  unvernünftige  Lebensweise 
krank  gewordenen  Menschen  gerufen  werde.  Der  Kranke  wolle  lieber  die 
bitterste'  Medizin  nehmen,  als  begreifen,  daß  er  selbst,  d.  h.  seine  eigene  Un- 
vernunft, an  seiner  Krankheit  schuld  sei,  und  daß  alle  Medikamente  nichts 
nützten,  wenn  er  nicht  seinen  Charakter  festige,  Selbstbeherrschung  übe  und 
seine  Lebensweise  mäßige.  Mit  solcher  Art  Beispielen  will  Prince -Smith  dem 
Leser  —  und  da  er  stets  auf  ein  großes  Publikum  wirken  will,  so  richtet  er 
den  Ton  seiner  Ausführungen  naturgemäß  danach  ein!  —  klar  machen,  daß 
einmal  die  Ursache  aller  wirtschaftlichen  Notstände  in  Nichtachtung  der  wirt- 
schaftlichen Naturzustände  zu  suchen  sei,  und  daß  zur  Heilung  der  Krank- 
heit keine  bittere  Medizin  —  hes:  Eingreifen  des  Staates  —  angewendet 
werden  dürfe,  sondern  daß  gegen  einen  Mangel  an  Befriedigungsmitteln  es 
eben  keine  andere  Hilfe  gebe  als  vermehrtes  Schaffen.  »Und  offenkundig  läßt 
sich  nur  dadurch  mehr  schaffen,  daß  man  die  Kenntnisse,  die  Geschicklichkeit, 
den  Fleiß  und  vor  allem  das  Kapital  vermehrt.  Und  erfahrungsgemäß  ist  die 
Erhebung  ganzer  Volksklassen  auf  eine  höhere  Wirtschaftsstufe  das  Werk  einer 
allmählichen,  bisher  sehr  langsamen  Entwicklung  des  Volkshaushalts.  Schnelle 
Kuren  für  allgemeineres  Leiden  kennt  die  Volkswirtschaft  nicht.  Sie  kennt 
dafür  überhaupt  nur  eine  Kur:  ein  größeres  Ausdehnen  wirtschaftlicher  Kultur. 
Und  Kultur  kann  sich  immer  nur  sehr  langsam  entwickeln,  denn  sie  ist  ein 
Werk  der  Menschenerziehung.« (3)  Das  ist,  wie  wir  schon  früher  sahen, 
die  Grundidee  Prince  -  Smiths ,  der  gemäß  er  dann  weiter  den  Rat  erteilt: 
arbeiten  und  sparen!  Sparen,  das  soziale  Zauberwort  aller  guten  Manchester- 
männer bis  auf  den  heutigen  Tag. 

Daß  Prince-Smith  zu  keiner  im  sozialen  Sinne  befriedigenden  Antwort 
auf  die  Arbeiterfrage  kommen  konnte,  beweist  schon  seine  Fragestellung.  Er 
sagt:  »Die  sogenannte  Arbeiterfrage  beschäftigt  jetzt  wieder  viele  Köpfe  oder 
vielmehr  Gemüter;  denn  das  aufgeregte  Gefühl  ist  dabei  geschäftiger  als  der 
ruhige  Gedanke.  Die  starke  Nachfrage  nach  Lösungen  dieser  Arbeiterfrage 
erzeugt  natürlich  ein  entsprechendes  Angebot  —  von  Projekten.«  Und  dann 
erklärt  er  gleich  selbst,  daß  die  Frage  »im  Sinne  des  Fragenden«  sich  »nicht 
bloß  nicht  lösen,  sondern  nicht  einmal  stellen«  läßt.  Das  ist  allerdings  richtig, 
wenn  man  die  Frage  mit  Prince-Smith  so  formuliert:  »Wie  läßt  sich  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  Lohnarbeiter  plötzlich  verbessern,  unabhängig  von  der 
allgemeinen  Hebung  des  Volkshaushaltes,  auf  die  man  nicht  warten  will  ?« (4) 
Nun,  sehen  wir,  wie  Prince-Smith  die  Notwendigkeit  der  Besserung  der  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  verbindet  mit  dem  Fortschritt  des  allgemeinen  Volks- 
haushalts, den  natürlich  der  Freihandel  herbeiführen  soll.  Die  durchschnittliche 
Lohnhöhe  ist  nach  ihm  »ganz  einfach  der  Quotient  aus  dem  durch  die 
Arbeiterzahl  dividierten  Lohnfonds.«  Und  dieser  Quotient  kann  natürlich  nur 
vergrößert  werden,  wenn  entweder  die  Arbeiterzahl  sinkt  oder  der  Lohnfonds 
steigt.  Der  Lohnfonds  aber  ist  ein  »Anteil  — ■  welcher  Anteil  wird  nicht 
gesagt!  —  an  der  durch  Arbeit  und  Kapital  hergestellten  Produktion«,  und 
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kann  also  nur  steigen  »mit  der  Vergrößerung  oder  zweckmäßigeren  Benutzung 
des  Kapitals,  d.  h.  mit  der  allgemeinen  Hebung  des  Volkshaushaltes,  —  auf 
die  man  einmal  warten  muß,  so  langsam  sie  auch  vor  sich  geht.«  Dagegen 
beweist  nach  Prince-Smith  das  eiserne  Lohngesetz  gar  nichts,  denn  das  Gesetz 
sei  zwar  richtig,  kraft  dessen  also  die  Arbeiterzahl  sich  stets  so  vermehre,  daß 
der  durchschnittliche  Arbeitslohn  herabgedrückt  werde  »bis  auf  die  notdürftige 
Befriedigung  der  gewohnheitsmäßigen  Bedürfnisse  der  respektiven  Arbeiter- 
bevölkerung,« —  aber  der  Nachdruck  müsse  liegen  nicht  auf  »notdürftig«, 
sondern  auf  »gewohnheitsmäßig«.  Auf  diese  richtige  Betonung  kommt 
nach  Prince-Smith  alles  an,  und  in  dem  falschen  Schluß,  den  man  infolgedessen 
aus  dem  eisernen  Lohngesetz  gezogen  hat,  liegt  »der  Schlüssel  zur  Lösung  der 
ganzen  Frage«.  (5)  Denn  es  ist  die  Gewöhnung  maßgebend  dafür,  ob  bei 
einem  gegebenen  Lohnsatz  oder  Maß  von  Befriedigungsmitteln  eine  Arbeiter- 
bevölkerung sich  behaglich  fühlt  und  sich  vermehrt,  oder  ob  sie  im  Gegenteil 
aus  Mißbehagen  zusammenschrumpft,  und  die  Gewöhnung  also  bestimmt  die 
Höhe  des  Lohnes,  den  »die  Arbeitgeber  bieten  müssen,  um  die  zur  Betätigung 
ihres  Kapitals  nötige  Zahl  von  Arbeitern  zu  erhalten.«  Bis  auf  dieses  Maß 
wird  der  Lohn  allerdings  durch  die  Konkurrenz  der  Arbeiter  herabgedrückt; 
aber  dieses  Maß  der  Befriedigungsmittel  kann  ja  ein  ziemlich  reichliches  sein. 
Tatsächlich  bedeutet  die  Aufnahme  des  Wortes  »gewohnheitsmäßig«  in  das 
»eherne  Lohngesetz«  die  Aufhebung  des  ganzen  Gesetzes,  und  Prince-Smiths 
Kritik  an  diesem  trifft  insoweit  durchaus  zu,  als  ja,  wenn  die  Gewohnheit  der 
Lebensführung  die  Lohnhöhe  bestimmt  oder  erstere  von  dieser  abhängig  ist, 
unzweifelhaft  die  Möglichkeit  besteht,  nach  oben  oder  unten  hin,  solche 
Gewohnheiten  zu  ändern.  Das  einzige  Mittel  zur  Erhöhung  des  Lohnes  ist 
also,  wie  Prince-Smith  sich  nicht  sehr  glücklich  ausdrückt,  »Steigerung  der 
Gewohnheiten  der  Arbeiter«.  Und  diese  Erhöhung  des  Standard  of  life  der 
arbeitenden  Klassen  ist  doch  überall,  wenn  auch  nur  sehr  allmählich,  vor  sich 
gegangen,  woraus  Prince-Smith  sein  »goldenes  Gesetz«  ableitet,  demgemäß  die 
Arbeiter  langsam  aber  sicher  zu  einer  immer  behaglicheren  Lebensweise  ge- 
langen. »Es  treten  nämlich  gelegentlich (6)  Ereignisse  ein,  welche  eine  unge- 
wöhnlich rasche  Vermehrung  des  Kapitals  zur  Folge  haben,  z.  B.  große  Er- 
findungen .und  Entdeckungen:  wie  die  Anwendung  der  Dampfkraft,  die  Ver- 
vollkommnung der  Spinn-  uud  Webemaschinen,  der  Bau  der  Eisenbahnen,  der 
Sieg  der  Handelsfreiheit,  die  Entwicklung  des  Kreditwesens,  der  Aufschwung 
des  Unternehmungsgeistes  nach  Eroberung  größerer  politischer  Freiheit.  Solcher 
beschleunigten  Kapitalsvergrößerung  kann  die  Arbeitervermehrung  nicht  so  rasch 
folgen.  Die  Nachfrage  nach  Arbeit  wächst  in  solchem  Falle  rascher  als  das 
Angebot  derselben.  Der  Arbeiterlohn  steigt,  die  Arbeiter  leben  besser  als 
vorher.«  (7)  Und  bis  nun  die  entsprechende  Vermehrung  des  Arbeiterangebotes 
eingetreten  sein  kann,  meint  Prince-Smith,  haben  sich  unter  dem  höheren 
Lohn  die  Lebensansprüche  der  Arbeiter  gehoben,  die  sich  später  mit  ihrer 
»ganzen  sittlichen  Kraft  gegen  ein  Zurücksinken  auf  das  frühere  kürzere  Maß 
der  Lebensbefriedigung«  sträuben  werden.  Und  da  unser  Prophet  der  wirt- 
schaftlich-naturgesetzlichen Harmonien  an  Krisen,  die  den  Unternehmer  und 
den  Arbeiter  gleicherweise  treffen,  natürlich  nicht  denkt,  oder  doch  ihren 
alsbaldigen  Ausgleich  durch  das  natürliche  Heilmittel  des  freien  Handels  an- 
nimmt, so  findet  er  mittels  seines  »goldenen  Gesetzes«  alles  in  die  schönste 
Ordnung  gebracht. 

6* 


84 


V.  Kapitel 


Aber  Prince-Smith  spricht  von  den  Lohnarbeitern  nicht  mehr  als  von 
einer  einheitlichen  Klasse.  Es  gibt  in  dieser  sogenannten  Arbeiterklasse  »sehr 
wesentliche  Unterschiede,  von  denen  sowohl  die  wirtschaftliche  Lage  als  auch 
deren  Förderung  notwendig  abhängt.«  Er  unterscheidet  in  längeren  Ausein- 
andersetzungen gelernte  und  ungelernte  Arbeiter,  oder,  wie  er  sich  ausdrückt, 
diejenigen,  »die  in  den  kapitalistischen  Betrieb  eingereiht  sind,  deren  Arbeits- 
kräfte vollkommen  geteilt  und  durch  Maschinen,  Werkzeuge  und  kapitalistische 
Hilfmittel  unterstützt  werden«,  (8)  und  solche,  »die  noch  nicht  in  den  kapitali- 
stischen Betrieb  eingereiht  werden  konnten,  deren  Arbeitskräfte,  wenig  durch 
kapitalistische  Hilfsmittel  unterstützt,  noch  wenig  produktiv  sind.«  (9)  Letztere 
»verrichten  meist  gelegentliche  Arbeiten,  zu  denen  wenig  Ausbildung  und  ein- 
fache Werkzeuge  gehören«  und  unter  ihnen  gibt  es  und  wird  es  immer  eine 
große  Anzahl  geben,  die  um  einen  Hungerlohn  arbeiten  müssen,  während  von 
den  Arbeitern  der  ersten  Kategorie  nach  Prince-Smith  die  meisten  erträglich, 
viele  sogar  gut  leben.  Die  »Verwahrlosten  und  ganz  Mittellosen«  aber,  wie 
er  die  Schicht  der  ungelernten  Arbeiter  nennt,  die  nur  eben  die  notdürftigste 
Stillung  körperlicher  Bedürfnisse  kennen,  hingegen  keine  höheren  Forderungen 
an  das  Leben  stellen,  werden  eben  gewöhnt,  alles  zu  entbehren,  was  sich 
überhaupt  entbehren  läßt,  und  nur,  wenn  sie  wenigstens  noch  an  den  regel- 
mäßigen Empfang  eines  Lohnes  gewöhnt  sind,  gibt  ihnen  dies  »einen  möglichen 
Hebel  für  die  Emporrichtung  ihrer  gesunkenen  Lage.« 

Noch  verzweifelter  als  mit  dieser  Arbeiterkategorie  steht  es  mit  jener 
Sorte  von  Menschen,  die  überhaupt  an  keine  geregelte  Beschäftigung  gewöhnt 
sind.  Diese  bringen  natürlich  einer  Zukunft,  die  ihnen  keinerlei  sichere  Aus- 
sichten bietet,  auch  nicht  das  geringste  Opfer,  sie  haschen  gierig  nach  jedem 
sich  bietenden  Augenblicksgenuß.  Frei  von  dem  Bedürfnis  nach  Sicherstellung 
des  Lebens,  gewinnt  für  diese  Menschen  sogar  die  Unsicherheit  ihres  Daseins 
einen  gewissen  Reiz.  Aus  ihnen  aber,  die  —  von  der  Not  in  allen  Gestalten 
gehetzt  —  sich  wenig  aus  den  Verfolgungen  der  Polizei  machen,  gehen  natur- 
gemäß auch  die  meisten  Verbrecher  hervor.  Warum  sollte  auch  derjenige, 
der  »unzählige  Male  va  banque  mit  dem  Hungertode  gespielt  hat«,  nicht 
schließlich  noch  »einen  Einsatz  gegen  den  Henker«  wagen?  »Daß  die  Nach- 
kommen solcher  Geschöpfe  nicht  anders  sein  können,  als  ihre  Erzeuger,  ist 
selbstverständlich.  Und  so  erbt  sich  die  Verwahrlosung  fort  und  fort.  Und 
forscht  man  näher  nach  der  Geschichte  der  völlig  Verwahrlosten  (für  deren 
Konservierung  unsere  Armenpflege  Kapital  millionenweise  dem  Lohnfonds  der 
produktiven  Arbeiter  entzieht),  so  erfährt  man  fast  immer,  daß  sie  dem 
Stande  eines  alten  und  befestigten  Erbstrolchtums  angehören.  Und  eine 
solche  Klasse  bildet  ein  wahres  Wuchergewächs.  Wie  die  unvertilgbaren 
Flechten  und  Schwämme  jede  lichtlose,  dumpfe  Fläche  überziehen,  so  nisten 
sich  Verwahrloste  ein  und  vermehren  sich  in  allen  ungesäuberten  Schlupf- 
winkeln der  Menschenstätten;  und  wenn  die  einzelnen  ziemlich  rasch  der 
Entbehrung  unterliegen,  so  wuchert  die  Art  leicht  fort;  denn  wäre  nicht  durch 
ein  Naturgesetz  dafür  gesorgt,  daß  bei  verschlechterter  Ernährung  die  Proliferation 
stärker  werde,  das  Menschengeschlecht  wäre  schon  in  vorwirtschaftlicher  Zeit 
längst  untergegangen.  Gegen  die  wuchernde  Verwahrlosung  gibt  es  nur  ein 
Hilfsmittel:  man  muß  sie  austilgen,  wie  man  den  Hausschwamm  austilgt,  indem 
man  die  Luft  und  das  Licht  der  Kultur  bis  in  die  tiefsten  und  verborgensten 
Räume  des  sozialen  Gebäudes  leitet,  und  womöglich  die  Kinder  ihren  ver- 
dumpf ten  Geburtsstätten  entreißt.«  ( i  o) 
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Man  beachte,  wie  Prince-Smith  hier,  nach  einer  im  ganzen  zutreffenden 
Klassifizierung  der  unteren  Gesellschaftsschichten  und  einer  sogar  recht  gelungenen 
Charakterisierung  jener  untersten  Schicht,  des  Lumpenproletariats,  schon  damals 
ganz  richtig  auf  die  ungeheure  Gefahr  aufmerksam  macht,  die  der  Gesellschaft 
und  nicht  zuletzt  der  eigentlichen  Arbeiterklasse  selbst  von  dieser  »völlig  ver- 
wahrlosten« Schicht  her  droht.  Freilich  ist  es  auch  wieder  für  seine  manchesterliche 
Furcht  von  jedem  Staatseingriff  bezeichnend,  daß  er  sich  in  der  Erkenntnis 
der  Sanierungsmöglichkeiten  dieser  »verborgensten  Räume  des  sozialen  Ge- 
bäudes« gerade  an  der  Stelle  unterbricht,  an  der  er  bei  näherer  Betrachtung 
fast  nichts  anderes  mehr  hätte  vorschlagen  können,  als  eine  mit  Unterstützung 
des  Staates  oder  gar  von  diesem  selbst  organisierte  Aktion. 

Statt  dessen  geht  er  weiter  zu  einer  Betrachtung  über  die  wirtschaftliche 
Kultur,  die  er  natürlich  der  kapitalistischen  Entwicklung  zuschreibt,  und  in 
der  er  es  für  »ebenso  natürlich  als  gerecht«  erklärt,  daß  diejenigen,  die  »das 
Kapital  angesammelt  haben  und  es  verwalten  und  erhalten«,  den  Hauptariteil 
an  dem  Ertrage  empfangen.  Logischerweise  findet  er  denn  auch  das  Ver- 
langen, daß  die  »Kapitallosen,  welche  in  tausendjähriger  Geschlechterfolge  nichts 
vor  sich  gebracht  haben,  es  niemals  möglich  machten,  über  den  täglichen 
Bedarf  hinaus  etwas  zu  erübrigen,  um  ihren  Haushalt  zu  heben  und  ihre 
Nachkommen  besser  gerüstet  dem  wirtschaftlichen  Kampf  entgegen  zu  schicken« 
—  für  ebenso  unbillig  als  unstatthaft.  Wie  soll  es  denn  möglich  sein,  daß 
diese  Nichtkapitalisten,  denen  Prince-Smith  die  Kapitallosigkeit  zum  Vorwurf 
des  Mangels  persönlicher  Tüchtigkeit  macht,  »die  Vorteile  genießen  sollen,  die 
nur  aus  dem  Besitze  eines  Vorrats  fließen  können.«  Und  reichen  nun  eben 
die  für  die  Arbeit  zu  erlangenden  Preise  zu  einer  behaglichen  Existenz  nicht 
aus,  so  ist  daran,  wie  Prince-Smith  mit  offenbar  ehrlichem  aber  schon  allzu 
naivem  Bedauern  meint,  keineswegs  der  Unternehmer,  sondern  eben  die  große 
Zahl  der  Arbeitsuchenden  schuld.  Weiter  weist  er  sodann  die  Vorstellung 
als  ganz  unbegründet  zurück,  daß  der  Kapitalist,  weil  er  nicht  vom  Hunger 
getrieben  werde,  warten  könne  und  die  Lohnhöhe  daher  willkürlich  bestimmen 
könne;  das  sei  falsch,  weil  zwar  der  Kapitalist  warten  könne,  nicht  aber  sein 
Kapital,  das  sich  selbst  auffresse,  sobald  es  nur  einen  Augenblick  ruhe.  Nur 
wenn  das  Kapital  rascher  als  die  Zahl  der  Arbeiter  wächst,  kann  der  Lohn 
steigen.  Den  Arbeitern  aus  dem  Kapitalistengewinn  eine  Lohnerhöhung  durch 
Beteiligung  an  diesem  zu  verschaffen,  erachtet  Prince-Smith  als  das  größte 
Unglück  für  die  Arbeiter  selber,  weil  dadurch  der  Kapitalstamm  in  unsichere 
Hände  käme,  und  die  »Gefahr  eines  Versiegens  der  Lohn  quelle  überhaupt 
durch  Vernichtung  des  Kapitals«  drohe;  denn  »es  gibt  keine  zuverlässigeren 
Erhalter  des  Kapitals  als  diejenigen,  die  es  im  freien  Gange  des  Volks- 
haushaltes verwalten:  diejenigen,  die  es  gesammelt  oder  durch  Kreditwürdigkeit 
an  sich  gebracht,  oder  die  nach  geeigneter  Erziehung  es  ererbt  haben.«  (11) 
Deshalb  ist  Prince-Smith  auch  prinzipiell  gegen  jede  Schmälerung  des  Kapital- 
gewinnes, weil  er  den  Verlust  der  Neigung  und  der  Fähigkeit  des  Kapitali- 
sierens fürchtet.  »Je  größer  der  Geschäftsüberschuß,  um  so  rascher  kann 
daraus  neues  Kapital  gebildet  werden;  und  in  je  näherer  Aussicht  der  ver- 
mehrte Kapitalbesitz  steht,  um  so  größer  ist  der  Trieb  zur  gegenwärtigen 
Enthaltsamkeit,  zur  Erübrigung,  zur  Kapitalisierung;  und  Kapitalisierung  ist 
Lohnsteigerung«  —  so  schließt  er  diese  den  Kapitalismus  apotheosierenden 
Deduktionen.    Die  Arbeiter  müßten  danach  in  ihrem  eigenen  Interesse  oder 
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doch  dem  ihrer  Klasse  möglichst  wenig  Lohn  fordern,  denn  je  rascher  der 
Unternehmer  sein  Kapital  vermehrt,  desto  eher  kann  er  neue  Kapitalien  in 
neuen  Unternehmungen  anlegen,  immer  mehr  Arbeiter  beschäftigen,  wodurch 
das  Angebot  der  Arbeiter  immer  geringer  und  der  Lohn  infolgedessen  ganz 
naturgemäß  immer  höher  wird.  Kapitalisierung  ist  Lohnsteigerung  — 
das  Interesse  des  Arbeiters  ist  ganz  genau  dasselbe  wie  das  des 
Kapitalisten!  Das  ist  der  letzte  Schluß  der  ökonomischen  Weisheit  Prince- 
Smiths  und  des  Manchestertums ! 

Es  ist  begreiflich,  daß  Prince- Smith  bei  solcher  Auffassung  die  Feind- 
schaft der  Lohnarbeiter  gegen  die  Kapitalisten  »fast  unerklärlich«  erscheint. 
Da  ruft  denn  der  Volkswirth  Prince -Smith  den  Moralisten  Prince -Smith  zu 
Hilfe.  Wenn  jener  fragt,  wie  denn  die  Arbeiter  eigentlich  dazu  kämen,  in 
dem  Stifter  und  Vermehrer  des  Lohnfonds,  im  Kapitalisten,  ihren  Feind  zu 
erblicken,  so  antwortet  dieser:  »Es  kommt  einfach  daher,  daß  der  Arbeiter 
seinen  Feind  nicht  in  sich  selber  oder  in  schwer  zu  bekämpfenden  allgemeinen 
Verhältnissen  sehen  mag;  denn  er  ahnt,  daß  eine  Besserung,  die  bei  ihm  selber 
und  seinen  Gewohnheiten  zu  beginnen  hätte,  eine  moralische  Kraft  erfordert, 
die  er  nicht  in  sich  spürt,  und  daß  eine  Umgestaltung  allgemeiner  Verhältnisse 
eine  sehr  weit  ausschauende  Kulturarbeit  wäre.«  (12)  Er  kann  nicht  anders, 
als  in  Arbeiterkoalitionen  lediglich  Kampfvereinigungen  gegen  den  einzelnen 
Unternehmer  zu  erblicken,  und  er  exemplifiziert  von  dieser  »Neigung,  sich 
gegen  bezwingbare  Personen  zu  richten,  wo  man  vor  schwer  bezwinglichen 
Verhältnissen  steht«,  auf  die  Rasereien  des  mittelalterlichen  Pöbels  gegen  die 
»Brunnenvergifter«  und  gar  auf  die  Hexenverfolgungen.  Doch  entschuldigt  er 
selbst  den  Notleidenden,  dessen  Kurzsichtigkeit  und  Reizbarkeit  begreiflich  ist, 
aber  »nicht  zu  entschuldigen  ist  es,  wenn  Männer  von  wissenschaftlicher  Bildung, 
um  von  sich  reden  zu  machen,  diese  Reizbarkeit  aufstacheln,  den  Eingebungen 
dieser  Kurzsichtigkeit  scheinbar  logische  Grundlage  geben  und  so  Hoffnungen 
erregen,  welche  um  so  bitterer  getäuscht  werden  müssen,  als  die  ganze  ange- 
schürte Bewegung  eine  Richtung  hat,  welche,  wenn  sie  überhaupt  eine  Bedeu- 
tung gewinnt,  nur  zur  Verschlechterung  der  Lage  der  Lohnarbeiter  führen  kann.«  (13) 

So  erklärt  sich,  warum  Prince -Smith  stets  von  der  »sogenannten  Arbeiter- 
frage« spricht.  Er  ist  zu  sehr  befangen  in  den  »selbstverständlichen«,  »ein- 
fachen« Dogmen  seiner  freihändlerischen  Volkswirtschaftstheorie,  zu  tief  verstrickt 
in  die  abstrakten,  apriorischen,  von  irrigen  Voraussetzungen  aus  logisch  ent- 
wickelten volkswirtschaftlichen  »Naturgesetze«,  als  daß  er  die  Arbeiterbewegung 
historisch  würdigen  könnte;  vielmehr  betrachtet  er  sie  ausschließlich  als  eine 
von  Neid  und  Begehrlichkeit  gemachte,  von  Eitelkeit  und  Ehrgeiz  geschürte, 
törichte  und  schädliche  Auflehnung  wider  die  Natur  und  ihre  Notwendigkeiten. 

Diese  Auffassung  spricht  noch  deutlicher  aus  seiner  Schrift  »Herrn  Dr. 
Johann  Jakobis  Ziel  der  Arbeiterbewegung«,  ( 1 4)  die  sich  gegen  die  von  dem 
bekannten  Demokraten  veröffentlichte  Rede  »Das  Ziel  der  Arbeiterbewegung«  (15) 
kehrt.  Jakobi  will  darin  »mit  rücksichtsloser  Offenheit  sein  soziales  Glaubens- 
bekenntnis ablegen«  und  erklärt  sich  für  Abschaffung  des  gegenwärtigen  Lohn- 
systems und  dessen  Ersatz  durch  genossenschaftliche  Arbeit.  Er  fordert  das 
Eintreten  der  Gesamtheit  überall  da,  wo  die  Selbstsorge  des  einzelnen  nicht 
ausreicht,  ihm  ein  menschenwürdiges  Dasein  zu  verschaffen  und  die  Gewährung 
von  Staatskredit  oder  Staatsgarantie  für  industrielle  wie  ländliche  Produktions- 
genossenschaften.   Prince -Smith  erklärt  —  von  seinem  Standpunkt  aus  ganz 
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folgerichtig  —  daß  er  zu  allen  diesen  Dingen  sachlich  nichts  Neues  zu  sagen 
habe.  Nur  weil  Jakobi  als  scharfer  logischer  Denker  und  infolge  der  unzweifel- 
haften Lauterkeit  seines  Charakters  großes  Ansehen  genoß,  widmete  ihm  Prince- 
Smith,  der  damals  im  Zenit  seines  Ruhmes  stand,  als  der  Führer  der  deutschen 
Volkswirte  (16),  eine  30  Seiten  lange  Erwiderung,  die  indes  nur  wenig  Bemerkens- 
wertes bietet.  Von  Interesse  ist  vielleicht,  daß  sich  hier  die  —  soweit  ich 
sehe  —  einzige  Stelle  findet,  in  der  Prince- Smith  gesetzliche  Bestimmungen 
gegen  die  unbeschränkte  Koalitionsfreiheit  zu  fordern  scheint.  Zwar  spricht 
er  nur  von  Bestimmungen,  welche  die  nichtStreikenden  Arbeiter  schützen  sollen 
vor  Gewaltangriffen  Streikender.  Da  aber  für  die  »Sicherheitsproduktion«  der 
Staat  ja  ohnehin  zu  sorgen  hat  —  ist  das  doch  die  einzige  Aufgabe  des 
manchesterlichen  Idealstaates  —  so  muß  er  wohl  auch  harmlosere  Dinge  als 
wirkliche  Gewalttätigkeiten  im  Auge  haben.  Damit  würde  er  sich  allerdings 
in  Widerspruch  mit  seinen  politisch  weit  radikaleren  Gesinnungsgenossen  setzen, 
die  der  unbeschränktesten  Freiheit  auch  auf  diesem  Gebiete  das  Wort  reden. 

In  seiner  Schrift  »Über  Arbeiteraktionäre« (i 7)  läßt  er  sich  gleichfalls  nur 
polemisch  über  ein  Problem  aus,  das  er  bereits  in  seiner  ersten  theoretischen 
Abhandlung  grundsätzlich  erledigt  hatte.  Diesmal  ist  es  der  Geheime  Ober- 
regierungsrat Engel,  dem  seine  Polemik  gilt.  Engel  hatte  einen  in  der  Berliner 
Juristischen  ( 1 8)  Gesellschaft  gehaltenen  Vortrag  über  einen  von  England  aus- 
gehenden Vorschlag,  die  Arbeiter  allmählich  zu  Aktionären  des  einzelnen  Unter- 
nehmens zu  machen,  mit  den  emphatischen  Sätzen  geschlossen:  »So  ist  denn 
die  soziale  Frage  keine  Frage  mehr,  ihre  Lösung  darf  als  erfolgt  angesehen 
werden;  die  Übersetzung  dieser  Lösung  ins  praktische  Leben  hat  bereits  be- 
gonnen.« Es  ist  selbstverständlich,  daß  Prince  -  Smith,  der  keine  soziale  Frage 
kennt,  den  Regierungsrat,  der  sie  gelöst  glaubt,  reichlich  mit  der  Schale  seines 
übrigens  recht  harmlosen  Spottes  begießt.  So  lacht  er  ihn  gleich  anfangs  direkt 
ob  seiner  Gespensterfurcht  aus:  »Durch  diesen  Hinweis  auf  die  soziale  Frage 
wird  Herr  Engel  bei  seiner  schwachen  Seite  gefaßt;  denn  er  glaubt  an  eine 
soziale  Frage.«  Nicht  unrichtig  aber  verweist  dann  Prince -Smith  darauf, 
das  einzige  Neue  an  der  von  Engel  verkündeten  Idee  des  Mr.  Briggs,  die 
Arbeiter  mit  kleinen  Aktien  zu  Mitaktionären  ihres  Unternehmers  zu  machen, 
liege  darin,  daß  die  Arbeiter  ihre  Ersparnisse  nicht  mehr  in  Sparkassen,  sondern 
in  Industriepapieren  anzulegen  gewöhnt  werden,  was  für  findige  Köpfe  leicht 
zu  einer  neuen  Methode  führen  könnte,  den  Arbeitern  das  Geld  aus  der 
Tasche  zu  ziehen.  Prince -Smith  macht  dann,  unter  Anführung  einer  Reihe 
tatsächlicher  Mitteilungen,  darauf  aufmerksam,  daß  bei  diesen  neuen  Unter- 
nehmungen eine  Operation  vorliege,  »bei  welcher  die  größte  Vorsicht,  ja  an- 
gesichts der  hingehaltenen  gar  zu  lockenden  Gewinne  ein  gewisses  Mißtrauen 
berechtigt  ist.«  (19)  Er  findet  in  diesen  »Arbeitsgesellschaften«  alle  dieselben 
und  noch  schlimmere  mißliche  Verhältnisse,  wie  bei  den  großen  Aktiengesell- 
schaften, und  als  das  einzige  Neue,  daß  die  Aktionäre  in  Kreisen  gesucht 
werden,  die  mit  der  Anlage  ihrer  ersparten  Gelder  doppelt  vorsichtig  sein 
müssen,  und  die  am  wenigsten  überblicken  können,  wie  ihr  Geschäft  eigentlich 
geführt  wird.  Und  das  sei  nicht  geeignet,  die  anderen  naheliegenden  Gefahren 
zu  vermindern.  Wenn  als  Schutz  dagegen  von  Engel  Staatsaufsicht  vorgeschlagen 
wird,  so  ist  das  natürlich  gerade  nicht  das  Mittel,  das  Prince -Smith  diese 
Sache  sympathischer  machen  könnte.  »Ein  sauberes  Geschäft  für  den  Staat  I 
Man  denke  sich  nur  alle  Welt  von  Herrn  Engels  Glaubenseifer  für  die  gefundene 
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Lösung  angesteckt,  eine  unaufhaltsame  »Transformation«  in  Fluß  gebracht, 
alle  Prospektusmacher  losgelassen,  um  ganz  kleine  Aktien  zu  fabrizieren  für 
alle  kleinen  Leute,  die  nach  fünfprozentiger  Dividende  gierig  gemacht  wären, 
und  inmitten  des  Trubels  den  Herrn  Dr.  Engel  als  Oberregulierungskommis- 
sarius,  der  vdie  Aktionäre  vor  Ausbeutung  schützen«,  also  für  alle  durch  ver- 
sprochenen exorbitanten  Gewinn  Aufgeregten  und  in  Aktiengeschäften  Uner- 
fahrenen Klugheit  und  Vorsicht  üben  sollte.«  (20)  Das  ist  zwar  Spott,  aber 
doch  wohl  berechtigter,  und  Engel  dürfte  später  eingesehen  haben,  daß  sein 
ihm  sonst  an  sozialer  Einsicht  nicht  gerade  überlegener  gegnerischer  Gesinnungs- 
genosse auch  recht  hatte,  wenn  er  von  ihm  sagte:  »Der  Sanguiniker  ist  mit 
dem  Statistiker  durchgegangen.«  Freilich,  wie  Prince- Smith  nun  selbst  daran 
geht,  die  Frage  zu  analysieren  und  Mittel  zu  ihrer  Lösung  anzugeben,  da  finden 
wir  wieder  das  wohlbekannte  Argument,  es  bestehe  ein  Mißverhältnis  nur 
zwischen  der  »noch  immer  zu  geringen  Summe  des  Kapitals  und  der  Menge 
der  Arbeiter,  zu  deren  reichlicher  Ernährung  Kapital  erforderlich  ist«,  das  also 
vermehrt  werden  müsse.    Das  alte  Lied.  — 

Hat  so  Prince -Smith  gegen  einen  Gegner  von  rechts  und  in  der  vorher- 
genannten Schrift  gegen  einen  von  links  seine  Anschauungen  verteidigt,  so  hat 
er  auch  mit  dem  eben  in  die  politische  Arena  tretenden  Sozialismus  selbst 
eine  Polemik  geführt,  und  zwar  mit  dem  Anhänger  Lassalles,  v.  Schweizer. 
Dieser  hatte  am  17.  März  1869  im  Norddeutschen  Reichstage  eine  Rede 
gehalten,  in  der  er  sich  zum  Sozialismus  bekannte,  und  in  dessen  Namen 
er  die  ganze  heutige  Produktionsbewegung  als  einen  beständigen  gesetzlichen 
Diebstahl  der  Besitzenden  an  den  Nichtbesitzenden  bezeichnete.  Weiter  legte 
er  die  Hauptprinzipien  des  Sozialismus  und  besonders  dessen  ökonomische 
Thesen  dar,  die  Prince- Smith  in  seiner  Abhandlung  »die  Sozialdemokratie  auf 
dem  Reichstage«  (2 1 )  zu  widerlegen  sucht,  mit  dem  Ziele,  den  Nachweis  zu 
führen,  »daß  die  Grundlagen  der  jetzigen  volkswirtschaftlichen  Einrichtungen 
keine  zufällige,  willkürliche,  sondern  naturnotwendige,  unersetzliche  sind, 
und  darum  sich  durch  keine  Gewalt  umstoßen  lassen.«  »Nur  aus  völliger  Un- 
kenntnis der  großartigen  Aufgaben,  Kräfte,  Einrichtungen,  Verzweigungen,  Ver- 
bindungen und  Ergebnisse  des  wirtschaftlichen  Geschäfts,  von  dessen  Gesamt- 
leistung unsere  Ernährung  abhängt,  läßt  sich  die  Dreistigkeit  erklären,  womit 
Sozialdemokraten  von  Eingriffen  reden,  welche  alle  vorhandenen  Triebfedern 
unseres  Geschäftslebens  beseitigen  sollen,  ohne  daß  sie  für  den  unentbehrlichen 
Ersatz  irgend  welchen  Anhalt  bieten.«  (22)  Der  Grundgedanke  der  ganzen 
Schrift  ist  dieser:  »Nicht  das  Kapital,  sondern  lediglich  und  allein  das  ein- 
sichtige Verwenden  von  Kapital  bringt  Gewinn.  Und  lediglich  aus  dem  Ver- 
kennen dieser  offenkundigen  Tatsache  ist  der  Sozialismus  hervorgegangen.«  (23) 
Prince -Smith  drückt  es  nicht  ganz  scharf  aus,  aber  er  meint  natürlich  nicht, 
daß  das  Kapital  kein  Produktionsfaktur  sei,  sondern  nur  daß  es  die  Unter- 
nehmerintelligenz oder,  wie  er  später  sagt,  die  »Geschäftsleitung«  allein  sei,  die 
den  gewöhnlich  schlechtweg  sogenannten  Kapitalgewinn  hervorbringe.  Daß  er 
damit  einen  der  Kernpunkte  des  Streites  zwischen  liberaler  und  sozialistischer 
Auffassung  richtig  getroffen  hat,  beweist  der  Umstand,  daß  derselbe  Einwand 
auch  heute  noch  gegen  den  Sozialismus,  speziell  gegen  Marx,  erhoben  wird.  (24) 
Wodurch  er  nicht  richtiger  wird,  aber  geeigneter,  Prince -Smith  zu  entschuldigen. 
Denn  wenn  seine  ethischen  Gegner  heute  noch  nicht  darüber  hinausgekommen 
sind,  so  kann  dem  Manchestermann  walirlich  kein  Vorwurf  daraus  gemacht 
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werden,  daß  er  dreißig  Jahre  früher  noch  daran  glaubte,  daß  Kapital  ohne 
Einsicht  niemandem  Gewinn  bringen  könne,  oder  daß  Einsicht  auch  ohne 
Kapital  leicht  zu  großem  Gewinn  gelangen  könne. 

Viel  schärfer  zugespitzt  als  in  dieser  Abhandlung,  in  der  Prince -Smith 
der  Rede  Schweizers  fast  Satz  für  Satz  nachgeht,  kommen  die  Gegensätze  in 
einer  folgenden  Polemik  zum  Ausdruck.  Herr  v.  Schweizer  hatte  gegen  Ende 
des  Jahres  1870  in  dem  Berliner  »Sozialdemokrat«  auf  die  Kritik  Prince- 
Smiths  geantwortet,  was  diesen  veranlaßte,  ihm  an  der  gleichen  Stelle  zu 
erwidern.  Schweizer  hatte  als  die  »breite  und  eiserne  Grundlage  des  Sozialis- 
mus« in  seiner  Antwort  folgende  Sätze  niedergelegt: 

»Die  Produktion  vollzieht  sich  in  der  Zusammen  Wirkung  von  Kapital 
und  Arbeit. 

»Bei  der  Produktion  entsteht  »Neuwert«.  Das  Kapital  schafft  nicht 
»Neuwert«.  Folglich  kann  entstandener  »Neuwert«  nur  durch  die  Arbeit  ent- 
standen sein. 

»Diesen  »Neuwert«  zieht  die  Kapitalistenklasse  an  sich.  Die  Arbeiter 
sind  also  beraubt.« 

Auf  die  Aufforderung  Schweizers  zur  Gegenäußerung  legt  nun  Prince- 
Smith  seine  Anschauungen  im  »Sozialdemokrat«  vom  15.  Januar  1870  aber- 
mals dar.  Zwischen  Kapital  und  Arbeit  fügt  er  hier  einen  dritten  Produktions- 
faktor, »die  Geschäftsleitung«,  indem  nach  seiner  Meinung  die  Produktion  sich 
vollzieht  in  der  Zusammen  Wirkung  »erstens  derjenigen,  welche  das  Kapital 
erübrigen;  zweitens  derjenigen,  welche  das  Geschäft  einrichten  und  leiten; 
drittens  derjenigen,  welche  arbeiten  unter  Anweisung  und  mit  Hilfe  der  kapi- 
talistischen Einrichtungen.«  Den  »Neuwert«  versteht  Prince -Smith  als  den 
Überschuß  der  Einnahmen  aus  dem  Verkauf  der  Produkte  über  die  Ausgaben 
für  Rohstoff  und  Abnutzungen;  seine  Größe  richte  sich  nach  der  Menge  und 
dem  Verkaufspreis  der  produzierten  Ware.  Nun  führt  ei  seine  uns  bekannte 
Argumentation  ein,  daß  eine  gegebene  Anzahl  von  Arbeitern  mit  Hilfe  des 
Kapitals  mehr  Waren  verfertigt,  als  ohne  kapitalistische  Einrichtungen,  was  nach 
Prince -Smith  wiederum  zur  Folge  hat,  daß  der  vermehrten  Warenmenge  wegen 
das  einzelne  Produkt  billiger  verkauft  werden  müsse.  Immerhin  gibt  er  zu, 
daß  die  Herabsetzung  der  Preise  nicht  notwendig  im  selben  Verhältnis  erfolgen 
müsse,  wie  die  Vermehrung  der  Produkte,  daß  also  ein  größerer  Erlös  übrig 
bleibe.  Von  diesem  »Neuwert«  aber,  so  meint  er,  verdankt  man  dem  Kapital 
unbedingt  denjenigen  Betrag,  um  den  es  den  Erlös  durch  Vermehrung  der 
produzierten  Warenmenge  steigert. 

Nun  kann  aber,  sagt  Prince -Smith,  der  »Neuwert«  bei  Fabriken  mit  gleich 
großem  Kapital  und  gleich  guter  Arbeit  verschieden  sein,  »je  nach  der  bessern 
oder  schlechtem  Geschäftsleitung«  und  dieser  Geschäftsleitung  vindiziert  er  dann 
den  übrigen  Teil  des  »Neuwertes«,  zu  dessen  Schaffung  die  technische  und 
kaufmännische  Leistung  der  Geschäftsleitung  einen  großen  Teil  beitrage.  Zur 
Erklärung  dieser  letzterwähnten  These  braucht  Prince -Smith  sehr  viele  Worte, 
die  alle  den  Mangel  an  Argumenten  verbergen  sollen,  wie  ja  auch  schon  die 
wenigen  vorgebrachten  Argumente  hinlänglich  darüber  unterrichten,  daß  Prince- 
Smith  sich  nur  mit  seinen  alten  Dogmen  abquält  und  tatsächlich  den  doch 
auch  keineswegs  einwandfreien  Thesen  Schweizers  gegenüber  völlig  ratlos  ist. 
So  hat  es  Schweizer  nicht  schwer,  Prince -Smith  in  der  Nummer  des  »Sozial- 
demokrat« vom  27.  Januar  eine  ganze  Reihe  von  Fehlern  nachzuweisen:  Vor 
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allem  betont  er  natürlich,  daß  doch  die  Geschäftsleitung,  die  einen  dritten 
Produktionsfaktor  bilden  sollte,  auch  zur  Arbeit  gehöre,  und  der  Geschäftsleiter 
dafür  sein  Einkommen  beziehe.  Aber  »nicht  der  Arbeitslohn  des  Direktors 
soll  erklärt  werden  (gleichviel  wer  dirigiert),  sondern  der  hiernach  verbleibende 
Kapitalgewinn  des  Kapitalisten.«  Nur  ganz  andeutungsweise  war  von  Prince- 
Smith  das  Risiko  erwähnt  worden.  Schweizer  vertieft  diese  Andeutung  und 
erklärt  die  Ursache,  warum  von  zwei  gleichen  Geschäften  ceteris  paribus  das 
eine  zugrunde  gehe  und  das  andere  glänzend  floriere,  aus  der  Lassalleschen 
Theorie  der  gesellschaftlichen  Zusammenhänge.  x\uch  weiter  folgt  er  Lassalle, 
wenn  er  nachzuweisen  sucht,  daß  zwar  der  einzelne  Unternehmer  zweifellos 
ein  großes  Risiko  trage,  daß  aber  bei  dem  Steigen  des  Nationalreichtums,  »trotz 
des  ungeheuren  persönlichen  Verbrauchs  der  besitzenden  Klasse«  »im  Großen 
kein  Risiko«  vorhanden  sein  könne.  Die  Kapitalistenklasse  als  Inhaberin  der 
Produktion  überlasse  der  Arbeiterklasse  im  Lohnfonds  soviel,  daß  diese  gerade 
fortexistieren  könne.  Ob  dann  bei  der  Verteilung  des  Überschusses  mancher 
»bei  dem  damit  verbundenen  Konkurrenzspiel«  mehr  oder  weniger  erhalte,  das 
sei  eine  für  den  Arbeiter  ganz  gleichgültige  Sache.  Und  wenn  Prince-Smith 
ausführte,  daß  niemand,  der  Kapital  habe,  zu  bewegen  sei,  dasselbe  unentgelt- 
lich zur  Benutzung  herzugeben,  so  hat  er  natürlich  damit  gerade  das  gesagt, 
worauf  es  Schweizer  ankommt,  der  denn  auch  dieses  Zugeständnis  gleich  vor 
seinen  Lesern  gehörig  ausnützt :  »Sehr  wahr !  Da  man  einmal  als  Kapitalist 
fremden  Arbeitsertrag  an  sich  ziehen  kann,  wird  einer,  der  Kapital  hat,  d.  h. 
die  Grundlage  dieser  Ausbeutung  besitzt,  dasselbe  nicht  an  einen  andern  geben, 
ohne  sich  einen  Anteil  am  Ausbeutungsergebnis  zu  sichern  (Zins).  Aber  das 
ist  ja  gerade,  was  wir  konstatieren  wollten:  daß  das  Kapital  den  Wert,  den 
die  Arbeit  erzeugt,  an  sich  zieht.«  Natürlich  werde  die  Kapitalistenklasse 
den  Löwenanteil  für  sich  nehmen.  »Aber  daß  eine  solche  Klasse  existiert  — 
das  ist  eben  der  ungeheure  Krebsschaden,  der  nur  auf  Grund  voran- 
gegangener Ausbeutung  möglich  ist.«  Das  Kapital,  welches  in  diesem 
Jahre  die  Arbeiter  für  den  Kapitalisten  erzeugen,  tritt  ihnen  im  nächsten  Jahre 
als  fremdes  Besitztum  ihres  Herrn  wieder  entgegen.  »So  wird  die  Ausbeutung 
von  heute  Grundlage  der  Ausbeutung  von  morgen.« 

■  Prince-Smith  hat  darauf  am  ig.  Februar  noch  einmal  geantwortet;  aber 
statt  die  Verschiedenheit  des  Schweizerschen  Standpunktes  und  des  seinigen 
zu  beleuchten,  erkennt  er  diese  anscheinend  gar  nicht,  sondern  versucht,  in 
unwesentlichen  Dingen  recht  zu.  behalten  und  meint  z.  B.  etwas  gegen 
Schweizer  bewiesen  zu  haben,  wenn  er  der  »Leistung«  wirtschaftliche  Geltung 
zuspricht  und  Behauptungen  aufstellt  wie  diese,  daß  auch  »durch  Anstrengung 
des  Willens  wirtschaftliche  Leistungen«  geschehen,  und  daß  das  Ansammeln 
und  Zusammenhalten  von  Kapital  durch  eine  Willensanstrengung  bewirkt  wird, 
deren  verhältnismäßig  wenige  fähig  sind  —  Bastiat  in  deutscher  Ausgabe. 

Schweizer  antwortete  darauf  zunächst  nicht,  weil  er  in  Wahlangelegen- 
heiten verreist  war,  wie  die  Redaktion  des  »Sozialdemokrat«  mitteilte;  aber  die 
Antwort  blieb  überhaupt  aus,  und  so  mochte  Prince-Smith  sich  wohl  für  den 
Sieger  in  diesem  Streit  halten,  obwohl  er  doch  gerade  hier  die  ganze  Schwäche 
seines  Dogmatismus  gezeigt  hatte,  der  ihm  geradezu  verbot,  auch  nur  hypo- 
thetisch dem  andern  auf  seinen  Standpunkt  zu  folgen,  wie  auch  die  Begrenzt- 
heit der  paar  sogenannten  Grundbegriffe,  mit  denen  er  fortwährend  herum- 
operiert und  die  doch  nur  kümmerlich  ausreichen,  soviel  er  sie  auch  hin  und  herdreht. 
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Wie  schon  oben  betont  wurde,  lag  Prince- Smiths  ganze  Tätigkeit  eben 
darin,  daß  er  aus  einigen  wenigen  »wirtschaftlichen  Naturgesetzen«  alle  Bedürf- 
nisse seiner  Volkswirtschaftslehre  bestritt:  Der  Staat  hat  nur  für  die  Produktion 
der  Sicherheit  zu  sorgen  und  im  übrigen  sich  jeden  Eingriffs  in  das  freie  Spiel 
der  wirtschaftlichen  Kräfte  zu  enthalten,  das  er  mit  seiner  täppischen  Hand 
nur  stören  könnte.  Bei  freiem  Wettbewerb  auf  allen  Gebieten  werden  alle 
am  besten  gedeihen,  denn  alle  Interessen  harmonieren  miteinander.  Die 
Kapitalisten  müssen  absolut  freie  Hand  haben  und  die  Arbeiter  auch,  — 
dann  gibt  es  keine  »Arbeiterfrage«  und  keine  »soziale  Frage« ;  die  Staaten 
müssen  allgemein  den  Freihandel  zum  obersten  Wirtschaftsprinzip  erheben, 
dann  fügt  die  Abschaffung  aller  internationalen  Monopole  —  so  schreibt  er  in 
seiner  Schrift  »Über  die  englische  Tarifreform«  (25)  —  die  Völker  »zu  einem 
internationalen  Vereine,  sichert  den  Weltfrieden,  stürzt  die  Militärherrschaft, 
ermöglicht  allgemein  die  bürgerliche  Freiheit.«  —  — 

Bei  all  dieser  starren  Ideologie  hat  Prince-Smith  fast  stets  die  Klugheit 
besessen,  sich  nie  auf  den  für  ihn  so  außerordentlich  schlüpfrigen  Boden  der 
speziell  theoretischen  Polemik  zu  begeben  —  mit  der  einzigen  Ausnahme  des 
angeführten  Falles  Schweizer.  Nirgends  finden  wir  bei  ihm  eine  Kritik  der 
Theorien  Marx'  oder  Lassalles  mit  Bezugnahme  auf  diese,  obwohl  deren 
Schriften  ihm  sicher  bekannt  waren ;  ja,  wo  er  gegen  das  eiserne  Lohngesetz 
sich  wendet,  nennt  er  weder  Ricardo  noch  Lassalle,  wie  er  überhaupt  äußerst 
selten  einen  andern  Theoretiker  zitiert.  Er  ist  der  selbstbewußt  stolze  Self- 
made-man  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre  zu  Beginn  der  zweiten  Hälfte 
des  IQ.  Jahrhunderts,  und  wenigstens  zwei  Jahrzehnte  hindurch  der  fast  unbe- 
strittene Führer  der  deutschen  Volkswirte.  Durch  seine  Selbstherrlichkeit  ist 
Prince-Smith  wenigstens  davor  bewahrt  geblieben,  Urteile  über  die  sozialisti- 
schen Theoretiker,  speziell  über  Marx  und  Lassalle  abzugeben,  wie  es  seine 
gelehrigen  Schüler  später  allzu  reichlich  getan  haben,  die  sich  in  Beschimpfungen 
aller  Andersdenkenden  überboten  und  Schutzzöllner  und  Sozialisten  gleicher- 
weise ziemlich  unverblümt  für  Ignoranten  erklärten.  So  wenn  Dr.  Wiß,  der 
Nachfolger  Fauchers  als  Herausgeber  der  »Vierteljahrsschrift  für  V.,  P.  und 
K.-G.«, (26)  einmal  schreibt:  »Wenn  man  nur  einen  Augenblick  über  das  Spiel 
dieser  ursächlichen  Beziehungen  und  ihrer  Wirkungen  nachdenkt«  —  nämlich 
der  epochalen  Entdeckung,  daß  man  für  die  gleiche  Lohnsumme  bei  niedrigen 
Preisen  mehr  kaufen  kann  als  bei  hohen!  —  »so  erscheint  nichts  geistloser 
als  die  Deduktionen  des  so  oft  als  geistreich  auf  gepufften  Sozialistenführers 
Marx,  wenn  er  in  seinem  Werke  über  das  Kapital  den  Wert  nach  der  Arbeits- 
zeit bestimmt.  Freilich,  er  hat  eine  gute  Folie,  seine  Nachbeter  smd  noch 
geistloser  — «  oder  an  anderer  Stelle:  »Wie  mag  sich  wohl  Marx,  wenn  man 
ihn  ernsthaft  nehmen  will,  das  Zusammenarbeiten  in  seinen  National-Arbeits- 
zuchthäusern  vorstellen  ?«  Wenn  man  mit  solchen  Stellen,  die  man  aus  der 
manchesterlichen  Literatur  der  siebziger  und  achtziger  Jahre  hundertweise 
häufen  könnte,  die  Beurteilung  vergleicht,  die  den  sozialistischen  Theorien  von 
nicht -liberalen  Denkern  zuteil  wurde,  so  muß  man  zu  dem  Schluß  kommen, 
daß  der  Sozialismus  damals  keinen  schärferen,  ja  erbitterteren  Gegner  hatte, 
als  die  bürgerlich-liberale  Ideologie  des  Manchestertums. 

Wir  werden  weiter  unten  zeigen,  wie  die  Sozialisten  ihrerseits  sich  zu 
den  Dogmen  der  liberalen  Volkswirte  stellten,  wollen  vorher  aber  doch, 
damit  man  uns  nicht  voreingenommene  Einseitigkeit  vorwerfen  könne,  noch 
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kurz  die  Stellungnahme  einiger  Gesinnungsgenossen  und  Jünger  Prince-Smiths 
betrachten. 

War  Prince-Smith  der  hauptsächliche  oder  sogar  der  einzige  »Theore- 
tiker« des  Manchestertums,  so  war  er  praktisch  fast  ausschließlich  in  organi- 
satorischer Richtung  tätig,  trat  dagegen  in  den  Verhandlungen  des  »Kongresses 
Deutscher  Volkswirte«,  wie  v^ir  sahen,  nur  in  bescheidenem  Maße  hervor. 
Abgesehen  von  der  Münz-  und  Währungsfrage  und  einigen  freihändlerischen 
Referaten  hat  er  aber  speziell  zu  der  uns  hier  beschäftigenden  Frage  auf  dem 
Kongreß  noch  das  Wort  ergreifen  wollen,  indem  er  bei  dem  dreizehnten 
Kongreß,  der  1872  nach  Danzig  einberufen  wurde,  einen  Antrag  einbrachte, 
der  indes  nicht  verhandelt  wurde,  da  Prince-Smith  wegen  schwerer  Krankheit 
noch  vor  Beginn  des  Kongresses  hatte  aus  Danzig  abreisen  müssen.  Zwei 
Jahre  später  ist  er  dann  gestorben,  und  so  ist  jener  Antrag  eigentlich  das 
letzte  Dokument  Prince-Smiths  zu  unserra  Thema,  weshalb  wir  ihn  im  Wort- 
laut hierhersetzen: 

» In  Erwägung : 

Daß  der  Arbeitslohn  wesentlich  den  Zweck  hat,  dem  Arbeiter  für 
sein  Mitwirken  bei  der  Herstellung  eines  Produktes  einen  vereinbarten 
bestimmten  Entgelt  vorweg  zu  sichern  —  unabhängig  von  dem  Ver- 
hältnis des  spätem  Erlöses  zu  den  Herstellungsausgaben  — ,  ihn  also 
unabhängig  zu  stellen  von  dem  ev.  Geschäftsüberschuß ; 

daß  bei  verschiedenen  Geschäftsunternehmungen  das  Verhältnis 
zwischen  Überschuß  und  Arbeiterzahl  ganz  verschieden  ist;  —  wes- 
halb bei  dem  Versuch  einer  sogenannten  Tantiemelöhnung  für  jeden 
einzelnen  Fall  ein  besonderer  Prozentsatz  geboten  und  angenommen 
werden  müßte,  man  mithin  immer  noch  einen  unter  Nachfrage  und 
Angebot  zu  vereinbarenden,  aber  bloß  schwankend  gewordenen  Lohn  hätte ; 

erklärt  der  Kongreß,   daß  die  Größe  des  Überschusses  bei  einem 
Geschäft  gar  keinen  Maßstab  abgeben  könne  für  die  Löhne  der  dabei 
beschäftigten  Arbeiter.  —  Der  Kongreß  erachtet  daher  für  geboten, 
im  allseitigen  Interesse,  daß  die  Arbeiter,  insofern  sie  durch  besondere 
Sorgfalt  die  Produkte  im  Verhältnis  zum  Aufwände  mehren  oder  ver- 
bessern, dafür  auch  besondere  Lohnzuschläge  erhalten  in  Gestalt  von 
bestimmten  ausgesetzten  Prämien.« 
Wir  sehen,  daß  Prince-Smith  sich  treu  geblieben  ist.    Nach  wie  vor  ver- 
tritt er  die  Auffassung^,  daß  der  Arbeitslohn  ein  fester  sein  müsse,  ohne  Rück- 
sieht  auf  den  Gang   des  Geschäftes;    dagegen  will   er   die  Leistungsfähigkeit 
durch  Prämien  anspornen,  wie  denn  überhaupt  der  Gedanke  der  Prämie  für 
besondere  Leistungen  von  den  Freihändlern  häufig  vorgebracht  wird,  natürlich 
nur,  wo  die  Prämie  nicht  hindernd  in  die  »freie  Konkurrenz«  eingreift.  Um 
die  Frage  der  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  gruppiert  sich  das  wesentliche 
Interesse  der  Freihändler,  soweit  sie  anerkennen,  daß  die  Lage  der  Arbeiter 
auf  irgend  eine  Weise  gehoben  werden  müsse.    Aber  wie  wenig  diese  Frage 
in  den  ganzen  Zusammenhang  des  freihändlerischen  Denkens  paßte,  zeigt  sich 
darin,  daß  —  wie  bei  keiner  anderen  Frage  von  prinzipieller  Bedeutung!  — 
hier  ein  völlig  diffuses  Auseinandergehen  der  Meinungen  eintritt.  So 
hatte  auf  dem  achten  Kongreß  in  Nürnberg  (1865)  Otto  Wolff  sich  von  der 
Übertragung   des  Tantiemesystems   auf  alle  Arbeiter  die  volle   Garantie  des 
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gesellschaftlichen  Friedens  versprochen,  während  nun  auf  dem  13.  Kongreß 
außer  dem  Antrag  Prince- Smith  noch  ein  Antrag  Oppenheim  eingebracht  war, 
der  alle  bis  jetzt  bekannten  Methoden  der  Gewinnbeteiligung  in  Bausch  und 
Bogen  verdammte,  in  dem  er  sie  für  völlig  ungeeignet  erklärt,  »das  sogenannte 
Verhältnis  von  Kapital  und  Arbeit«  wesentlich  zu  modifizieren. 

Viktor  Böhmert,  einer  der  Hauptpraktiker  des  Kongresses  deutscher  Volks- 
wirte, hat  seine  theoretischen  Studien  zum  großen  Teil  dieser  Frage  gewidmet 
und  sie  in  einem  zweibändigen  Werk  (27)  eingehend  untersucht.  Er  befürwortet 
die  Gewinnbeteiligung  aus  einem  Gesichtspunkt,  auf  den  schon  Prince -Smith 
hingewiesen  hatte,  der  ihn  aber  nicht  hatte  zur  Annahme  des  Prinzips  bewegen 
können,  sondern  ihn  veranlaßte,  seinen  Prämienantrag  zu  stellen.  Durch  die 
Beteiligung  am  Gewinn,  meint  Böhmert,  werde  das  Interesse  des  Arbeiters  an 
einer  qualitativ  bessern  (ev.  bei  Zeitlohn  auch  quantitativ  größeren)  Arbeitsleistung 
erhöht,  so  daß  also  der  Unternehmer  in  seinem  eigenen  Interesse  handele,  wenn 
er  seine  Arbeiter  am  Gewinn  beteilige.  Auch  im  Interesse  der  ökonomischen 
und  geistigen  Hebung  der  Arbeiterklasse,  sowie  aus  Pflicht-  und  Verantwortlich- 
keitsgefühl, als  auch  um  den  Sinn  für  Selbständigkeit  bei  den  Arbeitern  lebendig 
zu  machen,  liege  es,  wenn  der  Kapitalist  seine  Arbeiter  zu  Mitteilhabern  seines 
Gewinnes  mache.  Vor  allen  Dingen  legt  Böhmert  auch  auf  die  rein  mensch- 
lichen und  kulturellen  Folgen  eines  solchen  Arbeitsverhältnisses  großen  Wert,  das 
herzustellen  aber  natürlich  durchaus  dem  eigenen  Ermessen  des  einzelnen  Unter- 
nehmers überlassen  bleiben  müsse,  weil  es  ja  kein  Universalheilmittel  für  die 
Arbeiterfrage  sei,  sondern  nur  ein  Mittel,  das  hier  und  da  vielleicht  mit  großem 
Erfolge  angewendet  werden  könne.  Aber  auch  über  die  Art  der  Anwendung 
läßt  Böhmert  die  Frage  völlig  offen,  hält  es  jedoch  für  am  besten,  wenn  die 
Gewinnanteile  nicht  sofort  ausgezahlt,  sondern  zinstragend  angelegt  und  als  Pen- 
sionen, Witwen-  und  Waisenunterstützungen  usw.  zur  Auszahlung  gelangen.  — 
Eine  davon  ganz  verschiedene  Auffassung  der  Frage  der  Gewinnbeteiligung 
finden  wir  dann,  fast  ein  Jahrzehnt  später,  in  der  Vierteljahrsschrift,  in  der 
V.  Huber- Liebenau  (28)  sich  ganz  begeistert  für  das  System  der  Gewinn- 
beteiligung ausspricht,  das  die  sicherste  Verhütungsmaßregel  von  Streiks  sei, 
und  außerdem  eine  solche  Menge  gesellschaftlicher  Vorteile  in  sich  berge,  daß 
seine  allgemeine  Einführung  sicher  nicht  mehr  lange  dauern  könne. 

An  anderer  Stelle  des  gleichen  Jahrganges  der  Vierteljahrsschrift  bricht 
in  einem  Artikel  des  ständigen  Pariser  Mitarbeiters  der  Vierteljahrsschrift,  {29) 
Maurice  Block,  der  unverfälschte  Manchesterstandpunkt  klar  hervor.  Block 
verteidigt  durchaus  die  allgemeine  Abneigung  der  Unternehmer  gegen  das 
System  der  Gewinnbeteiligung,  das  höchst  unlogisch  und  ungerecht  sei.  Wer 
am  Gewinn  beteiligt  sein  wolle,  müsse  auch  den  Verlust  mittragen. 
Die  allgemeinen  Vorteile  sind  ihm  höchst  zweifelhafter  und  unsicherer  Art. 
Außerdem  aber  sei  gar  nicht  die  Arbeit  der  den  Gewinn  schaffende  Faktor, 
sondern  die  Verkaufstätigkeit,  die  der  Arbeiter  nicht  besorge.  Durch  die  not- 
wendige Feststellung  des  Gewinnanteiles  durch  den  Unternehmer  bei  Abschluß 
seiner  Rechnungen  werde  nur  Mißtrauen  bei  den  Arbeitern  gesät  werden.  Daß 
die  Arbeiter  an  der  Feststellung  doch  etwa  durch  einen  Vertreter  oder  einen 
Ausschuß  teilnehmen  könnten,  ist  für  Block  ein  ganz  undenkbarer  Gedanke, 
und  so  verwirft  er  die  Gewinnbeteiligung  ganz  und  will  höchstens  mit  Prämien 
im  Sinne  Prince  -  Smiths  einverstanden  sein,  von  denen  er  sich  aber  auch  nicht 
viel  verspricht.    Die  Mehrheit  der  Manchestermänner  teilte  jedenfalls  durchaus 
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den  Standpunkt  Prince- Smiths  und  Blocks,  was  u.  a.  schon  daraus  hervorgeht, 
daß  noch  in  den  letzt  vergangenen  Jahren  der  freisinnige  Abgeordnete  Freese,  (30) 
der  in  seinen  Fabriken  das  konstitutionelle  System  mit  Gewinnbeteiligung  der 
Arbeiter  eingeführt  hatte,  nicht  am  wenigsten  von  seinen  eigenen  Parteigenossen 
Widerspruch  und  leise  Spöttelei  erfuhr,  wie  er  denn  auch  trotz  der  günstigsten 
Erfahrungen  wenig  oder  keine  Nachahmung  gefunden  hat. 

Durch  die  ganze  Behandlung  der  Arbeiterfrage  seitens  der  Freihandels- 
partei zieht  sich  überhaupt  ein  merkwürdiger  Widerspruch.  Einerseits  will  man 
nämlich  den  Arbeiter  stets  als  einen  Menschen  behandelt  wissen,  an  dessen 
geistige  und  sittliche  Kraft  man  das  Recht  habe,  bestimmte  Anforderungen  zu 
stellen,  und  auf  die  man  auch  gewisse  Erwartungen  setzen  dürfe  —  andrer- 
seits behandelt  man  die  Arbeitskraft  durchaus  nur  als  eine  Ware  wie  jede 
andere  auch,  auf  die  das  Naturgesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  rückhaltlos 
und  ohne  jede  Einschränkung  zutreffe.  Dieser  Widerspruch  kommt  am  klar- 
sten zum  Ausdruck  in  der  Stellung  der  Freihandelspartei  zu  weiteren  Spezial- 
fragen des  Arbeitsproblems.  So  sind  z.  B.  alle  Freihändler  darin  einig,  daß 
der  Zeitlohn  zu  verwerfen  und  nur  der  Stücklohn,  die  Akkordarbeit  die  allein 
angemessene  Form  des  Arbeitslohnes  sei.  Und  dafür  wird  z.  T.  eine  höchst 
merkwürdige  Argumentation  ins  Feld  geführt.  Ohne  weiteres  versteht  man, 
daß  Wolff  vom  manchesterlichen  Unternehmerstandpunkt  durch  den  Stücklohn 
ein  höheres  Interesse  des  Arbeiters  provozieren  will  (31);  etwas  komplizierter 
ist  schon  der  Gedankengang  von  Emminghaus  (32),  der  zunächst  auch  das 
Unternehmerinteresse  für  die  Akkordarbeit  geltend  macht,  dann  aber  fortfährt: 
»Die  Zeitlohnarbeit  enthält  ein  entsittlichendes  Element,  weil  sie  oft  von  Unge- 
bildeten, der  Erziehung  Bedürftigen  Leistungen  fordert,  die  nur  von  Gebildeten 
erwartet  werden  können,  und  weil  sie  diese  Leistungen  im  wesentlichen  in  die 
Willkür  der  Arbeiter  stellt.«  Bei  gewissen  Arbeiten  sei  freilich  nur  der  Zeit- 
lohn anwendbar,  doch  könne  »der  Kreis  der  Verrichtungen,  bei  welchen,  ihrer 
Natur  nach,  die  Akkordarbeit  nicht  anwendbar  ist,  durch  Überlegung  und 
Berechnung  ziemlich  eng  gezogen  werden.«  Und  das  sei  das  Wünschenswerte, 
weil  für  den  Zeitlohnarbeiter  ein  hohes  Maß  von  Rechtlichkeit  und  Arbeitslust 
dazu  gehöre,  um  der  Versuchung  zur  Trägheit  und  Leichtfertigkeit  zu  wider- 
stehen, wenn  doch  für  schlechte  Arbeit  derselbe  Lohn  gezahlt  werde,  wie  für 
gute  Arbeit.  (33) 

Noch  mehr  in  ethische  Gewandung,  hinter  der  aber  auch  das  materielle 
Interesse  noch  deutlicher  hervorsieht,  hüllt  sich  Wiß  in  seinem  bei  anderer 
Gelegenheit  bereits  genannten  Artikel  »Arbeitslohn  und  Schutzzoll«.  (34) .  Gewiß 
sei  die  freie  Arbeit  um  Tageslohn  ein  Fortschritt  gegen  die  Sklavenarbeit, 
aber  »auch  der  Tageslohn  freier  Arbeit  schleppt  noch  die  zerbrochene  Kette 
des  Sklaventums  mit  sich.  Die  Arbeit  des  freien  Mannes  ist  nach  seiner 
Leistung  zu  belohnen,  und  diese  erscheint  in  der  Güte  und  Menge  der  Pro- 
dukte unabhängig  davon,  wie  lange  er  daran  gearbeitet  hat.«  Deshalb  sei  die 
einzige  gerechte  Lohnform  der  Stücklohn.  Das  Prinzip  der  Akkordarbeit,  die 
Belohnung  der  individuellen  Leistung,  will  er  überall  durchgeführt  sehen,  und 
da,  wo  die  Akkordarbeit  durchaus  unanwendbar  ist,  in  der  Form  der  Prämie. 
Mit  stolzer  Emphase  ruft  er  aus :  »Wo  aber  nur  die  Schwierigkeit  der  Lösung 
entgegensteht,  sollte  man  nicht  zaudern,  sie  durch  Nachdenken  zu  überwinden; 
denn  es  handelt  sich  um  die  Würde  des  Menschen  und  —  da  produktivere 
Arbeit   das    Nationalvermögen    vermehrt  —   um   die  allgemeine  Wohlfahrt.« 
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Dabei  ahnt  er  offenbar  nicht,  wie  eigenartig  auf  den  Unbefangenen  die 
Zusammenstellung  von  Menschenwürde  und  Erhöhung  des  Kapitalprofites 
durch  Akkordarbeit  wirken  muß !  Denn  er  führt  diese  Erörterung  noch 
weiter,  gibt  ein  recht  anschauliches  aber  sehr  naives  Beispiel  und  deduziert 
dann,  die  rein  mechanische  Weise,  den  Wert  menschlicher  Arbeit  nach  einem 
bestimmten  Zeitmaß  zu  bemessen,  feßle  »auch  die  Freiheit  des  Menschen  an 
dieses  Zeitmaß.«  Mit  dem  Stücklohn  dagegen  werde  der  individuellen  Kraft 
Rechnung  getragen,  der  Arbeiter  »bleibt  bei  der  Arbeit  ein  freier  Mann  und 
ist  nicht  mehr  ein  Sklave  der  Zeit.«  Wir  beobachten  auch  hier  wieder  die 
Neigung  der  Theoretiker  des  Manchestertums,  aus  einer  nach  rein  praktischen 
Gesichtspunkten  zu  entscheidenden  Spezialfrage  ein  Kulturproblem  von  höchster 
Bedeutung  zu  machen,  wenn  es  gerade  so  in  den  freihändlerischen  Gedanken- 
gang paßt  und  —  könnte  ein  Mißtrauischer  hinzufügen:  —  wenn  die  kul- 
turelle Drapierung  in  dem  betreffenden  Falle  das  kapitalistische  Interesse  zu 
verbergen  geeignet  erscheint.  Sei  der  tiefere  Grund  nun  aber  dieser  oder 
jener,  bereitwillig  verzichtet  wird  auf  jede  Beschönigung  eines  Interessenstand- 
punktes, wenn  man  ein  »Naturgesetz«  dahinter  zu  stellen  hat.  Wird  bei  der 
Frage  »Stücklohn  oder  Zeitlohn«  der  Mensch  im  Arbeiter  bis  zum  Über- 
maß zitiert,  wenn  man  auch  im  Grunde  zu  seiner  guten  Veranlagung  wenig 
Vertrauen  zeigt,  so  ist  bei  der  Frage  der  Lohnhöhe  von  alledem  nicht  mehr 
die  Rede.  Wir  sahen,  daß  Prince-Smith,  abgesehen  von  seinem  »goldenen 
Gesetz«,  das  die  Minimalhöhe  des  Lohnes  festlegt,  die  Bestimmungen  der 
realen  Lohnhöhe  durchaus  dem  allgemeinen  Marktgesetz  von  Angebot  und 
Nachfrage  überläßt.  Der  zwölfte  Kongreß  deutscher  Volkswirte  (Lübeck  187  i) 
nahm  ebenfalls  den  von  Prince-Smith  festgelegten  Standpunkt  ein  und  gab 
seinem  festen  Vertrauen  in  jenes  Naturgesetz  auch  noch  dadurch  Ausdruck, 
daß  er  aussprach,  auch  die  Koalitionsfreiheit  oder  andere  Kampfmittel  könnten 
den  Arbeitern  niemals  zu  dem  erhöhten  Lohn  verhelfen,  weshalb  die  Arbeit- 
geber durchaus  nicht  zu  befürchten  hätten,  daß  durch  Streiks  usw.  der  Lohn 
für  die  Dauer  künstlich  erhöht  werden  könnte.  Mit  dieser  Prophezeiung  sind 
die  Freihändler  bekanntlich  arg  im  Unrecht  geblieben,  und  ihre  Theoretiker 
sind  auch  in  der  Frage  des  Normalarbeitstages  ebenso  von  den  Tatsachen 
überholt  worden.  Noch  auf  dem  22.  Kongreß  (Nürnberg  1885),  verwarf  der 
Referent  über  diese  Frage,  Landrat  Baumbach,  prinzipiell  jeden  staatlichen  Ein- 
griff in  den  freien  Arbeitsvertrag,  (35)  ganz  im  Sinne  von  Prince-Smith,  der 
den  Lohnvertrag,  eine  »private  Auseinandersetzung«  nannte,  »in  die  der  Staat 
sich  nicht  einzumischen  hat«.  (36)  Ja,  er  warnt  sogar  vor  der  gesetzlichen  Fest- 
legung eines  Maximalarbeitstages  für  Frauen  und  Kinder  als  vor  einer  falschen 
Humanität,  die  leicht  unersetzlichen  Schaden  bringen  könne,  und  spricht  das 
manchesterlich -klassische  Diktum:  »Überhaupt  ist  der  große  Irrtum  unserer 
Tage  der,  daß  man  mit  Gesetzesparagraphen  die  soziale  Frage  lösen  will!« 

Damit  hat  der  Referent  gleichsam  das  Zauberwort  für  alle  manchester- 
liche Sozialpolitik  ausgesprochen.  Was  auf  dem  Wege  freier  Vereinbarung  ge- 
schehen kann,  mag  geschehen,  aber  mehr  nicht.  So  sprach  sich  z.  B.  die 
Majorität  des  12.  Kongresses  für  die  Koalitionsfreiheit  aus,  und  die  Stellung- 
nahme der  noch  Radikaleren  ging  nur  dahin,  daß  die  Koalitionsfreiheit  nichts 
nütze,  aber  auch  nichts  schade;  für  die  Erkenntnis  der  Ausgleichung  der  Kräfte 
der  beiden  freien  vertragschließenden  Parteien  durch  Koalitionen  der  Arbeiter 
fehlt  den  Freihändlern  offenbar  der  unbefangene  Blick  infolge  ihres  absoluten 
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Glaubens  an  das  Naturgesetz  von  Angebot  und  Nachfrage.  Sogar  ein  sonst 
zu  Konzessionen  geneigter  Freihändler  wie  Viktor  Böhmert(37)  vermag  in 
Arbeiterkoalitionen,  die  ihrerseits  wieder  Arbeitgeberkoalitionen  provozieren,  nur 
eher  eine  soziale  Gefahr,  denn  eine  soziale  Hilfe,  zu  erblicken  und  täuscht  sich 
völlig  über  den  Einfluß,  den  die  Arbeiterkoalitionen  doch  tatsächlich  auf  die 
praktische  Gestaltung  der  Lohnfrage  ausübten  und  ausüben. 

So  sehen  wir,  daß  die  Bahnen  des  Meisters  und  Führers,  Prince  -  Smiths, 
nirgends  wesentlich  verlassen  werden.  Seine  Theorie  ist  die  Theorie  des 
Manchestertums,  und  wenn  in  irgend  einer  praktischen  Frage  wirklich  einmal 
um  Haaresbreite  von  der  manchesterlichen  Doktrin  abgegangen  wurde,  so 
geschah  es  »unter  dem  Druck  der  späteren  Verhältnisse«.  (38)  Im  allgemeinen 
blieb  es  bei  der  Heiligkeit  und  Untastbarkeit  des  Dogmas.  Und  wenn  Som- 
bart(39)  schreibt:  »Es  fehlte  jedes  Verständnis  in  den  Köpfen  der  liberalen 
Volkswirte  jener  Zeit  für  die  Forderungen  und  Bewegungen  des  Proletariats. 
So  mitleiderregende  Schriften  über  die  sogenannte  Arbeiterfrage,  wie  etwa 
die  von  Prince -Smith,  sind  mir  von  angesehenen  Schriftstellern  in  anderen 
Ländern  nicht  bekannt«  —  so  werden  wir  dieses  Urteil  zwar  sehr  hart  nennen 
dürfen,  insofern  es  allzu  wenig  die  Tatsache  berücksichtigt,  daß  gerade  in 
Deutschland  die  Freihandelspartei  sich  ganz  unvermittelt  vor  drängende  soziale 
Probleme  und  gegen  Meister  sozialer  Theoretik  gestellt  sah,  aber  daß  es  zu- 
treffend ist,  müssen  wir  nach  unserer  Untersuchung  bestätigen. 

Indem  wir  nun  noch  daran  gehen,  kurz  die  Stellung  zu  beleuchten,  die 
von  den  Vertretern  jener  von  den  Freihändlern  am  heftigsten  befehdeten  sozialen 
Theorie,  den  Sozialisten,  gegenüber  dem  Manchestertum  eingenommen  wurde, 
glauben  wir,  die  zweckmäßigste  Ergänzung  unserer  bisherigen  Darstellung  zu  geben. 

Bekanntlich  war  die  erste  Reaktion  der  einsetzenden  Arbeiterbewegung 
auf  die  Freihandelsagitation  die,  daß  man  in  letzterer  einen  neuen  Schwindel 
zur  Ausbeutung  der  Arbeiter  sah,  und  man  kann  sagen,  daß  diese  Auffassung 
den  Grundton  abgibt  für  das  ganze  Verhalten  der  Sozialisten  zu  den  Frei- 
händlern bis  zum  Absterben  der  alten  Manchesterschule  als  Partei,  bis  in  die 
siebziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts. 

»Laßt  euch  von  den  bürgerlichen  Parteien  nicht  wieder  beschwindeln«, 
rief  in  England  einst  ein  Chartistenredner  aus,  (40)  »sie  wollen  den  Widerruf 
der  Korngesetze  nicht  in  eurem  Interesse,  sondern  in  ihrem  eigenen.  Sie  rufen: 
Billiges  Brot!  aber  sie  meinen:  Niedrige  Löhne!«  Das  ist  denn  das  Haupt- 
argument der  Sozialisten  gegen  den  Freihandel  geblieben,  um  das  herum  in- 
zwischen eine  ganze  Literatur  entstanden  ist. 

Der  erste  Sozialist,  der  den  deutschen  Freihändlern  offiziell  entgegentrat, 
war  Rittinghausen ,  der  auf  dem  ersten  internationalen  Freihandelskongreß  in 
Brüssel,  im  Jahre  1847,  sich  offen  als  Schutzzöllner  bekannte,  und  den  Prince- 
Smith  mit  einem  seiner  stets  paraten  Freihandelsargumente  damals  noch  unter 
allgemeinem  Gelächter  und  anhaltendem  Beifall  ein  wenig  ironisch  abfertigte. 
Mit  stärkeren  Waffen  als  Rittinghausen  traten  dann  vor  allem  Marx,  aber  auch 
Engels  und  Lassalle  gegen  den  Freihandel  auf.  Uns  interessiert  an  dieser 
Stelle  wesentlich  nur  ihre  Auffassung  von  dem  unmittelbaren  Verhältnis  des 
Freihandels  zur  Frage  des  Arbeitslohnes  usw.  Da  ist  es  vor  allem  die  ausschließ- 
liche Betonung  des  Konsumentenstandpunktes,  die  von  den  Sozialisten  den 
Manchestermännern  zum  Vorwurf  gemacht  wird.  Mit  der  Hervorkehrung  des 
Nutzens  des  Freihandels  für  den  Konsumenten  sucht  man  —  so  sagen  sie  — 
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die  Arbeiter  darüber  hinwegzutäuschen,  daß  sie  mindestens  ebenso  sehr  als 
Produzenten  wie  als  Konsumenten  interessiert  sind,  da  sie  von  dem  von  den 
Freihändlern  in  Aussicht  gestellten  Sinken  der  Preise  gar  keinen  Vorteil  haben, 
weil  notwendigerweise  auch  die  Löhne  sinken  müssen.  In  dieser  Hinsicht  be- 
deuten höhere  oder  niedrigere  Preise  für  die  Arbeiter  nur  das  Rechnen  mit 
größeren  oder  kleineren  Zahlen,  da  höhere  Preise  auch  konform  gehen  mit 
höheren  Löhnen.  Weit  eher  noch  sind  die  Arbeiter  eben  an  höheren  Preisen, 
also  als  Produzenten  interessiert,  weil  diese  ein  Blühen  der  Industrie  bedeuten, 
^Iso  das  Vorhandensein  von  reichlicher  Arbeitsgelegenheit,  die  bei  sinkenden 
Preisen  keineswegs  garantiert  ist.  Schließlich  aber  sei  —  und  da  spricht  aus 
den  Sozialisten  das  damals  noch  herrschende  Ricardo -Lassallesche  Lohn- 
gesetz —  für  die  Arbeiter  die  ganze  Frage  des  Freihandels  überhaupt  gleich- 
gültig. Wie  in  neuerer  Zeit  ein  sozialistischer  Redner  es  ausdrückte:  Es  könne 
den  Arbeitern  gleich  sein,  ob  sie  freihändlerisch  gebraten  oder  schutzzöllnerisch 
gesotten  würden.  Wie  Engels,  die  Frage  tiefer  erfassend,  einmal  schrieb:  »Den 
klugen  Bourgeois  braucht  es  niemand  zu  sagen,  daß  der  Arbeiter,  herrsche 
nun  das  Schutzzoll-  oder  Freihandels-  oder  ein  aus  beiden  gemischtes  System, 
keinen  höheren  Arbeitslohn  erhält,  als  gerade  zu  seiner  notdürftigsten  Unter- 
haltung hinreicht.  Der  Arbeiter  bekommt  auf  der  einen  wie  auf  der  andern 
Seite  netto  das,  was  er  braucht,  um  als  Arbeitsmaschine  im  Gange  zu  bleiben. 
Dem  Proletarier,  dem  Besitzlosen,  könnte  es  also  dem  Anschein  nach  sehr 
gleichgiltig  sein,  ob  die  Schutz-  oder  Freihandelsmänner  das  entscheidende 
Wort  führen.  Da  aber  .  .  .  die  Bourgeoisie  in  Deutschland  des  Schutzes  gegen 
das  Ausland  bedarf,  um  mit  den  mittelalterlichen  Überresten  einer  Feudal- 
aristokratie ....  aufzuräumen  und  ihr  eigenstes,  innerstes  Wesen  rein  und 
lauter  zur  Entfaltung  zu  bringen,  so  hat  auch  die  arbeitende  Klasse  ein  Interesse 
an  dem,  was  der  Bourgeoisie  zur  ungeschmälerten  Herrschaft  verhilft.«  (41)  Wenn 
also,  was  Engels  damals  —  Mitte  der  vierziger  Jahre  —  bejaht,  zur  Erhaltung 
und  Vergrößerung  der  einheimischen  Industrie  der  Zoll  notwendig  ist,  so  hat 
auch  die  Arbeiterklasse  ein  Interesse  an  der  Einführung  des  Zolles.  Prinzipieller 
noch  ist  die  Stellungnahme  von  Marx,  der  im  internationalen  Freihandel  »die 
kommerzielle  Unterjochung  und  Ausbeutung  der  Bourgeoisklassen  der  ver- 
schiedenen europäischen  Nationen  durch  den  Despoten  des  Weltmarktes,  Eng- 
land«, (42)  erblickt,  und  der  in  der  »Neuen  Rheinischen  Zeitung«  (43)  sich 
folgendermaßen  gegen  die  damals  das  Manchestertum  vertretende  »Kölnische 
Zeitung«  wandte:  »Die  brave  »Kölnische  Zeitung«  kennt  kein  anderes  Monopol, 
als  das  des  Zolles,  d.  h.  das  Monopol,  das  nur  scheinbar  auf  die  Arbeiter, 
in  Wirklichkeit  aber  auf  die  Bourgeoisie,  auf  alle  diejenigen  Industriellen  drückt, 
die  nicht  von  dem  Zollschutz  profitieren.«  Die  Freihändler  feindeten 
immer  nur  das  eine  Monopol  an,  das  durch  Gesetze  gemacht  sei. 
Aber  das  ohne  und  oft  trotz  Gesetzgebung  existierende  Monopol  des 
'Kapitals  existiere  für  sie  nicht.  Und  doch  drücke  die  Arbeiter  gerade  nur 
dieses  Monopol,  das  immer  mächtiger,  umfassender  und  drohender  werde,  gerade 
in  dem  Maße,  als  jene  kleinen  Lokalmonopole  verschwänden.  »Hebt  die  Mo?io- 
pole  der  deutschen,  französischen,  italienischen  Bourgeoisie  auf,  und  Deutschland, 
Frankreich  und  Italien  sinken  herab  zu  Proletariern  gegenüber  der  alles  absor- 
bierenden englischen  Bourgeoisie.  Den  Druck,  den  der  einzelne  englische  Bourgeois 
ausübt  auf  den  einzelnen  englischen  Proletarier,  denselben  Druck  wird  dann  die 
gesamte  englische  Bourgeoisie  ausüben  über  Deutschland,  Frankreich  und  Italien.« 
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»In  der  Tat,  schließt  Marx,  die  Bourgeoisie  des  Landes  auch  ins  Proletariat  herab- 
drücken, das  ist  ein  Mittel  zur  Ausgleichung  der  Klassengegensätze,  würdig  der 
Kölnischen  Zeitung.«  Über  die  Lohnfrage  aber  sagt  Marx  in  seiner  berühmten 
Rede  über  die  Frage  des  Freihandels  (44) :  »Wenn  alle  Waren  billiger  sind,  so 
wird  die  Arbeit,  (45)  die  auch  eine  Ware  ist,  gleichfalls  im  Preise  sinken  und  .... 
verhältnismäßig  viel  mehr  sinken,  als  alle  andern  Waren.«  Denn,  so  sagt 
Marx  an  einer  späteren  Stelle  derselben  Rede,  »je  mehr  das  Produktionskapital 
anwächst,  desto  mehr  steigert  sich  die  Konkurrenz  unter  den  Arbeitern,  und 
zwar  in  viel  stärkerem  Verhältnis.  Die  Entlohnung  der  Arbeit  nimmt  ab  für 
alle,  und  die  Arbeitslast  vermehrt  sich  für  einige.«  Und  —  immer  prägnanter 
—  fragt  er  dann:  »Was  ist  also  unter  dem  heutigen  Gesellschafts- 
zustand der  Freihandel?«  und  antwortet:  »Die  Freiheit  des  Kapitals.« 
Es  sei  schwer,  die  Anmaßung  der  Freihändler  zu  begreifen,  die  sich  einbilden, 
daß  die  vorteilhaftere  Verwendung  des  Kapitals  den  Gegensatz  zwischen  indu- 
striellen Kapitalisten  und  Lohnarbeitern  verschwinden  machen  würde.  Ganz 
im  Gegenteil  würde  eben  dadurch  der  Gegensatz  dieser  beiden  Klassen  noch 
klarer  zutage  treten.  »Lassen  Sie  sich  nicht  durch  das  abstrakte  Wort  Frei- 
heit imponieren,  ruft  er  aus;  Freiheit  wessen?  Es  bedeutet  die  Freiheit, 
welche  das  Kapital  genießt,  den  Arbeiter  zu  erdrücken.« 

Gleichwohl  will  Marx  natürlich  auch  das  Schutzzollsystem  nicht  verteidigen, 
denn  es  sei  im  allgemeinen  heute  konservativ,  während  das  Freihandelssystem 
zerstörend  wirke.  »Es  zersetzt  die  früheren  Nationalitäten  und  treibt  den 
Gegensatz  zwischen  Proletariat  und  Bourgeoisie  auf  die  Spitze.  Mit  einem 
Wort,  das  System  der  Handelsfreiheit  beschleunigt  die  soziale  Revo- 
lution. Und  nur  in  diesem  revolutionären  Sinne,  meine  Herren  ■ —  so 
schließt  die  Rede  —  stimme  ich  für  den  Freihandel,« 

»Wie  ein  Blitz  beleuchten  diese  letzten  Sätze  unsere  soziale  Lage«, 
bemerkt  Oncken(46)  zu  dieser  Rede  und  fährt  fort:  »Nicht  darum,  weil  der 
Freihandel  die  Lage  der  arbeitenden  Klasse  verbessert,  nein  umgekehrt, 
weil  er  dieselbe  unmittelbar  verschlechtert  .  .  .  .  Nur  darum  ist  Marx  für 
den  Freihandel.«  Wenn  Dietzel  (47)  zu  dieser  treffenden  Auffassung  der 
Marxschen  Rede  bemerkt,  daß  Schippel  (48)  jene  Marxistische  Prognose  ver- 
werfe, welche  angeblich  unsere  soziale  Lage  wie  ein  Blitz  beleuchte,  und  hin- 
zufügt, »ein  erfreulicher  Fortschritt  der  Erkenntnis«,  so  hätte  Dietzel  diesen 
erfreulichen  Fortschritt  schon  konstatieren  können,  wenn  er  die  Onckensche 
Schrift  nur  noch  einige  Sätze  weiter  verfolgt  hätte,  wo  gesagt  ist,  daß  diese 
Marxsche  Verelendungstheorie  heute  fallen  gelassen  sei,  und  daß  Marx,  hätte 
er  diesen  Umschwung  der  Dinge  mitgemacht,  durch  die  Konsequenz  seiner 
Gedankenführung  dahin  gekommen  sein  würde,  die  Schutzzölle  zu  verteidigen. 
Und  wie  richtig  das  ist,  beweist  die  Tatsache,  daß  der  von  Dietzel  heran- 
gezogene Schippel  ja  wirklich  die  Berechtigung  und  die  Notwendigkeit  der 
Schutzzölle  vom  sozialistischen  Standpunkt  aus  nachweist.  Charakteristisch 
genug  ist  die  Stellung  aller  bedeutenderen  Sozialisten  zu  der  Freihandels- 
frage. So  befindet  sich  1870  bei  der  Beratung  der  neuen  Tarifvorlage,  die 
Zollherabsetzungen  forderte,  auf  Seite  der  Schutzzöllner  auch  von  Schweizer, 
der  Nachfolger  Lassalles.  Und  1877  äußerte  sich  der  Sozialdemokrat  Bracke 
bei  der  Erörterung  über  die  Eisenzölle  und  die  französischen  Ausfuhrprämien 
auf  Grund  eines,  wie  Auer  1898  auf  dem  sozialdemokratischen  Parteitag  mit- 
teilte, reiflich  überlegten  Fraktionsbeschlusses:  »Es  handelt  sich  da  (bei  der 
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Einführung  oder  bei  der  Behaltung  von  Schutzzöllen)  mit  um  die  Lage  der 
Arbeiter;  gesetzt  den  Fall,  eine  Industrie  habe  sich  während  des  Bestehens 
eines  Schutzzolles  entwickelt  und  durch  die  Aufgabe  dieses  Zolles  werde  die- 
selbe plötzlich  dem  Auslande  gegenüber  konkurrenzunfähig  gemacht,  so  würde 
das  auch  die  Folge  haben,  daß  eine  große  Zahl  von  Arbeitern  brotlos  würde, 
und  das  können  wir  nicht  wünschen.«  Findet  sich  hier  eine  positive  Partei- 
nahme für  den  Schutzzoll,  so  hat  doch  jedenfalls  die  Sozialdemokratie  früher 
stets  ihren  in  der  Freihandelsfrage  indifferenten  Standpunkt  betont.  So  hat 
noch  auf  dem  sozialdemokratischen  Parteitag  in  Wyden  1880  volle  Überein- 
stimmung geherrscht  mit  dem  Beschluß  des  kurz  zuvor  abgehaltenen  Inter- 
nationalen Sozialistenkongresses  in  Genf,  der  diese  ganze  Frage  als  eine 
»interne  Angelegenheit  der  bürgerlichen  Parteien«  erklärte.  Gleichwohl  hat 
aber  die  Sozialdemokratie  in  der  Ende  der  siebziger  Jahre  einsetzenden 
Schutzzollperiode  diesen  Standpunkt  nicht  lange  festhalten  können.  Das  Kon- 
sumenteninteresse an  billigen  Preisen,  das  bei  den  zahlreich  zur  Sozialdemo- 
kratie übergegangenen  kleinbürgerlichen  Schichten  doch  überwog,  und  das 
infolge  des  noch  immer  selbst  auf  die  sozialdemokratischen  Arbeitermassen 
großen  Einflusses  der  liberalen  Presse  auch  den  Arbeitern  das  leichter  ver- 
ständliche ist,  hat  zu  der  Parteinahme  der  Sozialdemokratie  für  die  liberal- 
freihändlerischen  Bestrebungen  geführt  und  die  Gemeinsamkeit  des  Kampfes 
dieser  beiden  Parteien  mit  an  sich  grundverschiedenen  Tendenzen  geschaffen, 
die  wir  eingangs  konstatierten.  Schippel  schreibt  einmal  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften  (49),  die  Sozialisten  seien  in  ihren  Ansichten  über  die  wirtschafts- 
politischen Rivalitäten  und  Gegensätze  zwischen  den  Völkern  und  über  die 
Möglichkeit,  sie  zu  einer  großen  Harmonie  aufzulösen,  »allesamt  gute  Cob- 
deniten  geblieben«.  Das  ist  unzweifelhaft  richtig,  und  so  haben  wir  die  histo- 
rische Ironie  vor  uns,  die  Sozialisten  schließlich  als  die  Hüter  der 
von  ihnen  einst  so  viel  geschmähten  Ideale  des  Manchestertums 
zu  erblicken.  Freilich  nur  in  bezug  auf  den  freien  Handel.  Aber  auch  das 
kann  naturgemäß  nur  eine  vorübergehende  Erscheinung  sein,  wenn  auch  bei 
einer  Massenpartei  wie  der  Sozialdemokratie  die  Durchdringung  mit  der 
Erkenntnis  eines  lange  festgehaltenen  Irrtums  nie  so  rasch  vor  sich  geht. 
Doch  eben  der  mehrfach  genannte  Schippel,  einer  der  tiefsten  Köpfe  unter 
den  heutigen  sozialistischen  Theoretikern,  Calwer  und  andere  bemühen  sich, 
um  eine  richtigere  Auffassung  der  Freihandelsfrage  bei  ihren  Gesinnungs- 
genossen durchzusetzen,  während  gerade  die  strengen  Marxisten,  und  inner- 
halb des  Revisionismus  der  von  seinem  englischen  Aufenthalt  her  manchesterlich 
beeinflußte  Bernstein,  die  Fahne  des  Freihandels  in  der  Sozialdemokratie  vertreten. 

Aber  auch  außerhalb  der  sozialistischen  Kreise  waren  sich  viele  Leute, 
unter  ihnen  auch  eine  Reihe  von  Mitgliedern  des  Kongresses  Deutscher  Volks- 
wirte, darüber  klar  geworden,  daß  man  mit  dem  Doktrinarismus  der  Frei- 
handelsschule gerade  auf  sozialem  Gebiete  in  eine  Sackgasse  gerate,  aus  der 
es  schließlich  keinen  andern  Ausweg  mehr  geben  könnte  als  die  von  Marx 
vorausgesagte  »soziale  Revolution«.  Deshalb  sammelten  sich  diejenigen,  die 
sich  der  Notwendigkeit  eines  neuen  Weges  bewußt  geworden  waren,  um  einer 
sozialen  Politik  des  Staates  die  Bahn  zu  ebnen.  So  entstand  Anfang  der 
siebziger  Jahre  der  »Verein  für  Sozialpolitik«.  Es  ist  hier  nicht  meine  Auf- 
gabe, die  Verdienste  dieses  Vereines  darzulegen,  auch  nicht,  zu  zeigen, 
warum  der  Verein  so  blutwenig  im  Vergleich  zu  dem,  was  er  leisten  konnte, 
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geleistet  hat;  noch  weniger  ist  hier  der  Ort,  die  Frage  zu  erörtern,  warum 
dieser  Verein  kaum  ein  Jahrzehnt  nach  seiner  Gründung  sein  Ziel  bereits  auf- 
gegeben hatte  und  nur  noch  »die  wissenschaftliche  Forschung  und  die  sach- 
liche Erörterung«  auf  dem  Gebiet  der  sozialen  Frage  sich  zur  Aufgabe  stellte, 
also  aus  einem  sozialpolitischen  sich  in  einen  sozialwissenschaftlichen  Verein 
umwandelte.  Sei  es  nun,  daß  der  Verein  infolge  seiner  professoralen  Ent- 
stehung (50)  und  der  ausschließlichen  Heranziehung  wissenschaftlich  gleichge- 
sinnter  Professoren  —  die  nicht -akademischen  Elemente  im  Verein  traten 
gegenüber  den  Akademikern  stets  zurück  —  allzu  bald  den  Charakter  eines 
Professorenvereins  bestimmter  wissenschaftlicher  Richtung  annahm,  sei  es,  daß 
mit  einem  Verein,  der  es  auf  sozialem  Gebiete  allen  recht  machen  wollte, 
tatsächlich  praktisch  wenig  zu  erreichen  war  —  gleichviel,  der  Verein  für 
Sozialpolitik  (5 1 )  erlangte  praktisch  niemals  entfernt  die  Bedeutung,  die  der 
Kongreß  Deutscher  Volkswirte  (52)  lange  Jahre  hindurch  unbestritten  gehabt  hat. 

Gleichwohl  aber  war  es  eine  berechtigte  Kritik,  die  von  den  Gründern 
des  Verems  für  Sozialpolitik  an  dem  sozialen  Doktrinarismus  der  »Deutschen 
Volkswirtschaftlichen  Agitationspartei«  geübt  wurde,  und  wenn  sie  selbst 
nicht  bald  in  den  entgegengesetzten  Fehler  allzu  großer  Lauheit  und  Unent- 
schlossenheit(53)  verfallen  wären,  so  könnte  die  Freude  an  dieser  Kritik  eine 
ungetrübtere  sein.  In  der  Eröffnungsrede  zur  »Eisenacher  Versammlung  zur 
Besprechung  der  sozialen  Frage«,  die  am  6.  und  7.  Oktober  1872  stattfand, 
führte  Gustav  Schmoller  u.  a.  aus :  »Der  tiefe  Zwiespalt,  der  durch  unsere 
gesellschaftlichen  Zustände  geht,  der  Kampf,  welcher  heute  Unternehmer  und 
Arbeiter,  besitzende  und  unbesitzende  Klassen  trennt,  die  mögliche  Gefahr 
einer  uns  zwar  bis  jetzt  nur  von  ferne,  aber  deutlich  genug  drohenden  sozia- 
len Revolution,  haben  seit  einer  Reihe  von  Jahren  auch  in  weiteren  Kreisen 
Zweifel  erregt,  ob  die  auf  dem  Markt  des  Tages  unbedingt  herrschenden 
volkswirtschaftlichen  Doktrinen,  die  in  dem  volkswirtschaftlichen  Kongreß  ihren 
Ausdruck  fanden,  immer  die  Herrschaft  behalten  werden,  ob  mit  Einführung 
der  Gewerbefreiheit,  mit  der  Beseitigung  der  ganzen  veralteten  mittelalterlichen 
Gewerbegesetzgebung  in  der  Tat  die  vollkommenen  wirtschaftlichen  Zustände 
eintreten  werden,  welche  die  Heißsporne  jener  Richtung  prophezeiten«.  (54) 
Er  skizziert  dann  die  wirtschaftliche  und  politische  Entwicklung,  erwähnt  die 
aus  dem  Arbeiterstande  hervorgehenden  Bildungen,  »von  denen  die  Doktrinäre 
der  Manchesterschule  nur  mit  Achselzucken  oder  Erbitterung  sprachen«  und 
spricht  folgendes  harte  aber  nicht  ungerechte  Urteil  über  diese  »Doktrinäre« 
aus :  »Die  eigentlichen  Führer  aber  verhielten  sich  um  so  schroffer  gegen  alle 
Reformpläne,  die  nicht  unbedingt  mit  ihren  einseitig  doktrinären  Prinzipien  im 
Einklang  waren.  Es  gebe  gar  keine  Arbeiterfrage,  —  so  hieß  es  —  es  sei 
eine  Gedankenverwirrung  oder  demagogische  Hetzerei,  von  einer  solchen  zu 
sprechen;  der  Arbeiterstand  habe  jetzt  alles,  was  er  brauche;  wer  nicht  vor- 
wärts komme,  sei  persönlich  selbst  daran  schuld;  selbst  das  Genossenschafts- 
wesen wurde  von  einzelnen  scheel  angesehen,  die  Beteiligung  des  Arbeiters  am 
Gewinn  wurde  als  ein  Eingriff  in  den  Unternehmergewinn  verurteilt,  di^ 
Gewerkvereine  wurden  angegriffen,  weil  man  neue  Zunftgedanken  in  ihnen 
witterte,  überhaupt  jede  korporative  Gliederung  haßte;  der  Fabrikgesetzgebung, 
dem  Fabrikinspektorate  wurde  so  ziemlich  jede  Berechtigung  für  unsere  deutschen 
Verhältnisse  abgesprochen.  Über  Schiedsgerichte  und  Einigungsämter  hielt  man 
ein  verwerfendes  Ketzergericht  in  der  Berliner  Volkswirtschaftlichen  Gesellschaft. 
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Es  nahm  jetzt  fast  den  Anschein,  als  ob  die  Partei,  die  früher  im  Namen  der 
Menschenrechte  die  Erlösung  der  nicht  privilegierten  Klassen  von  hartem  Drucke 
gefordert,  jetzt  nur  noch  Sinn  und  Interesse  für  den  einseitigen  Klassenstand- 
punkt der  Unternehmer  hätte,  als  ob  sie  unter  volkswirtschaftlicher  Freiheit 
jetzt  nur  noch  Freiheit  für  die  großen  Unternehmer  und  Kapitalbesitzer,  für 
die  großen  Gesellschaften  verstände,  das  Publikum  auszubeuten.«  (55)  Diese 
Kritik  traf  zu  und  weckte  darum  ein  lebhaftes  Echo.  Hatte  bereits  Adolf 
Wagner  in  der  »Rede  über  die  soziale  Frage«,  (56)  die  er  am  12.  Oktober  1871 
in  der  Garnisonkirche  in  Berlin  hielt,  den  »Nebel  des  schön  färbenden  Opti- 
mismus völlig  zerrissen«,  mit  dem  das  zu  ausschließlich  herrschende  Manchester- 
tum  lange  Zeit  alle  Übelstände  verhüllte,  so  war  der  Bann  des  »laissez  faire 
et  laissez  passer«  vollends  gebrochen,  als  infolge  der  Gründerschwindelperiode 
die  allzu  schrankenlose  Freiheit  auf  sozialem  Gebiete  und  in  der  Mitte  der 
siebziger  Jahre  zugleich  auch  das  Grunddogma  des  Manchestertums,  der  Frei- 
handel, von  seinen  bisherigen  Freunden  selbst  angegriffen  und  nicht  lange 
danach  praktisch  verlassen  wurde. 

Der  Zusammenbruch  des  Manchestertums  erfolgte  fast  zur  selben  Zeit, 
als  es  in  der  Handelspolitik  Deutschlands  die  höchste  Höhe  des  Einflusses  und 
der  Macht  erreicht  hatte,  und  daß  er  so  plötzlich  und  beinahe  unvermittelt 
erfolgen  konnte,  dafür  trug  das  Manchestertum  den  Grund  in  sich:  in  seiner 
innerlich  logischen  und  notwendigen,  politisch  aber  gefährlichen  Ausdehnung 
auf  die  soziale  Frage.  Diese  bot  den  ersten  Stein  des  Anstoßes,  und  als  man 
erst  gewöhnt  war,  auf  die  »Manchestermänner«  zu  schimpfen,  da  half  dann 
das  erstarkende  Nationalgefühl,  halfen  wirtschaftliche  und  politische  Umstände 
dem  kosmopolitischen,  mehr  und  mehr  nur  noch  in  den  liberalen  Parteien  ver- 
tretenen Manchestertum  den  Boden  ganz  abzugraben.  Das  Manchestertum 
ist  im  wahrsten  Sinne  des  Wortes  an  sich  selbst  zugrunde  gegangen, 
und  das  war  eine  —  wenn  man  so  sagen  darf  —  historische  Notwendigkeit. 
Denn  die  schroffe  Übertreibung  der  Forderung  absoluter  individueller  Freiheit, 
die  nach  keiner  Seite  hin  zugunsten  der  Gesellschaft  eingeschränkt  werden 
dürfe,  muß  immer  und  überall  entweder  zum  Untergang  der  Gesellschaft  und 
in  die  Anarchie  führen  —  oder  sie  muß  eben  von  der  organisierten  Gesell- 
schaft abgelehnt  werden. 

»Das  Strebensziel  des  Individuums  ist  das  eigene  Glück,  dessen  Er- 
reichung aber  den  Interessen  der  Gesamtheit  unter  Umständen  schnurstracks 
zuwiderlaufen  kann;  das  Strebensziel  der  Gesellschaft  ist  die  Wohlfahrt  aller, 
die  aber  ebenso  häufig  die  Interessen,  ja  sogar  die  berechtigte  Eigenlebigkeit 
einzelner  nicht  blos  empfindlich  stören,  sondern  unter  Umständen  sogar  völlig 
aufheben  kann:  Der  moderne  Staat,  der  Kulturstaat,  stellt  nun  eine 
Synthese  dieser  Gegensätze  dar.« (57)  In  diesen  Worten,  die  gewiß  keine 
ursprüngliche  Abneigung  gegen  den  Individualismus  verraten,  postuliert  Ludwig 
Stein  den  Staat  zur  Harmonisierung  der  Interessengegensätze  zwischen  Indi- 
viduum und  Gesellschaft.  Unsere  Manchesterindividualisten  dagegen,  die  eine 
naturgesetzliche  Harmonie  dieser  Interessen  annehmen,  können  den  Staat, 
der  sich  da  einmengen  will,  natürlich  nur  als  Störenfried  betrachten.  Unbeirrt 
von  allen  sozialen  Erscheinungen,  die  sie  hätten  in  ihrer  Doktrin  wankend 
machen  können,  haben  sie  denn  auch  nie  gezögert,  diese  Konsequenz  ihres 
Dogmas  zu  ziehen  und  prinzipiell  jede  Einmischung  des  Staates  in  das  Wirt- 
schaftsleben abzulehnen. 
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Staat  und  Volkswirtschaft 

Zwei  Gebiete  waren  es  vornehmlich,  auf  denen  sich  diejenige  Anschauung 
entwickelte,  die  wir  als  Manchestertum  bezeichnen:  das  der  Handelspolitik  und 
das  der  sozialen  Frage.  Haben  wir  in  den  vorhergegangenen  Abschnitten 
diese  Hauptprobleme  besprochen,  so  wollen  wir  nunmehr  in  Kürze  zusammen- 
fassen, was  die  Vertreter  dieser  Anschauung  über  den  Zusammenhang  von 
Staats-  und  Wirtschaftsleben  im  allgemeinen  dachten,  und  welche  Konsequenzen 
daraus  gezogen  wurden,  was  also  als  wesentliches  Charakteristikum  des  Man- 
chestertums  zu  gelten  haben  wird. 

Entwickelt  hat  sich  die  Begriffswelt  des  Manchestertums  hauptsächlich  an 
dem  Prinzip  der  Handelsfreiheit,  und  das  Manchestertum  verfiel  der  allgemeinen 
Ächtung,  so  daß  schließlich  niemand  mehr  sein  Vertreter  sein  wollte,  weil  die 
dort  entstandenen  Grundsätze  zu  Dogmen  für  die  allgemeine  Volks- 
wirtschaft gemacht  wurden,  die  bei  der  zunehmenden  Verschärfung  der 
sozialen  Gegensätze  als  brutale  Interessenlehre  des  Kapitalismus  erscheinen 
mußten.  Der  Name  der  Freiheit,  in  dem  sie  auftraten,  vermochte  sie  davor 
nicht  zu  schützen,  im  Gegenteil,  zu  dem  Vorwurf  einer  einseitigen  Klassen- 
doktrin gesellte  sich  noch  der  einer  zynischen  Heuchelei.  Und  so  sicher  vielen 
der  praktischen  Vertreter  des  Manchestertums  mit  beiden  Vorwürfen  nicht 
erheblich  unrecht  geschah,  so  sicher  verdiente  die  Lehre  von  Haus  aus  keinen 
von  beiden! 

Es  ist  bekannt,  daß  der  Begriff  des  Freihandels  in  der  Geschichte  nicht 
immer  den  gleichen  Inhalt  deckte,  (i)  Wenn  man  früher  zwischen  Freihandel, 
Handelsfreiheit  und  freiem  Handel  unterschied,  wenn  man  heute  noch  von 
Freihandel  im  engeren  und  weiteren  Sinne  spricht,  wenn  einige  die  Bezeichnung 
Manchestertum  überhaupt  nicht  gelten  lassen  wollen  und  die  ganze  individua- 
listische Auffassung  in  der  Volkswirtschaftslehre  als  radikalen  Freihandel  be- 
zeichnen, so  war  es  dem  gegenüber  die  Aufgabe  dieser  Abhandlung,  diejenige 
Anschauungsweise  darzustellen,  die  zwar  in  engster  Anlehnung  an  die  Theorien 
über  den  freien  Handel  entstanden  ist,  die  sich  aber  in  ihren  Konsequenzen 
so  weit  von  ihrem  Ausgangspunkt  entfernt,  daß  sie  nicht  mehr  nur  als  frei- 
händlerisch angesprochen  werden  kann.  Zu  ihrer  Bezeichnung  scheint  uns  das 
in  Deutschland  anfangs  als  Spottname  aufgekommene  Wort  »Manchestertum« 
schon  deshalb  sehr  geeignet,  weil  es  die  Erinnerung  an  den  Ursprung  der 
Lehre  wach  erhält  und  auch  durch  die  Wortbildung  bereits  ihren  dogmatischen 
Charakter  andeutet. 
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In  der  englischen  Fabrikstadt,  deren  Name  damit  in  die  Geschichte  der 
Nationalökonomie  eingefügt  wird,  ist  ja  die  Bewegung  begründet  worden,  ohne 
deren  gewaltige  Agitation  und  praktische  Erfolge  es  wohl  auch  in  Deutschland 
niemals  ein  Manchestertum  gegeben  hätte.  Der  Anstoß  und  Aufschwung,  den 
die  Anti-Corn-Law-League  vor  sechzig  Jahren  allen  individualistisch  gerichteten 
wirtschaftlichen  Bestrebungen  gab,  kam  in  Deutschland,  wo  der  Boden  für 
praktische  Erfolge  in  dieser  Richtung  nicht  sehr  günstig  war,  vor  allem  der 
Ausbildung  der  Theorie  zustatten.  Zwar  nicht  so  sehr  einer  wissenschaftlichen 
Theorie  als  vielmehr  einem  Dogma,  das,  wie  wir  sahen,  bereits  Jahrzehnte 
lang  teils  aus  naturrechtlichen  Anschauungen  erwachsen,  teils  infolge  des  Ein- 
flusses der  Schule  Adam  Smiths  existierte. 

Der  Handel  als  die  Grundlage  aller  wirtschaftlichen  Kultur  war  das 
Lieblingskind  all  er  derer,  die  in  der  möglichst  raschen  Steigerung  des  materiellen 
Fortschritts  die  Entwicklung  der  allgemeinen  Menschheitskultur  verbürgt  sahen. 
In  Verbindung  mit  der  Verherrlichung  der  individuellen  Erwerbstätigkeit,  welcher 
der  Handel  zu  dienen  berufen  war,  sahen  wir  deutlich  den  stillen  Einfluß  des 
englischen  Utilitarismus  (besonders  Benthams)  wirksam,  der  die  Freihandelslehre 
zum  Manchestertum  vervollkommnete.  Die  nahen  Beziehungen  der  Doktrin 
zum  Naturrecht  lassen  auch  die  Einbeziehung  der  individualistischen  Staats- 
theorie Wilhelm  v.  Humboldts  (2)  verständlich  erscheinen,  die  freilich  erst  auf  dem 
Umweg  über  Frankreich,  durch  Laboulaye,  und  über  England  ,  durch  Mill  (3), 
in  Deutschland  allgemeiner  bekannt  wurde.  Der  Übersetzer  Mills,  der  Frei- 
händler E.  Pickford,  bemerkt  in  der  Einleitung  zu  seiner  deutschen  Ausgabe, 
Mills  Gesichtskreis  reiche  »noch  weiter  als  die  meisterhaften  Ideen  Wilhelm 
V.  Humboldts«,  eine  Bemerkung,  die  zur  Genüge  beweist,  wie  sehr  sich  die 
Ideen  Humboldts  mit  denen  der  deutschen  Freihändler  deckten,  und  auf 
Humboldts  Staatstheorie  war  ja  auch  das  Wort  vom  Nachtwächterstaat  ur- 
sprünglich gemünzt,  das  später  das  Manchestertum  so  hart  traf. 

Die  Staatsauffassung  des  Manchestertums,  oder  vielmehr  die  Meinung, 
die  das  Manchestertum  über  den  Zusammenhang  von  Staats-  und  Wirtschafts- 
leben, von  Staat  und  Staatsaufgaben  vertrat,  ist  es  ja  recht  eigentlich,  die  dem 
Manchestertum  in  neuerer  Zeit  einen  so  schlechten  Namen  gemacht  hat,  seit 
zum  ersten  Male  bei  der  Diskussion  der  sozialen  Frage  diese  Anschauungen 
praktisch  vertreten  wurden.  Aber  auch  allen  Forderungen  nach  Freiheit  des 
Handels  hatte,  wie  wir  sahen,  diese  selbe  Meinung  bereits  zugrunde  gelegen, 
daß  der  Staat  sich  um  nichts  zu  kümmern  habe,  als  um  die  Aufrechterhaltung 
der  Ordnung.  »Dem  Staate  erkennt  der  Freihandel  keine  andere  Aufgabe  zu, 
als  eben  die  eine :  die  Produktion  von  Sicherheit«,  erklärt  Prince-Smith  (4),  und 
auch  dieses  »Geschäft  der  Sicherheitsproduktion«  muß  der  Staat  natürlich 
»möglichst  wirtschaftlich  einrichten  und  betreiben.«  Keinesfalls  will  der  Frei- 
handel etwas  von  eigentlich  produktiven  Unternehmungen  durch  den  Staat 
wissen,  denn  die  Gewähr  der  Wirtschaftlichkeit  einer  Unternehmung  liegt  nur 
darin,  daß  »die  Leiter  derselben  bei  Strafe  des  Bankrotts  dafür  verantwortlich 
sind,  daß  der  Ertrag  den  Aufwand  übersteige«.  Der  Staat  soll  also  alles  gehen 
lassen,  wie's  Gott  gefällt  —  wir  sahen  bereits  oben,  daß  tatsächlich  die  Gesetze 
des  Freihandels  als  die  Gesetze  Gottes  betrachtet  wurden,  und  werden  noch 
bald  darauf  zurückkommen  müssen. 

Daß  bei  diesem  laisser  faire  et  laisser  passer  nicht  alle  gleich  gut  weg- 
kommen müssen,  daß  also  bei  dieser  Freiheit  auf  die  Gleichheit  von  vornherein 
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zu  verzichten  ist,  wird  bisweilen  mit  einer  an  Zynismus  grenzenden  Offenheit 
zugestanden.  Noch  in  seiner  letzten  Schrift  »Der  Staat  und  der  Volkshaus- 
halt« (5)  führt  Prince-Smith  aus,  es  sei  nur  richtig  und  durchaus  im  Plane  der 
Natur  gelegen,  daß  die  freie  Konkurrenz,  die  zur  Entfaltung  der  Leistungs- 
fähigkeit den  größten  Spielraum  gibt,  auch  zu  größtmöglicher  Ungleichheit  der 
Leistungen  und  also  zu  einer  sehr  ungleichen  Gestaltung  der  Lebenslose  führe. 
Das  ist  aber  nicht  zu  ändern,  denn  bei  dieser  natürlichen  Ungleichheit  der 
Leistungen  ließe  sich  größere  Gleichheit  der  Lebenslose  nur  dadurch  erzwingen, 
»daß  man  denjenigen  wegnehme,  die  mehr  als  das  Durchschnittliche  schaffen, 
um  diejenigen  zu  beschenken,  die  verhältnismäßig  wenig  schaffen.«  (6)  Der 
Erfolg  würde  nur  der  sein,  daß  auch  die  Fähigeren  weniger  schaffen  würden, 
und  »gleiche  Lebenslose,  aber  nur  gleich  dürftige,  wären  auf  diesem  Wege  zu 
erzielen«.  (7)  Bei  allen  Reformplänen  müsse  man  stets  im  Auge  behalten,  daß 
die  »Stützsäule  des  Tempels«  unserer  Kultur  —  die  freie  Konkurrenz  —  nicht 
untergraben  werde,  was  die  notwendige  Folge  jedes  Eingreifens  des  Staates  in 
das  wirtschaftliche  Leben  wäre. 

Deshalb  haben  denn  die  Tempelhüter  der  freien  Konkurrenz  auch  bis 
in  die  neueste  Zeit  hinein  jeden  Schritt  des  Staates  mit  den  argwöhnischsten 
Blicken  verfolgt,  und  waren  immer  bemüht,  dem  Volke  den  naturrechtlichen 
Glauben  beizubringen,  der  Staat  sei  überhaupt  nur  eine  Abmachung  aller  mit 
allen ;  keiner  könne  vom  Staat  etwas  anderes  fordern,  als  Sicherheit,  und  keinem 
habe  der  Staat  etwas  anderes  abzunehmen,  als  einen  Beitrag  zu  den  Unter- 
haltungskosten dieser  Sicherheitsmaschine.  So  schreibt  noch  1878,  also  kurz 
vor  dem  Sturz  des  Manchestertums,  Karl  Braun,  einer  der  ältesten  und  nicht 
immer  radikalsten  Freihändler:  »Es  ist  seltsam,  daß  heutzutage  eine  Menge 
sonst  wohl  unterrichteter  und  aufgeklärter  Menschen  noch  immer  an  diese 
Phantasiegebilde  glaubt,  indem  sie  vorauszusetzen  scheint,  daß  das,  was  sich 
Staat  nennt,  sich  im  Besitz  eines  unerschöpflichen  Beutels  oder  des  Wünsch- 
hütleins des  Fortunatus  befindet,  und  indem  sie  nicht  einsieht,  oder  nicht  ein- 
sehen will,  daß  der  Staat,  wenn  er  geben  will,  vorher  nehmen  muß,  und  daß  er 
keinem  einzelnen  Menschen  in  keinem  Stand  und  keiner  Erwerbsklasse  irgend 
auch  nur  die  geringste  Wohltat  erweisen  kann,  ohne  gleichzeitig  alle  übrigen 
Staatsangehörigen,  alle  übrigen  Stände,  alle  übrigen  Erwerbsklassen  in  demselben 
oder  in  einem  noch  höheren  Grade  stärker  zu  belasten.  Nichts  ist  schädlicher, 
nichts  ist  gefährlicher  als  diese  große  Fiktion,  diese  Spiegelfechterei,  mittels 
deren  sich  jedermann  bemüht,  ohne  Gegenleistung  auf  Kosten  aller  andern  zu 
leben.  Der  Staat  soll  danach  dem  heiligen  Crispinus  gleichen,  welcher  den 
Armen  Schuhe  macht  aus  Leder,  das  er  andern  Leuten  gestohlen.«  (8)  Und 
Theodor  Barth,  der  noch  heute  die  Ideale  des  Manchestertums  verteidigt,  wenn 
er  auch  ihre  letzten  Konsequenzen,  dem  Drange  der  Zeit  folgend,  längst  hat 
aufgeben  müssen,  beklagte  zur  gleichen  Zeit  bereits  den  Verfall  des  individua- 
listischen Gedankens,  der  im  Freihandel  gelebt  hat.  Der  einzelne  Wirtschafter 
sollte  durch  den  Staat  gar  nicht  in  der  Entfaltung  seiner  Kräfte  und  seiner 
Fähigkeiten  beschränkt  werden.  »Dafür  hat  er  aber  auch  vom  Staat  keine 
besonderen  Vergünstigungen  zu  erwarten,  die  Konkurrenz  mit  andern  wird  ihm 
nicht  erleichtert.  Der  Freihandel  sieht  in  dem  wirtschaftlichen  Kampf  ums 
Dasein  sogar  die  eigentliche  Quelle  der  wirtschaftlichen  Fortschritte.  Er  traut 
ferner  dem  Staate  gar  nicht  die  Befähigung  zu,  bei  einer  Einmischung  in  diesen 
Kampf  etwas  Verständiges  zu  leisten.«  (9)     Die  von    den  Verteidigern  der 
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Schutzzölle  vorgebrachten  Argumente  schlössen  sich  würdig  der  sozialistischen 
Unterdrückung  des  Individuums  an;  alles  gehe  auf  eine  Unterordnung  des 
Individuums  unter  den  Staat,  der  als  der  alleinige  Arzt  für  alle  wirtschaftlichen 
Krankheiten  angesehen  werde.  Und  das  Volk  jubele  dieser  neuen  Heilmethode 
zu,  wie  es  in  der  Regel  zu  dem  Arzte  das  meiste  Vertrauen  habe,  der  die 
größten  Dosen  Medizin  holen  lasse  und  die  längsten  Rezepte  schreibe.  Indi- 
viduelle Freiheit  oder  sozialistische  Einmischung,  freie  Entfaltung  aller  wirtschaft- 
lichen Kräfte  oder  gesetzliche  Gängelbänder  —  das  seien  die  Fragen,  die  wieder 
einmal  zur  Entscheidung  ständen.  (lo) 

Von  demselben  Gesichtspunkt  der  Nichteinmischung  des  Staates  in  das 
Wirtschaftsleben,  auch  nicht  in  die  Verhältnisse  der  unteren  unter  den  gegen- 
wärtigen Zuständen  offenbar  leidenden  Klassen,  geht  derselbe  Theodor  Barth 
auch  ein  Jahrzehnt  später  noch  aus  —  so  wenig  hatte  der  völlige  Umschwung 
der  Dinge  das  grundlegende  Dogma  des  Manchestertums  zu  erschütterne 
vermocht!  Die  Zwangsversicherung  der  Arbeiterversicherungsgesetze  ist  ihm 
lediglich  »die  gesetzgeberische  Disposition  über  einen  Teil  der  Einkünfte  des 
Einzelnen  zu  individuellen  Zwecken.«  (i  i)  Es  ist  nicht  von  ausschlaggebender 
Bedeutung,  sagt  er,  ob  diese  Zwecke  gut  oder  weniger  gut  sind.  Das  Wesent- 
liche ist  der  Umstand,  daß  der  Gesetzgeber  vorschreibt,  wie  der  Einzelne  seine 
Einnahmen  für  sich  selbst  zu  verwenden  hat.  Diese  prinzipielle  Frage  ist 
Barth,  so  wie  sie  es  für  Prince-Smith  auch  gewesen  wäre,  die  Hauptsache, 
denn  »ob  er  (der  Gesetzgeber)  anordnet,  daß  so  und  soviel  Prozent  der  Ein- 
nahmen als  Versicherungsprämie  gegen  Krankheit  und  Invalidität  zurückzustellen 
sind,  oder  ob  er  bestimmt,  welcher  Bruchteil  des  Einkommens  für  Essen  und 
Trinken,  für  Kleidung  und  Schuhe,  für  Tabakrauchen  und  Kegelschieben  ver- 
wandt werden  soll,  das  ist  nur  ein  quantitativer,  kein  prinzipieller  Unterschied.« 
Nicht  einmal  die  Frage  der  Notwendigkeit  sei  entscheidend,  denn  rationelle 
Ernährung  würde  doch  eine  wichtigere  Sorge  sein  müssen,  als  die  Versicherung. 
»Daß  man  sich  hier  auf  einem  für  die  individuelle  Freiheit  gefährlichen  Boden 
bewegt«,  ist  für  Barth  eine  nicht  zu  bestreitende  Tatsache.  Praktisch  kann  er 
in  der  ganzen  Versicherungsgesetzgebung  nur  eine  —  noch  dazu  höchst  zweifel- 
hafte —  Reform  der  Armenpflege  erkennen,  und  prinzipiell  ist  sie  ihm  als  ein 
unerlaubter  Staatseingriff  in  das  Wirtschaftsleben,  in  die  persönliche  Freiheit 
geradezu  verwerflich.  Das  ist  nach  Barths  Meinung  die  scheinbare  Sozial- 
reform.   Wie  sieht  die  wirkliche  aus? 

Einige  wenige  Sätze  aus  der  Antwort  Barths  werden  genügen,  um  zu 
zeigen,  was  hier,  im  Jahre  1888,  als  das  Allheilmittel  gegen  soziale  Nöte 
gegeben  wird:  »Je  billiger  eine  Ware  ist,  desto  größer  ist  der  Konsum,  desto 
umfangreicher  also  auch  die  Produktion  und  desto  größer  demnach  auch  die 
Nachfrage  nach  Arbeit.«  —  »Jede  Industrie  sucht  vor  allem  die  Basis  des 
Konsums  zu  verbreitern,  das  Bedürfnis,  das  sie  befriedigen  will,  zu  verall- 
gemeinern, und  deshalb  verbilligt  sie  ihre  Waren  unablässig.  Je  weniger  Hinder- 
nisse man  dieser  Entwicklung  entgegenstellt,  um  so  rascher  wird  sich  der 
wirtschaftliche  Kreislauf  vollziehen,  um  so  schneller  werden  die  Arbeiter  die 
Vorteile  einer  durch  Arbeitsersparnis  ermöglichten  wohlfeileren  Produktion  auch 
ihrerseits  genießen.  Für  die  Gesamtheit  der  Arbeiter  stellt  sich  aus  diesem 
Grunde  der  Niedergang  der  Preise  ihrer  Lebensbedürfnisse  sogar  als  die  vor- 
teilhafteste Form  der  Verbesserung  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  dar.«  (12)  »Alle 
Exkurse  führen,  wie  man  sieht,  immer  wieder  zurück  auf  den  einen  großen 
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Weg  der  Steigerung  der  Produktivität  der  menschlichen  Arbeit  als  denjenigen, 
auf  welchem  eine  große  soziale  Reform  allein  erreichbar  ist.«  Könnten  diese 
Sätze  nicht  vierzig  Jahre  früher  von  Prince  -  Smith  geschrieben  worden  sein  ? 
Der  Freihandel  ist  also  noch  im  Zeitalter  Bismarckscher  Sozialpolitik  die 
»wirkliche  Sozialreform«,  wie  das  Manchestertum  sie  versteht.  Gegen  den 
Staatssozialismus  des  ersten  deutschen  Reichskanzlers  hatte  Theodor  Barth  schon 
einige  Jahre  früher  in  Verbindung  mit  Ludwig  Bamberger  und  Max  Broemel 
in  einer  besonderen  Schrift  (13)  Front  gemacht.  »Sozialpolitik  treiben,  sagt  dort 
Bamberger,  heißt,  ehrlich  gesprochen,  den  Staat  von  seinen  bisherigen,  wesent- 
lich politischen  Aufgaben  zu  dem  Programm  einer  Reihe  sozialistischer  Postulate 
hinüberführen  wollen,  deren  Verwirklichung,  wäre  sie  denkbar,  ihn  von  Grund 
aus  umgestalten  würde.«  Auch  für  Bamberger  ist  das  Maß  der  Ausdehnung 
dieser  Sozialpolitik  durchaus  eine  Frage  von  untergeordneter  Bedeutung,  und 
das  Prinzip  als  solches  ist  es,  das  er  bekämpft;  ja  er  meint  sogar,  daß  die- 
jenigen, die  darin  am  weitesten  gehen,  »den  Vorteil  der  Logik  und  der  schiefen 
Ebene  für  sich  haben.«  Sozialpolitik  erläutert  er  als  sozialistische  Politik,  und 
er  betrachtet  sie  nicht  als  eine  Fortsetzung  der  Armenpflege,  sondern  ganz 
richtig  als  deren  gerades  Gegenteil.  Durch  diese  Invasion  der  sozialistischen 
Ideen  werde  aber,  »wörtlich  nach  Karl  Marx«,  dem  Kapital  der  Krieg  erklärt 
und  jeder,  der  nicht  sequestriert  sein  wolle,  werde  sich  hüten  müssen,  vor- 
wärts zu  kommen.  Es  würde  ein  neues  Recht  geschaffen,  das  nicht  mehr 
»untersucht,  was  mein,  was  dein  ist«,  sondern  »fragt,  was  mein,  was  dein  sein 
sollte.  Und  da  das  der  Einzelne  nicht  entscheiden  kann,  so  muß  es  ein 
dritter  tun,  der  dann  Staat  genannt  wird.  Dies  ist  die  wahre  Quintessenz  des 
Sozialismus.«  — 

»Die  Verteidigung  der  privaten  Erwerbstätigkeit«  will  Broemel  zur  Auf- 
gabe einer  Vereinigung  machen,  die  unter  dem  Wahlspruch  »Gegen  den  Staats- 
sozialismus« Gleichgesinnte  aus  allen  Parteien  umschließen  soll.  Denn  in  dem 
Maße,  als  der  Staatssozialismus  an  Terrain  gewinne,  werde  die  wirtschaftliche 
Unabhängigkeit  der  privaten  Gewerbetreibenden  bedroht.  »Spritzt  nicht  von  der 
Gehässigkeit,  mit  welcher  man  heute  von  der  Tasche  des  Aktionärs  morgen 
von  der  Tasche  des  Zivischenhändlers  und  übermorgen  von  der  Tasche  des 
Bäckers  spricht,  ein  gut  Teil  auf  jeden  aus  irgend  welchem  Geschäft  fließen- 
den Gewinn  über,  den  man  bisher  nicht  nur  als  ehrlichen  Erwerb,  sondern 
auch  als  verdienten  Lohn  anzusehen  gewohnt  war?«  Dem  gegenüber  sollte 
der  neue  Bund  das  Vertrauen  in  die  Gerechtigkeit  und  Nützlichkeit  der  auf 
der  freien  Konkurrenz  beruhenden  Wirtschaftsordnung  neu  beleben,  denn  nur 
die  wirtschaftliche  Freiheit  könne  die  Basis  des  nationalen  Kulturlebens  sein. 

Man  sieht,  es  ist  der  Geist  Prince-Smiths  in  all  und  jeder  Hinsicht,  der 
auch  in  der  Frage  der  Staatsintervention  zugunsten  der  notleidenden  Klassen 
die  ausschlaggebenden  x\rgumente  lieferte.  Ist  da  nicht  Lassalle  durchaus  im 
Recht  mit  seinen  zwanzig  Jahre  früher  geschriebenen  Worten,  in  denen  er, 
spottend  und  ernst  zugleich,  von  den  »Manchestermännern«  sprach  als  »jenen 
modernen  Barbaren,  welche  den  Staat  hassen,  nicht  diesen  oder  jenen  Staat, 
nicht  diese  oder  jene  Staatsform,  sondern  den  Staat  überhaupt!  Und 
welche,  wie  sie  das  hin  und  wieder  deutlich  eingestanden,  am  liebsten  allen 
Staat  abschaffen,  Justiz  und  Polizei  an  den  Mindestfordernden  verganten 
und  den  Krieg  durch  Aktiengesellschaften  betreiben  lassen  möchten,  damit 
nirgends    im    ganzen   All  noch   ein   sittlicher  Punkt  sei,    von    welchem  aus 
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ihrer  kapitalbewaffneten  Ausbeutungssucht  ein  Widerstand  geleistet  werden 
könnte.«  (14) 

Gerade  diese  Meinung,  daß  das  Manchestertum  im  Prinzip  am  liebsten 
den  ganzen  Staat  abschaffen  möchte,  ist  natürlich  am  häufigsten  bestritten 
worden,  und  sie  ist  am  schwersten  zu  beweisen,  weil  einmal  diejenigen,  die 
das  vielleicht  gedacht  haben,  mit  dem  Aussprechen  solcher  ultraradikalen  An- 
sichten doch  wohl  jederzeit  gezögert  haben,  oder  es  eben  in  sehr  vorsichtigen 
Formen  getan  haben,  und  zweitens,  weil  in  der  Zeit  der  Entwicklung  des 
Manchestertums  in  Deutschland  noch  nicht  die  Freiheit  der  Meinungsäußerung 
bestand,  die  es  gestattet  hätte,  diese  Ansicht  auch  nur  kund  zu  geben, 
geschweige  denn  gar  drucken  zu  lassen.  Immerhin  lassen  sich  einige  Andeu- 
tungen darüber  geben,  daß  mindestens  die  Tendenz  mancher  Manchesterleute 
dahin  ging,  den  Staat  überflüssig  zu  machen.  Von  Verteidigern  des  Man- 
chestertums wird  oft  geltend  gemacht,  kein  noch  so  radikaler  Freihändler  habe 
z.  B.  die  Finanzzölle  abschaffen  wollen,  was  beweisen  soll,  daß  keiner  dem 
Staate  die  Einnahmequellen  verschließen  wollte.  Abgesehen  davon,  daß  die 
Folgerung  nur  einen  lockeren  und  keinen  notwendigen  Zusammenhang  mit  dem 
Vordersatz  hat,  ist  die  in  diesem  ausgedrückte  Behauptung  tatsächlich  nicht 
zutreffend.  Und  wie  wenig  dieser  Zusammenhang  ein  ursächlicher  ist,  beweist 
die  Stellungnahme  von  Prince-Smith ,  der,  wie  aus  seiner  ganzen  politischen 
Haltung  zu  ersehen  ist,  keineswegs  ein  Gegner  des  Staates  als  solchen  war, 
gleichwohl  aber  Finanzzölle  im  Prinzip  verwarf. 

Prince-Smith  hatte  sich  zwar  noch  in  der  Schrift  »Über  die  englische 
Tarifreform«  (1846)  direkt  für  die  Finanzzölle  ausgesprochen,  indem  er  sagte: 
» .  .  .  .  Unter  dem  Namen  Handelsfreiheit  wird  nur  die  Abschaffung  solcher 
Einfuhrzölle  gemeint,  welche  der  Wirkung  internationaler  Konkurrenz  entgegen- 
stehen. Der  auf  ein  im  eigenen  Lande  nicht  vorkommendes  Produkt  gelegte 
Zoll  erhöht  den  Preis  nur  um  einen  Betrag,  der,  in  die  Staatskasse  fließend, 
dem  Konsumenten  durch  die  Staatsleistungen  wieder  zugute  kommt.«  Diesen 
den  Finanzzöllen  freundlichen  Standpunkt  hat  er  indessen,  so  treu,  fast  allzu 
treu  er  sich  sonst  in  seinen  Meinungen  blieb,  im  Laufe  der  Zeit  geändert. 
In  dem  Artikel  »Handelsfreiheit«,  den  er  für  das  Handwörterbuch  der  Volks- 
wirtschaftslehre (1866)  lieferte,  bezeichnet  er  die  Finanzzölle  auch  noch  als  eine 
»bequeme  und  ergiebige  Einnahmequelle«  des  Staates,  mit  der  er  sogar  ein 
wenig  sympathisiert,  da  sie  ja  nur  dann  lebhaft  fließt,  wenn  der  Handelsverkehr 
groß  ist,  wodurch  der  Staat  also  ein  Interesse  erhält,  diesen  Verkehr  zu 
begünstigen.  Aber  er  fügt  hinzu:  »Immerhin  bleibt  jedoch  die  Abschaffung 
aller  Grenzzölle  überhaupt  Forderung  der  Freihändler  —  denn  selbst 
die  mäßigsten  Finanzzölle  sind  eine  Strafe  auf  Arbeitsteilung.«  (15) 

Denselben  Standpunkt  vertritt  auch  Hermann  Rentzsch,  der  Herausgeber 
jenes  Handwörterbuches  der  Volkswirtschaftslehre,  der  außerdem  in  einer  be- 
sonderen Schrift  (16)  seine  freihändlerischen  Anschauungen,  die  denen  Prince- 
Smiths  wie  ein  Ei  dem  andern  gleichen,  dargestellt  hat.  Nachdem  er  in  dem 
Kapitel  über  die  Freiheit  des  Handels  die  Schutzzölle  als  den  »Krebsschaden 
unserer  Zeit«  bezeichnet  hat,  kommt  er  zu  dem  Schluß,  daß  es  mit  den 
Finanzzöllen  nicht  viel  besser  stehe.  Vorerst  freilich  verlangt  er,  wie  alle 
Freihändler,  mäßige  Finanzzölle,  aber  er  sieht  voraus,  daß  —  in  der  frei- 
händlerischen Entwicklung  des  Wirtschaftslebens  —  »einst  eine  Zeit  kommen 
wird,  in  der  auch  die  Finanzzölle  fallen  werden,  und  zwar  wird  dies  dann 
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geschehen,  wenn  die  Bedürfnisse  für  den  Staatshaushalt  durch  die  strenge 
Durchführung  der  direkten  Einkommensteuer  vollkommen  gedeckt  sein  wer- 
den.« (17)  Mögen  die  Finanzzölle  auch  ein  noch  so  kleines  Übel  sein,  Rentzsch 
hält  sie  doch  für  eine  im  Grunde  unnötige  Beschränkung,  die,  abgesehen  von 
der  Verteuerung  der  Waren  und  dem  Zeitverlust,  der  dem  Verkehr  erwächst, 
durch  die  ziemlich  hohen  Erhebungskosten  —  bei  völligem  Fallen  aller  andern 
Zölle!  —  nicht  einmal  viel  einträgt.  Ferner  bemängelt  Rentzsch  an  den 
Finanzzöllen  alle  Fehler,  die  er  einer  indirekten  Steuer  überhaupt  zuschreibt  ( 1 8), 
und  meint  daher,  für  die  Beseitigung  sämtlicher  Zölle  spreche  »die  Wissen- 
schaft, die  wünschenswerte  Steigerung  des  Handels,  dessen  Ausdehnung  sich 
gar  nicht  ermessen  läßt,  der  größere  Wohlstand  des  Volkes  durch  gesteigerte 
Produktion  und  vermehrte  Kapitalansammlung;  endlich  die  Befestigung  fried- 
licher internationaler  Beziehungen.«  Allerdings  bliebe  die  Realisierung  der 
Beseitigung  sämtlicher  Zölle  der  späteren  Zukunft  überlassen. 

Auch  Rentzsch  (der  später  überhaupt  vom  Freihandel  abgekommen  ist, 
aber  in  der  Entwicklung  des  Manchestertums  doch  eine  große  Rolle  spielt)  ist 
durchaus  kein  Gegner  des  Staates;  seine  Ablehnung  der  Finanzzölle  gründet 
sich  lediglich  auf  eine  andere  staatliche  Finanzpolitik,  die  im  wesentlichen  auf 
der  direkten  Einkommensteuer  beruhen  soll.  —  Dagegen  sind  doch  Zeugnisse 
vorhanden,  die  deutlicher  auf  die  vorhin  bezeichnete  Tendenz  abzielen.  So 
existiert  aus  dem  Gründungsjahre  des  Berliner  Freihandelsvereins  eine  kleine 
Schrift  von  einem  der  ersten  Mitglieder  dieses  Vereins,  H.  Maron,  die  den 
Titel  führt  »Mein  Freihandel«  (19),  und  die  nach  den  Worten  des  Ver- 
fassers den  Zweck  hat,  »gleichsam  als  ein  Separatvotum  meine  freie  Ansicht 
vom  freien  Handel  darzulegen.«  Der  Verfasser,  dem  das  Programm  des  Frei- 
handelsvereins nicht  freihändlerisch  genug  war,  setzt  zunächst  seine  Ansichten 
über  den  Handel  und  über  die  Freiheit  auseinander.  Man  merkt  schon 
aus  dieser  Zweiteilung,  wo  er  hinaus  will.  Der  Handel,  indem  er  zwischen 
Nachfrage  und  Angebot  vermittelt,  gleicht  die  von  der  Natur  gesetzte  Ungleich- 
heit aus.  Das  kann  ihm  nie  ganz  gelingen,  denn  nach  einem  in  der  Menschen- 
natur liegenden  Gesetze  wächst  das  Bedürfnis,  der  Erreger  der  Nachfrage 
immer  mit  größerer  Schnelligkeit,  als  die  Produktion  je  wachsen  kann.  Das 
Ziel  des  Handels  schiebt  sich  also  immer  weiter  hinaus,  je  weiter  er  vordringt. 
—  Von  der  Freiheit,  meint  Maron,  haben  die  Philosophen  gar  viel  gesagt 
und  sind  doch  meist  nicht  über  das  Niveau  einer  kgl.  preußischen  oder  kgl. 
bayrischen  Freiheit  hinausgekommen.  Die  Freiheit  ist  nur  Negation.  Jeder 
Versuch,  sie  auf  positivem  Wege  zu  erklären,  ist  ohnmächtig  und  führt  gerade 
ins  Gegenteil.  Selbst  die  Definition  »Freiheit  ist  das  Vermögen,  alles  zu  tun, 
was  man  will«,  birgt  ja  klar  die  Schranke  in  dem,  »was  man  will«.  Freiheit 
aber  ist  nur  das  Schrankenlose,  das  Nichts.  Darum  ist  es  falsch,  sagt  er, 
die  Freihändler  auch  zu  einer  Partei,  gleich  den  andern  handelspolitischen 
Parteien  stempeln  zu  wollen.  Der  freie  Handel  ist  weder  den  andern  Parteien 
entgegengesetzt,  noch  ist  er  überhaupt  eine  Partei;  er  ist  die  Negation  aller 
andern  Parteien.  Er  selber  kann  aber  eigentlich  keine  sein,  da  er  nicht  auf 
etwas,  sondern  auf  dem  »Nichts«  basiert.  Nur  um  sich,  das  Nichts,  zu  reali- 
sieren, muß  er  die  Schranken  des  Etwas  niederreißen;  dadurch  erst  bekommt 
er  einen  positiven  Inhalt,  gewinnt  Form  und  wird  Partei. 

In  seinen  weiteren  Ausführungen  entwickelt  Maron  nur  noch  einmal  die 
uns  bekannten  Freihandelsargumente,  und  nur  zum  Schluß  kommt  er  auf  seine 
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interessante  Differenz  mit  dem  Berliner  Freihandelsverein,  der  seinerzeit  es  als 
seine  nächste  Aufgabe  bezeichnet  hatte,  die  Reduzierung  des  Zolltarifs  auf  den 
Tarif  von  18 18  zu  erreichen  und  dabei  behauptet  hatte,  jener  Tarif  sei  auf 
freihändlerische  Prinzipien  gegründet.  Diese  Behauptung  paßt  Maron  sehr 
wenig.  Er  zitiert  sogar  die  schutzzöllnerische  »Elberfelder  Zeitung«,  um  seinen 
Vereinsgenossen  zu  demonstrieren,  was  das  für  ein  eigenartiger  Freihandel  sei, 
zu  dem  sie  sich  da  bekannten.  Maron  übersieht  nämlich,  daß  das,  was  in  jenem 
Tarif  »Handelsfreiheit«  genannt  war,  nur  das  Nichtvorhandensein  der 
Prohibition  bedeuten  sollte.  Außerdem  kann  er  nicht  verstehen,  wie  der  Frei- 
handelsverein die  in  jenem  Tarif  zahlreich  enthaltenen  Finanzzölle  als 
berechtigt  anerkennen  könne.  Er  macht  keinerlei  Unterschied  zwischen  Schutz- 
und  Finanzzöllen,  und  setzt  schon  darum  beide  gleich,  weil  sie  ja  sehr  leicht 
ineinander  übergehen  könnten.  Er  schließt:  »Auf  die  Frage,  was  aus  dem 
Staate  werden  solle,  wenn  auch  die  Finanzzölle  wegfielen,  habe 
ich,  hier  wenigstens,  nicht  nötig,  zu  antworten.  Der  Mut,  aus  einer  Ansicht 
auch  die  letzten  Konsequenzen  zu  ziehen,  hängt  nicht  zusammen  mit  dem,  sie 
auch  auszusprechen.« 

Also  aus  Zensurrücksichten  ließ  Maron  das  unausgesprochen,  was  1851 
W.  Lipke,  freilich  vorerst  anonym,  in  einer  Schrift  auszusprechen  wagte,  deren 
Titel  kaum  einen  Zusammenhang  mit  dem  Freihandel  ahnen  läßt;  sie  heißt: 
»Tempus  omnia  revelat.«  Auch  Lipke  ist  teilweise  ein  Protestler,  aber  es  gab 
sehr  viele  Protestler  in  den  Reihen  der  Freihändler,  die  radikaler  waren,  als 
ihre  Leitung  es  zu  sein  wagte.  Darum  beginnt  er:  »Ich  werde  für  den  Frei- 
handel sprechen,  aber  gegen  die  Freihändler.«  Er  müsse  das  tun,  weil  zu 
oft  von  den  P'reihändlern  das  Prinzip  ihrer  Idee  verleugnet  werde. 
Ein  kurzer  Auszug  aus  der  Schrift  Lipkes  mag  zeigen,  wohin  wir  hier  vom 
Freihandel  aus  gelangen. 

Der  Kampf,  der  um  den  Freihandel  gekämpft  wird,  ist  nach  Lipke  kein 
anderer  als  der  uralte  Freiheitskampf,  als  der  Streit  zwischen  Determinismus 
und  Indeterminismus,  der  aus  »den  Wolken  der  theologischen  und  philosophi- 
schen Spekulation  einmal  herabgestiegen  ist  in  den  Garten  des  Lebens.«  So 
wie  das  Christentum  den  Menschen  vom  Determinismus  des  Fleisches 
befreien  will,  so  will  ihn  der  Freihandel  von  derjenigen  Form  dieses  Deter- 
minismus befreien,  die  sich  Staat  nennt.  Der  Freihandel  führt  auf 
geradem  Wege,  wie  von  den  Gegnern  mit  Recht  behauptet,  von 
den  Freihändlern  mit  Unrecht  geleugnet  wird,  zur  Aufhebung  des 
Staates.  Dabei  ist  wohl  zu  verstehen,  daß  es  sich  nur  um  den  Inhalt  des 
Staates  handelt.  Die  ersten  wissenschaftlichen  Freihändler  —  immer  nach 
Lipke  —  die  Physiokraten  (20),  haben  freilich  auch  die  Staatsform  in  den 
Bereich  ihrer  Untersuchungen  gezogen,  und  sie  haben  sich  für  die  unbe- 
schränkte Herrschaft  eines  Einzigen  entschieden.  Wenn  nun  auch  der  Frei- 
handel seinem  Begriffe  nach  den  ganzen  Inhalt  des  Staates  negiert,  so 
beabsichtigt  er  doch  keineswegs,  daß  die  Arbeiten,  die  jetzt  der  Staat  ver- 
richtet, die  seinen  Inhalt  bilden,  überhaupt  nicht  verrichtet  werden  sollten.  Im 
Gegenteil,  die  individuelle  Tätigkeit  der  Zukunft  wird  diese  besser  verrichten, 
und  hinsichtlich  der  Arbeiten,  welche  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
menschlichen  Gesellschaft  dem  Staate  werden  verbleiben  müssen,  hinsichtlich 
der  Produktion  der  Sicherheit  nämlich  —  fordert  der  Freihandel  vom  Staate, 
daß  er  sie  besser  verrichte.    Also  der  Freihandel  will  nicht  etwa  Anarchie! 
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Dagegen  verwahrt  sich  Lipke  energisch.  Er  versichert:  »Es  gibt  nichts  Ord- 
nungsliebenderes, nichts  Friedlicheres,  nichts  Philiströseres  als  den  Freihandel. 
EtQrjVY}  vjuivl  ist  der  Feldschrei  seiner  Anarchie.«  Also  zu  Unrecht  haben 
die  Freihändler  ihr  Prinzip  verleugnet,  aus  falscher  Furcht. 

Aber  auch  mit  der  zweiten  Sünde,  die  ihnen  Lipke  vorwirft,  der  Bei- 
behaltung der  Finanzzölle,  räumt  Lipke  für  sich  und  seine  Gesinnungsgenossen 
auf.  Zwei  Gründe,  sagt  er,  gäbe  es,  die  die  Freihändler  dazu  bewogen  haben 
könnten;  entweder  glauben  sie,  daß  die  Finanzzölle  auf  die  natürliche  Ent- 
wicklung der  industriellen  Tätigkeit  keinen  schädlichen  Einfluß  ausüben,  oder 
sie  glauben,  ohne  die  Finanzzölle  in  der  Praxis  nicht  auszukommen.  Der  erste 
Glaube  beruht  auf  der  falschen  Voraussetzung,  daß  es  für  jedes  Bedürfnis  nur 
ein  Befriedigungsmittel  gebe.  Da  das  unrichtig  ist,  so  gestaltet  sich  de  facto 
der  Finanzzoll  auf  Kaffee  zum  Schutzzoll  für  Zichorie.  Der  Schutzzoll  deter- 
miniert uns,  zu  produzieren,  was  wir  im  Zustande  der  Freiheit  nicht  produzieren 
würden,  der  Finanzzoll  determiniert  uns,  etwas  zu  produzieren,  was  wir  im 
Zustande  der  Freiheit  nicht  nur  nicht  produzieren,  sondern  nicht  einmal  kon- 
sumieren würden.  (21)  Nun  die  finanzielle  Unentbehrlichkeit.  Hier  unternimmt 
Lipke  einen  längeren  für  seine  Anschauung  nicht  uninteressanten,  aber  hier 
nicht  zu  verfolgenden  Exkurs  in  die  Finanzwissenschaft  und  sogar  in  die  reine 
Rechtswissenschaft.  Sein  Gedankengang  ist  der :  der  Staat  entnimmt  die 
Finanzzölle,  wie  alle  übrigen  Steuern,  lediglich  aus  dem  Eigentum  seiner  Bürger, 
aus  dem  in  ihren  Körpern  sowie  außer  ihnen  inkarnierten  Kapital.  Mit  der 
freien  Möglichkeit,  alles  inkarnierte  Kapital  in  freies  zu  verwandeln,  ist  dem 
Staate  auch  die  Möglichkeit  gegeben,  sämtliche  Staatsbedürfnisse  unmittelbar 
aus  dem  freien  Kapital  zu  entnehmen.  Also  sind  die  Freihändler  auch  hier 
bei  den  Finanzzöllen  ohne  Ursache  von  ihrem  Prinzip  abgewichen.  Wenn  der 
Freihandel  den  Staat  negiert,  so  ist  er  damit  nur  konsequent,  denn  er  negiert 
ja  —  nach  Lipke  —  das  Mittel  zum  Staate,  die  Steuer,  und  zwar  nicht  nur 
Schutzzoll  und  Finanzzoll,  sondern  jede  Steuer,  die  nicht  aus  freiem  Kapitale 
entnommen  wird.  Aber  selbst  dann,  wenn  nur  diese  Steuer  entnommen  wird, 
führt  Lipke  aus,  wirkt  die  Staatsgewalt  noch  hemmend  auf  die  natürliche  Ent- 
wicklung der  individuellen  Kräfte.  Die  vollkommene  gesellschaftliche  Freiheit 
■ —  so  folgert  er  schließlich,  obwohl  er  zugibt,  daß  sie  auf  der  Erde  einstweilen 
wohl  nicht  werde  verwirklicht  werden  können  —  realisiert  nicht  der  Staat, 
sondern  nur  der  Nichtstaat.  Diese  Realisierung  ist  das  Endziel  nicht  nur 
des  Freihandels,  sondern  auch  des  Staates  selbst  —  natürlich  des  Staates,  wie 
ihn  der  Freihandel  überhaupt  versteht!  —  denn  er  will  ja  auch  prinzipiell 
den  Zustand,  in  dem  jeder  seine  Kraft  frei  entwickeln  kann.  Mit  dem  Errei- 
chen dieses  Zustandes,  der  als  möglich  gedacht  werden  kann  und  muß,  gehen 
die  in  »Staat«  und  »Freihandel«  zur  Erscheinung  gekommenen  Gegensätze  des 
Determinismus  und  Indeterminismus,  soweit  sie  darin  enthalten  sind,  in  dem 
»Nichtstaat«,  in  der  absoluten  gesellschaftlichen  Freiheit  unter.  Indem  der 
Nichtstaat  also  die  Zwecke  des  Staates  erfüllt,  ist  er  das  wahre  Ideal  des  Staates. 
Wohl  zu  bemerken,  betont  Lipke,  der  Nichtstaat,  das  heißt  nicht  die  Anarchie. 
Der  Determinismus  des  Fleisches  weicht  in  dem  Menschen  wie  in  der  Mensch- 
heit nur  dem  Determinismus  des  Geistes.  Der  Nichtstaat  ist  also  nicht  die 
Anarchie,  sondern  die  Herrschaft  des  freien  Geistes.  Der  Nichtstaat  ist  das 
Reich  des  '&sdg  navtoxQaxcoQ.  —  — 

So  sind  wir  denn  von  der  Handelsfreiheit  bis  zur  Freiheit  des  Handelns 
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gelangt,  von  der  Forderung  nach  Freiheit  des  wirtschaftlichen  Güteraustausches 
innerhalb  eines  Volkes  über  die  Forderung  internationaler  Handelsfreiheit  zur 
Forderung  absoluter  Unbeschränktheit  des  Individuums  überhaupt.  Aus  dem 
Indeterminismus,  der  Willensfreiheit  des  Individuums  heraus  wird  die  Not- 
wendigkeit der  absoluten  gesellschaftlichen  Freiheit  postuliert,  die  nicht  im  Staate, 
sondern  nur  im  Nichtstaate  ihre  Verwirklichung  finden  kann. 

Es  wäre  töricht  und  ungerecht  zugleich,  annehmen  zu  wollen,  Lipkes 
»Tempus  omnia  revelat«  sei  etwa  die  wahre  Quintessenz  des  Freihandels, 
denn  es  ist  sicher  richtig,  daß  die  meisten  nicht  an  solche  Konsequenzen  ihres 
radikalen  Freihandelsdogmas  gedacht  haben,  aber  die  Frage  ist  auch  nicht  so 
zu  stellen.  Wir  haben  im  ganzen  Verlauf  der  Darstellung  nicht  die  praktischen 
Bestrebungen  der  Freihändler  kennzeichnen  wollen,  sondern  lediglich  die  An- 
schauung, aus  der  heraus  die  Freihandelsbewegung  ihre  Nahrung 
zog  und  zieht,  und  daher  war  es  auch  unsere  Aufgabe,  die  letzten  Konse- 
quenzen darzulegen,  die  aus  dieser  Anschauung  entnommen  werden  können 
und  entnommen  worden  sind. 

Lipke  verwahrt  sich  dagegen,  daß  sein  »Nichtstaat«  mit  der  »Anarchie« 
verwechselt  werde.  Er  meint  das  offenbar  in  ähnlichem  Sinne,  wie  Oncken 
einmal  dem  Anarchismus,  als  einer  Entartung  der  proletarischen  Lehre,  den 
extremen  Individualismus  des  Manchestertums  als  »konservativen  Gegenpol« 
gegenüberstellt.  (22)  Wir  können  in  eme  Diskussion  der  mehr  philosophischen 
Frage,  ob  nicht  doch  im  Manchestertum  ein  starkes  anarchistisches  Element 
steckt,  sowohl  hinsichtlich  seiner  absolut  negativen  Staatsauf fassung,  als  auch 
seiner  Forderung  der  unbeschränktesten  persönlichen  Freiheit,  hier  nicht  ein- 
treten, möchten  aber  doch  zur  Erwägung  stellen,  daß  die  manchesterliche 
schrankenlose  Freiheit  des  Einzelnen  die  freiwillige  Vereinigung  der  Einzelnen 
nicht  ausschließt  und  also  sehr  wohl  Zwecke  zuließe,  die  dem  modernen 
Anarchismus  entsprächen.  Jedenfalls  aber  zeigt  die  Entwicklung  der  Frei- 
handelslehre bei  Prince- Smith  und  allen  seinen  konsequenten  Schülern,  daß 
Marx  nicht  so  unrecht  hatte,  wenn  er  von  der  »Religion  des  Freihandels« 
sprach,  und  daß  die  deutschen  Freihändler  nur  tiefer  und  philosophischer  — 
und  weniger  geschmacklos  —  waren,  als  der  Engländer  Bowring,  der  bei 
einem  Volksmeeting  in  der  Zeit  der  Agitation  gegen  die  Korngesetze  ausrief: 
»Jesus  Christus  ist  der  Freihandel,  der  Freihandel  ist  Jesus  Christus!«  —  — 

So  sehen  wir  aus  der  Freihandelslehre  eine  neue  Anschauung  entstehen, 
die  zwar  innig  mit  ihr  verknüpft  bleibt,  aber  so  weit  über  das  Gebiet  der 
Volkswirtschaft  und  ihrer  Theorie  hinausgreift,  daß  sie  auch  mit  einem  neuen 
Namen  belegt  werden  muß.  Wohl  gibt  es  eine  Freihandelslehre,  die  nicht 
Manchestertum  ist,  aber  es  gibt  kein  Manchestertum,  das  nicht  freihändlerisch 
wäre,  und  auch  keins,  das  nicht  direkt  aus  dem  Freihandel  erwachsen  wäre. 
Im  Freihandel  hegt  also  der  Ursprung  des  Manchestertums.  Und  so  falsch 
es  ist,  verwandte  Dinge  mit  demselben  Namen  zu  belegen,  so  wäre  es  wissen- 
schaftlich verkehrt,  auf  das  Wort  »Manchestertum«  verzichten  zu  wollen,  nur 
weil  es  einen  unangenehmen  Klang  gewonnen  hat.  Die  Wissenschaft  hat  ihre 
Terminologie  nach  Gründen  der  Logik  und  der  Zweckmäßigkeit  zu  wählen. 
Beiden  Forderungen  genügt  das  Wort.  Also  lasse  man  das  Manchestertum, 
wie  es  in  der  Tat  existiert  hat,  auch  als  wissenschaftliche  Bezeichnung  des 
zum  allgemeinen,  radikalen  wirtschaftspolitischen  Individualismus  erweiterten 
Freihandelsdogmas  gelten.    Es  umfaßt  die  Lehre   von   der  Harmonie  aller 
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Interessen,  von  der  Nützlichkeit  des  freien  Spiels  der  Kräfte  ebenso  wie  die 
vom  sozialen  laisser  faire  und  von  der  Nichtintervention  des  Staates  und  ist 
in  seiner  Ausdehnung  vom  freien  Handel,  Gewerbefreiheit  und  Freizügigkeit 
zu  kosmopolitischer  Gemeinsamkeit  aller  Völker,  zu  ewigem  Frieden  und  zu 
höchster  Entfaltung  der  individuellen  Freiheit  weit  mehr  als  ein  nationalökono- 
misches Prinzip,  ist  eine  Weltanschauung  von  einer  Einheitlichkeit  und  Groß- 
zügigkeit, wie  ihr  nur  der  Sozialismus  eine  ähnliche  an  die  Seite  zu  stellen 
vermag. 

Das  Manchestertum  aber  wird  vielleicht  in  Zukunft,  in  derselben  oder  in 
geläuterter  Form,  wieder  einmal  die  größere  Anziehungskraft  ausüben  durch  den 
Zauber  des  Wortes  »Freiheit«,  der  es  umgibt.  Durch  diese  radikalen  Freiheits- 
forderungen,  die  jeder  primitiven  gesellschaftlichen  Norm  Hohn  sprechen, 
erhält  das  Manchestertum  freilich  einen  direkt  utopischen  Charakter;  und  wenn 
nicht  unsere  ganze  wirtschaftliche  und  politische  Verfassung  —  trotz  aller  sozia- 
listischen Ansätze  —  wie  auch  das  gesamte  geistige  Leben  unserer  Zeit  — 
trotz  Demokratie  und  Dreimillionenpartei  —  einen  starken  individualistischen  Zug 
aufwiesen,  so  würde  man  das  Manchestertum  genau  so  als  »utopischen 
Individualismus«  bezeichnen  können,  wie  man  die  Lehren  und  For- 
derungen Fouriers  und  Owens  als  »utopischen  Sozialismus«  charak- 
terisiert. Die  Wirklichkeit  wird  sich  nun  wohl  immer  als  ein  Kampf  individua- 
listischer und  sozialistischer  Strebungen  darstellen.  Aber  der  Sozialismus  ist 
unterwegs,  während  der  Individualismus  doch  wirtschaftlich  und  politisch  Position 
um  Position  verliert.  Theoretisch  ist  heute  das  alte  Manchestertum  so  tot,  daß 
keiner  mehr  sein  Vertreter  gewesen  sein  will,  aber  wer  will  nun  sagen,  ob  es 
für  immer  mit  ihm  vorbei  ist,  ob  es  nicht  gerade  gegenüber  der  wach- 
senden Macht  des  Sozialismus  eine  neue  Zukunft  findet?  —  — 
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Eine  ins  einzelne  gehende  Kritik  des  Manchestertums  geben,  hieße  alle 
schutzzöllnerischen  Argumente  gegen  den  Freihandel  und  alle  sozialistischen 
Widerlegungen  der  »bürgerlichen  Freiheit«  wiederholen,  alle  Schattenseiten  des 
Kapitalismus  gegenüber  den  manchesterlichen  Lobpreisungen  des  Kapitalsegens 
hervorheben,  hieße  vor  allem  mit  Lassalle  die  sittliche  Idee  des  Staates 
betonen  gegenüber  der  manchesterlichen  Phantasmagorie  einer  staatlosen 
Gesellschaft,  die  durch  sozialen  Raubbau  bald  alles  vernichtet  haben  würde, 
was  wir  als  Kulturwerte  schätzen  —  dazu  bedürfte  es  eines  systematischen 
Werkes,  das  in  einer  Synthese  von  Freiheit  und  Gleichheit  eine  ebenso  ge- 
schlossene Weltanschauung  darstellte,  wie  sie  das  Manchestertum  in  extremer 
Einseitigkeit  verkörpert.  Hier  galt  es  jedoch  nur,  das  Vorhandensein  eines 
Manchestertums  in  Deutschland  und  dessen  wesentlichen  Inhalt  aufzuzeigen. 
Grundsätzlich  ist  zur  Kritik  des  Manchestertums  zu  bemerken,  daß  es  eigent- 
lich theoretisch  überhaupt  nicht  widerlegt  werden  kann,  da  es  keine  Theorie 
von  dem,  was  ist,  darstellt,  sondern  eine  Norm  für  das,  was  sein  soll,  (i) 
Dabei  geht  es  freilich  von  bestimmten  Sätzen  aus,  aber  diese  sind  ihm  in  der 
Tat  nicht,  wie  hier  und  da  behauptet  wird,  aus  Erfahrung  abgeleitete  Thesen, 
sondern  Axiome,  z.  B.  die  Harmonie  der  Interessen.  Daher  sagt  auch  Emming- 
haus:  »Grundwissenschaft  der  Volkswirtschaftslehre  ist  die  Philosophie.«  (2)  Die 
Volkswirtschaftslehre  ist  hier  eine  »absolute  Theorie«,  ihre  Methode  daher  eine 
deduktive.  Die  Urteile  werden  »nicht  durch  Hinweis  auf  die  Anschauung  — 
wie  bei  den  Wahrnehmungswissenschaften  —  nicht  durch  a  priori-Schlüsse  wie 
bei  den  reinen  Vernunftwissenschaften,  sondern  durch  abgeleitete  Beweise 
gerechtfertigt,  d.  h.  dadurch,  daß  man  ihre  Wahrheit  durch  Schlüsse  aus  andern 
Urteilen,  welche  Grundurteile  (Prinzipien,  Grundsätze)  heißen,  herleitet.  Die 
Beweise  der  Grundurteile  hat  die  Volkswirtschaftslehre,  als  angewandte  Vernunft- 
wissenschaft, nicht  zu  führen,  sondern  ihrer  Grundwissenschaft,  der  Philosophie, 
zu  überlassen.«  Das  ist  auch  wirklich  die  Methode  der  Freihändler  gewiesen. 
Daß  aber  alle  Interessen  miteinander  harmonieren,  kann  bestritten  werden,  und 
wird  u.  E.  mit  Recht  bestritten,  ebenso  daß  bei  völlig  freiem  Verkehr  jedes 
Interesse  am  besten  gewahrt  wird,  was,  wie  alle  andern  Sätze  des  Manchester- 
tums, ja  nur  eine  Folgerung  aus  dem  genannten  Grundprinzip  ist.  x\ber 
jemandem,  der  von  vornherein  an  die  Harmonie  der  Interessen  glaubt,  kann 
nicht  bewiesen  werden,  daß  die  Arbeiter  unter  Umständen  bei  Schutzzöllen 
sich  besser  stehen,  als  bei  freiem  Handel.    Denn  es  wird  nichts  nützen,  ihm 
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ZU  beweisen,  daß  bei  Schutzzöllen  die  Arbeitslöhne  höher  seien,  wenn  er  doch 
sagt,  bei  billigem  Brot  und  niedrigen  Löhnen  sei  den  Arbeitern  wohler,  und 
wenn  er  dem  Hinweis  auf  die  vermehrte  Beschäftigung  und  die  darum  rascher 
steigenden  Löhne  mit  der  vorher  fertigen  Antwort  begegnet,  bei  freiem  Handel 
sei  allemal  die  Produktivität  am  höchsten,  und  entgegenstehende  Tatsachen 
könnten  nur  in  der  UnvoUkommenheit  der  Durchführung  des  Freiheitsprinzips 
begründet  sein.    So  kommen  wir  zu  folgenden  Paradoxen. 

Dem  Manchestertum  gilt  als  das  Höchste  die  vollkommene  bürgerliche 
Freiheit  —  und  Lassalle  spottet:  »Diese  Freiheit  besteht  darin,  daß  es  jedem 
ohne  Unterschied  gesetzlich  erlaubt  ist,  MilHonär  zu  sein.«  (3) 

Das  Manchestertum  preist  in  allen  Tonarten  das  Kapital  als  den  die 
Produktivität  steigernden  Faktor,  wodurch  dem  Arbeiter  vermehrte  Gelegenheit 
zu  Arbeit  und  Verdienst  gegeben  werde  —  und  Lassalle  schreibt:  »Die  vor- 
getane Arbeit,  das  Kapital  erdrückt  in  einer  unter  Teilung  der  Arbeit  und 
unter  dem  Gesetze  der  »freien  Konkurrenz«  und  der  »Selbsthilfe«  produzieren- 
den Gesellschaft,  die  lebendige  Arbeit.  Die  eigenen  Produkte  seiner 
Arbeit  erwürgen  den  Arbeiter.  Seine  Arbeit  von  gestern  steht 
wider  ihn  auf,  schlägt  ihn  zu  Boden  und  raubt  ihm  seinen  Arbeits- 
ertrag von  heute!!«  (4) 

Dem  Manchestertum  ist  der  Weisheit  letzter  Schluß  in  allen  wirtschaft- 
lichen Dingen  das  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage;  dahinein  andere  soge- 
nannte ethische  Gesichtspunkte  zu  bringen,  gilt  ihm  als  Unfug  - —  und  Lassalle 
ruft  den  Arbeitern  zu :  »Rettet  Euch  aus  den  Banden  eines  Produktionszustandes, 
der  Euch  zur  Ware  entmenscht.«  (5). 

Es  bedarf  heute  keiner  weiteren  Ausführungen,  daß  die  Fundamente  des 
Manchestertums  sich  als  unhaltbar  erwiesen  haben.  Die  freie  Konkurrenz  hat 
im  inneren  Staatsleben  durch  Konzessionen,  Patente  usw.  eine  Reihe  von 
Einschränkungen  erfahren  müssen,  wie  sie  im  internationalen  Verkehr  durch 
Schutzzölle  begrenzt  werden  mußte,  wenn  nicht  wichtige  nationale  Lebens- 
interessen hintangesetzt  werden  sollten.  Der  Staat  hat  nicht  »Nachtwächter« 
bleiben  können,  sondern  hat  der  schrankenlosen  Entfaltung  der  Kapitalsmacht 
zugunsten  der  großen  nichtkapitalistischen  Masse  entgegentreten  müssen  und 
hat  seine  passive  Rolle  dem  Wirtschaftsleben  gegenüber  also  ganz  und  gar 
aufgegeben,  hat  große  wichtige  Institutionen  in  eigenen  Betrieb  genommen  und 
sich  ein  Aufsichtsrecht  über  zahlreiche  andere  sichern  müssen. 

Das  Manchestertum  ist,  angesichts  solcher  Niederlagen  im  praktischen 
Leben,  kaum  noch  bei  einem  weltflüchtigen  Ideologen  lebendig,  es  ist  tot,  und 
wir  könnten  mit  Oncken  (6)  auf  es  selbst  seine  Maxime  anwenden 

laissez  faire  et  laissez  passer ! 

Aber  Ideen  sterben  nicht.  Und  wir  müssen  erwarten,  daß  eines  Tages 
auch  das  Manchestertum,  als  erneute  Reaktion  der  Interessen  des  Individuums, 
wieder  aufersteht,  und  vielleicht  gerade,  wenn  das  gegenwärtige  Wirtschafts- 
system auf  einem  Höhepunkte  angelangt  sein  wird.  — 

Die  Freihandelsfrage  ist  —  nachdem  sie  etwa  zehn  Jahre  lang,  von  Mitte 
der  sechziger  bis  Mitte  der  siebziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  als  prin- 
zipiell im  freihändlerischen  Sinne  erledigt  angesehen  worden  war  ■ —  seit  über 
dreißig  Jahren  eigentlich  nie  aus  der  Diskussion,  weder  der  wissenschaftlichen 
noch   der  populären,   verschwunden.     Seit   Kardorff    1875   seine  Aufsehen 
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erregende  kleine  Schrift  (7)  veröffentlichte,  die  der  Vorbote  des  vier  Jahre 
später  erfolgenden  Umschwunges  der  deutschen  Handelspolitik  war,  sind  zahl- 
lose große  und  kleine,  allgemeine  und  spezielle  Abhandlungen  der  Freihandels- 
frage gewidmet  worden.  Die  meisten  sind  noch  lange  Zeit  hindurch  reine 
Parteischriften  und  geben  sich  auch  als  solche.  In  der  ersten  Zeit  der  sich 
fühlbar  machenden  Meinungsänderung  konnten  die  Freihändler  noch  nicht  an 
die  Möglichkeit  eines  prinzipiellen  Umschwunges  glauben,  und  sogar  im  Jahre 
1879,  kurz  vor  der  Entscheidung,  als  der  Entschluß  des  eisernen  Kanzlers  zu 
dem  Systemwechsel  schon  feststand,  erschien  eine  Schrift  (8),  die  nicht  nur  den 
Freihandel,  sondern  sogar  den  einseitigen  Freihandel,  entgegen  der  protektio- 
nistischen  Strömung  fast  aller  anderen  Staaten,  empfahl,  ja  sogar  Deutschland 
die  Entscheidung  zuschob,  ob  die  Welt  in  Zukunft  freihändlerisch  oder  schutz- 
zöllnerisch  sein  werde. 

Eine  der  ersten  objektiven  Darlegungen,  die  Schutzzoll  und  Freihandel 
nicht  als  einander  ausschließende,  sondern  als  relativ  berechtigte  Prinzipien 
behandeln,  ist  Julius  Lehrs  »Schutzzoll  und  Freihandel«  (9),  dem  aus  der 
neuesten  Literatur  etwa  zur  Seite  zu  stellen  ist  das  unter  gleichem  Titel 
erschienene  Werk  von  Richard  Schüller  (10),  der  die  Argumente  aber  nicht 
nur,  wie  Lehr,  in  orientierender  Form  nebeneinander  stellt  und  kritisch  ver- 
gleicht, sondern  sie  wirtschaftstheoretisch  untersucht.  Zwischen  diesen  Werken 
liegt  die  unabsehbare  Reihe  von  Büchern  und  namentlich  Broschüren,  die  der 
Kampf  um  die  Zölle,  dann  um  die  Handelsverträge  gezeitigt  hat.  Die  Frei- 
händler, ursprünglich  die  ärgsten  Gegner  der  Handelsverträge,  haben  bekannt- 
lich —  dem  Beispiel  ihres  Ahnherrn  Cobden  folgend  —  noch  zur  rechten 
Zeit  erkannt,  daß  in  den  Handelsverträgen,  und  speziell  in  der  Meistbegünstigungs- 
klausel, der  Archimedische  Punkt  liegt,  an  dem  das  Schutzzollsystem  vielleicht 
wieder  aus  den  Angeln  gehoben  werden  könnte.  Alle  diese  Dinge  wären  aber 
für  die  vorliegende  Schrift  eigentlich  belanglos,  denn  von  Manchestertum  als 
einer  noch  vertretenen  Richtung  kann  seit  langem  nicht  mehr  die  Rede  sein. 

Die  früheren  Freihändler  sind  mit  dem  Kampf  gegen  die  weitere  Er- 
höhung der  bestehenden  Zölle  so  beschäftigt,  daß  bei  ihnen  Angriffsgedanken 
im  Sinne  des  Manchestertums  selten  auftauchen  dürften.  Kommt  dazu,  daß 
auch  die  politische  Partei,  die  ihrer  Tradition  der  letzten  vierzig  Jahre  nach  — 
nicht  einer  älteren,  und  erst  recht  nicht  ihren  politischen  Prinzipien  nach,  wie 
man  zu  glauben  pflegt !  —  zur  Bewahrung  der  Ideen  des  Manchestertums 
berufen  scheinen  könnte,  so  sehr  auf  ihre  Selbsterhaltung  bedacht  sein  muß, 
daß  sie  kaum  ihrer  eigensten  Bestrebungen  recht  gedenkt,  so  wenig,  daß  es 
heute  mehr  denn  je  richtig  ist,  was  Rodbertus  schon  am  18.  April  1873 
schrieb:  »Auch  der  Liberalismus  ist  ja  jetzt  nur  noch  Maske;  sie  zittern 
ja  alle  vor  ihren  eigenen  Grundsätzen.«  (i  i)  Von  der  Sozialdemokratie, 
so  sehr  sie  sich  auch  für  freihändlerische  Verträge  in  den  Kampf  gestürzt 
hatte,  und  so  sehr  auch  Schippel  recht  hat,  wenn  er  in  der  Sozialdemokratie 
heute  die  einzige  Vertreterin  so  mancher  alten  Ideale  der  bürgerlichen  Re- 
former sieht  (12),  ist  naturgemäß  eine  Neubelebung  des  Manchestertums 
nicht  zu  erwarten.  Und  doch  scheint  sie  nicht  allzu  weit  von  ihr  entstehen 
zu  wollen ! 

Das  Wunder  des  alttestamentarischen  Bileam  will  sich  wiederholen.  Der- 
selbe Pfarrer  Friedrich  Naumann,  der  einst  dem  »nationalen  Sozialismus«  eine  neue 
Partei  schaffen  wollte,  hat  eben  ein  Werk  (13)  erscheinen  lassen,  in  dem  er  als 

8* 


ii6 


Schlußwort 


erster  seit  Prince -  Smiths  Tode  —  mit  Ausnahme  Theodor  Barths  —  den 
Freihandel  in  allen  nur  möglichen  Konsequenzen  vertritt.  Das  umfangreiche 
und  umfassende  Werk  hier  noch  seiner  Bedeutung  nach  zu  würdigen,  geht 
nicht  mehr  an.  Aber  in  kurzem  den  Geist  zu  kennzeichnen,  der  es  durchzieht, 
mag  noch  gestattet  sein. 

»Die  Frage  des  Freihandels  ist  nicht  eine  Teilfrage  der  Volkswirtschaft, 
sondern  sie  ist  die  Frage  der  volkswirtschaftlichen  Willensrichtung 
überhaupt.«  (14)  Sie  ist  eine  Folge  der  Bevölkerungsvermehrung  und  der 
Verkehrstechnik.  Und  da  wir  nun  diejenige  Höhe  der  Entwicklung  erreicht 
haben,  in  der  die  Frage  des  Freihandels  zur  prinzipiellen  Frage  der  ganzen 
volkswirtschaftlichen  Richtung  wird,  so  ist  eben,  wie  Naumann  meint,  der  Frei- 
handel das  wirtschaftliche  Prinzip  der  Neuzeit.  Der  Freihandel  schließt  nach 
Naumann  drei  Gebiete  in  sich:  Handelsfreiheit,  Wanderungsfreiheit  (Freizügig- 
keit), Gewerbefreiheit.  Die  beiden  letztgenannten  betrachtet  er  als  wesentlich 
gesichert,  und  der  Kampf  dreht  sich  hauptsächlich  um  die  erste,  die  Handels- 
freiheit. »Die  politische  Geschichte  hat  Grenzen  geschaffen,  die  in  keiner 
Weise  Grenzen  von  Weltwirtschaftsprovinzen  sind«  (15),  ist  bei  Naumann  das 
erste  Argument  für  den  Freihandel.  Unendlich  ausgedehnte  Arbeitsteilung  ist 
ihm,  ebenso  wie  Prince-Smith,  der  »schlichte  große  Kern  der  Freihandelslehre.« 
Und  die  Parole  Freihandel  wird  ihm  zum  positiven  Ideal:  »Wir  wollen  für  alle 
Welt  arbeiten,  damit  alle  Welt  für  uns  arbeiten  muß.«  »So  lange  wir  selber 
Zölle  haben,  fürchten  wir  uns  vor  fremden  Zöllen,  weil  wir  bei  unserer 
selbstgeschaffenen  Verteuerung  keinerlei  Druck  auf  Weltmarktpreise  vertragen 
können.«  (16)  Selbst  wenn  etwa  England  eine  Zollgrenze  um  sein  Weltreich 
einführen  sollte,  müßte  Deutschland  zum  Freihandel  übergehen,  »denn  England 
kann  eine  Welt  für  sich  sein  wollen,  weil  es  in  allen  Zonen  lebt,  wir  können 
es  nicht.  Wir  haben  nur  die  Wahl,  ein  kleines  Volk  am  Rande  der  W^elt- 
geschichte  zu  sein,  oder  zum  Freihandel  überzugehen.« (i 7)  Also  Freihandel, 
auch  ohne  Reziprozität,  soll  wieder  die  Parole  werden. 

Alle  wirtschaftlichen  Gegengründe,  meint  Naumann,  würden  den  Frei- 
handel nicht  ferngehalten  haben,  wenn  nicht  politische  Gründe  hinzu- 
kämen, die  den  Ausschlag  geben.  »Durch  den  Freihandel  treten  Verschie- 
bungen der  Herrschaftsverhältnisse  ein,  die  von  den  bisherigen  Herr- 
schaftsschichten mit  allen  Mitteln  bekämpft  werden.«  (18)  Damit  ist  die  Frei- 
handelsfrage abermals  aus  der  rein  volkswirtschaftlichen  Diskussion  heraus- 
gezogen und  zum  politischen  Problem  gemacht. 

Daß  Naumann  in  der  sozialen  Frage  nicht  den  Standpunkt  des  alten 
Manchestertums  teilt,  ist  selbstverständlich;  aber  er  ist  keineswegs  ein  großer 
Freund  der  modernen  staatlichen  Sozialpolitik,  wie  er  überhaupt  das  Eingreifen 
des  Staates  in  das  Wirtschaftsleben  prinzipiell  fast  ebenso  radikal  verwirft,  wie 
es  das  Manchestertum  tut,  wenn  er  auch,  als  ehemaliger  »nationaler  Sozialist« 
eine  1  ich  tigere  Auffassung  vom  Wesen  der  Arbeit  hat  und  dem  Staate  mancherlei 
Funktionen  zugesteht.  Im  Grunde  aber  sieht  er  die  »Unerschöpflichkeit  der 
Gesetzesfabrikation«  (ig)  auf  sozialem  Gebiete  mit  scheelen  Augen  an  und 
wünscht  vielmehr  eine  freie  Bewegung  der  vertragschließenden  Teile  beim 
Arbeitsvertrag,  die  er  durch  eine  größere  Freiheit  der  Arbeiterberufsvereine 
gewährleistet  sieht.  »Wenn  man  die  Großtaten  der  deutschen  Reichsregierung 
in  Sozialpolitik  rühmt  und  preist,  so  soll  man  nie  verschweigen,  daß  ein  be- 
deutender Teil  der  Großtaten  nur  nötig  geworden  ist  durch  ebenso  gigantische 
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Irrtümer  derselben  Regierung,  und  daß  aller  Arbeiterschutz  für  gelernte  Arbeiter 
nur  ein  dürftiges  Ersatzmittel  der  freien  Bewegung  der  Berufsvereine  der  Arbeiter 
ist«  (20)  —  so  schreibt  Naumann  mit  gesperrten  Lettern.  Es  ist  hier  nicht  unsere 
Aufgabe,  seine  jetzige  Verherrlichung  der  bürgerlichen  Freiheit,  des  freien 
Vertrages,  des  freien  Handels  und  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Freiheit,  in 
die  sich  der  Staat  nur  in  Notfällen  einzumischen  hat,  mit  seinem  ehemaligen 
Sozialismus  in  Einklang  zu  bringen.  Das  wäre  eine  interessante  Aufgabe  für 
sich.  Er  arbeitet  jetzt  mit  Theodor  Barth  zusammen  an  der  »Erneuerung  des 
Liberalismus«  (2 1),  und  die  »Neudeutsche  Wirtschaftspolitik«  ist  jedenfalls  das 
wirtschaftspolitische  Programm  des  neuen  Liberalismus. 

Man  kann  nun  diese  neue  individualistische  Richtung,  die  hier  die  ersten 
Fühlhörner  ausstreckt,  nachdem  sie  durch  lange  Zeit  in  der  politischen  Ein- 
samkeit einiger  alten  Demokraten  gereift  ist,  nicht  dem  alten  Manchestertum, 
mit  dem  wir  uns  beschäftigt  haben,  an  die  Seite  stellen.  Damit  geschähe 
beiden  gleicherweise  unrecht.  Auch  wird  die  neue  Richtung  die  Fehler  der 
alten,  wie  schon  aus  ihrer  veränderten  sozialen  Theorie  hervorgeht,  zu  ver- 
meiden suchen,  wenngleich  sie  freilich  die  alte  unfruchtbare  Staatsauffassung 
beizubehalten  entschlossen  scheint.  Jedenfalls  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  hier 
in  unserem  »sozialen  Zeitalter«,  in  dem  selbst  die  in  der  Freiheit  großgewordenen 
Industriellen  in  einem  gewissen  Sinne  soziabel  werden,  dem  Individualismus 
eine  neue  Partei  heranwächst,  die  den  alten  Kampf  zu  .gelegener  Zeit  wieder 
einmal  aufnehmen  wird.  - — 

Freilich  hat  Stein  recht,  wenn  er  schreibt:  »Ein  entarteter,  in  der  Wahl 
seiner  Mittel  skrupelloser  Individualismus  benützt  selbst  jenes  wirtschaftliche 
Prinzip,  das  sich  ihm  in  der  Geschichte  von  jeher  grundsätzlich  verneinend 
gegenüberstellte,  nur,  um  sein  selbstsüchtiges  Ziel  der  zügellosen  Aufhäufung 
schneller  und  intensiver  erreichen  zu  können.  Indem  aber  das  Privateigentum 
theoretisch  vor  dem  wirtschaftlichen  Prinzip  des  Kollektivismus  kapituliert,  sofern 
es  sich  selbst  kollektiviert,  sägt  es  logisch  den  Ast  ab,  auf  dem  es  sitzt.«  (22) 
Diese  Sozialisierung  wird  jedoch  das  mächtige  Großkapital  nicht  hindern,  in 
der  Kampfstellung  gegen  alle  Sozialisierungstendenzen  der  andern  zu  verharren. 
So  wie  sie  die  Freiheit  nur  für  sich  und  in  ihrem  Sinne  verstanden,  so  werden 
die  wirtschaftspolitischen  Individualisten  auch  den  Sozialismus,  soweit  sie  ihm 
Konzessionen  machen,  schließlich  nur  in  ihrem  Interesse  ausnützen  wollen. 
Zwischen  Individualismus  und  Sozialismus  gibt  es  keinen  dauernden  Frieden. 
Natürlich  können  sich  beide  auf  einer  mittleren  Zone  verständigen  und  treffen, 
und  viele  meinen  ja,  daß  gerade  unsere  Zeit  zu  einem  solchen  Zustande 
hinüberführe.  Aber  es  werden  der  Extremen  auf  beiden  Seiten  immer  genug 
bleiben,  um  eine  neue  individualistische  Bewegung  der  zur  Macht  gelangten 
sozialistischen  Strömung  entgegenzuführen  und  umgekehrt. 

Übrigens  beweist  gerade  die  Geschichte  des  Sinnspruches  des  Manchester- 
tums,  mit  der  wir  unsere  Darstellung  einleiteten,  wie  nahe  auch  hier  die 
Gegensätze  beieinander  wohnen.  Sehr  treffend  sagt  Oncken  darüber:  »Die 
Maxime  laissez  faire  et  laissez  passer,  welche  von  Haus  aus  eine  Parole  der 
Unterdrückten  war  und  einem  nicht  unedlen  Fortschritts-  und  Freiheitsdrange 
entsprang,  ist  auf  sozialem  Gebiete  in  unseren  Tagen  zur  gehässigen  Unter- 
drückungs-  und  Hemmschrittsparole  geworden.  Das  alte  Laissez -nous  faire, 
seinerzeit  gegen  die  Hinderungen  der  Regierungsgewalt  gerichtet  und  sonach 
als  ein  aktives  Prinzip  gedacht,  ist  jetzt  prinzipiell  gleichsam  in  das  Recht  des 
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Rien  faire  umgeschlagen.  Das  Privilegium  der  besitzenden  Klassen,  in  gesell- 
schaftlicher Hinsicht  Nichts  tun  zu  brauchen,  wobei  man  sich  noch  im  Malthus- 
schen  Sinne  auf  ein  soziales,  mit  Strafe  drohendes  Naturgesetz  beruft,  das  ist 
es,  was  jetzt  seitens  des  Manchestertums  auf  jene  Maxime  gestützt  wird.«  (23) 

Der  schrankenlose  Individualismus,  der  im  Namen  der  Freiheit  zur  legi- 
timen Ausbeutung  des  Individuums  durch  das  Individuum  geführt  hatte,  ist 
zwar  theoretisch  tot.  Aber  er  lebt  um  so  intensiver  noch  in  der  Praxis.  Seine 
alten  Gegner,  der  Sozialismus  und  der  Staat  haben  sich  indessen  —  zwar  nicht 
in  der  Politik,  aber  vielfach  in  praktischen  Wirtschaftsmaßregeln  —  verbündet, 
um  ihn  auch  dort  in  seine  Schranken  zu  weisen. 

Wenn  nun  das  Manchestertum  dagegen  einen  neuen  Anlauf  unternehmen 
wollte,  um  abermals  unter  Berufung  auf  die  Würde  der  freien  Persönlichkeit 
gegen  Bevormundung  und  Polizeiwirtschaft  zu  Felde  zu  ziehen,  so  wird  es 
Aufgabe  der  sozialen  Wissenschaften,  besonders  auch  der  Nationalökonomie 
sein,  streng  zu  prüfen,  inwieweit  erhobene  Vorwürfe  etwa  berechtigt  sind;  aber 
vor  allem  wird  man  sich  erinnern  müssen,  wie  tief  diese  Würde  einst  im  Namen 
derselben  Freiheit  herabgezogen  werden  konnte.  Da  eine  absolut  gleiche  Frei- 
heit aller  undenkbar  ist,  bei  der  ungleichen  Befähigung  und  Veranlagung  der 
Menschen,  so  wird  es  gerade  Pflicht  der  uninteressiert  prüfenden  Wissenschaft 
sein,  wenn  ein  neues  ManchesterLum  wieder  den  Ruf  nach  Freiheit  erhebt, 
mit  Marx  zu  fragen: 


Freiheit  wessen?« 
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HWV  —  Handwörterbuch  der  Volkswirt- 
schaftslehre. Herausgegeben  von  Dr.  H. 
Rentzsch.    Leipzig  1866. 

Ges.  Sehr.  =  John  Prince-Smiths  Gesammelte 
Schriften.  Drei  Bände,  herausgegeben 
von  Dr.  Otto  MichaeHs  und  Karl  Braun. 
Berlin  1877,  1879,  1880. 

Vierteljahrsschrift  =  Vierteljahrsschrift  für 
Volkswirtschaft,  Politik  und  Kultur- 
geschichte. Herausgegeben  von  Dr.  Julius 
Faucher,  später  von  Dr.  Ed.  Wiß.  Berlin 
1863-1893. 

Einleitung  und  I.  Kapitel 

i)  Geschichte  der  Nationalökonomik  in 
Deutschland,  München  1874.  »Jedenfalls 
kann  ich  den  jetzt  verbreiteten  Namen 
Manchesterpartei  für  die  deutsche  Freihandels- 
schule nicht  billigen,  da  ihre  bedeutendsten 
Mitglieder  einen  Eifer  für  die  Größe  und 
Würde  unseres  Vaterlandes  betätigt  haben, 
wie  er  sich  von  dem  Mammonsdienste  der 
englischen  Fabrikstheoretiker  in  Ures  Sinn 
auf  das  Rühmlichste  unterscheidet.«  p.  1020. 
Aus  unserer  Darstellung  wird  ersichtlich  wer- 
den, daß  dieser  Vorwurf  des  Mammonsdienstes 
und  der  Vaterlandslosigkeit  es  durchaus  nicht 
ist,  den  wir  in  das  Wort  Manchestertum  hinein- 
legen. Wir  wollen  dieses  vielmehr  als  eine 
objektiv  treffende  Bezeichnung  einer  gewissen 
Lehre  verstanden  sehen.  Wann  und  wo  sich 
unter  dieser  Lehre  krasser  Mammonismus  oder 
ein  bewußter  Verrat  nationaler  Interessen  ver- 
bergen, da  mögen  diese  Gesinnungen  dieselbe 
Beiu-teilung ,  bzw.  Verurteilung  erfahren,  wie 
wenn  sie  sich  unter  anderen  Namen  verstecken, 
die  einen  besseren  Klang  haben. 


2)  Über  den  Kongreß  und  seine  Entstehung 
vgl.  Kap.  III. 

3)  Erstmals  offiziell  angewandt  wurde  der 
Name  in  Deutschland  anscheinend  von  dem 
späteren  Geheimrat  Wagener  1861  im  preu- 
ßischen Abgeordnetenhause  in  einer  Rede 
gegen  die  Bourgeoisie,  der  vom  Redner  der 
Anmarsch  der  Arbeiterbataillone  vorausgesagt 
wurde,  die  das  Manchestertum  stürzen  würden. 
Bericht  über  die  Verhandlungen  des  20.  Kon- 
gresses deutscher  Volkswirte,  Berlin  1883,  p.  13. 

4)  1.  c.  p.  16. 

5)  Im  Jahre  1882!  Drei  Jahre  nach  dem 
zugunsten  des  Schutzzolls  erfolgten  Umschwung 
der  deutschen  Handelspolitik,  durch  die  An- 
nahme des  Zolltarifs  am  12.  Juli  1879. 

6)  1.  c.  p.  17. 

7)  »Ich  entsinne  mich,  daß  schon  um  das 
Jahr  1850  ein  mißliebiges  Wort  angewandt 
wurde  gegen  die  spezifisch  englische  Frei- 
handelsschule: wir  sprachen  unter  uns  von 
dem  Kattunfreihandel.  .  .  .  Wir  betrachteten 
damals  als  eine  nicht  wünschenswerte  Sache 
die  Beschränkung  des  P>eihandels;  wir  gingen 
damals  als  junge  radikale  Gemüter  darauf 
hinaus,  die  weiteren  Konsequenzen  des  Frei- 
handels zu  ziehen  auf  den  verschiedenen 
politischen  und  sozialen  Gebieten,  und  von 
diesem  radikalen  Gesichtspunkt  sprachen  wir 
wegwerfend  von  Kattunfreihandel.«  1.  c.  p.  32. 

8)  1.  c.  p.  35. 

9)  Die  Maxime  laissez  faire  et  laissez 
passer,  ihr  Ursprung,  ihr  Werden.  Ein 
Beitrag  zur  Geschichte  der  Freihandelslehre. 
Bern  1886. 

10)  Vgl.  Oncken,  Geschichte  der  National- 
ökonomie.   I.  Teil.    Leipzig  1902.    p.  7. 
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1 1)  Rene  Louis  de  Voyer,  Marquis  d'Argen- 
son,  1694—1757,  ist  der  älteste  Bruder  des 
Grafen  d'Argenson,  des  langjährigen  Kriegs- 
ministers  Ludwigs  XV.  Vgl.  Oncken,  1.  c.  p. 
272  ff. 

12)  Oncken,  Die  Maxime  laissez  faire,  p. 

13)  1-  c.  p.  55- 

14)  Band  V  der  später  herausgegebenen 
»Memoires  et  Journal  inedit  du  Marquis 
d'Argenson,  Ministre  des  Affaires  etrangeres 
sous  Louis  XV,  publics  et  annotes  par  M.  le 
Marquis  d'Argenson.    Paris  1858. 

15)  Vgl.  Oncken,  Gesch.  d.  Nationalök., 
L  Teil.  p.  293. 

16)  Der  charakteristische  Titel  seines  Haupt- 
werkes, das  in  einer  großen  Reihe  von 
Ausgaben  erschien,  lautet:  Traite  d'economie 
pohtique  ou  simple  exposition  de  la  maniere 
dont  se  forment,  se  distribuent  et  se  consomment 
les  richesses.  Paris  1803.  Nicht  uninteressant, 
daß  von  diesem  radikalsten  Werke  Says 
außer  den  deutschen  Ausgaben  von  Mörstadt 
und  Jakob  auch  der  bekannte  anarchistische 
Theoretiker  Max  Stirner  eine  deutsche  Über- 
setzung herausgegeben  hat  (in  seiner  Samm- 
lung »Die  Nationalökonomen  der  Franzosen 
und  Engländer«,  die  auch  Smith  enthält), 
Leipzig  1845 — 46. 

17)  Oncken,  Was  sagt  die  Nationalökonomie 
als  Wissenschaft  über  die  Bedeutung  hoher 
und  niedriger  Getreidepreise.  Berlin  1901,  p.40. 

18)  Rossi,  Cours  d'economie  politique,  2 
Bde.,  Paris  1840—41,  3.  Band,  posthum,  185  i. 

19)  Dupuit,  La  liberte  commerciale,  son 
principe  et  ses  consequences.    Paris  1861. 

20)  Paris  1845. 

21)  L'union  du  Midi.  Association  de 
douanes  entre  la  France,  la  Belgique,  la 
Suisse  et  l'Espagne.  Erstmals  in  der  Revue 
des  deux  mondes  1837  erschienen;  dann  als 
Buch  mit  einer  breit  ausgeführten  »Introduction 
Sur  l'union  commerciale  de  la  France  et  de  la 
Belgique«.    Paris  1842. 

22)  1.  c.  Introduction,  p.  III  u.  IV. 

23)  In  der  Einleitung  seines  oben  genannten 
Werkes. 

24)  Lammers,  Die  Entwicklung  des  Frei- 
handels, 2.  Aufl.,  Berlin  1873. 


25)  Frederic  Bastiat,  sein  Leben,  seine  frei- 
händlerischen Bestrebungen,  seine  sozialöko- 
nomischen Anschauungen.    München  1904. 

26)  Le  Eise  et  la  Vigne,  1841;  Memoire 
sur  la  question  vinicole  1843. 

27)  V.  Leesen,  1.  c.  p.  11. 

28)  1.  c.  p.  13. 

29)  1.  c.  p.  51. 

30)  Harmonies  Economiques,  Paris  1848. 
Leesen,  1  c.  p.  99,  tritt  der  von  Proudhon 
verbreiteten  Meinung  entgegen,  als  seien  die 
»H.  E.«  eine  Gegenschrift  gegen  dessen 
Contradictions  Economiques.  Bastiat  habe 
bereits  am  5.  Juni  1745  einem  Briefe  an 
Condroy  seine  Absicht  angekündigt,  seinen 
»Sophismes«  eventuell  eine  zweite  Schrift  mit 
dem  Titel  »Harmonies  Sociales«  folgen  zu 
lassen,  während  Proudhons  Buch  erst  1846 
erschien.  In  diesen  »H.  ,S.«  v^ollte  Bastiat 
der  »Neigung  unserer  Zeit,  durch  Organisationen 
künstliche  Harmonien  anzustreben,  entgegen- 
treten«, der  gegenüber  man  »die  Schönheit, 
die  Ordnung  und  den  Geist  des  Fortschritts 
in  den  natürlichen  von  der  Vorsehung  ge- 
wollten Harmonien  nachweisen«  müßte. 

31)  Oeuvres  Completes,  T.  IL,  p.  4. 

32)  In  einer  Rede  am  3.  Juli  1847.  Oeuvres 
comp].,  T.  II,  p.  259. 

33)  V.  Leesen,  1.  c.  p.  X. 

34)  Leser  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, Bd.  III,  p.  1258. 

35)  Moritz  Brosch,  Geschichte  von  England, 
Bd.  X.,  p.  18,  1897. 

36)  Tooke  and  Newmarch,  Geschichte  und 
Bestimmung  der  Preise,  deutsch  von  C.  W. 
Asher,  1859,  Bd.  2,  p.  446  ff. 

37)  Thomas  Tooke,  als  Sohn  eines  Geist- 
lichen am  29.  2.  1774  in  St.  Petersburg  ge- 
boren, war  Teilhaber  eines  großen  Handlungs- 
hauses, später  Gouverneur  einer  großen  Ver- 
sicherungsgesellschaft, er  gründete  1821  den 
Political  Economy  Club,  wurde  zum  Mitglied 
der  Kgl.  Gesellschaft  der  Wissenschaften  und 
der  französischen  Akademie  ernannt.  Ver- 
fasser der  oben  genannten  Geschichte  der 
Preise.    Er  starb  am  26.  2.  1858  in  London. 

38)  Näheres  bei  Tooke  u.  Newmarch,  I.e., 
Bd.  2,  p.  188 — 204. 
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39)  Adam  Smith,  Über  die  Quellen  des 
Volkswohlstandes.  Neu  übersetzt  von  Dr.  W. 
Löwenthal,  2  Bde.,  Berlin  1879. 

40)  Was  sagt  d.  Nat.-Ök.,  p.  24. 

41)  Daß  Adam  Smith  auch  in  anderen 
Fragen,  z.  B.  der  Arbeiterfrage,  und  vor  allem 
in  seinen  Anschauungen  von  den  Prinzipien 
des  menschlichen  Handelns  nicht  den  ihm 
oft  zugeschriebenen  »manchesterlichen«  Stand- 
punkt einnahm,  darüber  vergleiche  August 
Oncken,  Adam  Smith  und  Immanuel  Kant, 
Leipzig  1877  und  Das  Adam  Smith-Problem 
in  Wolfs  Ztschr.  f.  Sozw.,  Jahrg.  1898.  Über 
die  Methodenfrage  vgl.  Dr.  F.  Lifschitz,  Adam 
Smiths  Methode  im  Lichte  der  nationalökonom. 
Literatur  des  19.  Jahrhdts.    Beru  1906. 

42)  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften, Bd.  VI,  p.  427. 

43)  Oncken,  Was  sagt  d.  Nat.-Ök.,  p.  33. 

44)  David  Ricardo,  Grundsätze  der  Volks- 
wirtschaft und  der  Besteuerung,  übers,  von 
E.  Baumstark,  Leipzig  1837. 

45)  Vgl-  Oncken,  Was  sagt  d.  Nat.-Ök., 
P-  37- 

46)  »Englische  Freihändler  vor  Adam  Smith« 
nennt  Dr.  Friedrich  Raffel  eine  umfangreiche 
Schrift,  Tübingen  1905,  in  der  er  u.  a.  die 
Malynes,  Misseiden,  North,  Dekker,  behandelt; 
doch  hat  Dr.  F.  Pinkus  in  seiner  Besprechung 
dieses  Buches  (D.  L.-Z.  1906,  Nr.  38)  mit 
Recht  betont,  daß  es  sich  hier  um  »Frei- 
händler« eigentlich  nicht  handele,  sondern  um 
liberale  Merkantilisten.  Vgl.  auch  über  den 
damaligen  Begriff  des  »freetrade«  Oncken, 
Gesch.  d.  Nat.-Ök.,  p.  207 ff.  —  Über  die 
englischen  Nationalökonomen  von  Smith  an 
und  ihre  Stellung  zum  Freihandel,  bzw.  zum 
wirtschaftspolitischen  Individualismus  über- 
haupt, unterrichtet  L.  L.  Price,  »A  short 
history  of  political  economy  in  England«,  wo 
auch  einer  der  bedeutendsten  neueren  englischen 
Individualisten,  Henry  Fawcett,  gut  charak- 
terisiert wird. 

47)  Vgl.  Ricardo,  1.  c,  22.  Hauptstück, 
»Ausfuhrprämien  und  Einfuhrverbote«.  Ein 
ganz  ungerechtes  Urteil  über  Ricardo  hat  be- 
kanntlich Adolf  Held  in  seinem  nachgelassenen 
Werk  »Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte 


Englands«,  Leipzig  1881,  gefällt.  Ricardo  der 
nackten  Kapitalvergöttemng  und  einer  ..wahr- 
haft cynischen  Vorstellung  von  Staat  und  Ge- 
sellschaft« zu  beschuldigen,  geht  gewiß  nicht 
an.  Ähnlich  übertrieben  sind  manche  anderen 
Urteile  Heids,  was  nicht  hindert,  daß  sein 
Werk  gerade  für  unser  Thema  außerordentlich 
wichtig  und  interessant  ist. 

48)  Vgl.  die  Übersicht  über  die  englische 
Getreidezollgesetzgebung  18 15  —  46,  die  Diehl 
in  seinem  Aufsatz  »Über  die  Frage  der  Ein- 
führungbeweglicher Getreidezölle«  gibt,  Conrads 
Jahrb.  1900,  p.  312.  Ferner  das  interessante 
Buch  von  J.  S.  Nicholson,  The  History  of 
the  English  Corn  Laws,  London  1904,  das 
die  enghsche  Korngesetzgebung  unter  histo- 
rischen Gesichtspunkten  würdigt. 

49)  Diehl,  1.  c.  p.  343 ff. 

50)  Vgl.  Lammers,  1.  c.  p.  9.,  sowie  den 
Artikel  »Anti- Corn- Law -League«  im  Hdwb. 
d.  Stw.,  Bd.  L,  pag.  410,  von  Laves -Lexis. 

51)  Althaus,  Englische  Charakterbilder. 
Zitiert  bei  Schippel,  Grundzüge  der  Handels- 
politik, Berlin  1902,  p.  39. 

52)  Marx,  Elend  der  Philosophie,  deutsch 
von  E.  Bernstein  und  K.  Kautsky,  Stuttgart 
1885,  II.  Anhang,  p.  191. 

53)  Was  sagt  d.  Nat.-Ök.,  p.  6. 

54)  Rüssel  und  Peel  waren  die  Minister- 
kandidaten der  beiden  sich  gegenüberstehenden 
Parteien.  Der  Tory  Peel  drang  bekanntlich 
durch,  machte  aber  die  Abschaffung  der 
Korngesetze  zu  seiner  Sache,  was  ihm  von 
Disraeli  u.  a.  den  Vorwurf  eines  Verräters 
eintrug. 

55)  Vgl.  Morley,  Life  of  Richard  Cobden, 
London  1881;  Cobdens  politische  Schriften 
erschienen  gesammelt:  The  political  writings 
of  R.  C,  London  1867;  seine  Reden  von 
Bright  und  Rogers  herausgegeben  Cobdens 
Speeches  on  questions  of  public  policy, 
London  1870.  Eine  Geschichte  der  englischen 
Antikornzollbewegung  mit  allen  Details  gibt 
aus  freihändlerischem  Standpunkt  Mongredien, 
History  of  the  free -trade  movement  in  Eng- 
land, London  1881.  Wurde  in  vielen  Tau- 
senden von  Exemplaren  verbreitet. 
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II.  Kapitel 

1)  John  Bowring,  Bericht  über  den  deutschen 
Zollverband  an  Lord  Viscount  Palmers  ton, 
London  1840.  Aus  dem  Englischen  von  Dr. 
F.  G.  Buek,  Berlin  1840. 

2)  Vgl.  Weber,  Der  deutsche  Zollverein. 
Geschichte  seiner  Entstehung  und  Entwicklung, 
Leipzig  1869     2.  Aufl.  187 1. 

3)  Lötz,  Die  Ideen  der  deutschen  Handels- 
politik von  1860 — 1892.   Berlin  1892,  p.  12. 

4)  Das  nationale  System  der  politischen 
Ökonomie,  1841;  VII.  Aufl.,  herausg.  von 
Eheberg,  Stuttgart  1883.  Neuausgabe  mit 
Einleitung  von  Prof.  Dr.  H.  Waentig,  Jena 
1904  (in  der  »Sammlung  sozialwissenschaftl. 
Meister«,  3.  Bd.). 

5)  Lötz,  1.  c.  p.  28. 

III.  Kapitel 

1)  Vgl.  die  Lebensskizze  von  Otto  Wolff, 
Ges.  Sehr.  3.  Bd. 

2)  1.  c.  p.  216. 

3)  Den  Wortlaut  der  Adresse  gibt  Wolff, 
1.  c.  p.  260. 

4)  Dieser  war  natürlich  auch  den  Elbingern 
der  wichtigste  Teil  und  der  Mittelpunkt  des 
Ganzen.  So  hatte  auch  Peel  geschrieben: 
»Eine  besondere  Genugtuung  aber  gewährt 
mir  der  Teil  Ihrer  Adresse,  in  welchem  Sie 
Ihre  Übereinstimmung  mit  den  Grundsätzen 
der  Handelsgesetzgebung  erklären,  welche  von 
dem  britischen  Parlament  im  Laufe  der 
gegenwärtigen  Session  in  so  großer  Aus- 
dehnung betätigt  sind.«  Von  den  Zollherab- 
setzungen sagt  Peel,  sie  »wurden  vorge- 
schlagen, weil  sie  dem  Gemeinwohl  unseres 
Landes  förderlich  sind«.  Freilich  wäre  Gegen- 
seitigkeit noch  besser,  aber  auch  die  einseitige 
Aufhebung  der  Zölle  sei  für  England  förder- 
lich —  »es  sei  denn,  daß  es  die  wahre  Politik 
eines  Landes  ist,  einen  hohen  Preis  für  eine 
schlechte  Ware  zu  zahlen.«    1.  c.  p.  263. 

5)  1.  c.  p.  273. 

6)  Man  vergesse  nicht,  daß  das  zwar  heute 
als  eine  primitive  politische  Erkenntnis  er- 
scheint, daß  sie  aber  für  die  Mitte  des  19. 
Jahrhunderts,  wo   »die  Masse«   noch  kaum 


begonnen  hatte,  im  politischen  Leben  eine 
Rolle  zu  spielen,  eine  anzuerkennende  poli- 
tische Einsicht  des  Manchestermannes  be- 
deutet, um  so  mehr  als  die  meisten  seiner 
Parteigenossen  damals  noch  weit  von  ihr 
entfernt  waren. 

7)  1.  c.  p.  315. 

8)  Schippel,  Grundzüge  der  Handelspolitik. 
Berlin  1902,  p.  161. 

9)  Bismarcks  Reden,  ed.  Reclam,  Bd.  I, 
p.  99.  Es  ist  jene  erste  Rede  des  Ab- 
geordneten von  Bismarck-Schönhausen  für 
Beschränkungen  der  Gewerbefreiheit  zugunsten 
einer  Sozialpolitik.  In  ihr  findet  sich  der 
bekannt  gewordene  Satz :  »Ich  glaube,  es 
möchten  uns  unsere  wohlfeilen  Röcke  aus 
dem  Kleiderladen  zuletzt  unbehaglich  auf  dem 
Leibe  sitzen,  wenn  ihre  Verfertiger  daran 
verzweifeln  müssen,  sich  auf  ehrliche  Weise 
zu  ernähren.« 

10)  Ges.  Sehr.  III,  300. 

11)  Das  war  mit  der  ursprünglich  rein 
demokratischen  Tendenz  des  Blattes  in  jener 
Zeit  klarerer  und  prinzipienfesterer  bürgerlicher 
Politik  keineswegs  von  vornherein  verknüpft! 

1 2)  Es  erscheint  mir  wichtig,  das  besonders 
hervorzuheben,  weil  heute  innerhalb  der  ent- 
schieden liberalen  Richtungen  in  dieser  Hinsicht 
ein  ganz  unhistorischer  und  in  der  politischen 
Logik  durchaus  unbegründeter  Dogmatismus 
Platz  gegriffen  hat,  der  ganz  sicher  nur  ein 
Erbstück  der  schließlichen  Entwicklung  des 
Manchestertums  ist.  Auch  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  braucht  —  abgesehen  von  seiner 
sonstigen  Nützlichkeit  oder  Schädlichkeit  — 
bei  weitem  nicht  jeder  Schutzzoll  nur  eine 
Stärkung  der  politisch  antiliberalen  Elemente 
zu  bedeuten,  und  doch  gilt  heute  die  Ver- 
werfung der  Schutzzölle  als  erstes  prinzipielles 
Gesinnungserfordernis  eines  Liberalen.  — 
Ähnlich,  wenn  er  auch  historisch  anders  ent- 
standen ist,  liegt  es  mit  dem  freihändlerischen 
Dogmatismus  der  Sozialdemokratie.  So  sagt 
Schippel  einmal,  »wir  Sozialisten«  seien  »in 
unseren  Anschauungen  über  die  wirtschafts- 
politischen Rivalitäten  und  Gegensätze  zwischen 
den  Völkern  .  .  .  allesamt  gute  Cobdeniten 
geblieben  .  .  .  voll  fröhlicher  Zuversicht,  daß 
free  trade  and  peace  among  nations  heute 
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schon  auf  der  ganzen  Linie  zum  Siege  gelangt 
sein  müßten,  wenn  nur  die  Besitzenden  endlich 
einmal  vernünftige  Besitzende  werden  wollten. 
Wir  rühmen  uns  in  der  Tat,  mit  vollem 
Grunde,  hierin  die  Anschauungen  und  Ideale 
der  bürgerlichen  Reformer  von  der  alten,  mit 
Unrecht  viel  geschmähten  Manchesterschule 
fast  allein  noch  aufrecht  zu  erhalten.«  Soz. 
Monatshefte  1900,  p.  88. 

13)  Ges.  Sehr.  III,  314. 

14)  1.  c.  p.  316. 

15)  Vgl.  "Weber,  Der  deutsche  Zollverein; 
ferner  A.  Matlekovits,  Die  Zollpolitik  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  von  1850 
bis  zur  Gegenwart,  Budapest  1877,  wo  be- 
sonders anschauHch  die  vielfachen  Bemühungen 
Österreichs  dargestellt  sind,  nur  ja  Preußen 
keinen  Vorwand  zu  geben,  um  Österreich 
auszuschließen,  aber  »Preußen  benutzte  die 
geringste  Formahtät,  um  den  österreichischen 
Einfluß  nicht  aufkommen  zu  lassen  und 
wollte  es  auf  keinerlei  Weise  dulden,  daß 
seine  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiet  .  .  . 
erlangte  Superiorität  in  welch  immer  Hinsicht 
beeinträchtigt  werde.«  p.  57.  Über  die  Ab- 
sichten und  Hoffnungen  der  österreichischen 
Staatsmänner  und  die  Opfer,  die  sie  im  Hin- 
bhck  auf  eine  zukünftige  Großmachtstellung 
Österreichs  von  der  heimischen  Industrie 
forderten,  vgl.  1.  c.  p.  5. 

16)  Den  damaligen  Freihändlern  war  der 
Plan  überaus  unsympathisch,  weil  sie  von 
dem  schutzzöllnerischen  Österreich  nichts 
Gutes  erwarteten.  Vgl.  Rentzsch,  Der  Staat 
und  die  Volkswirtschaft,  Leipzig  1863,  P-  I79> 
und  HWV,  p.  1087.  Dagegen  schreibt  Lötz : 
»Der  Gedanke  des  Herrn  von  Bruck  ist, 
wirtschaftHch  betrachtet,  ein  so  genialer,  daß 
wir  noch  heute  nicht  behaupten  dürfen,  er 
sei  veraltet.  Denn  wir  zehren  noch  an 
diesem  Gedanken.«  (Die  Ideen  der  deutschen 
HandelspoHtik,  1892,  p.  7.  Vgl.  auch  A. 
Zimmermann,  Geschichte  der  preußisch- deutchen 
HandelspoHtik,  aktenmäßig  dargestellt,  Olden- 
burg und  Leipzig  1892.  Dort  wird  (p.  21 5  ff.) 
über  den  Plan  des  Geheimrats  von  Kamptz 
ausführlich  berichtet,  dessen  »Vorschläge  für 
die  Errichtung  eines  deutschen  Schiffahrts- 
und Handelsvereins«  vom  6.  März  1847  darauf  | 


ausgingen,  »die  Staaten  des  Zollvereins  einer- 
seits und  die  Kaiserlich  Österreichischen 
Staaten,  die  Staaten  des  Steuervereins,  die 
Großherzogtümer  Mecklenburg-Schwerin  und 
Mecklenburg-Strelitz,  das  Herzogtum  Holstein- 
Oldenburg  und  die  Freien  und  Hansestädte 
Lübeck,  Bremen  und  Hamburg  andererseits« 
zu  einem  Zollbunde  zu  vereinigen.  Der  Plan 
wurde  aber,  abgesehen  von  inneren  Schwierig- 
keiten, mit  Rücksicht  auf  die  sehr  wahr- 
scheinliche Verstimmung  Englands  fallen  ge- 
lassen. Und  als  dann  2^/2  Jahre  später  der 
Plan  des  Barons  Bruck  auftauchte,  war  es  zu 
spät.  Denn,  wie  Zimmermann  schreibt,  »im 
jetzigen  Zeitpunkt,  wo  Schwarzenberg  offen 
darauf  ausging,  Preußens  Einfluß  zu  brechen 
und  es  auf  eine  Stufe  mit  den  Mittelstaaten 
herabzudrücken,  konnte  von  einem  freiwilligen 
Eingehen  auf  solche  Vorschläge  keine  Rede 
sein.«  (p.  349)  Man  vergleiche  diese  preußische 
Darstellung  mit  der  österreichischen  von  Matle- 
kovits in  der  vorigen  Anmerkung. 

17)  Ges.  Sehr.  III,  321. 

18)  Vgl.  den  oben  zweimal  zitierten  Brief 
vom  25.  Dezember  1850. 

19)  Ges.  Sehr.  III,  334. 

20)  Vgl.  Matlekovits,  1.  c.  p.  56,  wo  es  von 
dem  Vertrag  vom  19.  Februar  1853  heißt, 
er  »hatte  kemen  anderen  Zweck,  als  die  voll- 
ständige Zolleinheit  zwischen  Deutschland  und 
Österreich  vorzubereiten.« 

21)  Ges.  Sehr.  I,  211. 

22)  1.  c.  III,  336. 

23)  Damit  sind  wohl  u.  a.  das  Frankfurter 
Handwerkerparlament  von  1848,  die  Ver- 
sammlungen des  Verlins  für  das  Wohl  der 
arbeitenden  Klassen,  sowie  vor  allem  der 
Internationale  Wohltätigkeitskongreß  in  Frank- 
furt am  Main  Aom  Jahre  1857  gemeint. 

24)  Vierteljahrsschrift  1884,  I,  209. 

25)  1.  c.  p.  214.  Demselben  Briefe  ent- 
stammen auch  die  kurz  vorher  zitierten  Worte. 

26)  Nach  dessen  Tode  von  Dr.  Eduard  Wiß 
herausgegeben,  erschien  bis  1893  in  Berlin. 

IV.  Kapitel 

i)  Daß  in  Deutschland  die  Freihandelsfrage 
auch  zu  einem  großen  Teil  eine  innere  wirt- 
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schaftliche  Frage  war,  was  in  den  politischen 
Verhältnissen  Deutschlands  begründet  lag, 
kommt  hier  nicht  in  Betracht. 

2)  »Die  Forderung  unbedingter  Freiheit  des 
Handels  ist  indessen  nur  die  eine  Anwendung 
einer  allgemeinen  Lehre,  welche  die  Freiheit 
überhaupt  hinstellt,  als  Grundbedingung  so- 
wohl der  möglich  größten  Fülle  als  auch 
voller  Gerechtigkeit  im  Volkshaushalt.  Die 
Anhänger  dieser  Lehre  haben  den  Namen 
»Freihändler«  erhalten,  Aveil  sie  zuerst  durch 
den  Kampf  um  Handelsfreiheit  ihre  Lehre 
praktisch  betätigten.«  Prince-Smith  im  HWV, 
P-  439- 

3)  Aus  der  neusten  Literatur  ist  hier  die 
Meinung  Naumanns  (vgl.  Schlußwort)  inter- 
essant, der  schreibt:  »Die  Frage  des  Frei- 
handels ist  nicht  eine  Teilfrage  der  Volks- 
wirtschaft, sondern  ist  die  Frage  der  volks- 
wirtschaftlichen Willensrichtung  überhaupt.« 

4)  Prince-Smith,  Die  Grundlagen  der  Volks- 
wirtschaft, geschrieben  i868.  Erstmals  voll- 
ständig veröffentlicht  Ges.  Sehr.  III,  201. 

5)  ibidem. 

6)  »Man  geht  nicht  zu  weit,  wenn  man 
die  Behauptung  aufstellt,  daß  die  Geschichte 
des  Welthandels  eine  Geschichte  der  Kultur 
ist.«    Neumann  im  HWV,  p.  429. 

7)  Ges.  Sehr.  III,  202. 

8)  Prince-Smith,  Der  Markt,  Vierteljahrs- 
schrift 1863,  IV,  143;  Ges.  Sehr.  I,  23. 

9)  Prince-Smith  im  HWV,  p.  441. 

10)  Dieser  berühmte  Ausdruck  findet  sich 
bereits  in  der  Londoner  Freihandelspetition 
von  1820  (siehe  oben  Kap.  I),  übrigens  auch 
in  den  Schriften  J.  B.  Says,  und  von  da  ab 
gehört  er  zum  eisernen  Fonds  der  frei- 
händlerischen Phraseologie,  ebenso  wie  der 
»gesunde  Menschenverstand«.  (Vgl.  u.  a.  die 
zu  den  Anmerkungen  83  und  89  dieses  Ka- 
pitels im  Text  gegebenen  Zitate.)  Dieser 
soll  immer  beweisen  helfen,  daß  es  für  den 
Konsumenten  doch  erheblich  angenehmer  sei, 
billig  als  teuer  zu  kaufen.  Was  natürlich 
nur  auf  eine  Verkennung  der  Dinge  und  eine 
falsche  Fragestellung  hinauskommt,  wie  hier 
nicht  erst  bewiesen  zu  werden  braucht. 

11)  Prince-Smith,  Ges.  Sehr.  III,  203. 


12)  Wir  können  natürlich  hier  nicht  in 
eme  Diskussion  der  Frage  eintreten,  ob  Fichte 
sich  nur  »der  Forderung  des  Rechts  auf 
genügende  Arbeit  genähert«  hat,  wie  Mutafoff 
behauptet  (Zur  Geschichte  des  Rechts  auf 
Arbeit,  Berner  Beiträge  zur  Geschichte 
der  Nationalökonomie  Nr.  10,  Bern  1897, 
p.  138),  der  den  Ruhm,  das  »droit  au 
travail«  erstmals  proklamiert  zu  haben,  mit 
der  allgemeinen  Meinung  für  Charles  Fourier 
in  Anspruch  nimmt.  Wenn  aber  Mutafoff 
meint,  das  »Recht  zu  leben«  sei  für  Fichte 
das  hauptsächlichste  Menschenrecht  gewesen, 
so  muß  dem  gegenüber  doch  darauf  hinge- 
wiesen werden,  daß  Fichte  in  der  Welt  der 
freien  Konkurrenz  nur  dieses  Recht  für 
möglich  hielt,  aber  in  dem  Satze  »Jedermann 
soll  von  seiner  Arbeit  leben  können« 
u.  a.  das  viel  weitergehende  »Recht  auf 
Arbeit«  bereits  ganz  im  Sinne  Fouriers,  aber 
zehn  Jahre  früher  als  dieser,  postulierte.  An 
die  Realisierungsniöglichkeit  dieses  Rechts  in 
der  gegenwärtigen  Gesellschaft  glaubte  Fichte 
so  wenig  wie  Fourier.  Forderte  dieser  dazu 
die  Phalaxorganisation,  so  Fichte  eben  den 
(von  Mutafoff  zu  wenig  gewürdigten)  »Ge- 
schlossenen Handelsstaat«.  Uns  kommt  es 
hier  nur  darauf  gerade  an,  daß  der  Ge- 
schlossene Handelsstaat  nicht  selber  Zweck 
bei  Fichte  ist,  sondern  zweckmäßiges  Mittel 
zur  praktischen  Durchführung  der  sittlichen 
Verpflichtungen  des  Staates  gegenüber  seinen 
Bürgern. 

13)  Der  Geschlossene  Handelsstaat,  ed. 
Reclam,  p.  15.  Vgl.  ]\Iarianne  Weber,  Die 
rechtsphilosophischen  Voraussetzungen  von 
Fichtes  Sozialismus.    Tübingen  1900. 

14)  1.  c.  p.  26. 

15)  1.  c.  p.  39. 

16)  1.  c.  p.  III. 

17)  Auf  die  Geldlehre  Fichtes,  den  uto- 
pischsten Teil  seines  sozialen  Systems,  konnte 
hier  nicht  eingegangen  werden.  Nur  sei  er- 
wähnt, daß  er  alles  Gold,  Silber  usw.  einge- 
zogen wissen  will,  an  dessen  Stelle  ein  rein 
nationales  Zeichengeld  treten  soll,  während 
nur  die  Regierung,  die  dem  Ausland  gegen- 
über die  einzige  Zahlstelle  für  alle  Bürger 
des  Landes  ist,  mit  dem  Weltgeld  zahlt.  Die 
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darauf  bezüglichen  Ausführungen  PMchtes  sind 
übrigens  auch  voll  innerer  Widersprüche. 

18)  1.  c.  p.  112. 

19)  1.  c.  p.  66. 

20)  1.  c.  p.  68. 

21)  1.  c.  p.  III. 

22)  1.  c.  p.  68. 

23)  Vgl.  1.  c.  p.  114/115- 

24)  1.  c.  p.  1 16. 

25)  Leipzig  und  Pforzheim  1802;  die  Vor- 
rede datiert  vom  23.  Juli  1801. 

26)  1.  c.  p.  19. 

27)  1.  c.  p.  22. 

28)  1.  c.  p.  23  u.  24. 

29)  Diese  Worte  im  Original  nicht  gesperrt. 

30)  1.  c.  p.  288/290. 

31)  1.  c.  p.  291. 

32)  1.  c.  p.  292. 

33)  Vgl.  die  Anmerkung  12  dieses  Kapitels. 

34)  1.  c.  p.  91. 

35)  1-  c.  p.  93- 

36)  1.  c.  p.  94. 

37)  Im  Original  nicht  gesperrt. 

38)  1.  c.  p.  32/33. 

39)  1-  c.  p.  39. 

40)  1.  c.  p.  45/46. 

41)  1.  c.  p.  61. 

42)  1.  c.  p.  62. 

43)  ibidem. 

44)  1.  c.  p.  215. 

45)  1.  c.  p.  219. 

46)  1.  c.  p.  235. 

47)  1.  c.  p.  236. 

48)  1.  c.  p.  247. 

49)  1.  c.  p.  258. 

50)  1.  c.  p.  276/277. 

51)  Es  sei  hier  nochmals  betont,  daß  wir 
uns  der  auch  heute  noch  üblichen  Auffassung, 
Adam  Smith  sei  der  »Vater  des  Manchester- 
tums«,  in  keiner  Hinsicht  anschließen  können. 
Es  erscheint  uns  durch  die  oben  zitierten 
Forschungen  A.  Onckens  außer  allen  Zweifel 
gestellt,  daß  Adam  Smith  ein  sehr  gemäßigtes 
Freihandelssystem  für  zweckmäßig  und  durch- 
führbar erachtet  hat,  und  daß  er  vor  allem 

—  was  ihn  vom  Manchestertum  scharf  trennt 

—  auf  sozialem  Gebiete  keineswegs  ein  An- 
hänger des  laisser  passer  war,  daß  er  über- 
haupt das   Staatsinteresse   über  das  Einzel- 


interesse stellte-  und  beide  durchaus  nicht 
immer  für  übereinstimmend  hielt.  —  Dem 
steht  auch  die  Tatsache  nicht  entgegen,  daf^ 
naturgemäß  im  Anfang  des  19.  Jahrh.,  als 
die  Lehre  Adam  Smiths  in  Deutschland  be- 
kannter zu  werden  begann,  der  Eindruck  des 
neuen  Systems  ein  vorherrschend  und  durchaus 
freihändlerischer  war,  wie  ja  immer  an  einem 
Werke  derjenige  Teil  den  Haupteinfluß  ausübt, 
der  gerade  im  Denken  der  Zeitgenossen  ein 
Echo  findet. 

52)  Niemeyer,  Über  denEinfluß  des  Handels 
usw.  1805,  p.  255. 

53)  Raynal  selbst  war  keineswegs  dem 
Handel  feindlich  gesinnt;  seine  zehnbändige 
»Philosophische  und  politische  Geschichte  der 
Besitzungen  und  Handlung  der  Europäer  in 
beyden  Indien«  (deutsche  Übersetzung  von 
D.  Abele.  Kempten  im  Verlag  der  typo- 
graphischen Gesellschaft,  1783 — 88)  zeugt 
eher  von  einer  Verherrlichung  der  kultur- 
bringenden Wirkungen  des  Handels. 

54)  Stutzmann,  System  der  Politik  und 
des  Handels  von  Europa.  Nürnberg  1806, 
p.  103/104. 

55)  1.  c.  p.  108. 

56)  ibidem. 

57)  1.  c.  p.  III. 

58)  1.  c.  p.  112. 

59)  1.  c.  p.  113. 

60)  1.  c.  p.  116. 

61)  1.  c.  p.  241. 

62)  1.  c.  p.  272. 

63)  Anton  Freiherr  von  Mylius,  Der  Handel, 
betrachtet  in  seinem  Einflüsse  auf  die  Ent- 
wicklung der  bürgerlichen,  geistigen  und 
sittlichen  Kultur,  Cöln  a.  Rh.  1828,  p.  11/12. 

64)  Ein  Handbuch  für  Staatsgelehrte  und 
Geschäftsmänner.    Göttingen  1831. 

65)  k  c.  I,  85. 

66)  Murhard  hat  auch  einige  andere 
^>Theorien«  geschrieben.  Wenn  ihn  Roscher 
(Gesch.  d.  Nat.-Ök.  i.  D.,  1874,  p.  847) 
»doktrinär«,  »borniert  freihändlerisch«  und 
»unhistorisch«  nennt,  so  ist  das  nicht  zuviel 
gesagt. 

67)  Murhard,  1.  c.  II,  460. 

68)  Zwei  Teile.  Cassel  1832;  dann  Mar- 
burg 1834. 
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69)  Leipzig  1843. 

70)  1.  c.  p.  59. 

71)  Die  Handelspolitik  im  allgemeinen  und 
die  Handelsfreiheit  insbesondere.  Leipzig  1843. 

72)  So  nannte  ihn  sein  ältester  Freund  und 
Biograph,  Otto  Wolff-Stettin ;  vgl.  Ber.  ü.  d. 
Verhdl.  d.  XX.  Kongr.  D.  V.,  Berlin  1882, 
P-  33- 

73)  Königsberg  1843,  unter  dem  Titel 
»Ein  Gespräch  über  Handel«,  1849.  Ges. 
Sehr,  n,  79. 

74)  1.  c.  p.  88. 

75)  1-  c-  P-  95- 

76)  1.  c.  p.  95. 

77)  1-  c.  p.  97- 

78)  1.  c.  p.  98/99. 

79)  1.  c.  p.  lOI. 

80)  1.  c.  p.  140. 

81)  1.  c.  p.  128. 

82)  1.  c.  p.  146.  Vgl.  Anmerkung  10  zum 
IV.  Kapitel. 

83)  1.  c.  p.  147.  Die  Idee  des  allgemeinen 
Weltfriedens  war  bekanntlich  auch  eine  Lieb- 
lingsidee Cobdens,  der  seine  öffentliche  Tätig- 
keit überhaupt  mit  der  Propagierung  dieser 
Idee  begann  und  erst  später  zum  Freihandel 
kam.  Die  Weltfriedensfreunde  hatten  übrigens 
immer  viel  für  den  »freien  Handel«  übrig; 
vgl.  Dr.  J.  E.  Ringier,  Der  Abbe  de  St.  Pierre, 
Ein  Nationalökonom  des  XVIII.  Jahrhunderts. 
Karlsruhe  1905,  besonders  p.  77. 

84)  »Über  die  Nachteile  der  Industrie  durch 
Erhöhung  der  Einfuhrzölle.«  Elbing  1845. 
Ges.  Sehr.  II,  150. 

85)  1.  c.  p.  186. 

86)  Berlin  1846;  Ges.  Sehr.  II,  189. 

87)  1.  c.  p.  194. 

88)  1.  c.  p.  212. 

89)  1.  e.  p.  214. 

90)  1.  c.  p.  219. 

91)  1.  c.  p.  220/221. 

92)  1.  e.  p.  224. 

93)  1.  c.  p.  225. 

94)  1.  e.  p.  227. 

95)  1.  e.  p.  229. 

96)  ibidem. 

97)  1.  e.  p.  236. 

98)  Ges.  Sehr.  III,  256. 


99)  Datiert  aus  Berlin,  12.  August  1848. 
Ges.  Sehr.  II,  321. 

100)  Ges.  Sehr.  III,  286. 

10 1)  Ges.  Sehr.  II,  321.  Die  folgenden 
Zitate  ebenfalls  aus  dieser  Petition ,  so  lange 
nicht  anders  angegeben. 

102)  Vgl.  das  Schlußwort  der  vorliegdn. 
Schrift. 

103)  Schutzzoll  oder  Freihandel.  Ein  Wort 
an  den  Bürger  und  Landmann.  Berlin  1848. 
Als  Verfasser  zeichnet  »G.«,  was  in  dem  mir 
zur  Verfügung  stehenden  Exemplar  der  Ham- 
burger Commerz-Bibliothek  mit  »Gutike«  hand- 
schriftlich ergänzt  ist.  Der  Verfasser  war  also 
ein  Mitglied  des  Berliner  Freundeskreises  von 
Prince- Smith. 

104)  Der  freie  Handel  und  die  Schutzzölle. 
Berlin  1848. 

105)  Verhandlungen  des  Berliner  Frei- 
handelsvereins, 1848,  Nr.  III. 

106)  Frankfurt  am  Main  1848. 

107)  Berlin  1849. 

108)  Schutzzölle  oder  Handelsfreiheit  ?  Ham- 
burg 1851. 

109)  Der  Handelsminister  auf  sechs  Stunden. 
Ein  Traum  von  Adam  Riese  dem  Jüngeren, 
Buchhalter.  Hamburg  185 1,  Ges.  Sehr.  III,  39. 

1 10)  Ges.  Sehr.  II,  149. 

111)  Im  Nachlaß  Prince-Smiths  fand  sich 
eine  unvollendete  Arbeit  aus  dem  Anfang  der 
fünfziger  Jahre,  die  den  Titel  trug:  »The 
laws  of  Production  and  Distribution  of  Wealth, 
considered  as  Illus trations  of  Divine 
Providenee.«  Wir  müssen  es  bedauern, 
daß  in  den  »Gesammelten  Schriften«  nicht 
auch  dieses  Fragment,  so  unvollkommen  es 
immerhin  gewesen  sein  mag,  zugänglich  ge- 
macht worden  ist.  Zur  Beurteilung  der  Welt- 
anschauung Prince-Smiths  hätte  es  wertvolle 
Dienste  leisten  können. 

1 1 2)  Die  Maxime  laissez  faire  et  laissez 
passer,  p.  129. 

V.  Kapitel 

i)  Emminghaus  im  HWV,  p.  38.  Daß 
auch  die  Entstehung  dieses  »Schlagwortes«  im 
scharfen  Gegensatz  zur  Freihandelslehre  er- 
folgte, darüber  vgl.  im  vorigen  Kapitel  die 
Ausführungen  über  Fichte  und  Hestermann, 
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2)  Die  deutsche  Freihandelspartei  zur  Zeit 
ihrer  Blüte,  Jena  1903,  p.  73. 

3)  Ges.  Sehr.  I,  27. 

4)  1.  c.  p.  29. 

5)  1-  c.  p.  30- 

6)  Dieses  »gelegentlich«  beraubt  das  gol- 
dene Gesetz  eigentlich  seines  Charakters  als 
Gesetz,  es  sei  denn,  daß  diese  »gelegentlichen« 
Ereignisse  auch  naturgesetzlich  zum  Eintreten 
verpflichtet  seien! 

7)  1-  c.  p.  32/33- 

8)  1.  c.  p.  35. 

9)  Daß  dies  eine  ganz  falsche  Definition 
der  Begriffe  »gelernter«  und  »ungelernter  Ar- 
beiter« ist,  die  Prince- Smith  aber  doch  offen- 
bar im  Auge  hat,  braucht  nicht  näher  ausge- 
führt zu  werden.  Es  leuchtet  ein,  daß  auch 
die  ungelernten  Arbeiter  sehr  wohl  »in  den 
kapitalistischen  Betrieb  eingereiht«  sein  und 
von  den  »kapitalistischen  Hilfsmitteln  unter- 
stützt« sein  können,  ja  daß  gerade  die  heute 
mögliche  massenhafte  Verwendung  ungelernter 
Arbeiter  erst  im  kapitalistischen,  hochent- 
wickelt maschinellen  Betrieb  durchgeführt  wer- 
den konnte. 

10)  1.  c.  p.  37. 

11)  ].  c.  p.  40.  Es  mag  dabei  bemerkt 
werden,  daß  das  »ererbt  haben«  dem  Indivi- 
dualismus der  Freihandelslehre  eigentlich  nicht 
sehr  entspricht. 

12)  1.  c.  p.  41. 

13)  1.  c.  p.  42. 

14)  Vierteljahrsschrift  1870,  I,  66;  Ges. 
Sehr.  I,  400. 

15)  Gehalten  am  20.  Januar  1870  in  Berlin. 

16)  Prince-Smith  war  1869  nach  Lettes 
Tode  Präsident  der  Ständigen  Deputation  des 
Kongr.  D.  V.  geworden  und  damit  der  auch 
offiziell  anerkannte  Führer  der  »Deutschen 
Volkswirte«.  Außerdem  war  er  Mitglied  des 
Deutschen  Reichstages  und  hatte  die  hervor- 
ragendsten P'ührer  verschiedener  politischer 
Parteien  in  dem  »Comite  der  Vereinigung 
Deutscher  Freihändler«  zusammengebracht, 
unter  ihnen  auch  der  spätere  preußische  Staats- 
minister Dr.  Lucius. 

17)  Vierteljahrsschrift  1867,  IV,  139; 
Ges.  Sehr.  I,  327. 


18)  »Wohlweislich  nicht  in  der  Volks- 
wirtschaftlichen« fügt  Prince-Smith  dieser 
Angabe  in  Parenthese  bei.  —  Engel,  der 
Direktor  des  Kgl.  Preußischen  Statistischen 
Bureaus,  gehörte  übrigens  sowohl  dem  Kongr. 
Deutscher  Volkswirte  als  auch  später  zugleich 
dem  Verein  für  Sozialpolitik  als  Mitglied  an, 
was  Ende  der  siebziger  und  Anfang  der  acht- 
ziger Jahre  bei  einer  Reihe  von  Mitgliedern 
des  K.  D.  V.  der  Fall  war,  die  das  Manchester- 
tum  allmähhcli  vergessen  lassen  wollten,  teils 
aus  besserer  Überzeugung,  teils  weil  es  schon 
kompromittierend  wurde,  zu  seinen  Anhängern 
zu  zählen. 

19)  1.  c.  p.  333. 

20)  1.  c.  p.  335. 

21)  Vierteljahrsschrift  1869,  I,  107;  Ges. 
Sehr.  I,  357. 

22)  1.  c.  p.  398. 

23)  1.  c.  p.  366. 

24)  Vgl.  Gustav  Schmoller,  Grundriß  der 
Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre,  I.  Teil, 
4.  Auflage.  Leipzig  1901.  Dort  heißt  es 
gegen  Marx :  »Schon  das  ganze  Operieren  mit 
dem  Begriff  des  »Kapitalisten«  ist  eine  Ge- 
dankenlosigkeit. Nicht  der  Kapitalist,  sondern 
der  Marktkenner  und  Marktbeherrscher  ist 
der,  welcher  heute  leicht  mehr  Werte  als  die 
übrigen  Gesellschaftsklassen  erwirbt.«  (p.  97) 

25)  Ges.  Sehr.  II,  261. 

26)  1886,  I,  130. 

27)  Die  Gewinnbeteiligung.  Untersuchungen 
über  Arbeitslohn  und  Unternehmergewinn. 
Zwei  Teile.  Leipzig  1878.  In  diesem  Werke 
berichtet  Böhmert  über  eine  große  Reihe  von 
landwirtschaftlichen  und  industriellen  Betrieben 
in  verschiedenen  Ländern,  in  denen  die  Ar- 
beiter in  irgend  einer  Fomi  eine  Gewinnbe- 
teiligung genießen,  entweder  mit  Anteil  oder 
ohne  Anteil  am  Geschäft  (in  letzterem  Falle 
also  ohne  Mitleidenschaft  an  evtl.  Verlusten), 
oder  endlich  nur  in  Form  von  Prämien,  Grati- 
fikationen etc.  Die  allgemeinen  Schlußfol- 
gerungen, zu  denen  B.  als  Ergebnis  der  Unter- 
suchung der  Verhältnisse  in  diesen  Betrieben 
gelangt,  sind  im  Text  zusammengefaßt  mit- 
geteilt. 

28)  1885,  III,  178. 

29)  1885,  IV,  145. 
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30)  Das  konstitiitionelle  System  im  Fabrik- 
betriebe, Gotha  1900;  2.  Auü.  1905. 

31)  Ber.  ü.  d.  Verhdl.  d.  XXII.  Kongr.  D.V. 
1885,  p.  73- 

32)  Artikel  »Lohn«  im  HWV,  p.  556. 

33)  Wobei  Emminghaus  offenbar  lebens- 
länglich angestellte  Arbeiter  im  Auge  hat, 
denn  ein  jeder  andere  würde  wohl  bei  an- 
dauernd schlechter  Arbeitsleistung  —  ent- 
lassen werden ! 

34)  Vierteljahrsschrift  1886,  I  131. 

35)  Ber.  ü.  d.  Verhdl.  d.  XXII.  Kongr.  D.V., 
p.  118. 

36)  Ges.  Sehr, 

37)  Sozialismus  und  Arbeiterfrage.  Zürich 
1872. 

38)  Vgl.  Anmerkung  2  dieses  Kapitels. 

39)  Sozialismus  und  soziale  Bewegung  im 
19.  Jahrhundert,  5.  Aufl.    Jena  1905,  p.  147. 

40)  In  Thomas  Coopers  Autobiographie, 
zitiert  nach  Schippel,  Sozial.  Monatshefte  1900, 
P-  544- 

41)  Aus  dem  literar.  Nachlaß  von  Karl 
Marx,  Friedrich  Engels  und  Ferd.  Lassalle. 
Hrsg.  V.  F.  Mehring.  IL  Bd.  Stuttgart  1902. 
p.  431. 

42)  Lohnarbeit  und  Kapital  1849. 

43)  Vom  31.  Juli  1848.  Lit.  Nachl.  IIL  Bd., 
p.  118  u.  119. 

44)  Gehalten  am  9.  Januar  1849  in  der 
Demokratischen  Gesellschaft  in  Brüssel.  (Das 
Datum  wird  übrigens  verschieden  angegeben.) 
Erstmals  deutsch  veröffentlicht  als  Anhang 
II  zu  Marx'  »Elend  der  Philosophie«,  Stuttgart 
1885,  p.  188. 

45)  Später  im  »Kapital«  heißt  es  immer 
Arbeitskraft. 

46)  Was  sagt  die  Nationalökonomie,  p.  79. 

47)  Das  Produzenteninteresse  der  Arbeiter 
und  die  Handelsfreiheit,  Jena  1903,  p.  8, 
10  u.  12.  —  Wenn  Dietzel  behauptet,  die 
Zitierung  Rodbertus'  sei  eine  »arge  Irreführung 
des  geneigten  Lesers«,  so  hätte  er  doch  nicht  im 
selben  Satz  etwas  tun  sollen,  was  weit  schlimmer 
ist,  abgesehen  davon,  daß  sein  Vorwurf  Oncken 
gar  nicht  trifft,  da  an  der  fraglichen  Stelle  Rod- 
bertus durchaus  zu  Recht  zitiert  ist.  Was  tut 
aber  Dietzel?  Er  zitiert  in  seiner  Schrift,  die 
das  Produzenteninteresse  der  Arbeiter  an 


der  Handelsfreiheit  nachweisen  soll,  einen  Satz 
von  Rodbertus,  der  sich  lediglich  auf  die 
Schutzzölle  im  allgemeinen  bezieht,  und  ver- 
gißt alle  die  Stellen,  an  denen  Rodbertus 
sich  scharf  gegen  das  naturgesetzliche  Man- 
chestertum  auf  sozialem  Gebiete  äußert,  und 
die  von  den  Nachteilen  handeln,  die  der 
arbeitenden  Klasse  aus  dem  Freihandel  er- 
wachsen. Das  sollte  derselbe  Dietzel,  der 
Rodbertus  eine  spezielle  Schrift  gewidmet 
hat,  doch  nicht  vergessen  dürfen! 

48)  Vgl.  Schippeis  Referat  auf  dem  Sozial- 
demokr.  Parteitag  in  Stuttgart  1898  und  seine 
»Grundzüge  der  Handelspolitik«,  Berlin  und 
Bern  1902. 

49)  1901,  Bd.  I,  p,  loi. 

50)  Unter  den  Gründern  des  Vereins 
spielten  die  Professoren  der  Nationalökonomie 
Hildebrand,  Wagner,  Schmoller,  Schönberg, 
Conrad,  Knapp,  Brentano,  Holtzendorff  u.  a. 
die  Hauptrolle. 

51)  Vgl.  Else  Conrad,  Der  Verein  für  Sozial- 
politik und  seine  Wirksamkeit  auf  dem  Gebiet 
der  gewerblichen  Arbeiterfrage.  Jena  1906. 

52)  Vgl.  Ludolf  Grambow,  Die  deutsche 
Freihandelspartei  zur  Zeit  ihrer  Blüte,  Jena 
1903.  Gibt  die  Geschichte  der  praktischen 
Wirksamkeit  des  Kongresses  deutscher  Volks- 
wirte (1858— 1885). 

53)  Typisch  für  den  Verein  ist  die  Angst 
vor  irgend  welchen  festen  Beschlüssen,  sei 
es  auch  nur  in  Form  von  Resolutionen. 
Bereits  auf  der  Eisenacher  Versammlung  trat 
sie  hervor  und  hat  den  Verein  nur  selten 
verlassen.  In  der  ersten  Sitzung  der  Eise- 
nacher Verhandlungen  fiel  folgende  Bemerkung 
des  Dr.  Max  Hirsch:  »Meine  Herren!  Wenn 
Sie  nicht  einmal  imstande  sind,  in  dieser 
Arbeiterschutzfrage  einen  Beschluß  zu  fassen, 
dann  erkläre  ich  die  ganze  Versammlung  für 
unnütz!«  Der  Vorstand  aber  vermied  es 
stets  ängstlich,  sich  mit  irgend  welchen  seiner 
Mitglieder  in  Widerspruch  zu  setzen,  weil  er 
fürchten  mußte,  daß  dann  der  lose  Kitt,  der 
sie  beieinander  hielt,  auch  noch  zerbröckeln 
möchte;  deshalb  durften  selten  Beschlüsse 
gefaßt  werden.  Daß  solche  Halbheit  und 
Unsicherheit  dem  Verein  für  Sozialpolitik 
nicht  das  Ansehen  und   die  praktische  Be- 
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deutung  geben  konnten,  die  der  Kongreß 
Deutscher  Volkswirte  —  obwohl  an  wissen- 
schaftlicher Qualität  nicht  auf  der  Höhe  des 
V.  f.  Sozp.  —  lange  Zeit  besaß,  ist  ganz  er- 
klärlich. 

54)  Verhandlungen  der  Eisenacher  Ver- 
sammlung, Leipzig  1873,  p.  I. 

55)  1-  c.  p.  2. 

56)  Separatabdruck  aus  den  »Verhandlungen 
der  kirchlichen  Oktoberversammlung  in  Berlin«, 
Berlin  1872. 

57)  Ludwig  Stein,  Die  soziale  Frage  im 
Lichte  der  Philosophie.  2.  Aufl.  Stuttgart  1903. 
p.  407. 

VI.  Kapitel 

1)  Ursprünglich  bedeutete  »freetrade«  nur, 
daß  alle  Kaufleute  eines  Landes  gleichberechtigt 
sein  sollten,  und  das  Wort  war  somit  nur 
gegen  die  Privilegierung  einzelner  Gesellschaften 
gerichtet.  Später  verstand  man  darunter  das 
Nichtvorhandensein  von  Einfuhrverboten,  also 
die  Freiheit,  überhaupt  Handel  zu  treiben. 
Die  Existenz  von  Zöllen  und  die  Bevorzugung 
der  eigenen  Nation  vor  fremden  Nationen  war 
so  selbstverständlich,  daß  es  keinem  dieser 
»freetraders«  in  den  Sinn  kommen  konnte,  eine 
andere  Forderung  zu  stellen.  Gerade  das,  was 
das  Spezifikum  unseres  heutigen  »Freihandels« 
ausmacht,  die  gleiche  Freiheit  aller  im 
internationalen  Handel  und  die  völlige  Ab- 
wesenheit von  Zöllen,  fehlt  dem  alten 
Begriff  des  freetrade  vollkommen.  Vgl.  Anm.  46 
auf  S.  121  und  zu  den  dort  genannten  Stellen 
noch  Leser,  Artikel  »Freihandelslehre«  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 

2)  Ideen  zu  einem  Versuch,  die  Grenzen 
der  Wirksamkeit  des  Staates  zu  bestimmen, 
Breslau  185 1.    Neuausgabe  bei  Reclam. 

3)  Laboulaye,  L'etat  et  ses  limites.  1863. 
Mill,  Essay  on  liberty.  1859.  (Deutsch  von 
Pickford,  1860.) 

4)  HWV,  p.  441. 

5)  Berlin  1873;  Ges.  Sehr.  I,  133. 

6)  1.  c.  p.  185. 

7)  1.  c.  p.  186. 

8)  Der.  Staat  und  die  Volkswirtschaft, 
Berlin  1879,  p.  9. 

Becker,  Das  deutsche  Manchestertum . 


9)  Zur  Entstehungsgeschichte  der  heutigen 
reaktionären  Wirtschaftspolitik,  Berlin  1879, 
p.  12. 

10)  1.  c.  p.  35.  Im  Mai  1879  hatte  be- 
kanntlich die  erste  Beratung  der  neuen  Tarif- 
vorlage im  Reichstage  stattgefunden,  anläßlich 
deren  Bismarck  seinen  Systemwechsel,  den 
Übergang   zum  Schutzzollsystem  begründete. 

11)  Scheinbare  und  wirkliche  Sozialreform, 
Berlin  1888. 

12)  Ungefähr  dasselbe  hat  auch  Dietzel  in 
seinen  Schriften  »Kornzoll  und  Sozialreform«, 
Berlin  1901,  »Sozialpolitik  und  Handels- 
politik«, Berlin  1902,  und  in  der  bereits  ge- 
nannten Schrift  »Das  Produzenteninteresse  der 
Arbeiter  und  die  Handelsfreiheit«,  Jena  1903, 
beweisen  wollen.  » Manches teriiche  Tarif- 
reform wäre  ein  vStück  Sozialreform.«  — 
Ähnlich  auch  Paul  Arnd,  Der  Schutz  der 
nationalen  Arbeit,  Jena  1902.  Auch  Lexis 
vertritt  die  gleiche  Anschauung  im  »Handw. 
d.  Staatsw.«  Artikel  »Schutzzollsystem«,  wo  er 
hohe  Löhne  und  Freihandel,  niedrige  Löhne 
und  Schutzzoll  parallel  setzt.  —  Vergl.  da- 
gegen Diehl,  »Kornzoll  und  Sozialreform«, 
Jena  1901,  und  die  mehrfach  zitierte  Schrift 
von  Oncken,  »Was  sagt  die  Nationalökonomie 
als  Wissenschaft  über  die  Bedeutung  hoher 
und  niedriger  Getreidepreise?«,  Berlin  1901, 
und  Schippel,  »Grundzüge  der  Handelspolitik«, 
Berlin  1902. 

13)  Gegen  den  Staatssozialismus,  Berlin  1884. 

14)  Die  indirekte  Steuer  und  die  Lage  der 
arbeitenden  Klassen,  Zürich  1863;  F.  Lassalles 
Reden  und  Schriften,  hersg.  von  E.  Bernstein, 
Berlin  1893,  2.  Band,  p.  388. 

15)  Im  Original  nicht  gesperrt. 

16)  Der  Staat  und  die  Volkswirtschaft, 
Leipzig  1863. 

17)  1.  c.  p.  175. 

18)  1.  c.  p.  221  ff. 

19)  Berlin  1847. 

20)  Wir  wissen,  daß  die  Physiokraten  aus 
ganz  anderen  Motiven  und  unter  ganz  anderen 
Voraussetzungen  Freihändler  waren,  als  die 
Vertreter  des  Manchestertums  oder  die  mo- 
dernen Freihändler  überhaupt.  Vgl.  Oncken, 
Gesch.  d.  Nationalök.,  I.  Teil,  p.  371. 
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21)  Daß  dieser  Gedanke  im  Sinne  des  radi- 
kalen Freihandels  logisch  entwickelt  ist,  kann 
kaum  bestritten  werden.  Praktisch  betrachtet, 
nimmt  sich  diese  Steigerung  allerdings  fast  wie 
eine  Parodie  auf  den  Freihandel  aus.  Man 
vergl.  übrigens  hiermit  Fichtes  Geschlossenen 
Handelsstaat,  dessen  Ziel  es  gerade  ist,  aus- 
ländische Produkte,  die  im  Inlande  nicht  her- 
stellbar sind,  durch  Surrogate  zu  ersetzen. 

22)  Gesch.  d.  Nationalök.,  I.  Teil,  p.  47. 

Schlußwort 

1)  Prince-Smith  schreibt  z.B.  einmal:  »Die 
politischen  Systeme  der  europäischen  Konti- 
nentalmächte wählen  gute  Mittel  zu  ihrem 
Zwecke ;  aber  ihr  Zweck  ist  an  sich  schlecht 
gewählt.«  (Ges.  Sehr.  II,  147.)  Damit  gesteht 
er  eigentlich  die  relative  Berechtigung  des 
Schutzzollsystems  zu ;  nur  fordert  er  eine  völlige 
Revolutionierung  der  Verhältnisse,  die  der 
Freihandel  ermöglichen  würde.  Diese  Konse- 
quenz hat  er  zwar  nicht  gezogen,  sie  liegt  aber 
implicite  in  seinen  Worten,  die  jedenfalls  be- 
weisen, daß  er  den  Freihandel  letzten  Endes 
nicht  als  ein  theoretisch  dem  Schutzzoll  paral- 
leles Mittel  ansieht,  sondern  daß  er  mit  dem 
Freihandel  auch  Zwecke  verbindet,  die  das 
Schutzzollsystem  überhaupt  nicht  erreichen  will. 
Demgegenüber  wird  freilich  von  vielen  anderen 
P  reihändlern  der  Schutzzoll  nicht  als  ein  gutes 
Mittel  zu  einem  schlechten  Zweck  angesehen, 
sondern  als  ein  schlechtes,  untaugliches  Mittel 
zu  einem  Zweck,  den  man  weder  billigt  noch 
mißbilligt,  der  erreicht  werden  kann,  wenn  es 
gerade  geht,  der  aber  nicht  besonders  ange- 
strebt werden  soll,  und  der  jedenfalls  durch 
den  Schutzzoll  als  Mittel  nicht  zu  erreichen 
ist.  Gegenüber  dieser  Auffassung  ist  Prince- 
Smith  abermals  seinen  Gesinnungsgenossen  an 
Konsequenz  entschieden  voraus. 

2)  Artikel  »Volkswirtschaft«  im  HWV, 
p.  985.  Auf  die  Methodenfrage  hier  in  Kürze 
einzugehen,  erschien  bei  dem  noch  immer  fort- 
dauernden Streit  über  diese  Frage  nicht  an- 
gebracht. Das  soll  in  einer  Darstellung  des 
Kampfes  zwischen  der  absterbenden  Frei- 
handelspartei (»Kongreß  Deutscher  Volks- 
wirte«)  und  dem   aufkommenden  Katheder- 


sozialismus (»Verein  für  Sozialpolitik«)  ge- 
schehen, die  der  Verfasser  in  nicht  zu  ferner 
Zeit  geben  zu  können  hofft.  Aus  den  eigen- 
tümlichen Verschmelzungsprodukten,  die  dieser 
Kampf  z.  T.  gezeitigt  hat,  v^^ird  sich  vielleicht 
ergeben,  daß  die  Differenzen  gar  nicht  so 
groß  waren,  wie  es  den  »Jüngeren«  in  der 
ersten  Kampfeshitze  schien,  und  daß  es  im 
Grunde  ganz  andere  Gegensätze  sind,  um 
die  sich  der  Kampf  in  der  Nationalökonomie 
drehen  wird.  Denn  die  Renaissance  der  klas- 
sischen Nationalökonomie  —  mutatis  mutandis ! 
—  wird  jedenfalls  gleich  weit  vom  Manchester- 
tum  und  vom  Kathedersozialismus  abrücken 
müssen.  Vgl.  über  die  Methodenfrage  Oncken, 
Gesch.  d.  Nationalökonomie.  I.  Teil,  Einlei- 
tung; ferner  Schüller,  Die  klassische  National- 
ökonomie und  ihre  Gegner,  Berlin  1895, 
sowie  Die  AVirtschaftspolitik  der  historischen 
Schule,  Berlin  1899,  und  Lifschitz,  Adam 
Smiths  Methode  im  Lichte  der  deutschen 
nationalökonomischen  Literatur  des  19.  Jahr- 
hunderts, Bern  1906.  In  diesen  Schriften 
findet  sich  auch  die  gesamte  Literatur  zum 
Methodenstreit  angegeben. 

3)  Kapital  und  Arbeit,  Berlin  1864;  Red. 
u.  Sehr.,  ed.  Bernstein,  3.  Bd,  p.  190. 

4)  1.  c.  p.  1 10. 

5)  1.  c.  p.  261. 

6)  Die  Maxime  laissez  faire  et  laissez  passer, 
p.  131. 

7)  Gegen  den  Strom !  Eine  Kritik  der 
Handelspolitik  des  Deutschen  Reiches  an  der 
Hand  der  Careyschen  Forschungen  von  Wil- 
helm von  Kardorff -Wabnitz,  Berlin  1875. 

8)  Freihandel,  auch  ohne  Reziprozität! 
HandeispoKtische  Studie  von  Dr.  Viktor  Mar- 
cus, Bremen  1879. 

9)  Berlin  1877. 

10)  Schutzzoll  und  Freihandel,  die  Voraus- 
setzungen und  Grenzen  ihrer  Berechtigung, 
Wien-Leipzig  1905. 

11)  Vgl.  »Rodbertus«  von  Karl  Jentsch, 
Stuttgart  1899,  P-  79- 

12)  Sozial.  Monatshefte  1900,  p.  88. 

13)  Neudeutsche  Wirtschaftspolitik,  Berlin- 
Schöneberg  1906. 

14)  1.  c.  p.  184. 

15)  1.  c.  p.  186. 
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16)  1.  c.  p.  199. 

17)  1.  c.  p.  200. 

18)  1.  c.  p.  403.  Der  Aufzählung  der  ver- 
schiedenen Momente,  die  der  Durchführung 
des  Freihandels  im  Wege  ständen,  fügt  Nau- 
mann hinzu:  »Man  sieht,  daß  die  eigentlich 
großen  Trümpfe  in  diesem  Spiel  garnicht 
wirtschaftliche  Gründe  sind.  Alle  wirtschaft- 
liche Debatte  ist  nur  Begleiterscheinung  eines 
bitteren  Kampfes  um  die  Macht  im  Staat. 
Die  jetzigen  Führer  der  Zollbewegung  waren 
bis  vor  30  Jahren  selber  Freihändler.  Damals 
war  der  Freihandel  für  sie  der  Weg  zur  Macht. 
Sie  würden  nichts  gegen  den  Freihandel  haben, 
wenn  er  sie  in  ihrer  Macht  beließe.  Es  ist 
also  der  Zoll  niemals  als  reine  Wirtschafts- 
maßregel zu  begreifen.  Als  solche  wird  und 
muß  er  unverständlich  bleiben.  Er  ist  ein 
Eingriff  des  politischen  Wollens  in 
die  Wirtschaft.«    So  selbstverständlich  der 


letzte  Satz  und  so  richtig  auch  der  Grund- 
gedanke der  vorhergehenden  Ausführungen  ist, 
so  sicher  sind  diese  weit  übertrieben ,  bzw. 
wird  in  ihnen  Ursache  mit  Wirkung  ver- 
wechselt! Denn  die  politischen  Wirkungen 
des  Schutzzollsystems  oder  des  Freihandels 
haben  doch  eben  bestimmte  wirtschaftliche 
Gestaltungen  bzw.  Veränderungen  zur  Vor- 
aussetzung, die  also  die  primäre  Folge  des 
Zolles  oder  der  Zollosigkeit  sind. 

19)  1.  c.  p.  397. 

20)  1.  c.  p.  400. 

21)  Die  Erneuerung  des  Liberalismus.  Ein 
politischer  Weckruf  von  Dr.  Theodor  Barth 
und  D.  Friedrich  Naumann,  Berlin  -  Schöne- 
berg 1906. 

22)  Stein,  Die  soziale  Frage  im  Lichte  der 
Philosophie,  2.  Aufl.  Stuttgart  1903,  p.  440. 

23)  Oncken,  Die  Maxime  laissez  faire  et 
laissez  passer,  Bern  1886,  p.  130. 
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wirtschaftl.  Abhandlungen.    VIII.  Band.    3.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  3.20  M. 

»Eins  von  den  Büchern ,  die  wir  brauchen :   sorgfältige  ortsgeschichtliche  Untersuchung  be- 
stimmter Entwicklungsreihen  auf  Grund  eingehender  Lokalkenntnis.« 

Vierteljahrsschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte. 


Grundrente,  Grundkredit  und  die  Entwickelung  der  Grundstückspreise  in  Karlsruhe 
und  Vergleich  mit  den  entsprechenden  Verhältnissen  in  Mannheim  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  derzeitigen  Krise  im  Baugewerbe.  Nach  amtlichem  Material 
bearbeitet  von  FRIEDR.  CARL  FREUDENBERG.  —  Preis  2.40  M. 


Bodenwerte,  Bau-  und  Bodenpolitik  in  Freiburg  i.  Br.  während  der  letzten 

40  Jahre  (1863-1902).  Von  Dr.  WILHELM  MEWES.  (Volkswirtschaft!. 
Abhandlungen.    VII.  Band.    3.  Heft.)  —  Preis  2  M. 

»Die  Abhandlung  ist  mit  großem  Fleiße  und  methodischer  Gründlichkeit  gearbeitet.« 

Kritische  Blätter  für  die  ges.  Sozial  Wissenschaften. 
»Ich  begnüge  mich  mit  der  Hervorhebung  des  Gesamtwertes  der  Arbeit,  die  ich  als  einen  aus- 
gezeichneten Beitrag  zur  Wohnungsfrage  bezeichnen  möchte.«  Frankfurter  Zeitung. 


Studien  zur  Bevölkerungsbewegung  in  Deutschland  in  den  letzten  Jahrzehnten 

mit  besonderer  Berücksichtigung  der  ehelichen  Fruchtbarkeit.    Von  Dr.  PAUL 

MOMBERT,  Privatdozent  an  der  Universität  Freiburg  i.  Br.  —  Preis  8  M. 

Mombert  faßt  seine  Schlußfolgerungen  in  folgenden  Worten  zusammen:  »So  können  also  die 
vorstehenden  Untersuchungen  als  ein  Nachweis  dafür  betrachtet  werden,  daß  das  Sinken  der  ehelichen 
Fruchtbarkeit  in  den  letzten  Jahrzehnten  auf  die  gleichzeitige  Zunahme  von  Wohlstand  und  Kultur 
zurückzuführen  ist.« 


Die  Einwohnerschaft  der  Stadt  Durlach  im  18.  Jahrhundert  in  ihren  wirtschaft- 
lichen und  kulturgeschichlichen  Verhältnissen  dargestellt  aus  ihren  Stammtafeln. 
Im  Auftrage  des  Großherzoglich  Badischen  Ministeriums  der  Justiz,  des  Kultus 
und  Unterrichts  bearbeitet  und  herausgegeben  von  Dr.  OTTO  KONRAD 
ROLLER.  —  Preis  9  M. 

Diese  interessanee  Arbeit  ist  ein  erster  Versuch,  genealogische  Arbeitsmethoden  zur  Beleuch- 
tung wirtschaftlicher  Verhältnisse  zu  verwenden.    Darin  liegt  eine  Hauptbedeutung. 


Die  Dezentralisation  der  Industrie  und  der  Arbeiterschaft  im  Großherzogtum 

Baden  und  die  Verbreitung  des  Mehrfamilienhauses  auf  dem  Lande.  Von  Dr. 
R.  F.  WALLI.  (Volkswirtschaf tl.  Abhandlungen.  VIII.  Band.  4.  Ergänzungs- 
heft.) —  Preis  im  Abonnement  3  M.,  im  Einzelverkauf  3.80  M. 

»Da  die  Literatur  über  diese  Frage  wenig  zahlreich  ist  und  für  Baden  so  gut  wie  ganz  fehlt, 
darf  die  Wallische  Schrift  besonderes  Interesse  beanspruchen.  Sie  beruht  zum  großen  Teil  auf  eigenen 
Erhebungen  des  Verfassers  und  bringt  reiches  statistisches  Material  über  die  Verteilung  der  Arbeiter 
auf  Stadt  und  Land,  sowie  über  die  Verbreitung  des  Mehrfamilienhauses  auf  dem  Lande.  Die  durch 
diese  Bauart  bedingten  Wohnungsverhäknisse  werden  nach  ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen  Bedeutung 
scharf  beleuchtet  und  kritisiert.«  Frankfurter  Zeitung. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 


G.  Braunsche  Hofbuchdruckerei  und  Verlag,  Karlsruhe. 


Geschichte  des  badischen  Gütertarifwesens  bis  zur  Tarifreform  1877.  Von 

Dr.  HEINRICH  FUCHS.  (Volkswirtschaft!.  Abhandlungen.  IX.  Band.  5.  Heft.) 
—  Preis  im  Abonnement  i.6o  M.,  im  Einzelverkauf  1.80  M. 


Studien  über  die  Wirkwarenindustrie  in  Limbach  i.  Sa.  und  Umgebung.  Von 

Dr.  WILFRID  GREIF.  (Volkswirtschaf d.  Abhandlungen.  IX.  Band.  2.  Er- 
gänzungsheft.) —  Preis  im  Abonnement  1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 

Der  Zweck  der  vorliegenden  Arbeit  ist  nicht,  ein  vollständiges,  abgeschlossenes  Bild  von  der 
Limbacher  Wirkerei  und  der  seiner  Umgebung  zu  geben.  Sie  soll  vielmehr,  ohne  sich  allzusehr  in 
Details  zu  verlieren  ,  dem  Leser  einen  Gesamtüberblick  über  die  .wirtschaftlichen  Zustände  dieser  In- 
dustrie —  gewissermaßen  aus  der  Vogelperspektive  —  eröffnen. 


Die  Lederwarenindustrie  in  Offenbach  am  Main  und  Umgebung.   Von  Dr. 

LUDWIG  HAGER.  (Volkswirtschaf tl.  Abhandlungen.  VIII.  Band.  3.  Heft.) 
—  Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzelverkauf  3  M. 

»Die  Sorgfalt,  mit  welcher  der  Verfasser  den  hier  obwaltenden  und  sozialwissenschaftHch  vor 
allen  anderen  Materien  das  Interesse  in  Anspruch  nehmenden  verwickelten  Beziehungen  zwischen  Lohn- 
arbeit, Hausindustrie  und  Heimarbeit  gerecht  zu  werden  versucht,  verdient  die  vollste  Anerkennung, 
und  die  Darstellung  darf  als  eine  völlig  sachentsprechende  und  in  hohem  Grade  belehrende  bezeichnet 
werden.«  Kritische  Blätter  für  die  ges.  Sozial  Wissenschaften. 


Die  älteste  deutsche  Gewerkschaft:  Die  Organisation  der  Tabakarbeiter  und 

Zigarrenarbeiter  bis  zum  Erlasse  des  Sozialistengesetzes.  Von  Dr.  FRANZ 
KLÜSS.  (Volkswirtschaft!.  Abhandlungen.  VIII.  Band.  2.  Ergänzvmgsheft.) 
—  Preis  im  Abonnement  1.60  M.,  im  Einzelverkauf  2  M. 

»Im  Gegensatz  zu  der  Geschichte  der  bremischen  Organisation  wird  hier  der  Versuch  gemacht, 
nicht  nur  Tatsachengruppen  aneinander  zu  reihen,  sondern  die  Fäden  der  Entwicklung  aufzudecken : 
einerseits  den  Einfluß  der  starken  Persönlichkeit  des  Gründers,  anderseits  die  Zusammenhänge  mit  der 
wirtschaftlichen,  politischen  und  allgemeinen  Zeitgeschichte.  Das  ist  dem  Autor  gut  gelungen  und 
gerade  das  verleiht  der  Schrift  besonderen  Reiz  und  Wert.« 

Kritische  Blätter  für  die  ges.  Sozial  Wissenschaften. 


Das  Tarifwesen  in  der  Personenbeförderung  der  transozeanischen  Dampf- 
schiffahrt. Von  Dr.  ROBERT  SCHACHNER.  (Volks wir tschaftl.  Abhand- 
lungen. VII.  Band  2.  Heft.)  —  Preis  im  Abonnement  4  M. ,  im  Einzel- 
verkauf 5  M. 

»Schachner  füllt  mit  der  vorliegenden  Darstellung  eine  in  nationalökonomischen  Fachkreisen  in 
steigendem  Maße  empfundene  literarische  Lücke  aus.  Diese  unumwundene  Anerkennung  gebührt  eben- 
sowohl der  sachlichen  Darstellung,  wie  vor  allem  auch  der  methodischen  Anordnung  des  Stoffes.« 

Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 


Frachtsatz  und  Transportmenge  unter  Zugrundelegung  der  Verhältnisse  des  Mann- 
heimer Weizenhandels  nach  der  Schweiz.  Von  ALFRED  SCHNEIDER. 
(Volkswirtschaft!.  Abhandlungen.  IX.  Band.  3.  Heft.)  —  Preis  im  Abonne- 
ment — .90  M.,  im  Einzelverkauf  1.20  M. 

Mit  der  vorliegenden  Abhandlung  soll  eine  Untersuchung  über  die  Eisenbahnfrachtpolitik  und 
die  ihr  verwandten  Gebiete  der  Öffentlichkeit  übergeben  und  damit  zu  gleicher  Zeit  der  Versuch 
gemacht  werden,  das  Interesse  der  Wissenschaft,  sowie  auch  interessierte  Kreise  des  Publikums  auf 
denienigen  Teil  der  volkswirtschaftlichen  Theorie  zu  lenken,  der  bis  jetzt,  trotz  seiner  Aktualität  unver- 
hältnismäßig spärlich  und  in  der  Hauptsache  nur  in  größeren  Werken  eingehend  behandelt  worden  ist. 

Die  Tarife  der  deutschen  Strassenbahnen,  ihre  Technik  und  wirtschaftliche 

Bedeutung.  Von  Dr.  LOTHAR  WEISS.  ( Volkswirtschaf  tl.  Abhandlungen. 
VII.  Band.  3.  Ergänzungsheft.)  —  Preis  im  Abonnement  2.40  M.,  im  Einzel- 
verkauf 3.20  M. 

»Wir  freuen  uns,  die  verständige  und  fleißige  Arbeit  der  Beachtung  unserer  Leser  angelegent- 
lichst empfehlen  zu  können.«  Literar.  Mitteilungen  der  Apnalen  des  Deutschen  Reichs. 


Die  Industrie  emaillierter  Blechgeschirre  in  Deutschland.    Von  Dr.  HERM. 

WUPPERMAN.  (Volkswirtschaft!.  Abhandlungen.  IX.  Band.  4.  Ergänzungs- 
heft). —  Preis  im  Abonnement  1.80  M.,  im  Einzelverkauf  2.40  M. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 


G.  Braunsche  Hofbuchdruckerei  und  Verlag,  Karlsruhe  i.  B. 


Kartell' 

Zeitschrift  für  Kartellwesen  und  verwandte 
Gebiete 

Herausgeber:  Dr.  S.  Tschierschky-Düsseldorf. 

Den  Bestrebungen  auf  intensivere  Organisation  in  Industrie  und  Handel,  in 
einer  Zeit,  wo  fast  täglich  jedem  größeren  Industriellen  oder  Handeltreibenden  die 
Notwendigkeit  einer  Konvention  engerer  oder  weiterer  Art  mit  seinen  Konkurrenten 
oder  gegen  dieselben  sich  aufdrängt,  wird  eine  Zeitschrift  wie  die 

„Kartell-Rundschau" 

zum  Bedürfnis  werden. 

Die  »Kartell-Rundschau«  ist  die  einzige  in-  Und  ausländisclie  Zeitschrift, 

die  in  umfassender,  stets  weiter  ausgebauter  Weise  über  die  Kartellentwicklung 

und  Kartellbestrebungen  sämtlicher  Industrien  in  allen  Kulturstaaten  fort- 
laufend unterrichtet.  Außerdem  bietet  die  Zeitschrift,  abgesehen  von  der  Ver- 
öffentlichung grösserer  und  kleinerer  Aufsätze  von  ersten  Fachleuten,  in 
ihrer  juristischen  Rundschau  eine  regelmäßige  Besprechung  wichtiger  Rechts- 
fälle aus  der  Kartellpraxis  und  in  ihrer  fortlaufenden  Bibliographie  eine  zu- 
verlässige Übersicht  über  alle  neuerschienenen  Werke  und  Aufsätze  aus  dem 
Kartellgebiet. 

Abonnementspreis:  ganzjährig  25  Mark. 
Anzeigen:  die  3gespaltene  Petitzeile  40  Pfg. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung  und  direkt  vom  Verlag. 


